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Das landesherrliche Kirchenregiment in Bayern. 
Von 
Dr. Karl Rieker. 


Im Königreiche Bayern ist es gerade so wie in den anderen 
deutschen Staaten: dem Landesherrn kommt im Verhältnis zur 
protestantischen Kirche nicht bloß das jus circa sacra, die Kirchen- 
hoheit zu, ein Recht, das ihm als Staatsoberhaupt allen Kirchen 
im Staatsgebiete gegenüber zusteht, sondern auch das jus in 
sacra, die Kirchengewalt, das Kirchenregiment, oder wie es die 
bayerische VU. nennt, das oberste Episkopat. Während er der 
römisch-katholischen Kirche gegenüber auf die Kirchenhoheit be- 
schränkt ist, steht er zur protestantischen Kirche noch in einem 
besonderen Verhältnisse: er ist der Inhaber und Träger ihres 
Kirehenregimentes. Das landesherrliche Kirchenregiment besteht 
also auch in Bayern. 

Da Bayern ein von Hause aus rein katholisches Land ist, so 
hat sein Landesherr das Kirchenregiment der protestantischen 
Kirche nicht als einen Teil seiner angestammten Landeshoheit gehabt. 
Als aber am Anfang des 19. Jahrhunderts protestantische Terri- 
torien und Städte, wie die Fürstentümer Ansbach und Bayreuth, 
die Reichsstädte Nürnberg, Augsburg, Rothenburg o. T., Nörd- 
lingen u. a. mit dem bisher katholischen Bayern vereinigt wurden, 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIII. 1. 1 


2 Abhandlungen. 


da ist es als selbstverständlich betrachtet; worden, daß der Kurfürst 
und König von Bayern in die von den protestantischen Landes- 
und Stadtobrigkeiten geübten Befugnisse des Kirchenregimentes 
der protestantischen Kirche eintrete und wie in allen anderen 
Stücken so auch in diesem ihr Rechtsnachfolger werde. 

Und so gibt sich auch die Verfassungsurkunde von 1818 
weiter keine Mühe, das landesherrliche Kirchenregiment des Königs 
von Bayern zu begründen oder auch nur ausdrücklich festzusetzen: 
sie spricht von ihm wie von einer selbstverständlichen Einrichtung, 
die keiner Rechtfertigung bedarf; so wenn es im $ 1 des Prote- 
stantenediktes heißt: „Das oberste Episkopat und die 
daraus hervorgehende Leitung der protestantischen innern Kirchen- 
Angelegenheiten soll künftig durch ein selbständiges Ober-Kon- 
sistorium ausgeübt werden, welches dem Staatsministerium des 
Innern (für Kirchen- und Schulangelegenheiten) unmittelbar unter- 
geordnet ist“ und im $ 11 desselben Ediktes: „Der Wirkungskreis 
des Ober-Konsistoriums sowie der ihm untergeordneten Konsi- 
storien in den Kreisen ist demnach beschränkt auf die Gegenstände 
der inneren Kirchen-Policey, auf die Ausübung des mit der 
Staatsgewalt verbundenen Episkopats und die 
Leitung der innern Kirchen-Angelegenheiten“ etc. 

Es ist somit kein Zweifel: in Bayern besteht gerade so wie 
im übrigen Deutschland das Institut des landesherrlichen Kirchen- 
regiments, und zwar ist es ein verfassungsmäßiges Institut, da 
das Protestantenedikt einen Teil der Verfassungsurkunde bildet, 
und kann deshalb nur im Wege der Verfassungsänderung beseitigt 
werden. Wenn man schon behauptet hat, das landesherrliche 
Kirchenregiment sei nicht ein Teil der Verfassung des Staates, 
sondern ein Stück der Verfassung der protestantischen Kirche 
selbst, also ein innerkirchliches Institut!, so trifft dies jedenfalls 
auf Bayern nicht zu: wenn es auch nicht lediglich auf der Ver- 


L Vgl. über diese Theorie Rieker, Die Krisis des landesherrlichen 
Kirchenregiments in Preußen 1848—1850 und ihre kirchenrechtliche Be- 
deutung, in der Zeitschrift für Kirchenrecht Bd. 32 (1901) S. 48. 
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fassungsurkunde beruht (der König von Bayern würde es für sich 
in Anspruch nehmen, auch wenn in der Verfassungsurkunde gar 
nicht davon die Rede wäre, so gut wie der Großherzog von Baden 
dies tut, obgleich in der badischen Verfassungsurkunde das lan- 
desherrliche Kirchenregiment nicht mit einem Worte erwähnt wird), 
so wird es doch von der Verfassungsurkunde als zu Recht be- 
stehend vorausgesetzt und erwähnt, somit ist es keine innerkirch- 
liche Angelegenheit, der König könnte daher nicht lediglich durch 
einfache Willenserklärung oder im Wege der Kirchengesetzgebung 
darauf verzichten. 


I. 


Unsere erste Frage ist nun die nach der rechtlichen Natur 
dieses landesherrlichen Kirchenregiments, eine Frage, die wir nicht 
nach dem gemeinen protestantischen Kirchenrechte zu beantworten 
haben, sondern lediglich nach dem positiven bayerischen Staats- 
und Kirchenrechte. Viel sagt uns dieses freilich nieht über die 
rechtliche Natur des landesherrlichen Kirchenregimentes, doch 
immerhin soviel, daß wir uns einen Begriff davon machen können, 
wie ungefähr sich der Gesetzgeber das landesherrliche Kirchen- 
regiment zurecht gelegt habe. 

Aus dem Namen „Episkopat“, „oberstes Episkopat* (S$ 1 
und 11 des Protestantenedikts) ist über die rechtliche Natur dieses 
Instituts nichts zu erheben; es besteht heutzutage Uebereinstimmung 
darüber, daß er aus einer falschen historischen Ansicht entsprungen 
ist, als ob die Landesherrn in den protestantischen Territorien 
seinerzeit an die Stelle der Bischöfe getreten seien, als ob das 
landesherrliche Kirchenregiment im Reformationszeitalter als ein 
Ersatz für das in Wegfall gekommene bischöfliche Kirchenregiment 
entstanden sei. Es ist das eine Ansicht von der Entstehung des 
landesherrlichen Kirehenregiments, die heutzutage kaunı mehr ver- 
treten wird, weshalb auch die Bezeichnung „landesherrlicher Epi- 
skopat*, „Summepiskopat“ fast allgemein von der zutreffenderen Be- 
zeichnung „landesherrliches Kirchenregiment“ verdrängt worden ist. 

1 * 
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Ist somit aus dem Namen „Episkopat*, „oberstes Episkopat“ 
auf die rechtliche Natur des landesherrlichen Kirchenregiments im 
Sinne des Gesetzgebers kein Schluß zu ziehen. so gestattet dies 
dagegen eine andere Bezeichnung, die der Gesetzgeber wiederholt 
für unser Institut anwendet. Schon in der kirchlichen Gesetzgebung 
der Jahre 1808 und 1809 kommt mehr als einmal da, wo das 
landesherrliche Kirchenregiment gemeint ist, der Ausdruck „die 
vereinigte Staats- und Kirchengewalt* vor (so im organischen Edikt 
vom 8. September 1808 Abschnitt VI Eingangs, dann im Eingang 
des Edikts vom 8. September 1809, in der Konsistorialordnung 
vom gleichen Tage $ 5, im organischen Edikt vom 17. März 1809 
Eingangs, bei Döllinger Bd. VIIL S. 1307, 1308, 1310, 1329). 
Fast derselbe Ausdruck begegnet uns im Protestantenedikt $ 11: 
„das mit der Staatsgewalt verbundene Episkopat und die Leitung 
der innern Kirchen-Angelegenheiten‘“. 

Was bedeutet diese Ausdrucksweise des Gesetzgebers? Das 
Episkopat, oder wie wir lieber sagen: das Kirchenregiment der 
protestantischen Kirche bildet nicht einen Bestandteil der Staats- 
gewalt, so wenig wie die protestantische Kirche einen Teil des 
Staates bildet, sondern ist etwas anderes als die Staatsgewalt, 
aber mit ihr verbunden, und zwar nicht mit der Person des Königs 
verbunden, sondern mit der Staatsgewalt; das will sagen: der 
König ist der Trüger der protestantischen Kirchengewalt nicht 
für seine Person, nicht als Privatmann, sondern als Staatsoberhaupt, 
als Träger der Staatsgewalt: eben weil der König das Staatsober- 
haupt ist, ist er auch das-Öberhaupt der protestantischen Kirche, 
soweit man bei einer christlichen Kirche überhaupt von einem 
menschlichen Öberhaupte reden kann. 

Diese Vereinigung der Staatsgewalt und der protestantischen 
Kirchengewalt in der Person des Monarchen ist also nicht als 
eine bloße Personalunion anzusehen, d. h. als eine rein zufällige 
Verbindung, die jederzeit wieder aufhören kann, sondern als eine 
im Wesen der protestantischen Kirchengewalt begründete Ver- 
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bindung, die nicht beseitigt werden kann, ohne die protestantische 
Kirchengewalt selbst in ihrem Wesen zu verändern. 

Wenn man schon gesagt hat, der Landesherr habe zwar das 
Kirchenregiment der protestantischen Kirche inne, weil er Staats- 
oberhaupt sei, aber er führe es nieht als Staatsoberhaupt, sondern 
als vornehmstes Glied der protestantischen Kirche (praecipuum 
membrum ecelesiae)!, so trifft dies jedenfalls auf Bayern nicht zu, 
auch ganz abgesehen von dem nachher zu erwähnenden Umstande, 
daß in Bayern der Landesherr der katholischen Konfession ange- 
hört. Es trifft hier deshalb nicht zu, weil die protestantische 
Kirchengewalt mit der Staatsgewalt so verbunden ist, daß der- 
jenige, der nach der Verfassung zur Ausübung der Staatsgewalt 
berufen ist, zugleich auch zur Ausübung der protestantischen 
Kirchengewalt berufen ist, weshalb, wenn eine Reichsverwesung 
besteht, der Reichsverweser nach VU. Tit. II $ 17 auch zur Aus- 
übung des landesherrlichen Kirchenregimentes berufen ist. 

Und noch ein Weiteres geht aus der Vereinigung der prote- 
stantischen Kirchengewalt mit der Staatsgewalt hervor. Es wird 
oft behauptet, das landesherrliche Kirchenregiment sei nicht eine 
Herrschaft über die Kirche, sondern ein Amt ın der Kirche, 
ein Dienst an der Kirche: während der Landesherr als Staats- 
oberhaupt herrsche, diene er als Oberhaupt der protestantischen 
Kirche”. Wenn dem so wäre, dann könnte die protestantische 
Kirchengewalt nicht mit der Staatsgewalt vereinigt sein. Aus 
ihrer Vereinigung mit der Staatsgewalt folgt, daß sie der Art 
nach dasselbe ist, wie die Staatsgewalt, nämlich eine Regierungs- 
gewalt, ein Regiment, das durch Befehlen und Anordnen, durch 
Gebieten und Verbieten ausgeübt wird?, sonst wäre ja Ungleich- 
artiges, um nicht zu sagen Unverträgliches, mit einander in der 
Person des Königs vereinigt. 

Die protestantische Kirche im Königreiche Bayern steht somit 


ı Vgl. die 8. 2 Anm. 1 genannte Abhandlung S. 49 ff. 
2 Ebendas. S. 52. 
® Ein „Regierungs-Recht“ im Sinne der VE. Tit. U $ 17. 
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zum Staatsoberhaupt in einem eigentümlichen Verhältnis und unter- 
scheidet sich dadurch von der römisch-katholischen Kirche, der 
gegenüber das Staatsoberhaupt eben nur die Kirchenhoheitsrechte 
des Staates wahrnimmt. Im Verhältnis zur protestantischen Kirche 
ist der Monarch der Inhaber ihres Kirchenregimentes und der 
Träger der Kirchenhoheitsreehte. Nun lassen sich in der Theorie 
diese beiden Seiten wohl von einander scheiden. Wir sehen dies 
am Religionsedikt: hier wird das ganze System der Kirchenhoheits- 
rechte des Staates entfaltet; es wırd dabeı weder die römisch- 
katholische noch die protestantische Kirche genannt; es ist über- 
haupt nur von den öffentlichen Kirchengesellschaften die Rede; 
das Institut des landesherrlichen Kirchenregiments wird darin ganz 
ignoriert, wie wenn dies für die Handhabung der Kirchenhoheits- 
rechte des Staats gegenüber der protestantischen Kirche ohne alle 
Bedeutung wäre. In der Praxis gestaltet sich aber die Sache 
anders: der Umstand, daß der Monarch zugleich der Inhaber des 
protestantischen Kirchenregiments ist, bietet an sich schon eine 
Gewähr dafür, daß auf seiten der protestantischen Kirche kein 
Mißbrauch der geistlichen Gewalt stattfinde, und läßt dıe Hand- 
habung der Kirchenhoheitsrechte des Staates dieser Kirche gegen- 
über nahezu als überflüssig erscheinen. Wenn der Monarch als 
Inhaber der protestantischen Kirchengewalt eine Anordnung trifft, 
so ist kaum anzunehmen, daß sie vom Standpunkt der Kirchen- 
hoheit des Staates aus zu beanstanden sei. Daraus ergibt sich 
ganz von selbst, daß die Rechtssätze des Religionsedikts, das von 
der Einrichtung des landesherrlichen Kirchenregiments ganz ab- 
sieht, auf die protestantische Kirche immer nur mit einem ge- 
wissen Vorbehalte angewandt werden können. 


II. 

Was den Umfang oder das Gebiet des landesherrlichen 
Kirchenregiments betrifft, so wird er im Protestantenedikt mit dem 
allgemeinen Wort „protestantisch“ bezeichnet, die Ueberschrift 
und der & 19 des Protestantenedikts gebrauchen den Ausdruck 
„Protestantische Gesamtgemeinde“, der $ 7 des Protestantenedikts 
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in der Gestalt, die ihm das Gesetz, die protestantischen General- 
synoden und den Konsistorialbezirk Speyer betreffend, vom 4. Juni 
1848 Art. IIgegeben hat, spricht von „der protestantischen Kirche 
des Königreichs Bayern‘. 

So wäre es also nur Eine protestantische Kirche des König- 
reichs Bayern, auf die sich das landesherrliche Kirchenregiment 
erstreckt, allein tatsächlich sind es zwei: die protestantische Kirche 
im rechtsrheinischen Bayern und die protestantisch-evangelisch- 
christliche Kirche der Pfalz; die Selbständigkeit der letzteren 
gegenüber der ersteren ist zwar schon durch die Vereinigungsur- 
kunde vom 10. Oktober 1818 angebahnt, jedoch erst durch das 
vorhin zitierte Gesetz vom 4. Juni 1848 und die K. Entschließung 
vom 11. Maı 1849 vollendet worden, ımdem durch diese Gesetz- 
gebung das Konsistorium zu Speyer vom - Wirkungskreis des pro- 
testantischen Oberkonsistoriums ausgenommen und dem K. Staats- 
ministerrum des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten 
unmittelbar untergeordnet worden ist. 

Die protestantische Kirche im rechtsrheinischen Bayern be- 
steht aus lutherischen und reformierten Gemeinden; jene über- 
wiegen, diese sind an Zahl gering. Aber nichtsdestoweniger ist 
es falsch, von einer lutherischen Kirche und einer reformierten 
Kirche im rechtsrheinischen Bayern zu sprechen: es gibt nur Eine 
und zwar protestantische Kirche im rechtsrheinischen Bayern, der 
sowohl die lutherischen wie die reformierten Gemeinden angehören. 

Das landesherrliche Kirchenregiment erstreckt sich nun auf 
die beiden protestantischen Kirchen, die rechtsrheinische und die 
pfälzische, denn für beide Kirchen bestehen Konsistorien: das 
Oberkonsistorium in München und das Konsistorium in Speyer, 
Konsistorien setzen aber stets ein landesherrliches Kirchenregi- 
ment voraus. Es geht aber auch aus $ 1 des Protestanten- 
edikts in Verbindung mit dem wiederholt angezogenen Gesetze 
vom 4. Juni 1848 unzweifelhaft hervor, daß das landesherrliche 
Kirchenregiment die sämtlichen Angehörigen der protestantischen 
Konfession im Königreich erfaßt. 
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Also auch die Reformierten. Es muß dies ausdrücklich be- 
tont werden, weil der reformierte Protestantismus sich gegen das 
landesherrliche Kirchenregiment als die Herrschaft eines einzelnen 
Menschen über die Kirche Christi grundsätzlich ablehnend ver- 
hält (vgl. Rieker, Grundsätze reformierter Kirchenverfassung 
S. 109 £.). Allein in Deutschland hat er sich in der Regel nicht 
ganz rein entwickelt, sondern ist lutherisch temperiert: lutherische 
Verfassungselemente wie das landesherrliche Kirchenregiment und 
Konsistorien finden sieh auch ın den reformierten Kirchen. und 
so kommt es, daß ın Bayern, sowohl rechts des Rheins wie in 
der Pfalz, nicht bloß die lutherischen, sondern auch die refor- 
mierten Gemeinden dem landesherrlichen Kirchenregiment unter- 
stehen !. 


II. 


Um den Inhalt des landesherrlichen Kirchenregiments zu 
bezeichnen, gebraucht das Protestantenedikt neben dem Ausdruck 
„Episkopat* (8 11) oder „oberstes Episkopat“ ($ 1), der, wie 
schon gesagt worden ist (o. S. 3), auf einer falschen histori- 
schen Ansicht vom Ursprung dieser Einrichtung beruht und da- 
her für die Feststellung des Inhalts des landesherrlichen Kirchen- 
regiments nicht verwendet werden kann, den andern Ausdruck 
„die Leitung der protestantischen innern Kirchen- Angelegenheiten * 
($ 1), „die Leitung der innern Kirchen-Angelegenheiten“ ($ 11). 

Dieser Ausdruck bezieht sich darauf, daß das bayerische 


I Auch sonst in Deutschland kommt es vor, daß der Monarch nicht 
bloß über die lutherische, sondern auch über die reformierte Kirche das 
landesherrliche Kirchenregiment in Anspruch nimmt und ausübt: so der 
König von Preußen über die reformierte Kirchengemeinschaft im Bezirke 
des Konsistoriums zu Kassel (vgl. Allerhöchster Erlaß vom 16. Dezember 
1885 bei Friedberg, Die geltenden Verfassungsgesetze der evangelischen 
deutschen Landeskirchen, Erster Ergänzungsband S. 51), über die evange- 
lisch-reformierte Kirche der Provinz Hannover (vgl. Allerhöchster Erlaß vom 
12. April 1882 bei Friedberg, Die geltenden Verfassungsgesetze etc. S. 166), 
über die reformierten Gemeinden der Stadt Frankfurt a. M. (vgl. Aller- 
höchster Erlaß vom 27. September 1899 bei Friedberg, Die geltenden Ver- 
fassungsgesetze etc. Vierter Ergänzungsband S. 668). 
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Staatskirchenrecht, wie es im Religionsedikt kodifiziert ist, drei 
Arten von Kirchenangelegenheiten unterscheidet und für jede der 
drei Arten den Anteil des Staates verschieden bestimmt. 

Ein Teil der kirchlichen Angelegenheiten, die in $ 64 des 
Religionsediktes aufgezählt werden, sind weltliche Gegen- 
stände. bei denen der Staatsgewalt allein die Gesetzgebung und 
Gerichtsbarkeit zukommt ($ 65 des Relirionsediktes); es sind das 
Angelegenheiten, die die Religions- und Kirchengesellschaften mit 
anderen bürgerlichen Gesellschaften gemein haben ($ 62 des Relı- 
gionsedikts), ihre „bürgerlichen Beziehungen* ($ 63 des Religions- 
ediktes). 

Die zweite Klasse der kirchlichen Angelegenheiten bilden die 
„Gegenstände gemischter Natur“, d. h, „diejenigen, 
welche zwar geistlich sind, aber die Relision nicht wesentlich be- 
treffen, und zugleich irgend eine Beziehung auf den Staat und 
das weltliche Wohl der Einwohner desselben haben‘ (8 76 des 
Religionsediktes): hier findet eine Konkurrenz der Staatsgewalt 
und Kirchengewalt statt, sofern bei diesen Gegenständen von der 
Kirchengewalt ohne Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit keine 
einseitigen Anordnungen geschehen dürfen und der Staatsgewalt 
die Befugnis zusteht, nicht nur von allen Anordnungen der Kır- 
chengewalt über diese Gegenstände Einsicht zu nehmen, sondern 
auch durch eigene Verordnungen dabei alles dasjenige zu hindern, 
was dem öffentlichen Rechte nachteilig sein könnte ($$ 77 und 78 
des Religionsediktes). 

Die dritte Klasse der kirchlichen Angelegenheiten sind „alle 
ınnern Kirchen-Angelegenheiten“: hier steht der 
Kirchengewalt die Befugnis zu, Anordnungen zu treffen, und die 
Staatsgewalt begnügt sich mit der „obersten Stautsaufsicht“ ($ 38 
des Religionsediktes). | 

Die „Leitung“ dieser inneren Kirchenangelegenheiten steht 
also dem Könige als dem Träger der protestantischen Kirchen- 
gewalt zu, und die Staatsgewalt ist hiebei auf die „oberste Staats- 
aufsicht“, d. h. auf die Wahrnehmung der Kirchenhoheitsrechte 
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des Staates beschränkt, wobei freilich in Betracht kommt, was 
bereits oben (S. 6) über die Handhabung der Kirchenhoheits- 
rechte des Staates gegenüber Akten des landesherrlichen Kirchen- 
regiments gesagt worden ist. 

Der König als Inhaber der protestantischen Kirchengewalt 
hat aber nicht bloß die Leitung der inneren Kirchenangelegen- 
heiten, sondern er wirkt auch mit bei den „Gegenständen ge- 
mischter Natur“, denn das Eigentümliche dieser Art von kirch- 
“lichen Angelegenheiten ist ja eben, daß bei ihnen Staats- und 
Kirchengewalt konkurrieren. Wenn das Protestantenedikt von 
dieser Mitwirkung der protestantischen Kirchengewalt nicht be- 
sonders spricht, so hat es wohl darin seinen Grund, daß dies hier 
keinen Sinn hat, da der Träger der Staatsgewalt und der Träger 
der Kirchengewalt Eine und dieselbe Person ist; aber bedeutungs- 
los ist darum die Bezeichnung eines Teiles der kirchlichen An- 
gelegenheiten als „Gegenstände gemischter Natur“ doch nicht: 
bei allen „Gegenständen gemischter Natur“ haben die protestan- 
tischen Kirchenregimentsbehörden ein Recht darauf, mit den 
Staatsbehörden zusammenzuwirken; die Staatsbehörden sind nieht 
befugt, die „Gegenstände gemischter Natur“ von sich aus zu ordnen. 


IV. 


Wir gehen jetzt zu der weit wichtigeren Frage nach der 
Ausübung des landesherrlichen Kirchenregiments über. Sie 
ist in Bayern wegen der katholischen Konfession des Königs von 
besonderer Bedeutung. 

1. Außer Zweifel ist, daß dem König von Bayern trotz seines 
katholischen Glaubens das landesherrliche Kirchenregiment zu- 
steht quoad jus. Die Frage, um die es sich hier handelt, ist, ob 
auch quoad exercitium, d. Iı. ob er nicht bloß der Inhaber des lan- 
desherrlichen Kirchenregiments sei, sondern auch das Recht habe 
es auszuüben ? 

Tatsache ist, daß ın einigen deutschen Staaten von der Ge- 
setzgebung für den Fall der Zugehörigkeit des Landesherrn zur 
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katholischen Kirche in der Weise Sorge getroffen ist, daß der 
Landesherr zwar Inhaber der landesherrlichen Kirchengewalt bleibt, 
aber an seiner Statt ein anderer es ausübt. So bestimmt die Ver- 
fassungsurkunde des Königreichs Sachsen $ 41, daß für den ka- 
tholischen König das Kirchenregiment der evangelisch-lutheri- 
schen Landeskirche von den sog. Staatsministern in Evangelicis, 
mindestens drei an der Zahl, die evangelisch sein müssen, geführt 
werden solle. In ähnlicher, wenn auch nicht gleicher Weise ist 
in Württemberg für den Fall, daß der König einmal der katho- 
lischen Konfession angehören werde, Vorsorge getroffen worden 
(vgl. kirchliches Gesetz vom en L —_ betr. die Ausübung 
| 22. April 1912" 

der landesherrlichen Kirchenregimentsrechte im Falle der Zuge- 
hörigkeit des Königs zu einer anderen als der evangelischen Kon- 
fession, im Allgemeinen Kirchenblatt für das evangelische Deutsch- 
land 1898 S. 285 und 1912 S. 258). 

Und es ist auch schon behauptet worden, daß nach gemei- 
nem protestantischem Kirchenrecht die Ausübung des landesherr- 
lichen Kirchenregiments durch einen katholischen Landesherrn 
ausgeschlossen sei. | 

Nun ist es aber eine sehr zweifelhafte Sache um das sog. 
gemeine protestantische Kirchenrecht (vgl. Friedberg, Lehrbuch 
des katholischen und evangelischen Kirchenrechts $ 2 III und das 
geltende Verfassungsrecht der evangelischen deutschen Landes- 
kirchen, Leipzig 1888 S. 3£.), und eine so wichtige Frage wie 
die nach der Zulässigkeit der Ausübung des landesherrlichen Kir- 
chenregiments durch einen katholischen Landesherrn kann nicht 
aus einer so unsicheren Rechtsquelle heraus beantwortet werden, 
sondern nur auf Grund des positiven Rechtes, das im Königreich 
Bayern gilt, das ist aber der zweite Anhang zur zweiten Ver- 
fassungsbeilage, zum Religionsedikt, das sog. Protestantenedikt. 

2. Da wird nun von manchen behauptet, ja man kann dies 
geradezu als die herrschende Ansicht bezeichnen, daß das Prote- 
stantenedikt den katholischen König von der Ausübung des lan- 
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desherrlichen Kirchenregiments ausschließe. Worauf stützt sich 
diese Behauptung? Es sind zwei Gründe, die dafür angeführt zu 
werden pflegen; beide werden dem ersten Paragraphen des Prote- 
stantenedikts entnommen. 

a) Es ist einmal die Bezeichnung des Oberkonsistoriums (dem 
seit dem Gesetz vom 4. Juni 1848 das Konsistorium zu Speyer 
mit den gleichen Rechten zur Seite getreten ist) als selbstän- 
dig: „das oberste Episkopat und die daraus hervorgehende Lei- 
‘ tung der protestantischen innern Kirchenangelegenheiten soll 
künftig durch ein selbständiges Oberkonsistorium ausgeübt 
werden, welches dem Staatsministerium des Innern (für Kirchen- 
und Schulangelegenheiten) unmittelbar untergeordnet ist“. Man 
hat gesagt: „Dieser Ausdruck ist von einer sachlichen (materiel- 
len) Selbständigkeit des Oberkonsistoriums in der ihm übertra- 
genen Ausübung des obersten Episkopats und der Leitung der 
protestantischen inneren Kirchenangelegenheiten zu verstehen, so 
zwar, daß dasselbe von jeder fremden Einwirkung, also auch 
von der Einwirkung des Königs — vollständig unabhängig sein 
sollte“ (v. Scheurl, Die verfassungsmäßige Stellung der evangelisch- 
lutherischen Kirche in Bayern zur Staatsgewalt, Erlangen 1872 
S. 12). 

Allein der Ausdruck „selbständiges Oberkonsistorium* will . 
etwas ganz anderes sagen, wie schon andere richtig bemerkt ha- 
ben ! und Scheurl selbst als möglich zugeben muß (S. 14). Der 
Ausdruck ist geschichtlich zu erklären. Bis zum Erlaß der Ver- 
fassungsurkunde ist das protestantische Generalkonsistorium, der 
Vorgänger des jetzigen Oberkonsistoriums, lediglich eine Abtei- 
lung des Ministeriums des Innern gewesen, vgl. das organische 
Edikt vom 8. September 1808 unter VI: ın Beziehung auf die 
vereinigte Staats- und Kirchengewalt „bildet die Ministerialsee- 
tion der kirchlichen Angelegenheiten zugleich das General-Consi- 
storium für die in dem Reiche öffentlich recipierten protestanti- 


ı Seydel, Bd. III 8. 475 Anm. 19 und S. 570. E. Mayer, Die Kirchen- 
hoheitsrechte des Königs von Bayern. München 1884. S. 172. 
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schen Confessionen, und besorgt in dieser Eigenschaft nicht nur 
die Kirchen-Polizei, sondern alle aus dem obersten Episcopat und 
der Leitung der innern Kirchen-Angelegenheiten hervorgehenden 
Geschäfte“ (bei Döllinger Bd. VIII S. 1307). Dieses General- 
konsistorium ist also, wie man sich jetzt ausdrückt, ein nicht 
formiertes Konsistorium gewesen; an seine Stelle ist mit dem 
Protestantenedikt ein formiertes Oberkonsistorium getreten, wofür 
das Protestantenedikt „selbständiges Oberkonsistorium“ sagt. 

Daß der Ausdruck „selbständiges Oberkonsistorium“ so und 
nicht anders zu verstehen sei, wird durch folgenden, von Seydel 
(Bd. III S. 475 Anm. 19) mitgeteilten Schlußsatz (des $ 1 des 
Protestantenedikts) bewiesen, der erst nach der Unterzeichnung 
des Verfassungsentwurfs durch den König (am 26. Mai 1818) auf 
Grund der letzten Beratung im Juni gestrichen worden ist: „das 
K. Staatsministerium des Innern hat sowohl das protestantische 
Generalconsistorium als die in den Kreisen bestandenen General- 
decanate nach diesen Bestimmungen als selbständige Colle- 
gien anzuordnen und in Wirksamkeit zu setzen.“ 

Ein weiterer Beweis für die Richtigkeit unserer Auffassung 
ist die Allerböchste Entschließung vom 12. Januar 1829 (bei 
Döllinger VIII S. 1325), die an das Oberkonsistorium ergangen 
ıst, wo es heißt: „Wenn daher auch die Ausübung des obersten 
Episcopats und der Vollzug der Vorschriften für die inneren An- 
selegenheiten der protestantischen Kirche von euch, als einem 
selbständigen d. h. für sich bestehenden, mit keiner anderen Ge- 
schäftsstelle als Bestandteil verbundenen Collegium. im Allgemei- 
nen aus eigener Kompetenz und ohne Anfrage zu geschehen 
hat“ etc. 

Endlich ist auf das wiederholt angezogene Gesetz vom 4. Juni 
1848 Art. III hinzuweisen, das die Staatsregierung ermächtigt, 
den Konsistorialbezirk Speyer vom Wirkungskreise des Oberkon- 
sistoriums auszunehmen und «dem mit den Kirchenangelegenheiten 
beauftragten Staatsministerium unmittelbar unterzuordnen, und 
sodann bestimmt: „In diesem Falle wird das protestantische Con- 
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sistorium in Speyer mit einem selbständigen Vorstande ver- 
sehen und, soweit nöthig. mit geistlichen Mitgliedern verstärkt“. 
Während sonst die Konsistorien nach dem Protestantenedikt $ 4 
zum Vorstande den Regierungsdirektor der Kreisregierung oder 
den ältesten Regierungsrat der protestantischen Konfession haben, 
soll das Konsistorium in Speyer einen selbständigen Vor- 
stand haben, d. h. einen solehen, der ausschließlich die Funktion 
des Vorstandes des Konsistoriums bekleidet und nicht nur ım 
Nebenamte Konsistorialdirektor ist. 

Aus alledem geht unwiderleglich hervor, daß der Aus- 
druck „ein selbständiges Oberkonsistorium“ ım $ 1 des Prote- 
stantenediktes nur von der formationsmäßigen Selbständigkeit dieser 
Behörde zu verstehen ist und keine materielle Selbständigkeit 
dem König gegenüber bedeutet. Wenn das Protestantenedikt das 
hätte sagen wollen, was v. Scheurl darin findet, dann hätte es sich 
anders ausgedrückt, etwa so: „das oberste Episkopat und die daraus 
hervorgehende Leitung der protestantischen innern Kirchen-Ange- 
legenheiten soll künftig durch ein Oberkonsistorium selbständig 
ausgeübt werden“!. 

b) Zum andern wird die Behauptung, daß das Protestanten- 
edikt die Ausübung des landesherrlichen Kirchenregiments durch 
den katholischen König ausschließe, darauf gestützt, daß nach 
8 1 das oberste Episkopat und die daraus hervorgehende Leitung 
der protestantischen inneren Kirchenangelegenheiten künftig durch 
ein selbständiges Oberkonsistorium ausgeübt werden soll, wobei 
der Nachdruck nicht sowohl auf das Wort „selbständig* gelegt 
wird, sondern darauf, daß das oberste Episkopat durch ein Ober- 
konsistorium ausgeübt werden soll. So meint Seydel offenbar im 
Hinblick auf den $ 1 des Protestantenediktes: „Es wird hiebei der 
kirchlichen Auffassung Rechnung getragen, daß ein nichtevange- 
lischer Landesherr die Kirchengewalt nicht persönlich handhaben 


ı Daß man unter einer „selbständigen Behörde“ auch heute noch dasselbe 
versteht, was die ältere bayerische Gesetzgebung darunter verstanden hat, 
lehrt ein Blick in die Reichsversicherungsordnung vom 19. Juli 1911, z. B. 
SS 38 und 64. 
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solle* (Bd. III S. 570). Darnach würden die zitierten Worte des 
Protestantenedikts bedeuten, daß das landesherrliche Kirchenregi- 
ment an Stelle des katholischen Königs vom Oberkonsistorium 
(und dem Konsistorium in Speyer) ausgeübt werden solle. 

Gegen diese Auslegung des $ 1 des Protestantenedikts spricht 
jedoch der Umstand, daß nach $ 19 desselben Edikts das Ober- 
konsistorrum (und das Konsistorium zu Speyer) in einer Reihe 
von namentlich aufgezählten Fällen (und das sind gerade die 
wiehtigeren Fälle der Ausübung des Kirchenregiments) nicht von 
sich aus die Entscheidung treffen darf, sondern die Allerhöchste 
Entschließung zu erholen hat. 

Man hat nun allerdings versucht, den $ 19 mit jener Aus- 
legung des $ 1 des Protestantenedikts in Einklang zu bringen, 
indem man behauptet hat, die in $ 19 aufgezälllten Gegenstände 
seien „durchaus von der Beschaffenheit, daß zu ihrer vollständigen 
und endgültigen Erledigung eine gewisse Mitwirkung der Staats- 
regierung von den Gesichtspunkten des Königlichen obersten 
Schutz- oder Aufsichtsrechts in Kirchensachen als erforderlich 
betrachtet werden kann. In Beziehung auf diese Gesichtspunkte 
also, aber auch nur in Beziehung auf sie, soll das Oberkonsi- 
storium von dem Ministerium „„Aufträge und Befehle“ zu emp- 
fangen haben, soll seinen Berichten an dasselbe eine bloß „„gut- 
achtliche** Bedeutung zukommen, soll für die bestimmten Gegen- 
stände eine Allerhöchste „„Entschließung““ erholt werden“ (v. 
Scheurl, die verfassungsmäßige Stellung usw. S. 12f.)'. 

Allein es ist eine ganz willkürliche Behauptung, daß in diesen 
Fällen die königliche Entschließung lediglich unter dem Gesichts- 


ı Ebenso Friedberg, Lehrbuch des Kirchenrechts, 6. Aufl. Leipzig 
1909 S. 231f.: „Der König von Bayern übt seine Reservatrechte durch das 
Oberkonsistorium und das Konsistoriunm zu Speyer. Indessen sind diese 
nicht befugt, allgemeine Anordnungen für die ev. Kirche zu erlassen etc., 
sondern nur gutachtlich an das Staatsministerium zu berichten, welches 
die Entschließung des Königs einholt. Diese soll dann freilich allein aus 
dem Gesichtspunkte der staatlichen, nicht der episkopalen kirchlichen Stel- 
lung des Königs erfolgen.“ 
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punkte des königlichen obersten Schutz- oder Aufsichtrechtes 
erholt werden dürfe. Nach dem Wortlaute des $ 19 ist von einer 
Beschränkung der königlichen Entschließung überhaupt nicht die 
Rede. Die in $ 19 aufgezählten Fälle sind dieselben, die sich auch 
protestantische Landesherren ihren Konsistorien gegenüber vor- 
behalten haben, und die deshalb herkömnlicherweise als jura 
reservata bezeichnet werden. 

Einen anderen Versuch, den $ 19 des Protestantenedikts mit 
jener Auslegung des $ 1 zu vereinigen, hat Stahl gemacht. 
Er gibt zu, daß die in $ 19 aufgeführten Gegenstünde keine an- 
deren seien, als die jura reservata der protestantischen Landesherren, 
und fährt dann fort (Die Kirchenverfassung nach Lehre und Recht 
der Protestanten, zweite Ausgabe, Erlangen 1862 S. 369 £.): „daß 
aber hinsichtlich dieser (z. B. der liturgischen Anordnung) der 
König, resp. das Staatsministerium des Innern, „„die Entschlie- 
ßung““ gebe, die Kirchenbehörde nur „„gutachtliche Berichte“ “ 
erstatte, die also der König oder das Ministerium befolgen oder 
nicht befolgen und anders anordnen könne, das wäre ein Wider- 
spruch sowohl gegen die oben ausgesprochene Selbständigkeit des 
Oberkonsistoriums, als gegen die Fundamentalsätze des prote- 
stantischen Kirchenrechts und die unveräußerlichen Rechte der 
protestantischen Kirche. Die Praxis in Bayern ist nun auch keine 
andere, als daß alle zu jenen Reservatrechten gehörigen Anord- 
nungen vom Oberkonsistorium ausgehen, und nur die königliche 
Ermächtigung beim Ministerium des Innern eingeholt wird, der 
König diese, gleichwie das katholische Plazet, mitunter versagt, 
nie aber eine andere Anordnung an die Stelle der vorgeschlagenen 
setzt.“ Was von der Berufung anf „die Fundamentalsätze des 
protestantischen Kirchenrechts und die unveräußerlichen Rechte 
der protestantischen Kirche“ zu halten sei, ist schon oben (8. 11) 
gesagt worden. Mit Recht bemerkt Seydel: „die Geltung des 
bayerischen Staatsrechtes ist nicht davon abhängig, ob es mit 
kirchlichen Anschauungen ım Einklang steht oder nicht“ (a. a. O. 
S. 575). Das Protestantenedikt weiß nichts davon, daß der König 
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in den genannten Fällen die Anträge des Oberkonsistoriums (und 
des Konsistoriums zu Speyer) nur verwerfen, selbst aber ohne seine 
Zustimmung nichts verfügen könne. 

3. Was ergibt sich aus dem Bisherigen? Die verschiedenen 
Versuche zu beweisen, daß das Protestantenedikt den katholischen 
König von der Ausübung des protestantischen Kirchenreginents 
ausschließe und dem protestantischen Oberkonsistorium (und dem 
Konsistorium zu Speyer) die stellvertretende Ausübung des landes- 
herrlichen Kirchenregiments übertrage, müssen als mißlungen be- 
zeichnet werden. Das Protestantenedikt weiß überhaupt nichts 
davon, daß der katholische König sein protestantisches Kirchen- 
regiment nicht selbst ausüben könne, es ignoriert die katholische 
Konfession des Königs vollständig! 

Wenn der $ 1 des Protestantenedikts bestimmt, daß das oberste 
Episkopat und die daraus hervorgehende Leitung der protestan- 
tischen inneren Kirchenangelegenheiten künftig durch ein selb- 
ständiges Oberkonsistorium (und das Konsistorium zu Speyer) 
ausgeübt werden solle, so hat der Gesetzgeber dabei gar nicht 
das katholische Bekenntnis des Königs im Auge, so wenig wie 
der württembergische Gesetzgeber, wenn er im $ 75 der fast 
gleichzeitig mit der bayerischen erlassenen württembergischen 
Verfassungsurkunde bestimmt: „das Kirchenregiment der evangelisch- 
lutherischen Kirche wird durch das königliche Konsistorium und 
die Synode nach den bestehenden oder künftig zu erlassenden 
verfassungsmäßigen Gesetzen verwaltet“ (von dem Falle „wenn 
der König einer andern Konfession zugetan wäre“, handelt der 
$ 76 der württembergischen Verfassungsurkunde, während der 
$ 75 nur den normalen Fall im Auge hat, daß der König der 
evangelisch-lutherischen Konfession zugetan ist). 

Der $ 1 des Protestantenedikts hat keine andere Aufgabe 
und keine andere Absicht, als zu bestimmen, welche Behörde das 
Organ zur Ausübung des landesherrlichen Kirchenregiments sein 
solle, und beschäftigt sich gar nicht mit der Frage, inwieweit der 
katholische König sein protestantisches Kirchenregiment selbst 
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ausüben, inwieweit er die Ausübung dem ÖOberkonsistorium (und 
dem Konsistorium zu Speyer) überlassen werde. 

Die Formel „das oberste Episkopat — soll künftig durch 
ein selbständiges Oberkonsistorium ausgeübt werden“ hat somit 
keine Beziehung auf die katholische Konfession des Königs, so 
wenig wie die fast wörtlich gleichlautende Formel der württem- 
bergischen Verfassungsurkunde, und deshalb auch nicht die Absicht, 
den katholischen König von der Ausübung des protestantischen 
Kirchenregimentes auszuschließen oder ihn darin zu beschränken. 
Bei dieser Auffassung des $ 1 des Protestantenedikts entfällt auch 
jeder Widerspruch dieses Paragraphen mit dem $ 19, während 
die herrschende Auslegung des $ 1 sich in einen unlöslichen 
Widerspruch mit $ 19 verwickelt sieht. 

4. Es wäre auch ein in der Geschichte der evangelischen 
Kirchenverfassung unerhörter Fall, daß der katholische Landesherr 
in der Ausübung des protestantischen Kirchenregiments durch ein 
Konsistorium vertreten werden solle. Die Konsistorien sind 
überall, wo sie in Deutschland auftreten, landesherrliche Behörden: 
sie werden bestellt vom Landesherrn und sind tätig kraft Auftrag 
und Vollmacht des Landesherrn; soweit sie die Befugnis haben, 
selbständig zu entscheiden, tun sie dies im Namen des Landes- 
herrn und repräsentieren die Person des Landesherrn (so z. B. in 
der Konsistorialordnung des Markgrafen Georg Friedrich für die 
brandenburgischen Fürstentimer Ansbach und Bayreuth vom 
21. Januar 1594, vgl. Vogtherr ın den Beiträgen zur bayerischen 
Kirchengeschichte Bd. II S. 269f.). Aber nie kommt es vor, daß 
ein Konsistorium den Landesherrn ın der Ausübung des Kirchen- 
regiments in der Weise vertritt, daß es ihn davon ausschließt. Wo 
in der Verfassungsurkunde und anderen Gesetzen für den Fall der 
Zugehörigkeit des Landesherrn zur katholischen Kirche eine Art 
von protestantischer Kirchenregimentsverwesung angeordnet wird, 
da wird sie nirgends einem Konsistorium übertragen, sondern einer 
besonders gebildeten Behörde, die über dem Konsistorium steht. 

Da nun der Wortlaut des $ 1 des Protestantenediktes, wıe 
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wir gesehen haben, in keiner Weise zu der Annahme nötigt, daß 
der König durch sein katholisches Glaubensbekenntnis von der 
Ausübung des protestantischen Kirchenregiments ausgeschlossen 
sei, so haben wır keinen Grund, dahinter einen Sınn zu suchen, 
der zu einem ganz ungewöhnlichen Ergebnis führen würde. 

Auch darin kann keine stellvertretende Ausübung des landes- 
herrlichen Kirchenregiments gefunden werden, daß (wovon später 
noch die Rede sein wird) das Oberkonsistorium (und das Kon- 
sistorium zu Speyer) nur in bestimmten im $ 19 des Protestanten- 
edikts beschriebenen Fällen die Allerhöchste Entschließung zu 
erholen, im übrigen aber die Entscheidung von sich aus zu treffen 
hat: eine dem katholischen Landesherrn gegenüber selbständige 
Ausübung des landesherrlicehen Kirchenregiments durch das Ober- 
konsistorium (und das Konsistorium zu Speyer) findet nur in dem- 
selben Maße statt, in dem sie auch sonst d. h. in Landeskirchen 
mit einem protestantischen Landesherrn üblich ist. 

9. Es ist ja freilich wohl zu begreifen, daß man geglaubt 
hat, den $ 1 des Protestantenedikts so verstehen und auslegen zu 
müssen, als ob er das protestantische Oberkonsistorium (und das 
Konsistorium zu Speyer) an Stelle des durch sein katholisches 
Glaubensbekenntnis verhinderten Königs mit der Ausübung des 
landesherrlichen Kirchenregiments betraue. Denn in einer Reihe 
von deutschen Staaten findet sich, worauf schon wiederholt hin- 
gewiesen worden ist, eine verfassungsmäßige oder gesetzliche Be- 
stimmung, daß, wenn der Landesherr der katholischen Konfession 
zugetan sei, das protestantische Kirehenregiment an seiner Statt 
von einem anderen, regelmäßig einem Kollegium hoher Beamter, 
ausgeübt werde. Und so hat man geglaubt, eine derartige Be- 
stimmung müsse sich auch in der bayerischen Verfassungsurkunde 
finden, und hat demgemäß den $ 1 des Protestantenedikts ausgelegt. 

Dabei hat man aber ganz übersehen, daß jene Anordnung 
einer stellvertretenden Ausübung des landesherrlichen Kirchen- 
regiments im Falle der katholischen Konfession des Landesherrn 


sich nur in protestantischen Ländern findet, nicht auch in katho- 
2% 
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lischen. In Oesterreich, auf das sich ja nächst Bayern der 
Blick zuerst lenkt, besteht zwar allerdings kein landesherrliches 
Kirchenregiment im formellen Sinne, d. h. der Kaiser von Oester- 
reich tritt in der ganzen hier in Betracht kommenden staatlichen 
und kirchlichen Gesetzgebung nie als Inhaber der landesherrlichen 
Kirchengewalt auf und leitet seine landesherrlichen Befugnisse 
gegenüber der evangelischen Kirche nirgends aus einer „episkopalen“ 
Stellung ab. Allein, wenn man diese landesherrlichen Befugnisse 
von der materiellen Seite betrachtet, so sind sie nicht bloß kırchen- 
hoheitlicher, sondern auch kirchenregimentlicher Natur und unter- 
scheiden sich in nichts von den Befugnissen, die der König von 
Bayern kraft seines „obersten Episkopats“ gegenüber der prote- 
stantischen Kirche in Anspruch nimmt (vgl. Rieker, die rechtliche 
Stellung der evangelischen Kirche Deutschlands etc., Leipzig 1893 
S. 457f.) Gerade so verhält es sich inElsaß-Lothringen: 
hier übt der Inhaber der Staatsgewalt im Verhältnis zur evange- 
lischen Kirche auf Grund der noch fortgeltenden Articles organi- 
ques vom 18. Germinal des Jahres X Rechte aus, die sonst als 
Ausfluß des landesherrlichen Kirchenregiments betrachtet werden, 
d. h. er besitzt das landesherrliche Kirchenregiment wenn auch 
nicht formeller, so doch materieller Weise (Rieker a. a. O. S. 460f.). 

Wie ist diese eigentümliche Erscheinung zu erklären, daß in 
den von Hause aus katholischen Staaten der Landesherr trotz seines 
katholischen Glaubensbekenntnisses gegenüber der protestantischen 
Kirche Befugnisse in Anspruch nimmt, deren Wahrnehmung in 
protestantischen Ländern dem Landesherrn, falls er der katholischen 
Kirche angehört, nicht gestattet ist? Es liegt nahe zu sagen, 
daß in jenen katholischen Ländern die Protestanten eben nicht wie 
in den protestantischen Staaten die Macht gehabt haben, zu er- 
zwingen, daß gewisse Befugnisse gegen ihre Kirche nicht vom 
katholischen Landesherrn, sondern von einem protestantischen 
Stellvertreter wahrgenommen werden. 

Allein so richtig dies ist, so reicht es doch zur Erklärung 
jener eigentümlichen Erscheinung nicht aus: es muß noch etwas 
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mitgewirkt haben. In den katholischen Ländern hat sich insbe- 
sondere im Zeitalter der sog. territorialistischen Kirchenpolitik, 
deren bekanntester Vertreter der Kaiser Josef II. gewesen ist, 
eine so weitgehende, in die innersten Angelegenheiten der katho- 
lischen Kirche eingreifende Kirchenhoheit der Staatsgewalt ent- 
wickelt, daß, als protestantische Landesteile hinzukamen und die 
Staatsgewalt nun auch zur protestantischen Kirche Stellung nehmen 
mußte, der Gesetzgeber keine Veranlassung fand, die protestantische 
Kirche anders zu behandeln als er die katholische Kirche bisher 
behandelt hatte, und so für den katholischen Landesherrn im Ver- 
hältnis zur protestantischen Kirche dieselben Rechte in Anspruch 
nahm, die ihm bisher schon im Verhältnis zur katholischen Kirche 
zugestanden hatten. Der Rechtstitel hiefür war entweder wie in 
Oesterreich und Elsaß-Lothringen (oder Frankreich) die bisherige 
Kirehenhoheit, oder (so in Bayern) im Anschluß an die kirchen- 
rechtliche Praxis der protestantischen Territorien der sog. Summ- 
episkopat oder das landesherrliche Kirchenregiment: die Wirkung 
war in beiden Fällen die gleiche. 


V. 


Mit der soeben erörterten Frage hängt aufs engste zusammen, 
und ist deslıalb schon mehrfach erwähnt worden, die Frage nach 
dem Organ, durch das der katholische König von Bayern sein 
protestantisches Kirchenresiment ausübt. 

1. Zunächst kommt hier wiederum der $ 1 des Protestanten- 
edikts in Betracht, der durch das wiederholt zitierte Verfassungs- 
gesetz vom 4. Juni 1848 die protestantischen Generalsynoden und 
den Konsistorialbezirk Speyer betr. in Verbindung mit der könig- 
lichen Entschließung vom 11. Mai 1849 abgeändert oder ergänzt 
worden ist: darnach wird das oberste Episkopat und die daraus 
hervorgehende Leitung der protestantischen inneren Kirchenange- 
legenheiten ausseübt durch das Oberkonsistorium zu München 
und das Konsistorium zu Speyer. 

Es ist damit, wie schon früher bemerkt worden ist (S. 17 f.). 
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darüber gar nichts gesagt, inwieweit der König als Inhaber des 
landesherrlichen Kirchenregiments die darin enthaltenen Befugnisse 
selbst ausüben, inwieweit er ihre Ausübung dem Oberkonsistorium 
und dem Konsistorium zu Speyer überlassen solle. Diese Frage 
kann nicht aus dem $ 1 des Protestantenedikts für sich beant- 
wortet werden, sondern nur wenn man den $ 19 dazu nimmt. 

Dieser $ 19 zählt nämlich diejenigen Fälle der Betätigung 
des Kirchenregiments auf, in denen die genannten kirchlichen 
Oberbehörden die Allerhöchste Entschließung zu erholen haben. 
Es sind dies ungefähr dieselben Angelegenheiten, die auch anders- 
wo, in den Ländern mit einem protestantischen Staatsoberhaupte, 
dem Landesherrn vorbehalten sind und in der Kirchenrechts- 
wissenschaft als jura reservata bezeichnet werden: hier besteht 
die Tätigkeit des Oberkonsistoriums (und des Konsistoriums zu 
Speyer) lediglich in „gutachtlichen Berichten“, die Entscheidung 
selbst trifft der Monarch nach freier Entschließung. 

Mittelbar ist damit ausgesprochen, daß in allen andern Fällen 
die kirchlichen Oberbehörden befugt sein sollen, die Entscheidung 
von sich aus zu treffen: sie handeln hier in beständigem Auftrag 
des Landesherrn. Es sind die sog. jura vicarıa des protestantischen 
Kirchenrechts; sie sind im einzelnen nicht aufgezählt!; hieher ge- 
hören alle Betätigungen der protestantischen Kirchengewalt, die nicht 
dem Landesherrn zur Allerhöchsten Entschließung reserviert sind. 

2. Insoweit ist die Sache einfach und klar. Sie wird nun 
aber dadurch kompliziert, daß das Protestantenedikt in den $S 1 
und 18 das Oberkonsistorium (und das Konsistorium zu Speyer) 
als ein dem Staatsministerrum des Innern (für Kirchen- nnd Schul- 
angelegenheiten) unmittelbar untergeordnetes Kollegium bezeich- 
net und überdies noch bemerkt: „es (das Oberkonsistorıum und 
das Konsistorium zu Speyer) empfängt hiedurch von demselben 


! Der $ 11 des Protestantenedikts beschreibt nicht den Kreis der Jura 
vicaria, sondern überhaupt das Gebiet der protestantischen Kirchengewalt 
im Unterschied von dem in $ 10 beschriebenen Gebiet der staatlichen 
Kirchenhobheit. 
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Aufträge und Befehle durch Rescripte und erstattet an dasselbe 
Berichte“. 

Nimmt man diese Worte für sıch, so kommt man auf die 
Meinung, daß das Ministerium des Innern (für Kirchen- und Schul- 
 angelegenheiten) in allen Angelegenheiten des protestantischen 
Rirchenregiments die höhere Instanz über den beiden kirchlichen 
Oberbehörden bilde und materielle Entscheidungen zu treffen be- 
fugt sei. In der Tat hat die Königl. Entschließkung vom 12. Januar 
1829 (an das Oberkonsistorium ergangen, in Döllingers Sammlung 
Bd. VIII S. 1325) sich diese Auffassung angeeignet: „die SS 1 
und 18 des verfassungsmäßigen Edicts über die protestantischen 
innern Kirchenangelegenheiten ordnen euch Unserem Staatsmini- 
sterıum des Innern unter, und weisen euch an, von demselben 
Aufträge und Befehle durch Rescripte zu empfangen und an das- 
selbe Bericht zu erstatten. Diese Bestimmungen sind allgemein 
gefaßt und erstrecken sich mithin auf alle Gegenstände eures 
Wirkungskreises, so wie die Verbindlichkeit, den Verfügungen 
der vorgesetzten Stelle Folge zu leisten, im Begriffe und in der 
Bedeutung der Unterordnung liegt. Wenn daher auch die Aus- 
übung des obersten Episkopats und der Vollzug der Vorschriften 
für die inneren Angelegenheiten der protestantischen Kirche von 
euch als einem selbständigen, d. h. für sich bestehenden, mit kei- 
ner anderen Geschäftsstelle als Bestandteil verbundenen Kolle- 
gium, im Allgemeinen aus eigener Kompetenz und ohne Anfrage 
zu geschehen hat, so kann doch dem gedachten Ministerium, 
welchem ihr in der Leitung der protestantischen Kirchensachen 
untergeordnet seid, die Befugnis nicht benommen werden, als vor- 
gesetzte Stelle auch in dergleichen Betreffen diejenigen Verfü- 
gungen zu erlassen, welche in einzelnen Fällen durch besondere 
Bedürfnisse motivirt werden. Die Verbindung des obersten Epi- 
skopats der protestantischen Kirche mit der Staatsgewalt, wie 
solche in $ 11 des obigen Ediets ausgesprochen ist, und eure 
Stellung im Staatsdienste unterwerfen euch der Aufsicht und Ein- 
schreitung des mehrerwähnten Ministeriums“. 
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Allein nichtsdestoweniger muß diese Auffassung der $$ 1 und 
18 des Protestantenedikts als irrig bezeichnet werden. Wäre die 
Unterordnung des Oberkonsistoriums (und des Konsistoriums zu 
Speyer) unter das Staatsministerium des Innern (für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten) in dem oben beschriebenen Sinne zu ver- 
stehen, dann wären die Worte des $ 1: „das oberste Episkopat 
und die daraus hervorgehende Leitung der protestantischen innern 
Kirchenangelegenheiten soll künftig durch ein selbständiges Ober- 
konsistorium ausgeübt werden“, überflüssig, ja sinnlos, wie schon 
von anderen gesagt worden ist. Richtig bemerkt Seydel (Bd. III 
S. 570 f.): „die Verfassung überträgt mit klaren Worten den 
obersten Episkopat dem Oberkonsistorium zur Ausübung. Wäre 
der Sinn der Sätze, welche die Unterordnung des Oberkonsisto- 
riums unter das Ministerium aussprechen, der, daß das Oberkon- 
sistorium in Beziehung auf die Ausübung des Episkopats belie- 
bige Befehle vom Ministerium erhalten könne, so wäre der Haupt- 
satz wieder aufgehoben, welcher an der Spitze des Protestanten- 
edikts steht. Die Verfassung hätte dann sagen müssen, der oberste 
Episkopat werde durch das Ministerium mittelst des Oberkonsi- 
storiums und der Konsistorien ausgeübt. Wer den obersten Epi- 
skopat ausübt, der kann in dieser Tätigkeit keinen weiteren Oberen 
über sich haben.“ 

8. Wir müssen also an dem vom Protestantenedikt an die 
Spitze gestellten Satze festhalten: das oberste Episkopat wird 
vom Oberkonsistorium (und dem Konsistorium zu Speyer) ausge- 
übt, also nicht vom Ministerium des Innern (für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten.. Wenn nun aber das Oberkonsistorium 
(und das Konsistorium zu Speyer) daneben diesem Ministerium 
unmittelbar untergeordnet sein soll, dann kann das nur eine Unter- 
ordnung formeller, nicht materieller Art: sein, so wie die Unter- 
ordnung des obersten Landesgerichts unter das Justizministerium, 
des Verwaltungsgerichtshofes unter das Ministerium des Innern 
(vgl. Art. 5 des Verwaltungsgerichtshofsgesetzes vom 8. August 
1878). 
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Diese Unterordnung bedeutet fürs erste, daß das Ministe- 
num des Innern (für Kirchen- und Schulangelegenheiten) die 
Dienstaufsicht über das Oberkonsistorium (und das Konsistorium 
zu Speyer) und seine Mitglieder führt, fürs zweite, daß es für 
die Besetzung der Stellen bei diesen Konsistorien gutachtliche 
Berichte an den König erstattet und für diese Ernennungen die 
ministerielle Verantwortung übernimmt, und endlich, daß diese 
kirchlichen Oberbehörden nicht unmittelbar an den König berich- 
ten, sondern nur durch die Vermittlung des Ministeriums, und 
daß ihre Vorstände keinen unmittelbaren Vortrag beim König 
haben, sondern daß dies das Vorrecht des Ministers ist. 

Nur mit der so verstandenen Unterordnung der beiden kirch- 
liehen Oberbehörden unter das Ministerium verträgt sich der Satz 
von der Ausübung des obersten Episkopats durch diese Behörden. 

4. Daß diese Auffassung und Auslegung der $S 1 und 18 
des Protestantenedikts die richtige sei, ergibt sich aber auch aus 
der Verfassung selbst. 

a) Einmal unterscheidet das Protestantenedikt scharf ın den 
‘SS 10 und 11 das Gebiet der staatlichen Kirchenhoheit und das 
Gebiet der protestantischen Kirchengewalt, und bezeichnet für 
jedes dieser beiden Gebiete die zuständigen Behörden: die Wahr- 
nehmung der Rechte der Kirchenhoheit ist Sache der Kreisregie- 
rungen und des Staatsministeriums des Innern (für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten), die Ausübung der protestantischen Kirchen- 
gewalt ist Sache des Oberkonsistorrums (und des Konsistoriums 
zu Speyer) und der ihm untergeordneten Konsistorien. Das ist 
eben der Fortschritt der durch das Protestantenedikt geschaffenen 
kirchlichen Organisation über die auf der Gesetzgebung von 1808 
und 1809 beruhende Organisation hinaus: damals sind dieselben 
Behörden mit der Wahrnehmung der Kirchenhoheitsrechte und 
der protestantischen Kirchengewalt betraut worden, wenn auch unter 
verschiedener Bezeichnung: Ministerialsektion der kirchlichen Ge- 
genstände und Generalkonsistorium, Generalkreiskommissariat und 
Generaldekanat; jetzt dagegen werden die Kirchenhoheitsrechte 
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vom Staatsministerium des Innern (für Kirchen- und Schulange- 
legenheiten) und von den Kreisregierungen ausgeübt, die Rechte 
der protestantischen Kirchengewalt dagegen vom Oberkonsisto- 
rium und den ihm untergeordneten Konsistorien (sowie vom Kon- 
sistorium zu Speyer. Wäre nun das Oberkonsistorium (und das 
Konsistorium zu Speyer) dem Ministerium nicht bloß in formeller, 
sondern auch in materieller Hinsicht untergeordnet, so wäre da- 
mit die vom Urheber des Protestantenedikts offenbar mit Be- 
wußtsein angestrebte Scheidung des staatlichen und des kirch- 
lichen Wirkungskreises so gut wie aufgehoben. Dies anzuneh- 
men liegt aber kein genügender Grund vor. 

b) Weiter kommt der Wortlaut des $ 18 des Protestanten- 
edikts in Verbindung mit dem $ 19 in Betracht. $ 18 lautet: 
„Das Ober-Consistorium ist ein dem Staats-Ministerium des In- 
nern unmittelbar untergeordnetes Collegium: es empfängt hiernach 
von demselben Aufträge und Befehle durch Reseripte und erstattet 
an dasselbe Berichte“. Dann fährt der $ 19 fort: „Dasselbe hat 
hiernach an genanntes Staats-Ministerum gutachtliche Berichte 
zu erstatten und durch dieses die Allerhöchste Entschließung zu 
erhohlen* (folgt die Aufzählung der jura reservata). 

Hier ist einmal das Wort „Rescripte“ zu beachten: Rescript 
ist in der bayerischen Kanzleisprache, wenn nicht ausdrücklich 
etwas anderes gesagt ist (z. B. Ministerialreskript), eine königliche 
Entschließung, so z. B. im Staatsdieneredikt $ 1 „Anstellungs- 
Rescript*. Darnach erhält also das Oberkonsistorium (und das 
Konsistorium zu Speyer) vom Ministerium Aufträge und Befehle, 
die nicht rein formeller Natur sind, nur durch königliche Ent- 
schließungen und auf Grund königlicher Entschließungen. 

Sodann ist das Wort „hiernach“ zu Besinn des $ 19 zu be- 
achten ; es bestätigt die eben vorgetragene Auslegung des $ 18: 
das Staatsministerium vermittelt den Verkehr zwischen dem König 
und dem Öberkonsistorium (und dem Konsistorium zu Speyer). 
In $ 18 wie in $ 19 handelt es sich lediglich um königliche Ent- 
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schließungen („Reseripte* — „Allerhöchste Entschließung“), nicht 
um Entschließungen des Staatsministeriums! 

c) Endlich fällt noch ins Gewicht, daß nach Titel VI$S2 
der Verfassungsurkunde der jedesmalige Präsident des protestanti- 
schen Generalkonsistoriums (des protestantischen Oberkonsisto- 
riums, wie das Protestantenedikt sagt) Mitglied der Kammer der 
Reichsräte ist, gerade so wie die beiden Erzbischöfe und ein vom 
König ernannter Bischof es sind. Wäre das Oberkonsistorium 
dem Staatsministerium des Innern (für Kirchen- und Schulangele- 
genheiten) in derselben Weise untergeordnet wie sonst eine Ver- 
waltungsbehörde seinem Ministerium formell und materiell unter- 
geordnet ist, dann könnte man es nicht verstehen, wie sein Vor- 
stand von Verfassungswegen der Reichsratskammer angehören 
soll. Ist aber das Oberkonsistorium dem Staatsministerium des In- 
nern (für Kirchen- und Schulangelegenheiten) nur formell, nicht 
auch materiell untergeordnet, dann kann sein Vorstand die In- 
teressen der protestantischen Kirche auch gegen den Vorstand 
dieses Staatsministeriums vertreten, so gut wie die beiden Erzbi- 
schöfe und der vom König ernannte Bischof dies tun können. 
Bekanntlich hat seinerzeit der Präsident des Oberkonsistoriums 
von Roth den Umstand, daß er von Amtswegen der Kammer der 
Reichsräte angehörte, zu einer kräftigen Vertretung der Rechte 
der protestantischen Kirche benützt (vgl. die Zusammenstellung 
urkundlicher Aktenstücke über die Verfassung der protestantischen 
Landeskirche, herausgegeben durch den K. Oberkonsistorialrat 
Günther. München 1883 S. 11—42)'. 

5. Aus alledem geht hervor, daß die im Protestantenedikt 
ausgesprochene Unterordnung des Oberkonsistoriums (und des 
Konsistoriums zu Speyer) unter das Staatsministerium des In- 
nern (für Kirchen- und Schulangelegenheiten) nur in formeller, 


‘Im Sinne der Verfassungsurkunde würde es liegen, daß seit dem 
Verfassungsgesetz vom 4. Juni 1848, die protestantischen Generalsynoden 
und den Konsistorialbezirk Speyer betr., und der K. Entschließung vom 
ll. Mai 1849 (s. o. 8. 17) auch der Vorstand des Konsistoriums zu Speyer 
der Kammer der Reichsräte angehörte. 
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nicht in materieller Hinsicht zu verstehen sei. Zu der Zeit, da 
das Ministerialsystem in Bayern eingeführt und durchgeführt wor- 
den ist, hat man es sich nicht anders denken können, als daß 
jede Behörde einem der vorhandenen Departements eingefügt und 
dem Vorstand des Departements untergeordnet sein müsse, und 
so hat man das Öberkonsistorium dem Staatsministerium des In- 
nern (für Kirchen- und Schulangelegenheiten) unterstellt, obwohl 
es von ganz anderer Art ist als die eisentlichen Administrativ- 
behörden, die in die verschiedenen Staatsministerien eingereiht 
sind. Wo in den letzten Jahrzehnten eine neue Organisation 
für die protestantische Kirche geschaffen worden ist, da ist die 
Oberkirchenbehörde meist dem Inhaber des landesherrlichen Kir- 
chenregiments unmittelbar unterstellt worden (so der Evangeli- 
sche Oberkirehenrat in Preußen, das evangelisch-lutherische Lan- 
deskonsistoriuum in Sachsen [im Verhältnis zu den in Evangelicis 
beauftragten Staatsministern], der Evangelische Oberkirchenrat in 
Baden, das Evangelische Oberkonsistorium im Großherzogtum 
Hessen usw.). 

6. Ein ähnliches Verhältnis der Oberkirchenbehörde zum Kul- 
tusministerrum wie in Bayern besteht in Württemberg. Hier ist. 
die Oberkirchenbehörde, das Konsistorrum, ebenfalls dem Mini- 
sterium des Kirchen- und Schulwesens unterstellt; und zwar ist 
diese Unterordnung durch die K. Verordnung vom 20. Dezember 
1867 betreffend die Stellung des Ministeriums des Kirchen- und 
Schulwesens bei Angelegenheiten der evangelischen Kirche (bei 
Friedberg, Die geltenden Verfassungsgesetze der evangelischen 
deutschen Landeskirchen. Freiburg i. Br. 1885 S. 430) dahin näher 
bestimmt worden, daß ihm neben der ihm obliegenden Wahrung 
der Staatshoheitsrechte in Beziehung auf die evangelische Lan- 
deskirche zweierlei aufgetragen sei: einmal die Vermittlung der 
Allerhöchsten Entschließungen auf die Anträge des evangelischen 
Konsistoriums und Synodus, und sodann die Dienstaufsicht über 
diese Behörden, daß dagegen das Ministerium des Kirchen- und 
Schulwesens in evangelischen Kirchenangelegenheiten nur insoweit 
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eine selbständige Instanz bilde, als es sich dabei von der Dienst- 
aufsicht über die landesherrlichen Kirchenregimentsbehörden oder 
von gemischten kirchlich-staatlichen Sachen handelt. 

7. Auch ist noch darauf hinzuweisen, daß die oben (S. 23) 
erwähnte Allerhöchste Entschließung vom 12. Januar 1829, die 
auf dem Standpunkt steht, daß das Oberkonsistorium dem Staats- 
ministerium des Innern nicht bloß in formeller Hinsicht unterge- 
ordnet sei, durch die unterm 2. Juli 1831 ergangene Allerhöchste 
Entschließung (in Döllingers Sammlung Bd. VIII S. 1326) zurück- 
genommen worden ıst. Es wird darin dem Oberkonsistorium zu 
seiner Beruhigung eröffnet, „daß Wir niemals irgend einer Maß- 
nahme stattgeben werden. die zur Beeinträchtigung der verfas- 
sungsmäßig normierten Zuständigkeit desselben in der Ausübung 
des mit der Staatsgewalt verbundenen Episkopats gereichen könnte, 
und daß Wir obgedachter Entschließung (sc. der vom 12. Januar 
1829), in so weit daraus eine verfassungsmäßig nicht begründete 
Einschreitungsbefugniß Unseres Staatsministeriums des Innern in 
inneren Kirchensachen abgeleitet werden könnte, durchaus keine 
Wirkung beilegen wollen“ '!. 

8. Das Oberkonsistorium (und das Konsistorium zu Speyer) 
ist also verfassungsmäßig das einzige Organ, durch das der König 
sein Jandesherrliches Kirchenregiment ausüben darf. Bedeutet das 
nun aber auch, daß der König nie gegen das Gutachten und den 
Antrag des Oberkonsistoriums (und des Konsistoriums zu Speyer) 
eine kirchenregimentliche Entscheidung treffen darf? Die Frage 
muß verneint werden. Denn einmal weiß das Protestantenedikt 
von einer solchen Beschränkung des Königs in der Ausübung des 
protestantischen Kirchenregiments nichts, und sodann ergibt sich 
aus der rechtlichen Natur des Oberkonsistoriums (und des Kon- 
sistorrums zu Speyer) als einer landesherrlichen Behörde die Un- 


! Diese Allerhöchste Entschließung ist auf Grund der bereits erwähnten 
Verhandlungen in der Kammer der Reichsräte ergangen, vgl. Zusammen- 
stellung urkundlicher Aktenstücke über die Verfassung der protestantischen 
bayr. Landeskirche $S. 11—42. Seydel Bd. III S. 475—477. 
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konsistorium wiederholt, unterm 28. Oktober 1824 (in Döllingers 
Sammlung Bd. VIII S. 1302) und unterm 2. Juli 1831 (ebendas. 
S. 1327) vom Könige die feierliche Zusicherung erteilt worden, 
„daß Wir in den inneren Kirchenangelegenheiten der Protestanten 
ohne Mitwirkung Unseres protestantischen Oberkonsistoriums, wel- 
ches darüber die Meinung der General-Synoden nach Umständen 
einholen mag, niemals irgend eine Veränderung vornehmen, oder 
vorzunehmen gestatten werden‘. Allein „Mitwirkung“ bedeutet 
noch nicht Zustimmung. Immerhin muß zugegeben werden, daß 
diese förmliche Zusicherung tatsächlich so verstanden werden 
darf, als werde der König nie gegen das Gutachten des Ober- 
konsistoriums (und des Konsistoriums zu Speyer) in innerkirch- 
lichen protestantischen Angelegenheiten eine Veränderung vor- 
nehmen oder vornehmen lassen. Wenn dabei anstatt des Wortes 
„Zustimmung“ das Wort „Mitwirkung“ gebraucht wird, so erklärt 
sich dies aus dem bereits erwähnten Umstande, daß das Ober- 
konsistorium (und das Konsistorium zu Speyer) eine landesherr- 
liche Behörde ist und der König nicht wohl feierlich hat erklä- 
ren können, er werde ohne die Zustimmung einer ihm unterstell- 
ten Behörde eine Maßregel nicht treffen!. 


ı Eine gewisse Selbständigkeit gegenüber dem landesherrlichen Kirchen- 
regiment ist der kirchlichen Oberbehörde da eingeräumt, wo ein Gesetz 
eine Anordnung des Königs als Inhabers der protestantischen Kirchenge- 
walt nur auf Antrag der kirchlichen Oberbehörde eintreten läßt. So be- 
stimmt Art. 9 des Gesetzes die protestantischen Generalsynoden usw. betr. 
vom 4. Juni 1848: „Die allgemeinen Synoden der Konsistorialbezirke Ans- 
bach und Bayreuth können auf Antrag des Oberkonsistoriums 
mit königlicher Genehmigung — vereinigt werden.“ Aehnliche Bestimmungen 
finden sich in der Kirchengemeindeordnung vom 24. September 1912 Art. 103 
Abs. III, Art. 104 Abs. I und Art. 105 Abs. I. In diesen Fällen also ist 
die Entschließung des Landesherrn als Inhabers der protestantischen Kir- 
chengewalt durch einen Antrag der kirchlichen Oberbehörde bedingt und 
kann ohne einen solchen rechtmäßigerweise nicht ergehen. Es ist damit 
als selbstverständlich vorausgesetzt, daß der Landesherr nicht einfach der 
Oberkirchenbehörde den Befehl erteilen darf, einen solchen Antrag zu 
stellen: in diesem Falle hätte die Bestimmung des Gesetzes überhaupt 
keinen Wert. 
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9. Zum Schlusse dieser Erörterung ist noch die Frage nach 
der rechtlichen Natur der Kirchenregimentsbehörden und Kirchen- 
regimentsbeamten zu beantworten. Es kann sich nur darum han- 
deln: sind diese Behörden staatliche oder kirchliche Behörden ? 
bekleiden die Kirchenregimentsbeamten, die Mitglieder des Ober- 
konsistoriums und der Konsistorien, ferner die Dekane, ein Staats- 
amt oder ein Kirchenamt ? 

Die Beantwortung dieser Frage scheint sehr einfach zu sein. 
Da die protestantische Kirche nicht einen Teil des Staates bildet, 
sondern etwas vom Staate Verschiedenes ist, eine öffentliche Kor- 
poration, die sich zwar innerhalb des Staates befindet, aber da- 
bei ein gewisses Maß von Selbstgesetzgebung und Selbstregierung 
genießt (vgl. Religionsedikt $$ 24. 28. 38. 39), so kann man an- 
nehmen, daß die Regierung der Kirche durch ihre eigenen, von 
ihr angestellten und besoldeten Beamten gehandhabt werde, also 
durch solche Beamte, die allein zu ihr in einem Dienstverhält- 
nisse stehen, daß somit die Kirchenregimentsbehörden kirchliche 
Behörden und die Kirchenregimentsbeamten kirchliche Beamte 
seien, wie dies unstreitig bei den protestantischen Pfarrämtern 
und Pfarrern zutrifft. 

Allein eine Frage wie die vorliegende kann nicht auf Grund 
allgemeiner Erwägungen beantwortet werden, sondern nur nach, 
Maßgabe des positiven Rechts. 

Daß der König die Kirchenregimentsbeamten ernennt, ist für 
sich allein nicht entscheidend, denn es kommt alles darauf an, in 
welcher Eigenschaft er das tue, ob als Inhaber der protestantischen 
Kirchengewalt oder als Inhaber der Staatsgewalt. Auch daß sie 
ihren Gehalt aus der Staatskasse empfangen, ist an sich nicht 
ausschlaggebend. 

Von Bedeutung ist dagegen, daß das Protestantenedikt sowohl 
in $ 1 wie in $ 18 das Oberkonsistorium (und das Konsistorium 
zu Speyer) als ein dem Staatsministerinm des Innern (für Kirchen- 
und Schulangelegenheiten) unmittelbar untergeordnetes Kol- 
legium bezeichnet. Damit ist gesagt, daß das Oberkonsistorium 
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(und das Konsistorium zu Speyer) von diesem Staatsministerium 
ressortiere, und somit denselben staatlichen Charakter habe, wie 
das Staatsministerium selbst. Was aber vom Oberkonsistorium 
(und dem Konsistorium zu Speyer) gilt, das gilt auch von den 
Kirchenregimentsbehörden, die dieser kirchlichen Zentralbehörde 
untergeordnet sind. Das Oberkonsistorium und das Konsistorium 
zu Speyer, die Konsistorien zu Ansbach und Bayreuth, sowie die 
Dekanate sind also Staatsbehörden. Es ist somit zu vermuten, 
daß die Kirchenregimentsbeamten Staatsbeamte sind. Dies wird 
dadurch bestätigt, daß zum Wirkungskreise des Oberkonsistoriums 
nach $ 11 des Protestantenedikts wohl die „ Wiederbesetzung der 
Pfarrstellen und anderer Kirchendienste* gehört, nicht aber die 
Besetzung der Kirchenregimentsstellen: von ihr ist im ganzen 
Protestantenedikt nicht die Rede. Also gilt hiefür das bisherige 
Recht. 

Dieses beruht aber auf der Konsistorialordnung vom 8. Sep- 
tember 1809 und dem Edikte über die Bildung der Mittelstellen 
für die protestantischen Kirchen-Angelegenheiten vom 17. März 1809: 
darnach wird das gesamte Personal der Kirchenregimentsbehörden 
vom Könige nach Vernehmung des Ministeriums 
des Innern (für Kirchen- und Schulangelegenheiten) angestellt, 
d. h. also vom König als Staatsoberhaupt, nicht als Träger des 
landesherrlichen Kirchenregiments (Konsistorialordnung Nr. IS 2. 
verbunden mit der Allerhöchsten Entschließung vom 15. Dezember 
1818, in Döllingers Sammlung Bd. VIII S. 1309 und 1322, 
Örganisches Edikt vom 17. März 1809 8 III in Döllingers Samm- 
lung Bd. VIII S. 1329, Konsistorialordnung Nr. III $ 1 in 
Döllingers Sammlung Bd. VIII S. 1352). 

Demgemäß sind auch die Kirchenregimentsbeamten, solange 
das Staatsdieneredikt in Kraft und Geltung gewesen ist, als prag- 
matische Staatsdiener behandelt worden (vgl. auch Seydel Bd. III 
S. 575). Seit dem 1. Januar 1909 sind sie Beamte im Sinne des 
Beamtengesetzes vom 16. August 1908. Denn nach $ 1 dieses 


1 Saul Meurer, Bayerisches Kirchenvermögensrecht Bd. II S. 173. 
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Gesetzes sind Beamte im Sinne des Gesetzes die Personen, die sich 
auf Grund einer Entschließung des Königs oder einer vom König 
ermächtigten Behörde in einem Dienstverhältnisse zum Staate be- 
finden und entweder einer in der Gehaltsordnung aufgeführten Be- 
amtenklasse angehören oder durch Anordnung der Staatsregierung 
als Beamte im Sinne dieses Gesetzes erklärt sind. Die Mitglieder des 
Oberkonsistoriums und der Konsistorien sind in der „Gehaltsordnung 
für die etatsmäßigen Staatsbeamten“ aufgeführt (Klasse II Nr. 4, 
Klasse II Nr. 20, Klasse VI Nr. 19 und Klasse VII Nr. 47), 
also sind sie zweifellos Staatsbeamte. 

Es ist freilich ein merkwürdiges Ergebnis, zu dem wir ge- 
langt sind: die Behörden und Beamten, durch die der König sein 
protestantisches Kirchenregiment ausübt und ausüben läßt, sind 
Staatsbehörden und Staatsbeamte! 

Es ist dies zu erklären einmal aus der territorialistischen Ent- 
wicklung des Verhältnisses von Staat und Kirche, die die prote- 
stantische Kirche wegen ihrer geringeren Wehrhaftigkeit in noch 
stärkerer Weise als die katholische Kirche ergriffen und zur Ver- 
staatlichung der kirchenregimentlichen Organisation geführt hat, 
und sodann, was freilich mit dem eben Gesagten aufs engste zu- 
sammenhängt, aus dem Institut des landeshierrlichen Kirchen- 
regiments oder, wie der bayerische Gesetzgeber sich gerne aus- 
drückt (s. o. S. 4), aus der Vereinigung der Staats- und prote- 
stantischen Kirchengewalt, die eine Unterscheidung und Trennung 
der staatlichen und kirchlichen Kompetenzen erschwert, in gewisser 
Hinsicht auch überflüssig erscheinen läßt. Doch soll das nur eine 
Erklärung, nicht eine Rechtfertigung dieser merkwürdigen Er- 
scheinung bedeuten. Das Oberkonsistorium insbesondere ist, ge- 
schichtlich betrachtet, nichts anderes als die verselbständigte 
Ministerialsektion des Ministeriums des Innern (für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten), also eine Staatsbehörde, keine Kirchenbe- 
hörde; seine Mitglieder werden „nach Vernehmung“, also auch 
unter der Verantwortlichkeit des Staatsministers des Innern für 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIII. 1. 3 
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Kirchen- und Schulangelegenheiten vom’ Könige als Staatsober- 
haupt ernannt. 

So merkwürdig übrigens dieses Verhältnis ist, so findet es 
sich doch auch anderswo. In Württemberg, das bereits einmal 
zur Vergleichung herangezogen worden ıst, steht das Konsistorium 
zum Staatsministerium des Kirchen- und Schulwesens, wie schon 
gezeigt worden (S. 28), in demselben Verhältnis wie in Bayern 
das Oberkonsistorium (und das Konsistorium zu Speyer) zum Staats- 
ministerrum des Innern für Kirchen- uud Schulangelegenheiten, 
und hat denselben staatlichen Charakter. 

Noch eigentümlicher liegen die Verhältnisse in der altpreußischen 
evangelischen Landeskirche. Zwar ist hier die Scheidung der 
staatlichen und der kirchlichen Organisation infolge der Gesetz- 
gebung der siebziger Jahre des 19. Jahrhunderts viel weiter ent- 
wickelt als in Bayern und die Organe der Kirchenregierung sind 
kirchliche, nicht staatliche Behörden, aber die Beamten der Kir- 
chenregimentsbehörden sind nach der Rechtsprechung des Ober- 
verwaltungsgerichtes und nach einer in der Wissenschaft vertretenen, 
freilich nicht unbestrittenen Ansicht immer noch wie zur Zeit des 
Allgemeinen Landrechts unmittelbare Staatsbeamte!. 


vl. 

Was das Verhältnis des Ministeriums des Innern 
für Kirchen- und Schulangelegenheiten zum 
landesherrlichen Kirchenregiment betrifft, so ist 
bereits festgestellt worden, daß dieses Ministerium nicht das Organ 
des Landesherrn zur Ausübung des ihm zustehenden protestantischen 
Kirchenregimentes sei. Das bedeutet: dem Ministerium kommt 
bei der Ausübung des landesherrlichen Kirehenregiments keine 


materielle Mitwirkung zu“. 


! Vgl. insbes. Niedner, Die Ausgaben des preußischen Staats für die 
evangelische Landeskirche der älteren Provinzen (Kirchenrechtliche Ab- 
handlungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, 13. und 14. Heft), Stuttgart 
1904 S. 259 ff. Anschütz, Die Verfassungsurkunde für den Preußischen 
Staat. Bd. I (1912) S. 322 ff. 

? Indirekt freilich insofern doch, als die Kirchenregimentsbeamten, wie 
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Die Frage ist nun aber: kommt ihm eine formelle Mit- 
wirkung zu? Diese Frage muß bejaht werden. 

Einmal findet der Verkehr zwischen dem König als dem In- 
haber des landesherrlichen Kirchenregiments und dem Oberkon- 
sistorium oder dem Konsistorium zu Speyer als den beiden pro- 
testantischen Oberkirchenbehörden durch die Vermittlung des Staats- 
ministeriums des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten 
statt, wie sich schon daraus ergibt, daß die beiden Oberkirchen- 
behörden diesem Ministerium formationsmäßig untergeordnet sind. 
Es besteht also kein unmittelbarer Verkehr dieser Öberkirchen- 
behörden mit dem Könige. 

Sodann bedarf jede Ausübung des landesherrlichen Kirchen- 
regiments der Kontrasignatur des Staatsministers des Innern für 
Kirchen- und Schulangelegenheiten. Nach dem Ministerverant- 
wortlichkeitsgesetz vom 4. Juni 1348 Art. IV wird der König seine 
Regierungs-Anordnungen jedesmal von den Ministern oder von 
den zeitlichen Stellvertretern gegenzeichnen lassen, in deren Ge- 
schäftskreis die Sache einschlägt. Nun ist aber jede Anordnung, 
die der König als Inhaber des landesherrlichen Kirchenregiments er- 
läßt, eine Regierungs- Anordnung, zwar kein Aktder Staatsregierung, 
sondern der Kirchenregierung, aber immerhin ein Regierungsakt. 
Den Gegensatz zu den Regierungsakten des Königs bilden seine 
Privathandlungen: diese bedürfen keiner ministeriellen Gegen- 
zeichnung. Allein die Ausübung des landesherrlichen Kirchen- 
regiments ist kein privates Geschäft des Königs. denn, wie schon 
oben (S. 4) gesagt worden ist, der König ist der Träger der 
protestantischen Kirchengewalt nicht als Privatmann, sondern als 
Staatsoberhaupt, als Träger der Staatsgewalt'. 

Was bedeutet die ministerielle Gegenzeichnung einer Regierungs- 
Anordnung des Königs? Sie bedeutet nach Art. VI des zitierten 
Ministerverantwortlichkeitsgesetzes „die volle Verantwortlichkeit 


oben (S. 31f.) gezeigt worden ist, Staatsbeamte sind und vom König „nach 
Vernehmung“, also auch unter Verantwortung des Staatsministers des 
Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten ernannt werden. 
ı So auch Seydel Bd. III S. 569. 
3% 
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für deren Inhalt“, oder wie der Art. VII dies bestimmter ausdrückt, 
der kontrasignierende Minister übernimmt die Verantwortlichkeit 
dafür, daß die von ihm kontrasignierte Regierungs- Anordnung des 
Königs weder gesetzwidrig noch dem Landeswohle nachteilig sei. 
Gesetzwidrig in diesem Sinne ist eine kirchenregimentliche 
Anordnung des Königs dann, wenn sie einem Staatsgesetze 
widerstreitet. Dies ist aus Art. VI des Ministerverantwortlich- 
keitsgesetzes zu schließen, wornach ein Staatsminister oder dessen 
Stellvertreter, der durch Handlungen oder Unterlassungen die 
Staatsgesetze verletzt, den Ständen des Reichs verantwort- 
lieh ist. Der Staatsminister des Innern für Kirchen- und Schul- 
angelegenheiten übernimmt also durch seine Gegenzeichnung nur 
dafür die Verantwortlichkeit, daß die kirchenregimentliche Ver- 
fügung sich nicht im Widerspruche mit den Staatsgesetzen be- 
finde, dagegen nicht dafür, daß sie mit der bestehenden Kirchen- 
gesetzgebung im Einklang stehe. Zu den Staatsgesetzen gehört 
aber auch das Protestantenedikt alsein Teil der Verfassungsurkunde. 
Durch seine Kontrasignatur übernimmt der Staatsminister des 
Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten aber auch die 
Verantwortung dafür, daß die von ihm kontrasignierte kirchenregi- 
mentliche Anordnung dem Landeswohle nicht nachteilig sei; er ist 
berechtigt und verpflichtet, die Gegenzeichnung eines Aktes des 
landesherrlichen Kirchenregimentes, der nach seiner Ueberzeugung 
dem Landeswohle nachteilig ist, abzulehnen: die Regierung und 
Gesetzgebung der protestantischen Kirche darf nicht in Gegensatz 
zum Landeswohle treten. Es liegt auf der Hand, daß damit dem 
Staatsminister des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten 
wenigstens mittelbar doch ein materieller Einfluß auf die Aus- 
übung des landesherrlichen Kirchenregiments eingeräumt wird. 
Die ministerielle Gegenzeichnung hat aber noch eine Be- 
deutung, die sich nicht allein auf das Ministerverantwortlichkeits- 
gesetz gründet, sondern zugleich auch auf das Religionsedikt in 
Verbindung mit der Verfassungsurkunde Tit. IV $ 9 Abs. 5. 
Die Verfassung räumt zwar jeder Kirchengesellschaft die Be- 
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fugnis ein, „nach der Formel und der von der Staatsgewalt aner- 
kannten Verfassung ihrer Kirche alle inneren Kirchen-Angelegen- 
heiten anzuordnen“ (Religionsedikt $ 38), bestimmt aber zugleich, 
daß „keine Verordnungen und Gesetze der Kirchen-Gewalt ohne 
vorgängige Einsicht und das Plazet des Königs verkündet und 
vollzogen werden dürfen* (VU. Tit. IV 89 Abs. 5 und Religions- 
edikt $ 58). Demgemäß dürfen auch keine Verordnungen und 
Gesetze der protestantischen Kirchengewalt „ohne vorgängige Ein- 
sicht und das Plazet des Königs“ verkündet und vollzogen werden. 
Da der König zugleich der Inhaber der protestantischen Kirchen- 
gewalt ist, so ist im Erlaß einer kirchlichen Verordnung oder eines 
kirchlichen Gesetzes zugleich die Erteilung des königlichen Plazet 
enthalten, diese ist aber als eine Ausübung der Kirchenhoheits- 
rechte des Staates zweifellos eine „ Regierungs- Anordnung * im Sinne 
des Art. IV des Ministerverantwortlichkeitsgesetzes und bedarf 
der Gegenzeichnung des Staatsministers des Innern für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten. Dies gilt nicht bloß für die vom König 
selbst ausgehenden kirchlichen Anordnungen, sondern auch für 
die von den protestantischen Kirchenregimentsbehörden erlassenen, 
da das Religionsedikt in $ 58 ganz allgemein von „Gesetzen, Ver- 
ordnungen oder sonstigen Anordnungen der Kirchen-Gewalt“ spricht. 

Bei den Anordnungen, die der König als Inhaber der pro- 
testantischen Kirchengewalt erläßt, hat somit die Unterschrift des 
Staatsministers des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten 
eine zweifache Bedeutung: einmal übernimmt der Minister damit 
die Verantwortung dafür, daß die Anordnung weder (staats-) ge- 
setzwidrig noch dem Landeswohle nachteilig sei, sodann bedeutet 
die Unterschrift des Ministers, daß die Anordnung das Plazet des 
Königs erhalten habe. 

Bei den kirchlichen Anordnungen, die von einer protestantischen 
Kirchenregimentsbehörde erlassen werden, bedeutet die Mitwirkung 
des Ministers nur, daß die Anordnung das Plazet des Königs er- 
halten habe. 

Doch ist diese ganze Erörterung über die Anwendung des 
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Plazet bei Anordnungen der protestantischen Kirchengewalt um 
deswillen rein theoretischer Natur, weil der König, der das 
Plazet erteilt, zugleich Inhaber der protestantischen Kirchengewalt 
ist, und die protestantischen Kirchenregimentsbehörden Staatsbe- 
hörden sind, ein Konflikt zwischen der Staatsgewalt und der pro- 
testantischen Kirchengewalt somit ausgeschlossen ist; das Plazet 
hat gegenüber der protestantischen Kirchengewalt, eben weil sie 
mit der Staatsgewalt verbunden ist, keinerlei praktische Bedeutung, 
wie es denn auch im Kampf der Staatsgewalt mit der katholischen 
Kirchengewalt entstanden ist. 


vo. 


Nach dem Staatsministerium des Innern für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten ist es ein anderer politischer Faktor, dessen 
Verhältnis zum landesherrlichen Kirechenregiment uns interessiert: 
der Landtag. 

Zunächst kommt hier der allgemeine Grundsatz in Betracht. 
daß die Zuständigkeit des Landtags nicht zu vermuten ist, d. h. 
der Landtag ist immer nur soweit zuständig, als dies ausdrücklich 
in der Verfassungsurkunde oder sonst in einem Gesetze gesagt 
ist. Wenn also irgendwo der Staatsgewalt das Recht der Mit- 
wirkung bei einem Akte des landesherrlichen Kirchenregiments 
beigelegt ist, so folgt daraus noch nicht, daß auch der Landtag 
hiebei mitzuwirken befugt sei. Denn der Landtag ist nicht Mit- 
inhaber der Staatsgewalt. 

Dies gilt sowohl von den Gegenständen gemischter Natur wie 
von den innerkirchlichen Angelegenheiten der protestantischen 
Kirche: wenn hier dem Könige oder der Staatsgewalt oder der 
weltlichen Obrigkeit Zuständigkeiten in Beziehung auf die Akte 
des landesherrlichen Kirchenresiments beigelegt werden, so ergibt 
sich hieraus allein noch kein Recht des Landtags auf Mitwirkung. 
Das königliche oberste Schutz- und Aufsichtsrecht, von dem in 
der Verfassung wiederholt die Rede ist (z. B. im Religionsedikt 
S$ 50, 75), wird vom Könige regelmäßig ohne Mitwirkung des 
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Landtags ausgeübt; auch das Plazet wird von ihm allein erteilt. 

Wohl ist der Staatsminister des Innern für Kirchen- und 
Schulangelegenheiten dem Landtage dafür verantwortlich, daß die 
Rechte der Staatsgewalt hiebei stets gewahrt bleiben, aber ein 
Recht der Mitwirkung des Landtags folgt daraus nicht. 

Dagegen kommt dem Landtag ein Recht der Mitwirkung bei 
Abänderung aller derjenigen Bestimmungen und Vorschriften über 
Angelegenheiten der protestantischen Kirche zu, die in der Ver- 
fassungsurkunde oder in Staatsgesetzen enthalten sind. Es macht 
dabei niehts aus, ob diese Bestimmungen innerkirchlicher Natur 
sind oder nicht: der Umstand allein, daß sie in der Verfassungs- 
urkunde oder in einem Staatsgesetze enthalten sind, hat zur Folge, 
daß sie nur unter Mitwirkung des Landtags abgeändert oder auf- 
gehoben werden können (VU. Tit. X $ 7, Titel VII S 2). Es 
gilt dies insbesondere vom Protestantenedikt selbst, das als ein 
Anhang zur zweiten Verfassungsbeilage mit einen Teil der Ver- 
fassungsurkunde bildet und nur auf dem für Verfassungsänderungen 
vorgeschriebenen Wege (VU. Tit. X $ 7) abgeändert werden kann, 
aber allerdings sofern es Bestimmungen über innerkirchliche An- 
gelegenheiten enthält, nur mit Zustimmung der Faktoren der 
Kirchengesetzgebung. 

Zwar hat die Bayreuther Generalsynode im Jahr 1873 ein- 
stimmig beschlossen, an das K. Oberkonsistorium die Bitte zu 
richten, auf geeignetem Wege dahin zu wirken, daß dem näch- 
sten Landtage der Entwurf zu einem Verfassungsgesetze folgenden 
wesentlichen Inhalts vorgelegt werde: 

„Diejenigen Bestimmungen des Edikts vom 26. Mai 1318 
über die inneren Angelegenheiten der protestantischen Kirche 
in dem Königreiche (II. Anhang zur II. Verfassungsbeilage) 
und des Gesetzes vom 4. Juni 1848, die protestantischen 
Generalsynoden und den Konsistorialbezirk Speyer betreffend, 
welche die Verfassung oder die sonstigen inneren Angelegen- 
heiten der protestantischen Landeskirche betreffen, gelten fortan 
nicht als Staatsgesetz, sondern als Kirchengesetz. In dieser 
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Eigenschaft können sie künftig unter k. Sanction auf Antrag 
der das oberste Episcopat ausübenden selbständigen prote- 
stantischen Kirchenbehörde und mit Zustimmung der bezüglichen 
Generalsynode authentisch interpretiert und abgeändert werden, 
ohne Anwendung der in Tit. VII 8 2 beziehungsweise Tit. X 
$ 7 der Verfassungsurkunde vorgeschriebenen Formen !.* 
Allein das Oberkonsistorium hat diesen Antrag beim Könige 
nicht vertreten, und so ist ihm auch keine Folge gegeben worden *. 
Die erwähnten Bestimmungen des Protestantenedikts können also 
nach wie vor nicht lediglich im Wege der Kirchengesetzgebung 
abgeändert werden, sondern nur zugleich im Wege der Staats- 
gesetzgebung. 


VI. 


Im Bisherigen ist vom Verhältnis des landesherrlichen Kir- 
chenregiments zu außerkirchlichen Faktoren, dem Staatsministerium 
des Innern für Kirehen- und Schulangelegenheiten und dem Land- 
tage, die Rede gewesen. Es bleibt nun noch zu untersuchen, in 
welchem Verhältnisse das landesherrliche Kirchenregiment zu dem 
wichtigsten innerkirchlichen Faktor steht, der Generalsynode so- 
wohl der protestantischen Kirche im rechtsrheinischen Bayern mit 
Einschluß der reformierten Synode wie der protestantisch-evan- 
gelisch-christlichen Kirche in der Pfalz. 

Die Sedes materiae ist der & 7 des Protestantenedikts ın 
Verbindung mit dem $ 17 der Vereinigungsurkunde der prote- 
stantisch-evangelisch-christlichen Kirche der Pfalz vom 10. Okto- 
ber 1818°. 


ı Verhandlungen der vereinigten Generalsynode zu Bayreuth im Jahre 
1873 8. 129. 

?2 Darlegung des Königlichen protestantischen Oberkonsistoriums, die 
Verfassung der protestantischen Landeskirche betreffend, vom 10. August 
1881 (Zusammenstellung urkundlicher Aktenstücke über die Verfassung der 
protestantischen bayer. Landeskirche, München 1883 S. 1ff.). 

3 Mit dieser Vereinigungsurkunde hat es eine eigentümliche Bewandt- 
nis: sie ist von der protestantischen Generalsynode der Pfalz, also von 
einem kirchlichen Organe, in den Sitzungen vom 3. bis 15. August 1818 
beschlossen worden und hat unterm 10. Oktober desselben Jahres die Aller- 
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Ursprünglich hatte am Sitze eines jeden Konsistoriums eine 
„allgemeine Synode“ (so genannt im Gegensatz zu den Diözesan- 
synoden) stattzufinden; durch das Verfassungsgesetz vom 4. Juni 
1848, die protestantischen Generalsynoden und den Konsistorial- 
bezirk Speyer betreffend, ist jedoch bestimmt worden, daß die 
allgemeinen Synoden der Konsistorialbezirke Ansbach und Bayreuth 
auf Antrag des Oberkonsistoriums mit Königlicher Genehmigung 
in eine ungeteilte Versammlung vereinigt werden können, und 
durch die K. Entschließung vom 1. August 1831 (in Günthers 
Amtshandbuch Bd. I S. 529 f.) ist diese Vereinigung als eine 


höchste Bestätigung d. h. also doch wohl die Genehmigung des Königs 
als des Inhabers der protestantischen Kirchengewalt erhalten (das Nähere 
bei Wand-Wagner, Handbuch der Verfassung und Verwaltung der prote- 
stantisch-evangelisch-christlichen Kirche der Pfalz. 3. Aufl. 1899 S. 81 ff.). 
Soweit sich nun die Vereinigungsurkunde lediglich auf innerkirchliche An- 
gelegenheiten im Sinne des $ 38 des Religionsediktes bezieht (und das 
trifft auf die meisten ihrer Bestimmungen zu), ist alles in Ordnung. Allein 
sie enthält in & 13 und $ 17 Bestimmungen über das Kirchenvermögen, die 
zu erlassen nach $ 64 Ziff. b und $ 65 des Religionsediktes allein der 
Staatsgewalt zusteht. Nun liegt es nahe, sich damit zu helfen, daß man 
sagt: die vom König unterm 10. Oktober 1818 den Beschlüssen der pfäl- 
zıschen Generalsynode erteilte Bestätigung ist vom König nicht bloß in 
seiner Eigenschaft als Inhaber der protestantischen Kirchengewalt, sondern 
auch in seiner Eigenschaft als Staatsoberhaupt erteilt worden. Dabei könnte 
man sich beruhigen, wenn der König für sich allein diese Genehmigung zu 
erteilen berechtigt gewesen wäre. Allein seit dem Erlaß der Verfassungsur- 
kunde vom 26. Mai 1818 ist Bayern ein konstitutioneller Staat, was in diesem 
Fall sagen will: seit dem 26. Mai 1818 konnte der König gesetzliche Bestim- 
mungen oder Abänderungen von gesetzlichen Bestimmungen nicht mehr von 
sich aus verfügen, sondern nur mit Zustimmung der Landstände. Wenn hierfür 
auch der $& 65 des Religionsediktes, der in Verbindung mit $ 64 Ziff. b, alle 
Bestimmungen über das Kirchenvermögen für Sache der staatlichen Gesetz- 
gebung erklärt, nicht unbedingt entscheidend ist, da das Wort „Gesetz- 
gebung* auch im materiellen Sinne = Erlaß von Rechtsnormen überhaupt 
verstanden werden kann, so ist doch kein Zweifel, daß in Bayern der Er- 
laß von Rechtssätzen über das Kirchenvermögen seit dem Erlaß der Ver- 
fassungsurkunde als Sache der Gesetzgebung im formellen Sinne, d. h. also 
als Sache der Staatsgewalt unter Zustimmung der Landstände angesehen 
und behandelt worden ist. Somit hätten die $$ 13 und 17 der Vereini- 
gungsurkunde den Landständen zur Genehmigung vorgelegt werden müssen. 
Dies ist aber nicht geschehen. 
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dauernde Einrichtung erklärt worden. Es bestehen daher seitdem 
nur noch zwei allgemeine oder Generalsynoden: die eine im 
rechtsrheinischen Bayern und die andere in der Pfalz. 

Außerdem ist durch Königliche Entschließung vom 26. Februar 
1853 den reformierten Pfarrgemeinden in den Landesteilen rechts 
des Rheins, die bisher an den Diözesan- und Generalsynoden der 
rechtsrheinischen protestantischen Kirche teilgenommen hatten, 
gestattet worden, eine für ihre Kirchenangelegenheiten bestimmte 
reformierte Synode zu bilden, die an die Stelle der bisherigen 
Teilnahme der reformierten Gemeinden diesseits des Rheins an 
den Diözesan- und Generalsynoden treten sollte (in Günthers Amts- 
handbuch Bd. I S. 823 ft.). 

1. In welchem Verhältnisse stehen nun diese Synoden zum 
landesherrlichen Kirchenregiment? Nach dem ursprünglichen 
Wortlaute des $ 7 des Protestantenedikts sollen sie abgehalten 
werden: „zur Beratung über innere Kirchenangelegenheiten“. Darin 
liegt zunächst noch keine Beziehung zum landesherrliehen Kir- 
chenregiment. Es heißt nicht: zur Beratung des Kirchenregi- 
ments, sondern ganz allgemein : zur Beratung. 

Allein schon der $ 17 der Vereinigungsurkunde der Pfalz 
bestimmt: „Die von der gegenwärtigen Generalsynode festgesetzten 
und von Seiner Königl. Majestät, auf den Antrag des Oberkon- 
sistoriums, genehmigten Bestimmungen über Lehre, Ritus, Liturgie, 
religiösen Schulunterricht, Kirchenvermögen und Kirchenverfas- 
sung können auf keine Art ohne die Zustimmung der künf- 
tigen Synode des Rheinkreises, Abänderungen erleiden, noch den- 
selben etwas Entgegenlaufendes verordnet werden“. Damit ist 
der pfälzischen Generalsynode zu dem Beratungsrecht, das sie auf 
Grund des $ 7 des Protestantenedikts besitzt, noch ein Zustim- 
mungsrecht bei gewissen Anordnungen des Landesherrn als des 
Oberhauptes der protestantischen Kirche verliehen worden. 

Das Beratungsrecht ist sodann durch das oben zitierte Ver- 
fassungsgesetz vom 4. Juni 1848 für alle allgemeinen oder Gene- 
ralsynoden (also der rechtsrheinischen wie der pfälzischen Kirche) 
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dahin erweitert worden, daß es sich nicht mehr auf „innere Kır- 
chenangelegenheiten“ beschränken, sondern sich auf „Angelegen- 
heiten der protestantischen Kirche des Königreichs Bayern“ er- 
strecken solle. 

Endlich ist durch die ebenfalls vorhin angeführte Königl. 
Entschließung vom 1. August 1881 bestimmt worden, „daß alle 
allgemeinen und beziehungsweise neuen organischen kirchlichen 
Einrichtungen und Verordnungen, welche sich auf Lehre, Liturgie, 
Kirchenordnung und Kirchenverfassung beziehen, ohne Verneh- 
mung und Zustimmung der Generalsynoden künftig nicht getrof- 
fen werden sollen“. 

Damit ist der rechtsrheinischen Generalsynode ein ähnliches 
Zustimmungsrecht verliehen worden wie seinerzeit der pfälzischen 
Generalsynode, aber nicht von gleichem Umfange: das Zustim- 
mungsrecht der rechtsrheinischen Generalsynode erstreckt sich 
nicht wie das der pfälzischen auf die Bestimmungen über das 
Kirchenvermögen! 

Was die reformierte Synode betrifft, so hat sie durch die 
bereits angeführte Königl. Entschließung vom 26. Februar 1853 
das Recht der Beratung der von ihr über kirchliche Ange- 
legenheiten im Sinne des Gesetzes vom 4. Juni 1848 (s.o. S. 42) 
an das protestantische Konsistorium und beziehungsweise Ober- 
konsistorium zu bringenden Wünsche und Anträge und das Recht 
der Beratung und Beschlußfassung über die in die 
Lehre, den Kultus und die Verfassung der reformierten Kirche 
einschlagenden Gegenstände vorbehaltlich der kirchenregiment- 
lichen Genehmigung erhalten. 

Es ergibt sich aus dem Bisherigen, daß hinsichtlich des Um- 
fangs ein Unterschied zwischen dem Beratungsrecht und dem Zu- 
stimmungs- oder Beschlußfassungsrecht der drei Synoden besteht. 
Das Recht zu beraten kommt ihnen zu hinsichtlich aller 
Angelegenheiten ıhrer Kirchen, sowohl hinsichtlich der inneren, 
wie der gemischten, wie der äußeren Kirchenangelegenheiten. Das 
Recht, Akten des Kirchenregiments die Zustimmung zu erteilen 
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oder zu verweigern, haben sie nur bei bestimmten, in der Ver- 
einigungsurkunde $ 17 und in den Königl. Entschließungen vom 
26. Februar 1853 und vom 1. August 1881 aufgezählten Gegen- 
ständen. 

Soweit nun ein Zustimmungsrecht der Synoden besteht, be- 
ruht es auf einem Akt der Selbstbeschränkung des Königs als 
des Inhabers des protestantischen Kirchenregiments in der freien 
Entschließungsgewalt, die ihm durch 8 19 lit. a des Protestan- 
tenedikts in inneren Kirchenangelegenheiten vorbehalten ist: so- 
weit eine solche Selbstbeschränkung stattgefunden hat, ist der 
König in der Ausübung des protestantischen Kirchenregiments 
an die Zustimmung der betr. Synode gebunden; soweit dagegen 
eine solche Selbstbeschränkung nicht stattgefunden hat, ist er in 
seiner Entschließungsgewalt „in allen Gegenständen neuer organi- 
scher kirchlicher Einrichtungen und allgemeiner Verordnun;sen * 
(Protestantenedikt $ 19 lit. a) den Synoden gegenüber frei und 
ungebunden. | 

So kann der König als Inhaber des protestantischen Kirchen- 
regiments ohne Zustimmung der Generalsynode keine neue Agende, 
kein neues Gesangbuch, keinen neuen Katechismus einführen, das 
Oberkonsistorium, eines der Unterkonsistorien, das Konsistorium 
zu Speyer weder aufheben noch ihre gegenwärtige Stellung ver- 
ändern, die Einrichtung der Kirchenvorstände, der Presbyterien, 
der Diözesansynoden und Diözesanausschüsse, der Generalsynode 
und ihres Ausschusses weder beseitigen noch ihre Kompetenz 
ändern. In der pfälzischen Kirche gehört zu dem was ohne die 
Zustimmung der Generalsynode nicht geändert werden kann, auch 
die bestehende kirchliche Vermögensverwaltung ($ 17 der Ver- 
einigungsurkunde)', weshalb die Kirchengemeindeordnung vom 


ı Der pfälzischen Generalsynode kommt also nicht ein allgemeines Zu- 
stimmungsrecht hinsichtlich aller Akte der Staatsgesetzgebung auf dem 
Gebiete des Kirchenvermögens zu, sondern nur hinsichtlich solcher Akte, 
die die bestehende, .d. h. in der Vereinigungsurkunde enthaltene Ord- 
nung des kirchlichen Vermögens abändern. — Freilich darf nıcht über- 
sehen werden, daß es sich hier, genau genommen, nicht um ein Recht der 


u 
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24. September 1912 ın Artikel 103 bestimmt, daß für die prote- 
stantische Kirche der Pfalz die Kirchengemeindeordnung erst dann 
in Kraft gesetzt werden soll, wenn die pfälzische Generalsynode 
hiezu ihre Zustimmung erklärt haben wird. Eine entsprechende 
Bestimmung zugunsten der rechtsrheinischen protestantischen Kir- 
che findet sich in der Kirchengemeindeordnung nicht, weil in der 
wiederholt angeführten Allerhöchsten Entschließung vom 1. August 
1881 die kirchliche Vermögensverwaltung nicht als ein Gegen- 
stand bezeichnet wird (rechtmäßigerweise auch gar nicht hätte 
bezeichnet werden können), hinsichtlich dessen ohne Zustimmung 
der Generalsynode keine allgemeinen und beziehungsweise neuen 
kirchlichen Einrichtungen und Verordnungen getroffen werden 
sollen; dagegen soll die Uebertragung der Kompetenzen der Kir- 
chenvorstände auf die Kirchenverwaltungen nach Art. 104 der 
Kirchengemeindeordnung nur mit Zustimmung der Generalsynode 
der protestantischen Kirche rechts des Rheins vorgenommen wer- 
den können, weil es sich hier um den Kirchenvorstand, eine or- 
ganısche Einrichtung der protestantischen Kirchenverfassung, 
handelt !. 


Zustimmung zu Akten des landesherrlichen Kirchenregiments, sondern zu 
Akten der staatlichen Gesetzgebung handelt; diese soll die bestehende 
Ordnung der kirchlichen Vermögensverwaltung in der Pfalz nicht ohne die 
Zustimmung der pfälzischen Generalsynode ändern dürfen. Dieses Recht 
ist der Generalsynode in der Vereinigungsurkunde vom 10. Oktober 1818 
verliehen worden, obgleich damals der König für sich allein, ohne die 
Mitwirkung der Landstände, zur Verleihung eines solchen Rechtes nicht 
befugt gewesen ist (vgl. auch oben S. 40 Anm. 3). 

! Ich bin somit nicht der Ansicht, daß die Einrichtung einer allge- 
meinen Kirchensteuer im Landeskirchensteuergesetz vom 15. August 1908 
(s. u. 3. 50) unter die auf die Kirchenverfassung bezüglichen „allgemeinen 
und beziehungsweise neuen organischen kirchlichen Einrichtungen und Ver- 
ordnungen“ im Sinne der Königl. Entschließung vom 1. August 1881 falle, 
die nicht „ohne Genehmigung und Zustimmung der Generalsynode* ge- 
troffen werden sollen, während der Generalsynodalausschuß und die General- 
synode der protestantischen Kirche rechts des Rheins diese Ansicht zu der 
ihrigen gemacht haben (Verhandlungen der vereinigten Generalsynode zu 
Ansbach ım Jahre 1909 S. 154—223, besonders $. 196 ff. 204 ff.). In der 
Allerhöchsten Entschließung vom 1. August 1881, die der König unbe- 
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Das gleiche gilt von der reformierten Synode. Die Einfüh- 
rung der Kirchengemeindeordnung in den reformierten Gemeinden 
ist nicht von ihrer Zustimmung abhängig, weil ihr seinerzeit keine 
Zusicherung des Inhaltes geweben worden ist. daß die kirchliche 
Vermögensverwaltung nicht olıne ihre Zustimmung abgeändert 
werden solle. Dagegen ist ihr gerade so wie der rechtsrheini- 
schen Generalsynode zugesichert worden, daß ihre Verfassung 
nur mit ihrer Zustimmung abgeändert werden solle (vgl. die oben 
S. 43 angeführte Königl. Entschließung vom 26. Februar 1853); 
deshalb bedarf die Uebertragung der Kompetenz der Presbyterien 
auf die Kirchenverwaltungen der Kirchengemeindeordnung nach 
Art. 105 der Kirchengemeindeordnung der Zustimmung der re- 
formierten Synode. 

2. Inwieweit haben nun die genannten Synoden einen An- 
spruch auf Beratung, d. h. einen Anspruch darauf, daß 
ihnen ein Gegenstand zur Beratung vorgelegt werde, daß sie dar- 
über vernommen werden ? 

Aus dem $ 7 des Protestantenedikts (in der Fassung des 
Gesetzes vom 4. Juni 1848) läßt sich darüber nichts erheben; 
denn darin wird nur gesagt, daß alle vier Jahre „zur Beratung 
über Angelegenheiten der protestantischen Kirche des Königreichs 
Bayern“ eine allgemeine Synode gehalten werden solle; aber in- 
wieweit nun diese Synode ein Recht habe, über einen Gegenstand 
in eine Beratung einzutreten, geht daraus nicht hervor. Es läßt sich 
also z. B. ein Recht der Generalsynoden, vor Erlaß eines Staats- 


strittenermaßen in seiner Eigenschaft als Inhaber der protestantischen 
Kirchengewalt erlassen hat, kann mit dem Worte „Kirchenverfassung“ nur 
diejenige Kirchenverfassung gemeint sein, die den Gegenstand der Auto- 
nomie der protestantischen Kirche Bayerns bildet. Das ist nach dem Re- 
ligionsedikt $ 27 ın Verbindung mit $ 38 nur die „innere kirchliche Ver- 
fassung® ; dazu gehört aber die Ordnung und Regelung des kirchlichen 
Vermögensrechtes im Sinn des Religionsediktes ganz gewiß nicht. Somit 
hat für die K. Staatsregierung keine rechtliche Verpflichtung bestanden, 
den Entwurf des Landeskirchensteuergesetzes und den Entwurf der Kirchen- 
gemeindeordnung den Generalsynoden zur Beschlußfassung und Genehmi- 
gung vorzulegen. 
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gesetzes tiber die kirchliche Vermögensverwaltung vernommen zu 
werden, aus dem $ 7 des Protestantenedikts nicht ableiten. 

Die pfälzische Vereinigungsurkunde vom 10. Oktober 1818 
spricht wohl von einem Zustimmungsrechte der Generalsynode bei 
gewissen Angelegenheiten, aber nicht von einem Beratungsrechte. 

Dagegen drücken sich die beiden Königlichen Entschließungen 
vom 26. Februar 1853 und vom 1. August 1881 über das syno- 
dale Beratungsrecht bestimmter aus. Nach der ersteren gehört 
in den Geschäftskreis der reformierten Synode nicht bloß die Be- 
schlußfassung, sondern auch die Beratung über die in die Lehre, 
den Kultus und die Verfassung der reformierten Kirche einschla- 
genden Gegenstände. 

Eine ähnliche Wendung gebraucht die Königl. Entschließung 
vom 1. August 1881: darnach sollen allgemeine und bezw. neue 
organische Einrichtungen oder Verordnungen, welche sich auf 
Lehre, Liturgie, Kirchenordnung und Kirchenverfassung beziehen, 
künftig nicht bloß nicht ohne Zustimmung, sondern auch nicht 
ohne Vernehmung der Generalsynode getroffen werden. 

Daraus folgt: erstens ein Recht vernommen zu werden kommt 
den Generalsynoden und der reformierten Synode nur soweit zu, 
als dies ausdrücklich bestimmt ist, und sodann: immer ist dieses 
echt den Synoden nicht von der staatlichen Gesetzgebung, son- 
dern vom König als dem Inhaber des protestantischen Kirchen- 
regiments verliehen worden, daher kann sich der Anspruch der 
Synoden, vernommen zu werden, nur gegen ihn richten. 

3. Unsere Frage nach dem Beratungsrechte der Synoden ist 
jedoch damit noch nicht erschöpft; es handelt sich nun noch 
weiter darum: dürfen die Synoden nur über diejenigen Gegen- 
stände in Beratung treten, die ihnen vom Kirchenregiment zur 
Beratung vorgelegt worden sind? oder haben sie eine Beratungs- 
Initiative, so daß sie befugt sind, alle Angelegenheiten ihrer Kir- 
chen von sich aus zum Gegenstand ihrer Beratung zu machen? 

Was zunächst die pfälzische Generalsynode betrifft, so ent- 
hält die Vereinigungsurkunde in $ 17 Abs. 6 folgende Bestim- 
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mung: „Der allgemeinen Synode steht es zu, Anträge über alle 
die Religion angehenden Gegenstände und Zweige des Kultus, 
sowie über die Verwaltung des Kirchenvermögens, an das Ober- 
konsistorium (nunmehr das Konsistorium zu Speyer) gelangen zu 
lassen“. Man vergleiche damit den $21 der Allerhöchst geneh- 
migten Geschäftsordnung für die Generalsynode im Konsistorial- 
bezirke Speyer (bei Wand-Warmer a. a. O. S. 154): „Die mit Ge- 
nehmigung der Allerhöchsten Stelle an die Synode gelangenden 
Beratungsgegenstände sind sowohl bei den Ausschüssen als bei 
der Generalsynode vor allen übrigen zu bearbeiten, zum Vortrage 
zu bringen und zu erledigen. — Sonstige Anträge und Wünsche 
dürfen in den allgemeinen Sitzungen vorgetragen und beraten 
werden, soweit solche, ohne die Erledigung der Hauptgegenstände 
zu verzögern, erörtert werden können.“ 

Daraus geht hervor, daß die pfälzische Generalsynode nicht 
auf die Beratung der kirchenregimentlichen Vorlagen beschränkt ist. 

Das gleiche gilt von der reformierten Synode, wie die oben 
(S. 43) mitgeteilte Stelle aus der Königl. Entschließung vom 
26. Februar 1853 zeigt, und von der rechtsrheinischen General- 
synode: nach $ 23 der Allerhöchst genehmigten Geschäftsordnung 
für die protestantischen Generalsynoden diesseits des Rheins vom 
31. August 1853 (abgeändert durch die Allerhöchsten Entschlie- 
ßungen vom 17. August 1876, 26. Januar 1896 und 2. Dezember 
1902) kann jedes Mitglied dasjenige, was ihm zum Wohle der 
Kirche diensam zu sein scheint und in den Wirkungskreis der 
Generalsynode gehört, in der Form von Anträgen und Wünschen 
an die Versammlung bringen (in Günthers Amtshandbuch Ba. I 
S. 810). 

4. Zum Schlusse ist noch die Frage nach der rechtlichen 
Natur der drei Synoden zu erörtern. 

Es handelt sich dabei zunächst darum: sind diese Synoden 
Organe des Staates oder der protestantischen Kirchen? Diese 
Frage ist unschwer zu beantworten: sie sind Organe der prote- 
stantischen Kirchen, die vereinigte Generalsynode ein Organ der 
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rechtsrheinischen Kirche, die pfälzische Generalsynode ein Organ 
der protestantisch-evangelisch-christlichen Kirche der Pfalz, die 
reformierte Synode ein Organ der reformierten Gemeinden in der 
rechtsrheinischen Kirche. Es ergibt sich das aus ihrem Zwecke, ihrer 
Aufgabe. Der Umstand, daß die beiden Generalsynoden auf dem 
Protestantenedikt, also einem Staatsgesetze beruhen, macht sie 
noch nicht zu Organen des Staates; durch das Protestantenedikt 
haben die protestantischen Kirchen Bayerns ihre jetzige Verfas- 
sung überhaupt erst erhalten; aus welcher anderen Hand hätten 
sie sie empfangen können, wenn nicht aus der des Staates? Dar- 
über ist auch kein Streit, und es besteht eine allgemeine Ueber- 
einstimmung dahin, daß die beiden Generalsynoden Organe der 
Kirchen, nicht des Staates seien. Das gleiche gilt erst recht von 
der reformierten Synode, die auf der vom König als Inhaber der 
protestantischen Kirchengewalt erlassenen Allerhöchsten Ent- 
schließung vom 26. Februar 1853 beruht. 

Wir fragen nun aber noch weiter: was für Organe der pro- 
testantischen Kirchen sind diese Synoden ? 

Um diese Frage zu verstehen, muß man sich dessen erinnern, 
daß es nach bayerischem Staatskrichenrechte, wie bereits oben 
(S. 9) ausgeführt worden ist, dreierlei Arten von kirchlichen An- 
gelegenheiten gibt: innere Kirchenangelegenheiten, die im Reli- 
gionsedikt $ 38 näher beschrieben sind, sodann weltliche Ange- 
legenheiten der Kirchen, die in $ 64 des Religionsedikts aufge- 
zählt werden und zu denen hauptsächlich die Vermögensangele- 
genheiten der Kirchen gehören, und endlich Gegenstände ge- 
mischter Natur, von denen einige in $ 76 des Religionsedikts er- 
wähnt werden. 

Diese Einteilung hat eine große rechtliche Bedeutung. Für 
die inneren Kirchenangelegenheiten bestellen die Kirchen selbst 
ihre Organe (mit Ausnahme der Kirchenregimentsbeamten, die 
vom König als Staatsoberhaupt ernannt werden, s. o. S. 32), für 
die weltlichen Angelegenheiten der Kirehen werden die Organe 


vom Staate bestellt, und für die gemischten Angelegenheiten findet 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIII. 1. 4 
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ein Zusammenwirken der staatlichen und der kirchlichen Organe 
statt. 

Es kann nun kein Zweifel darüber bestehen, daß die beiden 
Generalsynoden und die reformierte Synode innerkirchliche 
Organe der protestantischen Kirchen sind. Denn wenn sie auch 
zur Beratung über alle Angelegenheiten ihrer Kirchen zuständig 
sind, so doch zur Beschlußfassung und zur Mitwirkung bei der 
Kirchengesetzgebung nur bei den innerkirchlichen Ange- 
legenheiten ihrer Kirchen: die beiden Königlichen Entschließun- 
gen vom 26. Februar 1853 und vom 1. August 1881 haben die 
bis dahin freie Entschließungsgewalt des Königs auf dem Gebiete 
der Kirchengesetzgebung d. i. der Anordnungsbefugnis in inneren 
Kirchenangelegenheiten im Sinne des Protestantenedikts $ 19 Iit. a 
innerhalb der rechtsrheinischen protestantischen Kirche an die 
Zustimmung der reformierten Synode und der rechtsrheinischen 
Generalsynode geknüpft!. Die eigentliche und hauptsächliche 
Zuständigkeit der protestantischen Synoden bewegt sich also auf 
dem Gebiete der innerkirchlichen Angelegenheiten und deshalb sind 
diese Synoden als innerkirchliche Organe der protestantischen Kir- 
chen zu bezeichnen. 

Dadurch unterscheiden sie sich eben von den protestanti- 
schen Steuersynoden, wie sie das Staatsgesetz von 15. Au- 
gust 1908, die Kirchensteuer für die protestantischen Kirchen 
des Königreichs Bayern betreffend (sog. Landeskirchensteuergesetz), 
eingeführt hat. Die‘Kirchensteuer gehört wie alles, was in das 
kirchliche Vermögensrecht einschlägt, zu den weltlichen An- 
gelegenheiten der Kirchen; die Gesetzgebung (und Gerichtsbarkeit) 
auf diesem Gebiete steht nicht den Kirchen, sondern dem Staate 
zu (Religionsedikt $ 65). Deshalb hat nur die Staatsgesetzgebung, 
nicht die protestantische Kirchengesetzgebung diese Steuersynoden 
schaffen können ; deshalb sind diese Steuersynoden keine inner- 


ı Bei der pfülzischen Kirche kommt in Betracht, daß das Zustimmungs- 
recht der Generalsynode sich nach dem oben (S. 44) Bemerkten etwas 
weiter erstreckt als das der rechtsrheinischen Generalsynode und der re- 


formierten Synode. 
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kirchlichen, sondern weltliche Organe der protestantischen Kir- 
chen, gerade so wie die Kirchenverwaltungen des Revidierten Ge- 
meindeedikts vom 1. Juli 1834 und der Kirchengemeindeordnung 
vom 24. September 1912 keine innerkirchlichen sondern weltliche 
Organe der protestantischen Kirchen sind. 


! Die Kirchenverwaltungen des Revidierten Gemeindeedikts vom 1. Juli 
1834 sind allerdings schon von manchen für staatliche Organe erklärt wor- 
den. So sagt Vogtherr, Die lutherische Kirchengemeinde im Königreich 
Bayern diesseits des Rheins, Ansbach 1892, S. 37: „Die Kirchenverwaltung 
ist eine politische und keine kirchliche Behörde. — Auch in Bayern ist die 
Verwaltung des Kirchenvermögens nicht Sache der Kirche, sondern des 
Staates. Aus alledem geht die staatliche Natur der Kirchenverwaltung 
unzweideutig hervor.“ Aehnlich Jänicke in der Erlanger Dissertation 
von 1896 „Die Rechte des Staates in bezug auf die Verwaltung und Ver- 
wendung des Kirchenvermögens im Königreich Bayern diesseits des Rheins* 
S. 43f.: „Die Verwaltung des Vermögens der öffentlichen Kirchengesell- 
schaften im Königreiche Bayern ist keine kirchliche, sondern eine durch- 
aus politische: sie ist durch staatliche Vorschriften geregelt, wird durch 
staatliche Organe geführt und unterliegt staatlicher Kuratel. — Die Kirchen- 
verwaltungen sind staatliche Verwaltungskörper.*“ Das Reichsgericht hat 
in einem Erkenntnis vom 11. Oktober 1880 (Entscheidungen in Strafsachen 
Bd. II S. 316 ff.) ausgesprochen, daß der bayerische Pfarrer in seiner Eigen- 
schaft als Mitglied der Kirchenverwaltung Beamter im Sinne des Reichs- 
strafgesetzbuches 8 359 sei; denn der Pfarrer und die anderen Mitglieder 
der Kirchenverwaltung seien lediglich Organe der Staatsgewalt und als ge- 
setzlich berufene Mitglieder des von der Staatsgewalt eingeführten und 
beherrschten Instituts Beamte des Staats. — Durchweg wird hier „weltlich* 
oder „politisch“ mit „staatlich“ verwechselt. Weil die Kirchenverwaltung 
kein innerkirchliches Organ der Kirche ist, sondern ein weltliches oder 
politisches, soll sie ein staatliches Organ sein! Richtig bemerkt M eurer, 
Bayerisches Kirchenvermögensrecht Bd. I 8. 51: „Das Religionsedikt $ 64 
rechnet das kirchliche Finanzwesen nur zu den weltlichen Angelegenheiten 
der Kirche, nicht zu den Angelegenheiten des Staates.“ Jede öffentliche 
Kirchengesellschaft in Bayern hat zweierlei Organe: für ihre innerkirch- 
lichen Angelegenheiten die innerkirchlichen oder rein kirchlichen, für ihre 
weltlichen Angelegenheiten die weltlichen oder politischen Organe; aber 
auch diese sind Organe der Kirche, nicht des Staates. Auch die Kirchen- 
verwaltung und das Kollegium der Kirchengemeindebevollmächtigten der 
Kirchengemeindeordnung vom 24. September 1912 sind weltliche Organe 
der Kirche (vgl. auch Meurer, Grundfragen aus dem Entwurf einer 
bayerischen Kirchengemeindeordnung und der Bericht des Referenten der 
Abgeordnetenkammer. München und Berlin 1909 S. 10 ff.). Was die Steuer- 
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Daraus ist es zu erklären, daß die protestantischen Steuer- 
synoden anders als die Generalsynoden und die reformierte Synode 
in keinem unmittelbaren Verhältnis zum landesherrlichen Kirchen- 
regimente stehen. Wohl bedürfen ihre Beschlüsse der königlichen 
Genehmigung (Landeskirchensteuergesetz Art. 4 Abs. V), aber 
diese Genehmigung wird nicht vom Könige als dem Inhaber der 
protestantischen Kirchengewalt erteilt, sondern vom Könige als 
Staatsoberhaupt; sie steht rechtlich betrachtet auf Einer Stufe 
mit den Beschlüssen von Organen der Kommunalverbände, die 
der Genehmigung staatlicher Behörden oder des Staatsoberhaupts 
bedürfen: die Erteilung der königlichen Genehmigung ist ein 
 Ausfluß der „Königlichen obersten Aufsicht“, unter der nach 
8 75 des Religionsedikts die Verwaltung des Kirchenvermögens 
steht '. 
synoden von den Generalsynoden und der reformierten Synode unterscheidet, 
ist eben dies, daß sie weltliche oder politische Organe der protestantischen 
Kirchen sind, und keine innerkirchlichen, aber Organe der Kirchen sind 
sie so gut wie die Generalsynoden und die reformierte Synode. — Daß die 
Staatsgesetzgebung zur Schaffung solch weltlicher Organe der Kirchen 
einer Mitwirkung der Kirchengesetzgebung nicht bedarf, geht aus dem auf 
S. 45 Anm. 1 Bemerkten hervor. 

ı Es erscheint deshalb nicht als richtig, wenn in der Begründung zum 
Entwurfe eines Gesetzes die Kirchensteuer für die protestantischen Kirchen 
des Königreichs Bayern betreffend (Beilagen zu den Verhandlungen der 
Kammer der Abgeordneten 1908 Bd. II Beilage 370 S. 887) gesagt wird: 
„Analog der Vorschrift des $ 19 lit. h des zweiten Anhangs zur II. Verfas- 
sungsbeilage, welche für die Beschlüsse der Generalsynode die königliche 
Genehmigung fordert, und der Vorschrift in Art. 18 des Landratsgesetzes 
vom 28. Mai 1852, wornach die Erhebung der Kreisumlagen von könig- 
licher Genehmigung abhängig ist, — wird im Entwurfe (Art. 4 Abs. V) 
für die Beschlüsse der Steuersynode die königliche Genehmigung gefordert“. 
Die „Allerhöchste Entschließung“, die nach $ 19 lit. h des Protestanten- 
edikts „über die Resultate gehaltener allgemeiner Synodalversammlungen* 
erholt wird, ist keine staatsaufsichtliche Genehmigung, sondern eine kirchen- 
regimentliche Entschließung: der König nimmt darin Stellung zu den Be- 
schlüssen der Generalsynode als Inhaber der protestantischen Kirchengewalt. 
— Ich kann deshalb auch der Auffassung nicht beipflichten, die in dem 
Art. 2 Abs. II des Landeskirchensteuergesetzes („durch königliche Ent- 
schließung kann auf Antrag der kirchlichen Oberbehörde mit Zustimmung 
der Steuersynode der Kreis der kirchlichen Bedürfnisse allgemeiner Natur 
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erweitert werden“) „ein bedeutungsvolles Vorbild einer rein kirchlichen Ge- 
setzgebung, wie sie von August Luthardt mit beharrlicher Ausdauer, doch 
leider erfolglos, verfochten und von den beiden Generalsynoden Bayreuth 
1873 und Ansbach 1877 einstimmig, doch gleichfalls erfolglos befürwortet 
wurde“ (Referat des weltlichen Abgeordneten für München, Freiherrn von 
Pechmann, namens des I. Ausschusses der vereinigten Generalsynode zu 
Ansbach im Jahre 1909, in den Verhandlungen dieser Generalsynode S. 193) 
erblickt. Die königliche Entschließung, von der in Art. 2 Abe. II des 
Landeskirchensteuergesetzes die Rede ist, ist von derselben rechtlichen 
Natur wie die königliche Genehmigung, der nach Art. 4 Abs. V desselben 
Gesetzes die Beschlüsse der Steuersynoden bedürfen: es ist die Entschlie- 
Gung des Königs als des Staatsoberhaupts, nicht als des Inhabers der pro- 
testantischen Kirchengewalt. 
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Die Kirchengemeindeordnung für das Königreich 
Bayern vom 24. September 1912 (GVBl. 911 ff.) 


Von 
Dr. Rudolf Pfeufer. 


A. 


Der Entwurf einer Kirchengemeindeordnung (KG0O.), der am 
27. September 1907 bei dem Landtage und zwar zunächst bei 
der Kammer des Abgeordneten eingebracht und nebst einer aus- 
führlichen Begründung dem Präsidium der Kammer der Abge- 
ordneten zwecks weiterer Behandlung mitgeteilt wurde, ist nach 
mannigfachen Schicksalen und mehrfacher Umarbeitung einzelner 
Bestandteile am 24. September 1912 nach endgültiger Beschluß- 
fassung beider Kammern des Landtags Allerhöchst sanktioniert 
und im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Bayern 
Nr.56 vom 28. September 1912 veröffentlicht worden. 

Wie aus der Eingangsformel des Gesetzes ersehen werden 
kann, erging die KGO. „zur Regelung der Verhältnisse der ka- 
tholischen und protestantischen Kirchenstiftungen und Kirchen- 
gemeinden des Königreichs (demnach nur in Ansehung der 
in Bayern anerkannten öffentlichen Religionsgesellschaften, 
nicht aber der Privatkirchengesellschaften z. B. der israelitischen 
Glaubensgesellschaft) inAnsehung der Verwaltung des 
Ortskirchenvermögens und der Befriedigung 
der örtlichen Kircehenbedürfnisse — Aus dieser 
Formel entwickelt die KGO. ihr Programm, das sie einer gesetz- 
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lichen Regelung unterziehen will, und teilt die ganze Gesetzes- 
materie ın fünf äußere Abschnitte, die sich ın übersichtlicher 
Anordnung und zweckmäßiger Reihenfolge mit den in der gen. 
Formel angekündigten Gegenständen und den damit notwendig 
zusammenhängenden Fragen eingehend befassen. Von ganz be- 
sonderem Werte erscheint auch die dem Entwurf beigegebene 
Begründung, welche mühelos in das Gesetz einführt, dessen rasches 
Verständnis ermöglicht, wie auch dessen gesetzgeberische Voll- 
kommenheit erkennen läßt, soweit natürlich bei der Schwierigkeit 
in der Behandlung der spröden und vielgestaltigen Materie von 
einer solchen gesprochen werden kann. 

Die Berechtigung des Staates zur Erlassung einer KGO. im 
Wege der staatlichen Gesetzgebung wie auch das Verhältnis 
eines solchen Gesetzes zu den Bestimmungen der bayer. Verfas- 
sungsurkunde gaben der Literatur wiederholt Anlaß zu fruchtbaren 
Erörterungen i. S. einer Bejahung dieser staatlichen Befugnis. 
Da diese Frage durch die Gesetzwerdung der KGO. keine gegen- 
wärtige praktische Bedeutung mehr besitzt, läßt sich von einem 
näheren Eingehen auf sie absehen. 


B. 


Von den fünf Abschnitten der KGO. sind die ersten vier dem 
eigentlichen System gewidmet. Die Ueberschriften lauten: 
Erster Abschnitt: „Kirchengemeinden und Ortskirchenvermögen 
im allgemeinen“. 
Zweiter Abschnitt: „Ortskirchenbedürfnisse und Mittel zu ihrer 
Befriedigung“. 
Dritter Abschnitt: „Ortskirchliche Vertretungskörper“. 
Vierter Abschnitt: „Staatsaufsicht und Handhabung der Disziplin“. 
Im fünften Abschnitt sind sodann: „besondere und Schluß- 
bestimmungen“ zusammengestellt, die sich dem eigentlichen System 
des Gesetzes nicht wohl einfügen ließen. 
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I. 


Kirchengemeinden und Ortskirchenvermögen 
ım allgemeinen. 


Der erste Abschnitt der KGO., der diesen Titel träst, enthält 
die grundlegenden Normen über die ortskirchliche Körperschaft, 
d. i. die Kirchengemeinde, und das ortskirchliche Vermögen, sog. 
Ortskirchenvermögen. 

1. Die Kirchengemeinden i. S. der KGO. sind 
rechtsfähige, zur Befriedigung der örtlichen Kirchenbedürfnisse 
organisierte Beitragsverbände; KGO. Art. 1 Abs. I. 

Eine Definition des Kirchengemeindebegriffs ist mit dieser 
Bestimmung nicht gegeben, wollte auch nicht gegeben werden: 
denn die KGO. befaßt sieh mit den Kirchengemeinden nur in 
ihrer Eigenschaft als Organisationen und Einrichtungen, deren 
Mitglieder zur Verwaltung eines etwa vorhandenen Ortskirchen- 
vermögens und zur Befriedigung der erwachsenden Ortskirchen- 
bedürfnisse durch Umlagen und Dienstleistungen herangezogen 
werden. — Im allgemeinen ist aber auch die KGO. gleich dem 
bayerischen Verwaltungsgerichtshof (Bd. 48. 23) von der An- 
schauung ausgegangen, daß eine Kirchengemeinde die Gesamt- 
heit derjenigen Angehörigen eines und desselben Be- 
kenntnisses sei, welche in Ansehung ihrer gesamten Kultusübung 
oder eines Teiles derselben einer bestimmten Kirche zugewiesen 
sind. — In dieser Definition liegt der innerkirchliche und damit 
ursprüngliche Begriff einer Kirchengemeinde als Pfarr- oder Kir- 
chenverband, wie denn auch die Zweckbestimmung und der Auf- 
gabenbereich der Kirchengemeinde zunächst auf innerkirchlichem 
Gebiet liegen. Nun erklärt aber 5 64 mit 3 65 Rel.Ed. alle Ver- 
mögensangelegenheiten der Kirchen für weltliche Gegenstände, 
unterwirft also insoweit die Kirchengemeinden der staatlichen 
Gesetzgebung. Zwischen Kirchengemeinde im innerkirchlichen 
Sinn und Kirchengemeinde im weltlichen (vermögensrecht- 
liehen) Sinn ist daher zu unterscheiden. Die Kirchengemeinden 
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in beiderlei Sinn bestehen rechtlich grundsätzlich selbständig neben 
einander, insbesondere ist die Kirchengemeinde im vermögens- 
rechtlichen Sinne eines Beitragsverbands (KGO. Art.1 Abs.]) 
von der inneren Kirchenverfassung unabhängig. Die katholischen 
Kirchengemeinden und ihre Vertretungskörper sind nicht Einrich- 
tungen der inneren Kirchenverfassung: KGO. Art. 1 Abs. III. — 
Eine Einmischung der Kirchengemeinden, Kirchenverwaltungen 
in den durch $ 38 Rel.Ed. geschützten Bereich der inneren Kir- 
chenangelegenheiten ist also von der KGO. weder beabsichtigt 
noch zu erwarten. — Umgekehrt bleiben etwaige, aus der jeweili- 
gen Kirchenverfassung sich ergebende Funktionen der Kirchen- 
gemeinden, also insbesondere dieinnerkirchlichen 
Aufgaben der protestantischenKirchengemein- 
den und die für diese Aufgaben bestehenden besonderen Ver- 
tretungskörper („Kirchenvorstände“ der evangelisch-lutherischen 
und „Presbyterien* der reformierten Kirche r. d. Rh., dann der 
unierten Kirche der Pfalz) unberührt und sind nicht Gegenstand 
der KGO.; KGO. Art. 1 Abs. IV. 

Ihrer rechtlichen Natur nach werden die Kirchen- 
gemeinden vonder KGO. als juristische Personen, wegen 
ihrer Eigenschaft als staatlich geregelte Kommunalverbände, die 
öffentliche Aufgaben zu erfüllen haben und dem öffentlichen Or- 
ganısmus eingegliedert sind, als Körperschaften des 
öffentlichen Rechts i. S. des $ 89 BGB. anerkannt, die 
Rechtsfähigkeit ım öffentlichen und bürgerlichen Rechtsverkehr 
sowie Vermögensfähigkeit besitzen. — Dazu genießen die Kir- 
chengemeinden die Vorrecehte der öffentlichen Stif- 
tungen, KGO. Art. 1 Abs. II, besonders den verfassungsmäßigen 
Schutz des Staates für das Kirchengemeindevermögen; Titel IV 
$ 10 der Verf.Urkunde, $ 47 Rel.Ed. 

2. Die KGO. kennt verschiedene Arten von Kirchen- 
gemeinden. Als solche gelten nämlich die Pfarrgemeinden, 
die etwa innerhalb dieser bestehenden Mutter- und Tochterge- 
meinden, dann die Gesamtkirchengemeinden. KGO. Art. 1 Abs. 1. 


58 Abhandlungen. 


Die Pfarrgemeinde, der Grundtypus der Kirchenge- 
meinden, ist die Gesamtheit der zu einer Pfarrei, einem Pfarr- 
sprengel gehörigen Konfessionsgenossen. — Sie kann sich, wie 
auch aus KGO. Art. 1 Abs. I hervorgeht, in eine Mutter- und 
Tochtergemeinde teilen. 

Der Begriff „Muttergemeinde“ i. S. der K6G0. be- 
zeichnet die Pfarrgemeinde nach Abzug der Tochtergemeinde oder 
der Tochtergemeinden. 

Als Filialkirehengemeinde oder Tochterge- 
meinde bezeichnet die Begründung zur KGO., Beil. 5, 1907 die 
Gesamtheit jener Bekenntnisgenossen, die innerhalb eines räumlich 
abgegrenzten Bezirks hinsichtlich einer wenn auch eingeschränkten 
Kultusübung durch organisatorischen Akt oder tatsächlich seit 
unvordenklicher Zeit einer anderen als der Pfarrkirche zugewiesen 
sind; a. a. OÖ. S. 396. — Bei Aufstellung des nunmehr zum Ge- 
setze gewordenen Entwurfs einer KGO. wurde, wie aus der Be- 
gründung S. 395 f. hervorgeht, davon ausgegangen, daß eine 
Kirchengemeinde, speziell hier eine Filialkirchengemeinde, nicht 
bloß dann gegeben sei, wenn die Kirche, welcher die Filialisten 
zur Kultusübung zugewiesen sind, in den vom Verwaltungsge- 
richtshof (z. B. Bd.4 S.23) geforderten Maße (VGE. IV 23: 
„Die Kirchengemeinde setzt das Vorhandensein einer solchen 
Kirche voraus, welche für die Konfessionsverwandten den Mittel- 
punkt der Kultusübung zu bilden vermag, mithin eine 
Kirche, in welcher regelmäßig der sonn- und festtägliche 
Gottesdienst stattfindet, die Sakramente gespendet und die actus 
parochiales vorgenommen werden“) „den Mittelpunkt der gesamten 
Kultusübung“ für die Filialisten zu bilden vermag, sondern auch 
schon dann, wenn diese Kultusübung eine eingeschränktere 
ist, z. B. wenn das ganze Jahr hindurch nur an jedem dritten 
oder vierten Sonntag oder auch nur etwa zehnmal ım Jahre ın 
der Filialkirche anspruchsgemäß pfarrlicher Gottesdienst statt- 
findet. Von Feststellung einer bestimmten Grenze nach unten 
gegenüber der vereinzelten Kultusübung ist abgesehen, namentlich 
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wegen der zwischen der katholischen und protestantischen Kirche 
bestehenden Verschiedenheiten und der Willkürlichkeit jeder auf 
die Lage des Einzelfalles nicht Rücksicht nehmenden Grenzziehung. 
Die Mindestforderung ist jedenfalls, daß nicht bloß 
vereinzelt sonn- oder feiertägiger pfarrlicher Gottesdienst (Messe 
mit applicatio pro populo, bei den Protestanten Predigtgottes- 
dienst) für die Filiale anspruchsgemäß abgehalten wird. — Als 
Kirche gilt hier auch eine Notkirche oder ein Betsaal, selbst 
wenn diese nur gemietet sind; KGO. Art. 2 Abs. I. 

Nicht unter den Begriff „Tochtergemeinden“ fallen jene 
Kirchengemeinden, welche sich an die den Pfarreien gleichge- 
achteten selbständigen Pfarrkuratien, Kuratbenefizien und ständigen 
(in der Pfalz selbständigen) Vikariate anschließen; vgl. KGO. 
Art. 36 Abs. I Ziff. 1. — Sie sind vielmehr wie Pfarrgemeinden 
zu behandeln. 

Die KGO., welche es sonach für das Bestehen einer Filial- 
kirchengemeinde als genügend erachtet, wenn für den Filialbezirk 
überhaupt ein rechtlich geordnetes kirch- 
liehes Eigenleben besteht, gleichviel ob im übrigen auch 
für die Filialisten der Mittelpunkt der Kultusübung die Pfarr- 
kirche ist, befindet sich bei dieser Auffassung im Einklang mit 
der bisherigen Ministerialpraxis ; Meurer I 32 f. 

Das Rechtsinstitut dr Gesamtkirchengemeinde war 
dem bisherigen Rechte fremd und wurde durch die KGO. erst 
neu geschaffen. Nach KGO. Art. 3 Abs. I können nämlich meh- 
rere benachbarte Kirchengemeinden desselben Bekenntnisses, un- 
beschadet ihres gesonderten Fortbestandes, zum Zwecke der ge- 
meinsamen Befriedigung von Ortskirchenbedürfnissen zugleich zu 
einer Gesamtkirchengemeinde vereinigt sein. Die Ge- 
samtkirchengemeinde ist somit eigentlich ein Verband von selb- 
ständigen Kirchengemeinden (Pfarrgemeinden oder Pfarr- und 
Tochtergemeinden), da ihre Angehörigen verschiedenen Kirchen 
zur Kultusübung zugewiesen sind, und nur zum Zwecke der Ver- 
waltung etwaigen gemeinsamen Vermögens (KGO. Art. 18 Abs. I 
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Ziff. 1) oder der gemeinsamen Deckung von Ortskirchenbedürf- 
nissen ein höherer kirchengemeindlicher Verband über den Pfarr- 
und Tochtergemeinden organisiert ist. 

Die äußeren Rechtsverhältnisse der Gesamt- 
kirchengemeinden sind die gleichen wie die der sonstigen 
Kirchengemeinden. Sie sind ebenfalls Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts ı. S. des $89 BGB., besitzen Rechtsfähigkeit für 
den öffentlichen und bürgerlichen Rechtsverkehr und genießen die 
Vorrechte öffentlicher Stiftungen ; KGO. Art. 1 Abs. Iu II. — 
Aus gen. Art. 1 Abs. I ergibt sich, daß überall da, wo die KGO. 
von Kirchengemeinden spricht, auch die Gesamtkirchengemeinden 
mitverstanden sind, außer wo Sondervorschriften für sie in der 
KGO. aufgestellt sind. 

Während die KGO. in bezug auf Bildung und Umbildung von 
Pfarreien und Tochtergemeinden sowie ihrer Bezirke es bei den hier- 
über jeweils bestehenden besonderen Vorschriften beließ — Grund 
dieser Abstandnahme der K@O. von einer gesetzlichen Neuregelung 
der gen. Materie war das Vorhandensein von einschlägigen Ver- 
fassungsbestimmungen, in die nicht ändernd eingegriffen werden 
wollte —, wurde die Bildung, Umbildung und Auflösung einer 
Gesamtkirchengemeinde zunı Gegenstand gesetzlicher Regelung 
gemacht. — Für die Bildung einer neuen Gesamtkirchengemeinde 
ist die Einvernahme der kirchlichen Oberbehörde und Königliche 
Entschließung erforderlich. Die Kirchenverwaltungen der Einzel- 
kirchengemeinden sollen vorher gehört werden. — Die Umbildung 
oder Auflösung einer Gesamtkirchengemeinde erfolgt in gleicher 
Weise. Auch die Gesamtkirchenverwaltung soll vorher gehört 
werden; KGO. Art. 3 Abs. II u. IIL — Ob eine Gesamtkirchen- 
gemeinde ins Leben zu rufen ist, erscheint als reine Zweckmäßig- 
keits- und Ermessensfrage. Ein Rechtsanspruch darauf bestehtnnicht. 

3. Als Sitz der Kirchengemeinde gilt, wenn nicht 
ein anderes bestimmt oder hergebracht ist, der Ort der Kirche 
(Notkirche, Betsaal), vor Bereitstellung einer Kirche der hiefür 
bei Bildung einer Kirchengemeinde in Aussicht genommene Ort. 
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— Bei Gesamtkirchengemeinden wird der Sitz durch Kgl. Ent- 
schließung bestimmt; KGO. Art. 2 Abs. I. 

Die Bestimmung des Sitzes der Gesamtkirchengemeinden wird 
regelmäßig bei ihrer Bildung erfolgen. — 

Die Frage des Sitzes der Kirchengemeinde, welche vornehm- 
lich hinsichtlich der örtlichen Zuständigkeit der Staatsaufsichts- 
behörden (KGO. Art. 73£.), der Gerichte ($ 17 ZPO.) und Ver- 
waltungsbehörden in Streitsachen oder für die Abhaltung von 
Sitzungen der Kirchenverwaltung von Erheblichkeit ist, wurde 
durch die KGO. a. a. O. erschöpfend geregelt. Für die Aushilfs- 
vorschrift des $17 Abs. 1 Satz2 ZPO. bleibt daneben kein Raum. 

4. KGO. Art. 4 regelt die Kirchengemeindemitgliedschaft. — 
„Zur Kirchengemeinde i. S. dieses Gesetzes gehören alle im Kir- 
chengemeindebezirk wohnenden Angehörigen des betreffenden Be- 
kenntnisses.*“ — „Wohnen* i. S. der KGO. heißt: „sich nicht 
bloß vorübergehend aufhalten“; KGO. Art. 106 Abs. IV. — 
Damit stellt die KGO. zwei Voraussetzungen der Kirchenge- 
meindemitgliedschaft auf: Konfessionszugehörigkeit und Wohnen 
im Kirchengemeindebezirk. — 

Eine Scheidung der beiden im rechtsrheini- 
schen Bayern bestehenden protestantischen 
Bekenntnisse hinsichtlich des Kirchengemein- 
deverbandes tritt nur ein, wo ein und dasselbe Gebiet sowohl 
einem evangelisch-lutherischen, als einem reformierten Kirchenge- 
meindebezirk angehört, oder soweit nachweislich ein vollständiger 
Anschluß an eine auswärtige Kirchengemeinde des eigenen Bekennt- 
nisses besteht; KGO. Art. 4 Abs. II Satz 1. — Aus dieser Be- 
stimmung geht hervor, daß die KGO. für ihre Zwecke, d.h. in 
Fällen, wo es sich um einen Kirchengemeindeverband i. 8. der 
KGO. handelt, Lutheraner und Reformierte in Orten r. d. Rh., wo ein 
Kirchengemeindeverband des eigenen Bekenntnisses nicht besteht, 
grundsätzlich als Angehörige derjenigen protestantischen Kirchen- 
gemeinde betrachtet, in deren Bezirk sie wohnen. An Orten, in 
denen nebeneinander Kirchengemeinden beider Bekenntnisse be- 
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stehen, bleibt für die Zugehörigkeit zu einem Kirchengemeinde- 
verband selbstverständlich die eigene Konfessionszugehörigkeit 
ausschlaggebend. — Im ersteren Fall, d.h. wo ein und dasselbe 
Gebiet sowohl einem evangelisch-lutherischen, als einem refor- 
mierten Kirchengemeindebezirk angehört, haben unierte Prote- 
stanten die Wahl, zu welcher der beiden Kirchengemeinden sie 
sich halten wollen. — Unterlassen sie die Anschlußerklärung, so 
sind sie der stärker belasteten Kirchengemeinde auf deren Antrag 
durch die Staatsaufsichtsbehörde zuzuweisen. — In der unierten 
— protestantischen Kirche der Pfalz erstreckt sich der Kirchen- 
gemeindeverband auf alle im Kirchengemeindebezirk wohnenden 
Protestanten: KGO. Art. 4 Abs. II und IH. — Die Gründung 
eigener lutherischer oder reformierter Gemeinden in der Pfalz ist 
ausgeschlossen; Vereinigungsurkunde v. 10. X. 1818 S 1f., 
Weber I 736. — Ebenso wäre der Anschluß an eine lutherische 
oder reformierte Gemeinde r. d. Rh. unzulässig, wenigstens auf 
dem Gebiete der KGO. wirkungslos. Lutheraner und Reformierte 
sind also in der Pfalz ohne weiteres „Bekenntnisgenossen“ i. S. 
der KGO. Art. 20 Abs. II. 

Wohnt ein Bekenntnisgenosse gleichzeitig oder abwechslungs- 
weise in mehreren Kirchengemeindebezirken, so ist er Mitglied 
dieser sämtlichen Kirchengemeinden; KGO. Art. 4 Abs. IV. 

Von der Aufstellung einer zusammenfassenden Vor- 
schrift über die Bedeutung der Kirchengemeindemitgliedschaft sah 
die KGO. ab, da eine solche Vorschrift wegen der in besonderen 
Bestimmungen doch nötig werdenden Modifikationen eher zu Miß- 
verständnissen Anlaß geben als Klarheit bringen würde. — Doch 
ist in der KGO. hervorgehoben, daß nur Kirchengemeindeglieder 
unter ‚den näher angegebenen gesetzlichen Voraussetzungen das 
Recht haben, bei Beratung und Abstimmung in den von der 
KGO. vorgesehenen Fällen mitzuwirken und Kirchenverwalter oder 
Kirchengemeindebevollmächtigte zu werden. — Die Voraussetzun- 
gen für die Verpflichtung, zur Deckung der Ortskirchenbedürf- 
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nisse durch Umlagen und Kirchengemeindedienste beizutragen, 
unterstehen der Sonderregelung der KGO. Art. 20 ft. 

5. Der zweite Hanptteil des ersten Abschnittes der KGO., 
Art. 5Sff., ist dm Ortskirchenvermögen gewidmet. 

a) Als Ortskirchenvermögen gilt das ortskirch- 
liche Stiftungsvermögen, dann ein etwaiges Kirchengemeindever- 
mögen. KGO., Art. 5 Abs. I. — Die KGO. gibt allgemeine 
Normen hinsichtlich dr Umgrenzung des Ortskirchen- 
vermögens, insbesondere des ortskirchlichen Stiftungsver- 
mögens und der wie solches zu verwaltenden Ver- 
mögensmassen. Daher bestimmt Art. 5 Abs. Il weiter: 

„Zum ortskirchlichen Stiftungsvermögen 
gehören mit Ausschluß der Pfründe- und Hofkultusstiftungen: 

1. Das Kirehenstiftungsvermögen (Fabrikgut), 
auch soweit es den Geistlichen oder weltlichen Kirchendienern zu 
Gebrauch oder Nutzung zugewiesen ist, einschließlich der bei der 
Kirchenstiftung bestehenden Fonds; 

2. sonstige örtliche Kultusstiftungen und 
-fonds; 

3. DasVermögenderBruderschaftenundähn- 
lichen Vereinigungen im Kirehengemeindebe- 
zirk, soweit es als örtliches Stiftungsvermögen erscheint, oder 
seither ihm gleichgeachtet worden ist. Unberührt bleibt eine für 
solches Vermögen ordnungsmäßig bestehende besondere Verwal- 
tung.“ 

Aus dieser Vorschrift läßt sich ersehen, daß die KGO. 
Kirchengemeinde und Kirchenstiftung als zwei gesonderte 
Rechtssubjekte ausdrücklich anerkennt und behandelt, die beide 
Rechtsfähigkeit im öffentlichen wie im bürgerlichen Rechtsverkehr 
besitzen und deren Wirkungskreis und Bemessung der Rechte und 
Pflichten sich keineswegs deckt. — Als örtliche Kultus- 
fonds i. S. der KGO. gelten die nicht mit selbständiger Rechts- 
fähigkeit ausgestatteten, nicht notwendig dauernden, sondern mög- 
licherweise auch verbrauchbaren Vermögensansammlungen, die für 
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bestimmte Zwecke bei der Kirchenstiftung, einer Spezialstiftung, 
der Kirchengemeinde oder einer Bruderschaft und dergl. formell 
ausgeschieden bestehen, dem Eigentum nach aber regelmäßig zum 
Vermögen der betreffenden juristischen Person gehören. — Zu 
den „ähnlichen Vereinigungen“ i. S. der angef. Ziff. 3 zählen 
sonstige Kongregationen, Bündnisse, nicht aber Orden und ordens- 
ähnliche Kongregationen. 

b) Im engsten Zusammenhang mit der gesetzlichen Unischrei- 
bung des Ortskirchenvermögens steht die Regelung der 
EigentumsverhältnisseamOrtskirchenvermögen. 
— Allein die KGO. läßt diese Frage unberührt. KGO. Art. 1 
Abs. V. — Es konnte nicht Aufgabe der KGO. sein, Eigentums- 
verhältnisse zu begründen und zu verändern. Zudem sind die be- 
stehenden Eigentumsverhältnisse verfassungsmäßig garantiert; vgl. 
Titel IV $ 8, 9 Abs. 4, 10 Verf. Urk. — Wenn aber auch die 
KGO. den Träger des Eigentums am Ortskirchenvermögen nicht 
feststellen wollte, so bringt sie doch die in Bayern in Theorie 
und Praxis herrschende Anschauung zur Geltung, daß das Kirchen- 
vermögen Eigentum des kirchlichen Einzelinstituts und zwar regel- 
mäßig Eigentum der Kirchenstiftung oder kirchlicher Spezial- 
stiftungen ist. — Dieses Verhältnis, das Vorherrschen des Kirchen- 
stiftungseigentums, soll auch in Zukunft bestehen bleiben. Dem- 
gemäß ist bei katholischem Ortskirchenvermögen möglichst darauf 
hinzuwirken, daß neu zugehendes Grundstockvermögen Eigentum 
der Kirchenstiftung, nicht der Kirchengemeinde wird; KGO. Art. 1 
Abs. VI. 

c) Die soeben besprochene Umschreibung des Ortskirchen- 
vermögens ist eine erschöpfende, doch werden dem ortskirch- 
lichen Stiftungsvermögen gewisse Vermögens- 
massen in Ansehung der Vermögensverwaltung von der KGD. 
gleichgestellt. 

„ Wenn“ nämlich „die Verwaltung sonstigen Vermögens 
von Bruderschaften oder ähnlichen Vereini- 
gungen bisher durch eine Kirchenverwaltung besorgt wurde 
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oder künftig einer solchen übertragen wird, finden auf dieses 
Vermögen, insolange nicht nach Einvernahme der Kirchenverwal- 
tung mit staatsaufsichtlicher Genehmigung eine besondere Ver- 
waltung ordnungsgemäß bestellt wird, die Vorschriften über Ver- 
waltung des ortskirchlichen Stiftungsvermögens entsprechende An- 
wendung. “ 

„Letzteres gilt auch, soweit nicht ein anderes bestimmt ist, 
für die einer Kirelhienverwaltung oder einer besonderen Verwaltung 
ortskirchlichen Charakters vermöge eines besonderen Rechtsver- 
hältnisses zur Verwaltung zugewiesenen Stiftungen und 
Fonds zuanderen als Kultuszwecken (Ühnterrichts-, 
Wohltätigkeitsstiftungen usw.). Wenn aber solche Stiftungen und 
Fonds nicht wenigstens mittelbar kirchlichen Zwecken dienen, 
soll ihre Verwaltung der Regel nach der Kirehenverwaltung nicht 
übertragen werden.“ 

„Sonstiges Vermögen“ von Bruderschaften u. dgl. ıst das 
nicht als Stiftungsvermözen anzusehende Vermögen der innerhalb 
des Rirchengemeindebezirks bestehenden Bruderschaften u. dgl. — 
Daß die Pfründe- und Hofkultusstiftungen weder nach Begriff 
noch nach Verwaltung dem ortskirchliehen Stiftungsvermögen 
gleichgestellt wurden, entspricht dem schon bisher geltenden Rechte. 

d) Neue ortskirchliche Stiftungen bedürfen der 
königlichen Genehmigung, mit Lasten verknüpfte Stiftungszuflüsse 
(Zustiftungen) der Genehmigung der Staatsaufsichtsbehörde. 
K6GO. Art. 7 Abs. 1. 

Landesherrliche Genehmigung war zur Entstehung rechts- 
fühiger ortskirchlicher Stiftungen des öffentlichen Rechtes mit 
Einschluß der Pfarr- und Filialkirchenstiftungen auch bislıer schon 
erforderlich. — Die Voraussetzungen der Entste- 
bung einerneuen ortskirchlichenStiftung bleiben 
auch nach dem Inkrafttreten der KGO. die gleichen wie zuvor. 
Sie sind: eine privatrechtliche Willensbestimmung des Stifters 
(Stiftungsgeschäft) — Form und Gültigkeit bemessen sich 
für diese Willensbestimmung lediglich nach bürgerlichem Recht, 
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BGB. $ 80 f.; — dann die kgl. Genehmigung, ein Akt des 
öffentlichen Rechts, die ausdrücklich für die neu zu errichtende 
Stiftung ausgesprochen werden muß. Die zu Art. 7 Abs.IKüO. 
ergangene Vollzugsbekanntmachung, $ 3 der allgemeinen Vollzugs- 
vorsehriften z. KGO. v. 19. X. 12 (GVBl. 1071 f.) bestimmt: 
„Bei der Neuorganisation von Pfarreien. Exposituren u. dgl. soll 
die staatliche Genehmigung zur Errichtung einer Kirchenstiftung 
möglichst frühzeitig beantragt werden, weil dann z. B. ein etwa 
vorhandener Bauplatz für eine neue Kirche sofort ın das Eigen- 
tum der Kirchenstiftung übergeführt werden kann und spätere 
mit höheren Kosten verbundene Maßnahmen entbehrlich werden. * 

Die Stiftungen erlangen durch die Königliche Genehmigung die 
Rechtstähigkeit und den verfassungsmäßigen Staatsschutz. Art. 7 
Abs. II. 

Die Pfarr- und Tochterkirchenstiftungen, welche z. Z. des 
Inkrafttretens der KGO. mit ausgeschiedenen Einnahmen und 
Ausgaben bereits bestehen, werden als rechtsfähige Stiftungen 
anerkannt; a. a. O. Abs. III. Schon die bisherige Praxis mußte 
darauf Rücksicht nehmen, daß nach früherem Rechte das Erfor- 
dernis der staatlichen Anerkennung nicht für alle Rechtsgebiete 
bestand, daß insbesondere im Gebiete des gemeinen Rechtes und 
des älteren bayerischen Rechtes vielfach die mit obrigkeitlicher 
Bewilligung erbauten und bischöflich konsekrierten Kirchen und 
Kapellen sofort mit ihrem Bestande als Rechtssubjekte gegolten 
haben und daher auch heute noch als solche anzuerkennen sind. 
Ferner konnte häufig aus dem langjährigen Bestande und der 
Art der obrigkeitlichen Bewilligung eine stillschweigende staat- 
liche Anerkennung der Stiftung als Rechtssubjekt gefolgert oder 
doch mit Rücksicht auf den alten Bestand der Verhältnisse die 
rechtsförmliche Begründung vermutet und daher im gegebenen 
Falle davon abgesehen werden, Existenz und liechtsfähigkeit der 
Stiftung in Zweifel zu ziehen. — Durch diese in der KGO. er- 
folgte ausdrückliche gesetzliche Bestimmung der Rechtsfähigkeit 
. der bestehenden Pfarr- und Filialkirchenstiftungen werden Nach- 
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forschungen und Streitigkeiten über die erlangte Rechtsfähigkeit 
entbehrlich gemacht. 

e)DieAngelegenheiten des katholischen orts- 
kirchlichen Stiftungsvermögens sind den nach 
Maßgabe der KGO. zu bildenden Kirchenverwaltungen 
anvertraut, wenn nicht durch besondere Gesetze oder Stiftungs- 
bestimmungen eine andere Verwaltung angeordnet ist. Der Kır- 
chenverwaltung unterstehen auch die oben erwähnten Vermögens- 
massen des Art. 5 Abs. III u. IV. — Eine Mitwirkung der 
Kirchengemeindeversammlung oder der Kirchengemeindebevoll- 
mächtigten findet nur in den von Art. 6 Abs. I genannten Fällen 
statt. — Die eigenen Angelegenheiten der katho- 
lischen Kirchengemeinden werden durch ihre 
Vertretungskörper besoruct; KGO. Art. 6 Abs. 1. 

Die ursprüngliche vorn Entwurf vorgesehene Fassung lautete: 
„Die Angelegenheiten des ortskirchlichen Stiftungsvermögens sind 
der Kirchengemeinde (!) zur Verwaltung anvertraut und 
werden neben den eigenen Angelegenheiten der Kirchengemeinde 
durch die ortskirchlichen Vertretungskörper besorgt.“ 

Diese Fassung wurde aber von der Abgeordnetenkanmer 
abgelehnt und dafür die eben erwähnte vorgezogen. Doch ging 
der Entwurfstext insoferne ins Gesetz über, als die KGÖ. für die 
protestantische Kirche bestimmt: „Die Angelegenheiten 
des protestantischen ortskirchlichen Stiftungsvermögens 
sindder Kirchengemeinde (!) zur Verwaltung anvertraut 
ınd werden neben den eigenen Angelegenheiten der Kirchenge- 
meinde durch ihre Vertretungskörper besorgt, wenn nicht durch 
besondere Gesetze oder Stiftungsbestimmungen eine andere Ver- 
waltung angeordnet ist; KGO. Art. 6 Abs. I. 

Angesichts der nunmehr gesetzlich entschiedenen Frage, wem 
die Verwaltung des ortskirchlichen Stiftungsvermögens anvertraut 
werden soll, kann von einem Eingehen auf den hierüber geführten 
Streit wohl abgeselıen werden. Die im Gesetze getroffene Unter- 
scheidung zwischen dem katholischen und protestantischen orts- 
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kirchlichen Stiftungsvermögen und deren Verwaltung hat. wenn 
sie auch auf tiefgehenden prinzipiellen Gegensätzen beruht, für 
das Gebiet der KGO. nur geringe sachliche Bedeutung; denn in 
der protestantischen Kirche obliegt ebenso wie in der katholischen 
der Kirchenverwaltung die Vertretung der Kirchenge- 
meinde in allen rechtliehen Beziehungen; KGO. Art. 53 Abs. 1. 
— Die KGO. macht die Kirchenverwaltung bezüglich der Ver- 
waltung des ortskirchlichen Stiftungsvermögens ohnehin für beide 
Konfessionen grundsätzlich unabhängis von den Kirchenzemeinden. 
Die Kirchenverwaltung ist insbesondere auch, soweit die Kirehen- 
gemeindeversammlung oder die Kirchengemeindebevollmächtigten 
nicht nach einer ausdrücklichen gesetzlichen Bestimmung zu einer 
entscheidenden Beschlußfassung berufen sind, an die Beschlüsse 
oder Anweisungen des weiteren Vertretungskörpers in keiner \Veise 
gebunden; vgl. KGO. Art. 53, 65, 68. — Ferner werden die katho- 
lischen Kirchenverwaltungen ebenso wie die protestantischen von 
der Kirchengemeinde gewählt; KGO. Art. 42 f. — Die Kirchen- 
verwaltungen beider Konfessionen haben praktisch die gleichen 
Rechte und Pfliehten: Art. 6 Abs. I Satz lu. 3, Abs. II, Art. 53. 
— Wenn Art.6 Abs.I Satz 3 erklärt: „Die eigenen Angelegen- 
heiten der katholischen Kirchengemeinden werden durch ihre 
Vertretungskörper besorgt“, so bleibt doch die Kirchen- 
verwaltung, der das ortskirchliche Stiftungsvermögen anvertraut 
ist, die gleiche wie die Kirchenverwaltung, die als Vertretungs- 
körper der Kirchengemeinde in deren eigenen Angelegenheiten 
zu wirken hat. Die katholische Kirchenverwaltung hat also den 
gleichen doppelten Tätigkeitsbereich wie die protestantische: Ver- 
waltung des ortskirchlichen Stiftungsvermögens und Vertretung 
der Kirchengemeinde. 

f) Der schon ım bisher geltenden Rechte herrschende Grund- 
satz der Erhaltung des Kirchengutes wurde von der KGO. beibe- 
halten. — Die Kirchenstiftungen sind verbunden, den 
Grundstock ihres Vermögens ungeschmälert zu erhalten und ver- 
äußerte Bestandteile des rentierenden Vermögens durch Erwerbung 
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anderer rentierender Objekte sofort oder mindestens allmählich 
nach vorher festgestelltem Plane zu ersetzen. — Den Kirchen- 
gemeinden obliegt die wleiche Verpflichtung hinsichtlich ihres 
eigenen Vermögens; KGO. Art. 9 Abs. 1. 

Anderes Ortskirchenvermögen soll im Grundstock 
zleichfalls ungeschmälert erhalten und im Falle unvermeidlicher 
Verluste tunlichst durch Rentenadmassierung wieder ergänzt wer- 
den: a.a.0. Abs. II. 

Abweichungen von diesen Vorschriften und der Ersatz- 
plan. dann Abweichungen vom Ersatzplan, durch die der Ersatz 
verzögert wird, bedürfen staatsaufsiehtlicher Genehmigung. — Bei 
ortskirchlichem Stiftungs vermögen ist die Zustimmung der 
kirchlichen Oberbehörde (Art. 11 Abs. V) erforderlich; bei Kir- 
chengenieindevermögen wird sie in wichtigeren Fällen einvernom- 
men: a.a2. 0. Abs. III. — Bei Fonds, die zum Verbrauche be- 
stimmt sind. hat die Staatsaufsichtsbehörde vorher die 
Voraussetzungen und den Umfang der Verbrauchbarkeit festzu- 
stellen; a. a. OÖ. Abs. IV. — Diese Vorschrift bezieht sich nicht 
nur auf solche Fonds, die vorübergehend aus freiwilligen 
Beiträgen, Rentenüberschüssen usw. zu einem bestimmten Zwecke 
(z. B. Kirchenbau) angesanımelt werden, bei dessen Verwirklichung 
ie aufrebraucht werden sollen. sondern auch namentlich auf die 
als ständige Einrichtung bestehenden Kultuszehentbaufonds. 
Diese sind ihrem Zwecke nach bis zu einem gewissen Grade ein- 
zehrbar (vgl. Gesetz v. 28. V. 1852 über die Zehentbaupflicht 
und die Vollzugserlasse hiezu), in welcher Beziehung leicht Mei- 
nungsverschiedenheiten bestehen können. Im Interesse der spä- 
teren Generationen, dann subsidiär Baupflichtiger, aber auch des 
Kirchenstiftungsvermögens selbst kann die Entscheidung über die 
Voraussetzungen und den Umfang der Verbrauchbarkeit insbeson- 
dere bei diesen Fonds nicht den Selbstverwaltungskörpern allein 
überlassen werden. — Abs. V u. VI a. a. O. verbieten im Ein- 
klang mit den verfassungsgesetzlichen Bestimmungen (Titel IV 


$9 Abs. 4, $ 10 der Verfass.Urk. $ 47 Rel.Ed.) jede Verteilung 
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von Ortskirchenvermögen zu Bigentum oder Nutzung sowie jede 
Verwendung von Erträgnissen oder Ueberschüssen zum Privat- 
vorteile, sowie die Üebernahme einer Haftung zu Lasten des orts- 
kirchlichen Stittungsvermögens oder der Kirchengemeinde für eine 
beiden fremde Verbindlichkeit. | 

Im Anschluß an Art. 11 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes. 
der nach h. M. auf das Ortskirehenvermögen und Pfründegut nicht 
anwendbar ist, bestimnıt KGO. Art. 10, daß bei eintretenden 
Aenderungen in dem Bestande von Kirchenge- 
meinden oder kirehliehen Friedhofverbänden 
hinsichtlich einer etwa veranlaßten Teilung oder Auseinander- 
setzung des Ortskirchenvermögens oder Regelung von Rechten 
und Pflichten in bezug auf bestehende Kultusgebäude und kirch- 
liche Anstalten oder Einrichtungen zunächst gütliche Ueber- 
einkunft der Beteiligten maßgebend sein soll. andern- 
falls aber schiedsriehterliche Entscheidung eintritt. 

5. Als letzte Materie regelt der 1. Abschnitt der KGO. ın 
Art. 11 die Mitwirkungsrechte der kirchlichen 
OÖberbehörden im allgemeinen. 

Während diese bisher einer einheitlichen Regelung entbehrten 
und auf ein geringes Maß der Anteilnahme an der kirchliehen 
Vermögensverwaltung beschränkt waren, werden sie von der KGO. 
innerhalb der durch die Verfassung gezogenen Grenzen erheblich 
erweitert. Die KGO. a. a. OÖ. unterscheidet: Einvernahme, An- 
hörung und Zustimmung der kirchlichen Oberbehörden. — Wo 
nach KGO. die Einvernahme der kirchlichen Oberbehörden 
vorgeschrieben ist, sollen die Staatsbehörden, soweit sie nicht die 
richterliche Gewalt ausüben, das Einverständnis anstreben: 
a.a. OÖ. Abs. I. Die Einvernahme in sonstigen Angelegenheiten 
ist nicht ausgeschlossen; a. a. O. Abs. IL. — Wo die Staatsbe- 
hörden die richterliche Gewalt ausüben, d. 1. im Verwaltungs- 
rechtsstreitverfahren, können die kirchlichen Oberbehörden gehört 
werden, wenn nicht ohnehin ihre Einvernahme vorgeschrieben 


ist; a. a. ©. Abs. IV. 
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Werden die etwaigen Erinnerungen der kirchlichen Öberbe- 
hörde gelegentlich ihrer Einvernahme nicht oder nur teilweise be- 
rücksichtigt, so ist die kirchliche Oberbehörde binnen vierzehn 
Tagen ausschließender Frist zur Beschwerdeführung be- 
rechtigt: a. a. OÖ. Abs. Hl. — Wo nach der KGO. dieZustim- 
mung der kirchlichen Oberbehörde vorgeschrieben ist, bildet sie 
ene Voraussetzung der Rechtswirksamkeit des 
Kirchenverwaltungsbeschlusses. Sie ist vor dessen 
Vorlare an die Staatsaufsichtsbehörde vom Kirchenverwaltungs- 
vorstand einzuholen. Mindestens gleichzeitig ist der Staatsauf- 
sichtsbehörde von dem Beschlusse vorläufige Kenntnis zu geben; 
— a.a. O. Abs. V. — Bemerkenswert ist dabei, daß die Bezirks- 
ämter, soweit sie in den gesetzlichen Fällen als Staatsaufsichts- 
behörden ı. S. der KGO. zuständig sind, mit den kirchlichen Ober- 
behörden unmittelbar verkehren; 8 5 der allgemeinen Vollzugs- 


vorschriften z. KGO. v. 19. X. 1912, GVBl. 1071. 


I. 
Örtskirchenbedürfnisse und Mittel zu ihrer 
Befriedigung. 


Im zweiten Abschnitt regelt die KGO., wie schon aus der 
Ueberschrift hervorgeht. den Kreis der Ortskirchenbedürfnisse und 
ihre Deckungsmittel. — Diesem Absehnitt liegt die Auffassung 
zugrunde, daß die katholischen und protestantischen Kirchenge- 
meinden 

a) mit eigener Finanzgewalt ausgestattete öffentlich-rechtliche 
Konkurrenzverbände sind, 

b) daß sie in weitem Umfange zur Aufbringung von Mitteln 
für die Befriedigung der Ortskirchenbedürfnisse verpflichtet sind 
(Aufbringpflicht). 

Diese Grundauffassung entsprieht nach richtiger Auslegung 
inbeiden Richtungen dem bisherigen Rechte. — Im Anschluß 
hieran will nun die KGO. die allgemeine Verpflichtung der Kir- 
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chengemeinde zur Befriedigung der von ihr gesetzlich festgelerten 
Ortskirchenbedürfnisse außer Zweifel stellen und näher umgrenzen. 
Außerdem verfolgen die Vorschriften dieses zweiten Abschnitts 
hauptsächlieh den Zweck, die Aufbringung der für Befriedigung 
der Ortskirchenbedürfnisse erforderlichen Mittel tunlichst zu er- 
leichtern; denn es erschien in hohem Grade erwünschıt, die Kir- 
chengemeinden in ihrer Leistungsfähigkeit zu stärken. 

1. Als Ortskirchenbedürfnisse gelten — außer 
dem Bedarfe für Erfüllung der in besonderen Bestimmungen der 
KGO. oder sonstigen Gesetzen festgestellten Verpflichtungen des 
ortskirchlichen Stiftungsvermögens und der Kirchengemeinde — 
die notwendigen Erfordernisse für die würdige Feier des öffent- 
lichen Gottesdienstes, die Seelsorge und die Vermögensverwaltung 
und zwar im einzelnen: 

1. Die Herstellung und Unterhaltung derKir- 
chen mit regelmäßigsem pfarrlichem Gottes- 
dienst. dann der erforderlichen Gebäude für die Pfarr- 
geistlichen und, wo dies bisher üblich war, für die Mesner 
nebst der Bezahlung der Brandversicherungsbeiträge, 
ferner die Unterhaltung der bestehenden kirchlichen Friedhöfe 
und der dazu gehörigen Bauwerke, sowie die Anbringung und 
Unterhaltung der nötigen Blitzableiter auf größeren kirch- 
lichen Gebäuden; 

2. die Beschaffung und Unterhaltung der inneren Ein- 
richtung für solehe Kirchen, einschließlich der Kirchenstühle 
und Gerätschaften, dann die Bereitstellung des sonsti- 
sen sachlichen Bedarfs für Zwecke des Gottes- 
dienstes und der Seelsorge: 

3. die Aufbringung des Diensteinkommens der welt- 
lichen Kirchendiener, das angemessen sein soll (Art. 74 
Abs. VD). mit Einschluß der notwendigen Stellvertretungskosten 
im Falle des Urlaubs nach Art. 82 Abs. II; 

4. die Bezahlung von Pfarrvisitations- und Installationskosten 
nach Maßgabe der hierüber jeweils bestehenden Ministerialvor- 
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schriften, vor deren Aenderung die kirchliche Oberbehörde ein- 
vernommen wird; 

9. die Sorge für die nach Ministerialvorschrift zu haltenden 
Gresetz- und Amtsblätter sowie für die Pfarrmatrikeln ; 

6. die Bestreitung des sonstigen Verwaltungsaufwandes ein- 
schließlich des sachlichen Bedarfes für die pfarramtliche Ge- 
schäftsführung; KGO. Art. 12 Abs. 1. 

Art. 12 Abs. I bezeichnet als Ortskirchenbedürfnisse zunächst 
die normalen Lasten. die bei allen Kirchengemeindeverbänden 
gleichmäßig wegeben sind. — Diese sind von den ortskirchlichen 
Stiftungen und der Kirchengemeinde vorbehaltlich der Verpflich- 
tungen Dritter kraft Gesetzes zu tragen. 

Zu den „notwendigen Erfordernissen“ für die würdige Feier 
des öffentlichen Gottesdienstes und für die Seelsorge gehört auch 
die Anschaffung der nötigen Kirchenglocken. — Art. 12 Abs. I 
/iff.1 betrifft die in einer Kirchengemeinde regelmäßig auftretenden 
Baubedürfnisse und erklärt die Verpflichtungen des ortskirchlichen 
Stiftungsvermögens und der Kirchengemeinde zur Bestreitung 
der eigenen Baubedürfnisse als Angelegenheiten und Verbind- 


hehkeiten öffentlich-rechtlicher Natur. — Voraus- 
setzung für diese Verpflichtungen ist das Bestehen einer der- 
artiren Baupflicht. — Diese Frage wurde aber von der KGO. 


nicht geregelt, sondern die Rechtsnormen und Rechtsverhältnisse 
hinsichtlich der Kirchen- und Schulbaulast blieben unberührt; 
Art. 112 Abs. II. — Demnach wird es sich nach dem Inkraft- 
treten der KGO. in erster Linie nach den bisherigen Bau- 
lastnormen richten, ob und inwieweit das ortskirchliche Stiftungs- 
vermögen und die Kirchengemeinde eine endgültige gesetzliche 
Bauverpflichtung trifft. Die aus dem weiter geltenden Baulast- 
recht sich ergebenden Verpflichtungen erfahren gegenüber dem 
bisherigen Rechtszustand dureh die KGO. insbesondere auch keine 
Erweiterung. — 

Der schon erwähnte Vorbehalt der Verpflichtungen 
Dritter bei anfallenden kirchlichen Baubedürfnissen, wie bei 
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anderen örtlichen Kultusbedürfnissen wurde in KGO. Art. 12 
Abs. V getroffen. — „Verpflichtungen Dritter in bezug auf die 
Bestreitung von örtlichen Kultusbedürfnissen, einschließlich der 
Verbindhichkeiten der Pfründestiftungen und Pfründebesitzer 
hinsichtlich der Pfründegebäude, dann die Zuständigkeiten zur Ent- 
scheidung über solche Verpflichtungen und zu vorsorglichen Maß- 
regeln bleiben unberührt. Zur Geltendmachung jener Verptlich- 
tungen ist sowohl die Kirchenstiftung als die Kirchengemeinde 
berechtigt.“ — Zu diesen Verpflichtungen Dritter ge- 
hören: 

a) sowohl «die Verpflichtungen zur unmittelbaren Betriedi- 
gung von Ortskirchenbedürfnissen als auch zur Bestreitung eines 
für solche erforderlichen Kostenaufwandes. 

b) Verpflichtungen auf Grund von Rechtsnormen oder von 
besonderen Rechtsverhältnissen; 

e) Verpflichtungen privatrechtlicher oder öffentlich-rechtlicher 
Natur ; 

d) primäre wie subsidiäre Verpflichtungen. Auch die Ver- 
bindlichkeiten bürgerlicher Gemeinden oder Ortschaften auf Grund 
gesetzmäßiger Beschlüsse sind Verpflichtungen Dritter: vgl. KGO. 
Art. 93 und 94. 

Doch muß hier im Auge behalten werden, daß Kirchenstif- 
tung und Kirchengemeinde auch bei primärer Leistungspflicht 
eines Dritten, der nicht leistet, etwa wegen Unvermögens, ver- 
möge ihrer in Art. 12 Abs. I ausgesprochenen öffentlich-recht- 
lichen Verpflichtung einspringen müssen, unbeschadet eines mög- 
lichen ltückgriffs auf den pflichtigen Dritten. 

Ein weiterer Vorbehalt der KGO., Art.12 betrifft das Dienst- 
einkommen der Geistlichen: „Die Verpflichtung des orts- 
kirchlichen Stiftungsvermögens und der Kirchengemeinde zu Lei- 
stungen für das Diensteinkommen der Geistlichen bemißt sich 
nach den bisherigen Gesetzen. Herkommen, besonderen Rechts- 
verhältnissen oder gesetzmüßigen Beschlüssen; a. a. O. Abs. IV. 
— Eine allgemeine rechtliche Verpflichtung des ortskirchlichen 
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Stiftungsvermögens oder der Kirchengemeinde, für das Dienstein- 
kommen der Geistlichen aufzukonmmen, besteht im bisherigen baye- 
rischen Rechte nicht, soll auch durch die KGO. nicht eingeführt 
werden. Vielmehr haben in dieser Bezieliung die bisherigen Gesetze, 
das Herkommen, die besonderen Rechtsverhältnisse und „esetz- 
mäßigen Beschlüsse maßgebend zu bleiben. 

Während der eben besprochene Inhalt des Art. 12 Abs. I von 
dennormalen Lasten des ortskirchlichen Stiftungsvermögens und 
der Kirchengemeinde handelt, d. i. von Lasten, die ihnen kraft 
tesetzes obliegen, wenn auch vorbehaltlich der Verpflichtungren 
Dritter, fügt Abs. II a. a. O. die Bestimmung an, daß zu den Orts- 
kirchenbedürfnissen ferner die „Erfordernisse für die Verbindlich- 
keiten des ortskirchlichen Stiftungsvermögens und der Kirchenge- 
meinde auf Grund Herkommens, besonderer Rechtsverhältnisse oder 
gesetzmäßiger Beschlüsse‘ gehören. — Die kraft Gesetzes bestehen- 
den Verpflichtungen des Art. 12 Abs. I beschränken sich auf die 
notwendigen Erfordernisse, während in den Fällen des Abs. II 
auch Erfordernisse, die nicht zu den notwendigen gehören, in Be- 
tracht kommen können. — 

„Eine Last, die nach sonstigen Gesetzen, Herkommen oder 
besonderen Rechtsverhältnissen den Parochianen, Matristen oder 
Filialisten obliegt, gilt als Verbindlichkeit der Pfarrgemeinde, 
Muttergemeinde oder Tochtergemeinde“; Art. 12 Abs. III. — Diese 
Vorschrift bezieht sich auf solche in Kraft bleibende ältere Nor- 
men. welche Verbindlichkeiten der Parochianen, Matristen oder 
Filialisten als ganzer Personenklassen betreffen und 
dabei noch nicht die Gesamtheit in körperschaftlicher, kirchenge- 
meindlicher Organisation, sondern die beteiligten Personen als ein- 
zelne für belastet ansehen. Hierher gehören namentlich Baulast- 
normen (Art. 112 Abs. III) mit Einschluß solcher, die sich auf 
Hand- und Spanndienste (Art. 26 £.) beziehen. Es soll auch hier 
die der KGO. überhaupt zugrunde liegende öffentlich-rechtliche Auf- 
fassung derartiger Lasten zum Ausdruck gebracht werden. 
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2. Die Frage der Deckung der Ortskirchenbe- 
dürfnisse wird von KGÖ. Art. 13 f. behandelt. 

a) Für die Befriedigung der Ortskirchenbe- 
dürfnisse kommen zunächst in Betracht die Erträg- 
nisse des Vermögens der beteiligten Kirchenstiftung, die für den 
betreffenden Zweck verfügbaren Mittel sonstiger Bestandteile des 
Ortskirchenvermögens, die besonderen Einnalımen der Kirchenstif- 
tung, namentlich an Sammelergebnissen, Gebühren und Strafgel- 
dern, dann die Interkalarfrüchte. soweit sie nach den hierüber 
jeweils bestehenden Vorschriften der Kirchenstiftung zukommen, 
sowie freiwillige oder auf rechtlicher Verpflichtung beruhende be- 
sondere Leistungen von Kirchengemeindegliedern oder Dritten, ein- 
schließlich der etwaigen Zuschüsse des Staates, der Gemeinden 
und anderer öffentlicher Kassen: a. a. O. Abs. I. 

Die hier eingehaltene Reihenfolge hat nicht die Bedeutung, 
daß ein später genanntes Deckungsmittel gegenüber jedem früher 
genannten subsidiären Charakter habe. — Besondere Pflicht- 
leistungen der Kirchengemeindeglieder sind solche, 
die nicht zu den Kirchenumlagen und Kirchengenieindediensten ge- 
hören. Von den freiwilligen Leistungen Dritter 
sind namentlich jene der Gemeinden und Ortschaften, dann solche 
von Vereinen konfessionellen Charakters (Kirchenbauvereine. Gustav 
Adolf-Verein) hervorzuheben, während als Leistungen anderer 
öffentlicher Kassen besonders auch die Konkurrenzleistungen aus 
Rentenüberschüssen auswärtiger Stiftungen, sowie Beiträge aus 
kirchlichen Kassen olıne ortskirchlichen Charakter anzusehen sind. — 

Der noch verbleibende, auch nicht von einem Drit- 
ten vermöge subsidiärer Verpflichtung bestrittene Bedarf ist 
— vorbehaltlich der Bestimmungen über Grundstocksangriffe, An- 
lehensaufnahmen und Kirchengemeindedienste — durch Kirchen- 
umlagen zu decken;a.a.0. Abs. II. 

Soweit ein Dritter primär aber subsidiär zur Bestreitung des 
Bedarfs verpflichtet ist, aber tatsächlich nicht eintritt, muß, wie 
schon gesagt, die Kirchengemeinde gleichfalls eintreten und den 
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Bedarf decken. — Eine Verpflichtung der Kirchen- 
gemeinde zur Aufbringung der Mittel für einen ungedeckten 
Bedarf des ortskirchlichen Stiftungsvermögens besteht indessen. 
vorbehaltlich des Art. 12 Abs. II und II, nur in bezug auf 
die Kirchenstiftung; KGO. Art. 13 Abs. III. — Für die 
Verbindlichkeiten der neben der Kirchenstiftung bestehenden 
ortskirchlichen Stiftungen, auch soweit die Erfordernisse hiefür 
Ortskirchenbedürfnisse sind, hat die Kirchengemeinde sonach nur 
dann einzutreten, wenn Herkommen, besondere Rechtsverhältnisse 
oder gresetzmäßige Beschlüsse sie hiezu verpflichten. Einer frei- 
willigen Uebernahme setzt die KGO. kein Hindernis entgegen, so- 
weit es sich um Ortskirchenbedürfnisse und deren Befriedigung 
handelt, vergl. KGO. Art. 75 Abs. I Zatf. 5. 

Den Kirchengemeinden stehen die kirchlichen Fried- 
hofverbände und die sonstigen Konkurrenzver- 
bände (Art. 16 Abs.Iu. VII, 19 Abs. II, 20 Abs. XI) hinsicht- 
lich der Art und Weise der Befriedigung von Ortskirchenbedürf- 
nissen gleich, soweit nicht ein anderes bestimnt ist, KGO. Art. 15 
Abs. V. 

b) Bei der gesetzlichen Regelung der zur Befriedigung der 
Ortskirchenbedürfnisse erforderlichen Deckungsmittel ging die KG. 
davon aus, daß für diese Zwecke die Mittel bzw. die Leistungen 
der beteilissten Kirchenstiftungen und Kirchengemeinden in Betracht 
kommen. — Nun kennt aber das bisherige Recht wie auch die 
neue KGO. eine Anzahl von Rechtsgebilden, die zwar als Arten 
von Kirchengemeinden erscheinen, deren Leistungspflicht für die 
Befriedigung der Ortskirchenbedürfnisse aber mit Rücksicht auf 
die ihnen anhaftenden besonderen Merkmale nicht ohne weiteres 
von der KGO. angeordnet werden konnte, vielmehr einer gesetz- 
lichen Sonderregelung bedurfte. Hierher gehören die Tochterge- 
meinden, Nebenorte, die verbundenen Pfarrgemeinden und Gesamt- 
kirchengemeinden. 

@. Im allgemeinen sind die Tochtergemeinden zwar 
selbständige Kirchengemeinden, hinsichtlich der gemeinsamen An- 
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srelegenheiten gelten sie jedoch als Bestandteile der Pfarrkirchen- 
gemeinden. Eine gewisse Gemeinschaft muß der Natur 
der Sache nach zwischen Tochtergemeinde und Pfarrgemeinde be- 
stehen. Im einzelnen Fall kann aber diese Gemeinschaft sehr ver- 
schieden bemessen sein; auch kann ihr Umfang jederzeit durch 
tatsächliche und rechtliche Vorgänge erweitert oder bis auf ein 
Minimum beschränkt werden. Im Hinblick auf diese besonderen 
Verhältnisse nalım das bisherige Recht zwar prinzipiell die Kon- 
kurrenzpflicht der Filialisten zu den Bedürfnissen der Gesamtpfarr- 
kirche an, ließ jedoch Befreiung hievon nicht nur auf Grund Ver- 
trags, Herkommens oder sonstigen Rechtstitels, sondern auch dann 
zu, wenn die Filialisten zur Pfarrkirche in derart lockerem Ver- 
hältnis standen, daß eine Beitragspflicht nicht begründet erschien. 
Entscheidend für das Maß der Konkurrenz war der engere oder 
weitere Verband, in welchem die Filialisten zur Pfarrkirche standen. 

Diesem Rechtszustande folgt auch die KGO.: „Die Heran- 
ziehung der Tochtergemeinden und anderer Bestandteile der Pfarr- 
gemeinde zur Befriedigung von Ortskirchenbedürfnissen der letz- 
teren bemißt sich zunächst nach besonderen lechtsverhältnissen 
oder Herkommen. aushilfsweise nach Abs. II—VII"; KGO. Art. 16 
Abs. I. — Als besondere Rechtsverhältnisse können 
insbesondere solche aus Verträgen, rechtskräftigen Urteilen. Ver- 
gleichen, Anerkenntnissen usw. in Frage stehen. — Einem Her- 
kommen wird auch hier ın streitigen Fällen nur dann Bedeu- 
tung zuzumessen sein, wenn es sich um ein rechtsbegründetes 
Herkommen handelt. Hierher zählen auch die sog. Diözesan- 
observanzen. 

Art. 16 Abs. II stellt den Hauptgrundsatz für die Konkurrenz- 
pflicht der Tochtergemeinden auf: „Eine Tochtergemeinde hat an 
der Befriedigung von Ortskirchenbedürfnissen der Pfarrgemeinde 
nach Maßgabe der Gemeinschaft des Bedürf- 
isses oder Gebrauches teilzunehmen.‘ — Diese gesetz- 
liche Reel bezieht sich auf alle in Art. 12, auch Abs. II, aufge- 
zählten Ortskirchenbedürfnisse und deren Deckung. 


me) 
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„Die Tochtergemeinde ist hienach nicht heran- 
zuziehen: 

l. hinsichtlich der Pfarrkirche und des Be- 
darfes für den Pfarrgottesdienst, wenn für die Toch- 
tervemeinde eine Kirche besteht, worin anspruchsgemäß an allen 
Sonn- und Festtagen, von vereinzelten Ausnahmen abgesehen, pfarr- 
licher Gottesdienst stattfindet; 

2. hinsichtlich eines Personalbedarfs der Pfarr- 
semeinde für Geistliche oder weltliche Kirchen- 
diener, wenn die Voraussetzung der Ziffer 1 gegeben ist und 
überdies für die Tochtergemeinde eine eigene Seelsorge- oder Kir- 
chendienerstelle besteht, deren Dotation im wesentlichen nicht von 
der Pfarrpfründe oder Pfarrgemeinde herrührt, und deren Inhaber 
die kirchlichen Handlungen für die Tochtergemeinde ausschließlich 
oder fast ausschließlich verrichtet; 

8. hinsichtlich der Pfarr- oder Pfarrmesner- 
gebäude, wenn die Voraussetzungen der Ziffer 1 und 2 ge- 
reben sind, und der Geistliche oder weltliche Kirchendiener der 
Tochtergemeinde diese Gebäude nicht mitbenützt; 

4. hinsichtlich eines kirchlichen Friedhofes, 
wenn die Tochtergemeinde ihn nicht mitbenützt; a. a. O. Abs. III. 

Wenn der sonn- und festtägliche Gottesdienst der Regel nach 
gleichmäßig abwechselnd in der Pfarrkirche und in der 
oder den Tochterkirchen anspruchsgemäß abgehalten wird, so hat 
jeder Teil (Muttergemeinde, Tochtergemeinde) den Bedarf für seine 
Kirche und den darin stattfindenden pfarrlichen Gottesdienst auf- 
zubrinzen; a.a.O. Abs. IV. — Hierher zählen namentlich die Fälle, 
wo von demselben Pfarrer der regelmäßige pfarrliche Gottesdienst 
für die Gesantpfarrgemeinde in gleichmäßigem Wechsel in den 
verschiedenen Kirchen des Pfarrsprengels (Mutter- und Tochter- 
kirchen) abgehalten wird, wenn für die Filialisten ein Anspruch 
auf solchen Wechsel besteht. — Soweit sich hier keine Beitrags- 
pflicht der Tochtergemeinde aus Art. 16 Abs. I (besondere Rechts- 
verhältnisse, Herkommen) ergibt, bleibt die Tochtergemeinde von 
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einer Leistungspflicht zu den Bedürfnissen der Pfarrkirche und den 
darin abgehaltenen Gottesdienst, also namentlich auch von der 


Baukonkurrenz befreit. — Umgekehrt hat auch die Muttergemeinde 
für die Mitbenützung der Tochterkirchen keine Entschädigung zu 
leisten. — Bezüglich der übrigen Ortskirchenbedürfnisse der Pfarr- 


oemeinde, insbesondere hinsichtlich des Personalbedarfs für den 
gemeinsamen Geistlichen und Kirchendiener bleibt es bei dem oben 
angeführten Grundsatz des Art. 16 Abs. I. 

Wenn im übrigen eine Tochtergemeinde die kirchlichen Ein- 
richtungen der Pfarrgemeinde nur in wesentlich beschränk- 
tem Maße benützen kann oder zu benützen angewiesen ist, 
kann sie verlangen, daß sie an der Befriedigung der Ortskirchen- 
bedürfnisse der Pfarrgemeinde nur nach einem im Verhältnis der 
beschränkteren Beteiligung ermäßigten Maßstabe teilzunehmen habe. 
Das Maß dieser der Tochtergemeinde zu gewährenden Erleichte- 
rung wird durch Vereinbarung, andernfalls durch schiedsrichter- 
liche Entscheidung festgestellt; a. a. O. Abs. V und VI. 

Diese Regelung der Beitragspflicht von Tochtergemeinden zu 
Ortskirchenbedürfnissen der Pfarrgemeinde und ihrer Deckung wird 
von der KGO. auch für andere Bestandteile einer 
Pfarrgemeinde, wie Nebenorte und Nebenorts- 
gruppen. als entsprechend anwendbar erklärt, wenn sonst eine 
ın hohem Maße unbillise Belastung derselben vorliegen würde; 
a.a. O. Abs. VII. — Hierher zählen namentlich Orte und Orts- 
gruppen außerhalb der Muttergemeinde, für die eine Tochterge- 
meinde sich nicht gebildet hat, gleichviel ob sie eine Nebenkirche 
oder Kapelle besitzen oder nicht. 

ßB. Ein ähnliches Verhältnis wie zwischen Pfarr- und Tochter- 
semeinde besteht zwischen verbundenen Pfarrgemeinden 
bei gleichheitlich vereinigten (unierten, kombinierten) Pfarreien. — 
Die Beitragspflicht solcher Pfarreien zu den gemeinsamen Orts- 
kirchenbedürfnissen bemißt sich zunächst nach der Vereinigunes- 
urkunde, sonstigem besonderen Rechtsverhältnisse oder Herkommen, 
aushilfsweise nach den Grundsätzen des eben besprochenen Artikels 


Le 
E37 


IT 


Pfeufer, Die Kirchengemeindeordnung für das Königreich Bayern. 981 


16. der die Beitragspflicht der Tochtergemeinden und Nebenorte 
ım Verhältnis zur Muttergemeinde regelt. 

Y. Für die Befriedigung der Ortskirchenbedürf- 
nisse in Gesamtkirchengemeinden trifft KGO. Art. 18 
Bestimmung. 

Die Gesamtkirchengemeinde ist, wie bereits festgestellt wurde, 
ein Verband mehrerer selbständiger und selbständig bleibender 
Kirchengemeinden, meist der sämtlichen Pfarrgemeinden einer grö- 
ßeren Stadt, mit dem Zweck der Verwaltung gemeinsamen Ver- 
mögens oder der gemeinsamen Deckung von Ortskirchenbedürf- 
nissen oder mit beiden Zwecken. Der zweite Zweck steht beim 
gegenwärtigen Artikel in Frage. 

In Gesamtkirchengemeinden nun gelten als ge- 
meinsam zu deckende Ortskirchenbedürfnisse 
kraft Gesetzes: 

1. Der Verwaltungs- und Unterhaltungsaufwand in Ansehung 
eines etwaigen gemeinsamen Vermögens, dann sonstige Lasten des 
letzteren, 

2. der Aufwand an Ersatzrücklagen zum gemeinsamen Grund- 
stockvermögen, sowie für Verzinsung und Tilgung gemeinsamer 
Schulden ; Art. 18 Abs. I. 

Die soeben in Ziffer 1 und 2 aufgezählten Ortskirchenbedürf- 
nisse sind die normalen Lasten, die der Gesamtkirchengemeinde 
als solcher obliegen. Wie die Einzelkirchengemeinden, so können 
aber auch die Gesamtkirchengemeinden durch besondere Rechts- 
verhältnisse weitergehende Verpflichtungen zu erfüllen haben oder 


durch gesetzmäßige Beschlüsse freiwillig übernehmen. — Für die 
Reihenfolge der Deckungsmittel gelten im allgemeinen die Vor- 
schriften des oben besprochenen Artikel 13. -— Hienach kommen 


in erster Linie die Erträgnisse des gemeinsamen Stiftungsvermögens. 

KGO. Art.5 Abs. V, oder des eigenen Vermögens der Gesamt- 

kirchengemeinde, freiwillige Leistungen u. dgl., in Betracht. Der 

hiebei noch ungedeckt bleibende Bedarf kann gemäß Art. 13 Abs. II 

durch unmittelbar von den Pflichtigen zu erhebende Gesamtkirchen- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXILL. 1. 6 
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unmlagen (Art. 20 Abs. XIV) gedeckt werden; sog. beschränkte 
Umlagengemeinschaft. 

„Durch Königliche Entschließung können (aber) nach Einver- 
nahme der kirchlichen Oberbelhörde und Beschlußfassung der Einzel- 
kirchenverwaltungen, bei bestehenden Gesamtkirchengemeinden 
auch der Gesamtkirchenverwaltung die sämtlichen innerhalb des 
Gesamtkirchensprengels sich ergebenden Bedürfnisse, für welche 
Kirchenumlagen erforderlich sind, als gemeinsam zu deckende Orts- 
kirchenbedürfnisse erklärt werden. (Allgemeine Umlagen- 
gemeinschaft.) — Diese Maßnahme ist nur mit Zustimmung 
der Mehrzahl der Einzelkirchenverwaltungen und gegebenenfalls 
der Gesamtkirchenverwaltung zulässig, überdies, wenn nicht alle 
Einzelkirchenverwaltungen zustimmen, nur beim Vorhandensein 
eines unabweisbaren. auf regelmäßigem Wege nicht zu befriedi- 
genden Bedürfnisses“; KGO. Art. 18 Abs. II u. II. 

Die Einführung der allgemeinen Umlagen- 
gemeinschaft ist die wichtigste der Vorschriften über Ge- 
samtkirchengemeinden und betrifft eine der Hauptmaßregeln. welche 
die KGO. zur Stärkung der Leistungsfühiskeit von Kirchengemein- 
den, namentlich in größeren Städten, vorsehen will. — Die Fest- 
setzung der allgemeinen Umlagengemeinschaft 
kann zugleich mit der Begründung der Gesamtkirchengeineinde 
(Art. 3), sie kann aber auch erst in einem späteren Zeitpunkt 
erfolgen. — Gegenstand der allgemeinen Umlagen- 
gemeinschaft sind die sämtlichen innerhalb des Gesamt- 
kirchensprengels sich ergebenden Bedürfnisse, für welche Kirchen- 
umlagen erforderlich sind. aber selbstverständlich nur solche 
Bedürfnisse, die nach KGO. Art. 12 und Art. 18 Abs. I Ortskirchen- 
bedürfnisse sind oder sein können. — Die Gesamtkirchengemeinde 
kann sich auf die Deckung der gesetzlichen Ortskirchen- 
bedürfnisse ihrer selbst und der Einzelkirchengemeinden beschrän- 
ken, sie kann aber auch die Erfüllung neuer Aufgaben (Gründung 
neuer Pfarreien durch Erbauung neuer Kirchen, Pfarrhäuser, Er- 
richtung neuer Seelsorgestellen, bessere Ausstattung bestehender 
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ıvermögender Pfarreien innerhalb ihres Bereiches) übernehmen. 
Darin erblickt die KGO. den Hauptzweck der von ihr neu ge- 
schaffenen Gesamtkirchengemeinden. | 

©. Neu erscheint auch die von der KGO. eingeführte Eintei- 
lung eines Kirchengemeindebezirks in Haupt- und Fernbe- 
zirk, die beim Vorliegen gewisser Momente vorgenommen wer- 
den kann. 

Wenn nämlich ein Teil des Kirchengemeindebezirks von des- 
sen Hauptteile so weit entlegen ist, daß für seine Bewohner eine 
rerelmäßige Anteilnahme an den ortskirchlichen Einrichtungen in 
der Hauptsache als ausgeschlossen erscheint (Fernbezirk), 
so kann durch die Staatsaufsichtsbehörde nach Einvernahme der 
kirchlichen Oberbehörde ein Hauptbezirk abgegrenzt werden, 
welcher in bezug auf Kirchenumlagen, Kirchengemeindedienste, 
Wahlen und Beschlußfassungen als Kirchengemeindebezirk i. 8. 
der KGO. gilt.e Die Kirchenverwaltung in ihrem tatsächlichen 
Bestande wird vorher gehört. — Es gelten dann die kirchlichen 
Bedürfnisse des Fernbezirks und seiner Bestandteile nicht als 
Örtskirchenbedürfnisse der ganzen Kirchengemeinde, und die 
kirchlichen Bedürfnisse des Hauptbezirks nicht als ÖOrtskirchen- 
bedürfnisse des Fernbezirks oder seiner Bestandteile: KGO. 
Art. 19 Abs. I. 

Die Voraussetzungen einer solchen Abteilung sind im vorge- 
genannten Artikel 19 nur allgemein umschrieben. Der Berück- 
sichtigung besonderer Umstände ist daher weitester Spielraum ge- 
lassen. So kann z. B. das Bedürfnis einer Abgrenzung nicht nur 
hinsichtlich der weit im Lande zerstreuten Teile einer städtischen 
Kirchengemeinde, sondern auch hinsichtlich mit der Stadt räum- 
lich unmittelbar zusammenhängender Bestandteile (Vororte) aner- 
kannt werden, wenn die Möglichkeit regelmäßiger Anteilnahme 
an den ortskirchlichen Einrichtungen (insbesondere Gottesdiensten, 
Seelsorge) etwa durch schlechte oder teure Verbindung besonders 
erschwert ist und deshalb tatsächlich unterbleibt. — Als Kirchen- 


gemeindebezirke. die in Haupt- und Fernbezirke geteilt werden 
6* 
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können, kommen sowohl die der Pfarrgemeinden als auch der 
Tochter- und Gesamtkirchengemeinden in Betracht. — Der abge- 
grenzte Hauptbezirk gilt als Kirchengemeindebezirk i.S. 
der KGO., nicht als Kirchengemeinde: d.h. der Haupt- 
bezirk gilt als der räumliche Bereich der Kirchengemeinde, für die 
er gebildet ist. Der Fernbezirk wird insofern als nicht vorhanden 
betrachtet. Die Abteilung wirkt aber nur intern, d.h. sie schafft 
eine Bezirkseinteilung nur innerhalb der Kirchengemeinde Der 
Hauptbezirk als solcher hat daher ebensowenig wie der Fern- 
bezirk selbständige Rechtspersönlichkeit. 

Die Abgrenzung eines Kirchengemeindebezirks in Haupt- und 
Fernbezirk hat die wichtige Folge, daß beide Bezirke für ihre 
Bedürfnisse grundsätzlich selbst aufzukonımen haben. — 

Im Fernbezirk einer Pfarr- oder Gesamtkirchengemeinde sollen 
Kirchenumlagen und Kirchengemeindedienste nicht eingeführt wer- 
den, es sei denn für den Bezirk der darin etwa bestehenden Toch- 
tergemieinden oder, falls auch bei einer Tochtergemeinde ein Haupt- 
bezirk abgegrenzt ist, für letzteren. Außerdem kann ausnahms- 
weise hinsichtlich solcher kirchliehen Einrichtungen, an welchen 
der Fernbezirk wesentlich und regelmäßig Anteil nimmt (Reise- 
prediger usw.), von vorstehenden Grundsätzen nach Maßgabe einer 
durch Ortskirchensatzung zu treffenden näheren Regelung abge- 
wichen werden; a. a. O0. Abs. II. 

Soweit also ein Fernbezirk als Tochtergemeinde organisiert 
ist, können für die Bedürfnisse derselben Umlagen unter den glei- 
chen Voraussetzungen wie im Hauptbezirk eingeführt werden. — 
Ist daher ein Tochtergemeindeverband nicht vorhanden, so ıst in 
der Regel ein solcher, wenn Umlagen im Fernbezirk ununmgäng- 
lich sind, zur Herbeiführung ordnungsgemäßer Beschlußfassung 
neu zu organisieren. — 

c) Die Kirchenverwaltung ist zur Beschlußfassung darüber 
berufen, ob und inwieweit primäre Deckungsmittel, 
abgesehen von strittigen besonderen Leistungen der Kirchenge- 
meindeglieder oder Dritter, zur Verfügung stehen, und 
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namentlich ein baupflichtiger Bestandteil des ortskirchlichen Stif- 
tungsvermögens für die Bestreitung der Kosten eines jeweils ver- 
anlaßten kirchlichen Baufalls ohne Beeinträchtigung der Deckung 
des laufenden Bedarfs leistungsfähig ist. -- 

Im Streitfalle entscheidet die Staatsaufsichtsbehörde 
nach Einvernahnie der kirchlichen Oberbehörde. 

Die Entscheidung wirkt auch gegen Dritt- 
beteiligte, welche in den ihre Interessen wesentlich berühren- 
den Fällen mit ihren Erinnerungen vorher gehört werden sollen, 
und ist nur im Wege der Beschwerde anfecht- 
bar; KGO. Art. 15 Abs. I—IIl. 

Diese drei Absätze, deren hauptsächlichste praktische Trag- 
weite auf dem Gebiete der Führung von Kultusbauten liegt, stellen 
Grundsätze fest, die im wesentlichen schon bisher anerkannt waren. 
Insbesondere stand die Feststellung der Suffizienz des ortkirch- 
lichen Stiftungsvermögens schon bisher den Verwaltungsbehörden 
zu. — Die Beschlußfassung, ob und inwieweit primäre Deckungs- 
mittel vorhanden sind, umfaßt sowohl die Feststellung des primär 
verpflichteten Subjekts als dessen Leistungsfähigkeit. — Die Be- 
stimmung des Abs. Ill a. a. O., daß die Entscheidung der Staats- 
aufsichtsbehörde nur mit Beschwerde angefochten werden kann, 
bedeutet die ausschließliche Verweisung dieser Streitfälle auf den 
von Art. 80 und 81 KGO. vorgezeichneten Rechtsweg. — Eine 
Anfechtung im Zivilrechtsweg ist darnach ausgeschlossen. 

Wohl am bemerkenswertesten von den Normen über die Fest- 
stellung der Leistungsfähigkeit von Kirchenstiftung und Kirchen- 
gemeinde erscheint die Bestimmung des Abs. V a.a. O.: „Ueber 
Bestand und Umfang der öffentlich-rechtlichen 
Verpflichtung des ortskirchlichen Stiftungs- 
vermögens, sowie der Kirchengemeinde zur Be- 
friedigung Ihrer eigenen Baubedürfnisse in bezug auf Kul- 
tusgebäude, kirchliche Friedhöfe und dazu gehörige Bauwerke wird 
durch die ortskirchlichen Vertretungskörper, dann, 
soweit erforderlich, durch die Staatsaufsichtsbelörden 
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nach Maßgabe der KGO. Beschluß gefaßt, vorbehaltlich der Vor- 
schriften über das Verwaltungsstreitverfahren.‘‘ — Die Verpflich- 
tungen des ortskirchlichen Stiftungsvermögens und der Kirchen- 
semeinde werden teils durch die nach Art. 12 Abs. V, 112 Abs. III 
aufrechterhaltenen Baulastnormen, teils durch die KGO. selbst 
(vgl. Art. 12 Abs. I Ziff. 1, Abs. Il, Art. 15 Abs. V) geregelt. — 
Streitigkeiten über Bestaud und Umfang der Verpflichtung des 
ortskirchlichen Stiftungsvermögens und der Kirchengemeinde wur- 
den in der älteren Theorie und Praxis, wie überhaupt alle Kultus- 
streitirkeiten als Zivilrechtssachen angesehen und den Zivilgerich- 
ten zur Entscheidung zugewiesen. Einen Umschwung in dieser 
Rechtsanschauung brachte erst die Entscheidung des YGH. Bd. 18 
S. 85, die aussprach, daß die Verpflichtung der Kirchenstiftung 
zur baulichen Unterhaltung „ihrer‘‘ Kultusgebäude öffentlich-recht- 
licher Natur sei, und die zur Entscheidung von Streitigkeiten hier- 


über die Verwaltungsinstanzen für zuständig erklärte. — Die Ent- 
scheidung des VGH. Bd. 24 S. 225/227 dehnte diese Grundsätze 
ausdrücklich auch auf die Kirchengemeinde aus. — In Fortent- 


wicklung dieser Rechtsauffassung hat nun die KGO. a. a. O0. die 
Verpflichtung des ortskirchlichen Stiftungs- 
vermögens und der Kirchengemeinde zur Be- 
friedigung ihrer eigenen Baubedürfnisse in bezug 
auf Kultusgebäude, kirchliche Friedhöfe und die dazu wehörigen 
Bauwerke als öffentlich-rechtlich anerkannt und der 
Selbstverwaltung, Staatsaufsicht und Verwaltungsrechtsprechuns 
überwiesen. — Während der VGH. die öffentlich-rechtliche Natur 
der Banpflicht der Kirchenstiftung und Kirchengemeinde nur für 
die dem Bereich des betr. Rechtssubjekts angehörenden Kultus- 
sebäude anerkannte, also das Eigentum an den betr. Bauobjekten 
voraussetzte, betrachtet die KGO. nicht erst das Eigentum der 
Kirchenstiftung oder Kirchengemeinde an einem Kultusgebäude als 
das ausschlagsebende Merkmal für die öffentlich-rechtliche Natur 
der Baupflicht und für die Verwaltungszuständigkeit, sondern 
nach der KGO. genügt dazu bereits das öffentlich-recht- 
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licheeigene Baubedürfnis, d. ı. das Bestehen einer Bau- 
pflicht an solchen Gebäuden, deren Herstellung und Unterhaltung 
Ortskirchenbedürfnis ist. | 

d) Im Anschluß an die Bestimmung der für die Ortskirchen- 
bedürfnisse in Betracht kommenden primären Deckungsmittel (Art. 
13 Abs. I) und an die Umschreibung des Kreises der Deckungs- 
pflichtigen (Art. 15—19) bringt die KGO. die gesetzlichen Be- 
stimmungen über die sog. subsidiären Deckungsmittel, 
deren die KGO. drei Arten kennt: Kirchenumlagen 
(Art. 13 Abs. II mit Art. 20£.), Kırchengemeindedienste 
(Art. 26 £.) und Anlehensaufnahmen (Art. 32 f.). 

Wasdie Reihenfolge beilnanspruchnahme dieser aus- 
hilfsweisen Deckungsmittel anbelangt, so ergibt sich 
aus Art. 13 Abs. II („Der... noch verbleibende ..... Bedarf ist — 
vorbehaltlich der Bestimmungen über Grund- 
stocksangriffe, Anlehensaufnahmen und Kirchen- 
vemeindedienste — durch Kirchenumlagen zu decken“), 
daß die Pflicht zur Bedarfsdeckung durch Kirchenumlagen entfällt, 
soweit das Bedürfnis durch Grundstocksangriffe, Anlehensaufnahmen 
oder Kirchengemeindedienste seine Befriedigung findet. — Die Be- 
stimmungen hierüber sind daher in Art. 13 Abs. II von der KG@O. 
ausdrücklich vorbehalten. — Doch sollen diese Were der Bedarts- 
deckung hiedurch nicht etwa als primäre Deckungsmittel bezeichnet 
werden, vielmelir unterliegen sie ihren eigenen von der KGO. ge- 
rerelten Voraussetzungen; KGO. a. a. 0. 

%. Die Kirchenumlagen sind Zuschläge der Kirchen- 
vemeinden (Art. 1, 13 Abs. V) zu den direkten Staatssteuern behufs 
Befriedigung von Ortskirchenbedürfnissen; KGO. Art. 20 Abs. I. — 
Es sind öÖffentlich-rechtliche Leistungen, welche die Kirchenge- 
meinde kraft der ihr zukommenden Finanzgewalt von den Pflich- 
tigen zu fordern berechtigt ist. — Die Umlagen der bürger- 
lichen Gemeinden für Kultuszwecke fallen nicht unter Art. 20 ff. 

Allgemein umlagenpflichtig sind Bekenntnis- 
genossen (Art. 4), die mit einer direkten Staatssteuer veranlagt 
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sınd. — Als veranlagt gilt auch, wer vormerkungsweise veranlagt 
ist. — Die Kirchenumlagenpflicht bemißt sich nach der veranlagten 
Steuer (Normalsteuer): a. a. O. Abs. I. — Wenn auswärtige 


Bekenntnisgenossen. die keiner Kirchengemeinde 
oder nur dem Fernbezirk einer Kirchengemeinde 
zugeteilt sind, die ortskirchlichen Einrichtungen einer Kirchen- 
gemeinde in einem Umfange benützen, daß ihre Beiziehung zu den 
Lasten dieser Kirchengemeinde billig erscheint (Kirchengäste). 
so können sie auf Antrag der Kirchenverwaltung durch die ılır vor- 
gesetzte Staatsaufsichtsbehörde für beitragspflichtig er- 
klärt werden. Das Maß der Beitragspflicht wird in Ermangelung 
einer Vereinbarung durch schiedsrichterliche Entschei- 
dung in entsprechender Anwendung des Artikels 10 festgestellt; 
a. a. OÖ. Abs. \II. -— Der Beitragsanspruch gegenüber den Kirchen- 
gästen ıst nicht aufgebaut auf der Gemeindeumlagenberechtigsung 
der ganz oder teilweise zum Kirchengemeindebezirk gehörigen bür- 
gerlichhen Gemeinden, ebenso wenig hat er die Veranlagung der 
Pflichtigen mit einer direkten Staatssteuer zur unbedingten Vor- 
aussetzung. Selbstverständlich ist aber bei Festsetzung des Maßes 
der Beitragspflicht der Kirchengäste nicht nur der Umfang zu be- 
rücksichtigen, in dem diese die ortskirchlichen Einrichtungen der 
anspruchsberechtigten Kirchengemeinden benützen, sondern soweit 
tunlich, auch ihre Leistungsfähigkeit. 

Eine natürliche Person, die nicht Bekennt- 
nisgenosse ist, hat nur insoweit beizutragen, als eme Ge- 
meinschaft des Bedürfnisses oder Gebrauches besteht, oder ein be- 
sonderes Rechtsverhältnis eine Beitragspflicht begründet. Die son- 
stigen Voraussetzungen der Beitragspflicht sind die gleichen wie 
bei Bekenntnisssenossen: a. a. OÖ. Abs. Ill. — Hier beschränkt sich 
die Umlagenpflicht auf den Bedarf für diejenigen kirchlichen Ein- 
richtungen, hinsichtlich deren eine Gemeinschaft des Bedürfnisses 
usw. besteht. Es hat daher eine Ausscheidung des betreffenden 
Unlagenbetrags und Sonderberechnung des Umlagenhundertsatzes 
stattzufinden; vgl. Art. 22. 
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Auch in den Fällen des $ 100 der Il Verfas- 
sungsbeilage bemißt sich die Beitragspflicht der fremden 
Konfessionsverwandten nach den Vorschriften der KGO. über die 
Beitragspflicht der Bekenntnisgenossen ; a. a. O. Abs. III. — $ 100 
der II. Verf.-Beilage lautet: „Wenn ein Religionsteil keinen eigenen 
Kirchhof besitzt oder nicht bei der Teilung des gemeinschaftlichen 
Kirchenvermögens einen solchen für sich anlegt, so ist der im 
Orte befindliche als ein gemeinschaftlicher Begräbnisplatz für sämt- 
liche Einwohner des Orts zu betrachten, zu dessen Anlage und 
Unterhaltung aber auch sämtliche Religionsverwandte verhältnis- 
mäßıg beitragen müssen.‘ — Es konmen also Beiträge fremder 
Konfessionsverwandter unter den gleichen Voraussetzungen wie bei 
Bekenntnisgenossen in Betracht. d. i. nur, wenn Umlagen nötig 
werden, dann aber in gleichem Umfang ohne Beschränkung etwa 
auf einen bestimmten Bruchteil. — Der Umlagenbedarf für einen 
solchen Friedhof ist daher entsprechend auszuscheiden. 

Eine Neuerung von einschneidender Bedeutung bringt die KGO. 
wit der Bestimmung, daß juristische Personen und 
nicht rechtsfähige Vereine in Zukunft zu den 
Baubedürfnissen der Kirchengemeinden Umlagen 
zu leisten haben. — Gegenüber der Tatsache, daß eine solche 
Heranziehung von Rechtsgebilden, die an sich und ihrer Aufgabe 
nach in keinem direkten Zusammenhang mit der Kirchengemeinde, 
ihren Leistungen und Bedürfnissen stehen, zum Gesetz geworden 
ist, kann wohl ein Eingehen auf die Gründe, die gewen diese 
Maßnahme mit großem Eifer und aus prinzipiellen Gesichtspunkten 
ins Feld geführt wurden, unterlassen werden. — Gemäß Art. 21 
sind juristische Personen und nicht rechtsfähige Vereine (nur) bei 
Bauumlagen beitragspflichtig (Bauumlagenpflicht). — Im 
übrigen gelten für Bauumlagen die gleichen Vorschriften wie für 
sonstige Kirchenumlagen. soweit nicht ein anderes bestimmt ist. — 
Die Begründung des Entwurfs einer KGO., Beil. 5, 1907 führt 
(S. 431 ff.) zu dieser Neuerung u. a. aus: Das Bedürfnis, (nament- 
lich) für Kultusbauten größere Mittel verfügbar zu machen, dürfte 
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unbestreitbar sein und tritt fortgesetzt in die Erscheinung. Zur- 
zeit muß bei Kirchenbauten vielfach zu dem Notbehelf der Lot- 
terien oder Kollekten gegriffen werden. Hiebei werden aber die 
Mittel nicht nur langsam flüssig, sondern sie gehen meist über- 
haupt nicht in dem gewünschten Maße ein, indem die Erträgnisse 
der Lotterien immer geringer werden, und jene der Kirchenkol- 
lekten ebenfalls nur mäßig sind. — Bei dieser Sachlage wird in 
anderer Weise dafür gesorgt werden müssen, daß die Kirchenge- 
meinden häufiger als bisher imstande seien, die Mittel für not- 
wendige Kultusbauten aus örtlichen Quellen zu beschaffen. Die 
Heranziehung juristischer Personen u. del. in teilweiser Anknüp- 
fung an den älteren Rechtszustand (vel. Art. V des Umlagenge- 
setzes von 1819) bietet hier für zahlreiche Fälle die erforderliche 
Abhilfe. Die juristischen Personen des bürgerlichen Rechts, na- 
mentlich die Aktiengesellschaften, repräsentieren in vielen Kirchen- 
semeinden eine «roße örtliche Steuerkraft, die an der Tragunı 
der ortskirchlichen Lasten sich unschwer beteiligen kann. — Es 
will nicht einleuchten, warum die mit einer großen Fabrik etc. 
verknüpfte Steuerkraft, welche wegen der Bekenntniszugehörigkeit 
der Besitzer bis dahin zu Kirchenunlagen beitragspflichtig war, 
ohne weiteres von dieser Verbindlichkeit unter bedeutender Mehr- 
belastung der übrigen Pflichtigen dadurch soll befreit werden kön- 
nen, daß die Besitzer das Unternehmen in eine Aktiengesellschaft 
umwandeln, vielleicht sogar ohne einen erheblichen Teil der Aktien 
aus ihren und ihrer Familie Händen zu geben. — Die beabsich- 
tiste Regelung entbehrt übrigens anclı nicht einer weiteren inneren 
Begründung, insofern die juristischen Personen etc. immerhin zu 
den natürlichen Personen und damit zu den in der Bevölkerung 
vertretenen Bekenntnissen in Beziehung stehen. Diese Beziehung 
dürfte zunächst dadurch geseben sein, daß häufig die Bevölkerung 
das Substrat und so zu sagen den Nährboden von Assoziationen, 
insbesondere von Erwerbsgesellschaften u. del. bildet, und deren 
Bedienstetenpersonal, welches bei der Nutzbarmachung der frag- 
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lichen Vermögenswerte wesentlich mitwirkt, größtenteils den öffent- 
lichen Religionsgesellschaften angehört. — 

Als Bauumlagen gelten die Kirchenumlaren für Her- 
stellung oder Unterhaltung 

1. von Kirchen mit regelmäßigem pfarrlichem Gottesdienst 
und der mit solchen fest verbundenen inneren Einrichtung, sowie 
der Kirchenstüble, 

2. von Gebäuden für die Pfarrgeistlichen oder für Mesner, 

3. von kirchlichen Friedhöfen und den dazu gehörigen Bau- 

werken. 
Aus besonderen Gründen können gänzliche oder teilweise Be- 
freiungen durch die Kirchenverwaltung mit staatsaufsichtlicher Ge- 
nehmigung festgesetzt werden; KGO. Art. 21 Abs. II und III —- 
Solche Gründe können z. B. darin liegen, daß eine beitragspflich- 
tire Gesellschaft bedeutende freiwillige Leistungen für Kultus- 
zwecke übernommen hat. 

Kraft Gesetzes sind befreit die juristischen Per- 
sonen des öffentlichen Rechtes, ferner, soweit sie öffentlichen 
Zwecken dienen, die sonstigen Körperschaften. Vereine, Stiftungen, 
Anstalten und Kassen. Dies ist insbesondere der Fall. soweit ihrer 
Verfassung gemäß ihre Mittel für Zwecke des Kultus, des Unter- 
richts, der Erziehung, der Wissenschaft, der Kunst, der öffentlichen 
Gesundheitspflege (unter Ausschluß von Erwerbs- oder Sportzwek- 
ken), oder der Wohltätigkeit verwendet werden. — Kraft Ge- 
setzes sind ferner befreit juristische Personen und nicht 
rechtsfähige Vereine, die in ausschließlicher Beziehung zu einer 
Privatkirchengesellschaft stehen, oder an denen ausschließlich oder 
überwiegend Angehörige einer Privatkirchengesellschaft oder be- 
kenntnislose Personen beteiligt sind: a. a. O. Abs. IV und V. — 
Juristische Personen des öffentlichen Rechts sind namentlich der 
Staat, die Gemeinden, die Kirchengemeinden und ortskirchlichen 
Stiftungen, die Pfründestiftungen usw., die ohnehin ihre Mittel 
für öffentliche Zwecke verwenden. 

Von den Pflichtigen Kirchenumlagen zu 
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fordern, ist eine Kirchengemeinde dann be- 
rechtigt, wenn ein Steuerbetrag des Pflichtigen nach dem 
Umlagengesetz auf eine ganz oder teilweise zum Kirchengemeinde- 
bezirk gehörige bürgerliche Gemeinde oder abgesonderte Markung 
und zugleich nach den Vorschriften des Art. 20 Abs. VII—X auf 
die Kirchengemeinde trifft: a. a. O. Abs. VI 

Aus den näheren Vorschriften, welche die KGO. über die 
Erhebung der Kirchenumlagen trifit, sind besonders 
Art. 22, der die Berechnung und Verteilung der Kirchenumlagen 
auf Grund der Steuerbeträge regelt, und Art. 23, der das formelle 
Umilagenverfahren enthält, hervorzuheben. — Gemäß Art. 23 unter- 
liegt die Erhebung von Kirchenunlagen der Staatsaufsicht (die 
von der KGO. an die Stelle der bisherigen Staatskuratel gesetzt 
wurde). Bei deren Ausübung ist insbesondere die Gesetzmäßigkeit 
der Auferlegung und die Leistungsfähigkeit der Pflichtigen zu 
prüfen; a. a. OÖ. Abs. I. 


Die Beschlußfassung: 


l. über Neueinführung von Kirchenumlagen oder Erhöhung des 
Umlagenhundertsatzes, 

2. über Unternehmungen, Einrichtungen oder sonstige außer- 
ordentliche, finanziell wichtire Maßnahmen, deren Kosten 
ganz oder teilweise durch Umlagenmittel bestritten werden 
sollen, 

3. über außerordentliche, finanziell wichtige Rechtsakte, die auf 
die Leistung von Kirchenumlagen dauernd Einfluß haben 
können, 

steht der Kirchengemeindeversammlung oder der Kirchenverwaltung 
mit Zustimmung der Kirchengemeindebevollmächtigten zu und be- 
darf der staatsaufsichtlichen Genehmigung. Die kirchliche Ober- 
behörde wird einvernommen; a.a. O0. Abs. I. — Die folgenden 
Absätze gewähren den sog. fünf Höchstbesteuerten in einer Kir- 
chengemeinde Stimmrecht in der Kirchenverwaltung und Kir- 
chengemeindeversammlung bei Beratung der soeben besprochenen 
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Angelegenheiten des Abs. Il, sowie ein Beschwerderecht an die 
Staatsaufsichtsbehörde. Gleiches Beschwerderecht wird den Kir- 
chenumlagenpflichtigen, sowie der Kirchenverwaltung und kirch- 
lichen Oberbehörde eingeräumt; a. a. O. Abs. III—-V. — Die Be- 
rechnung der Steuersätze, dann die Berechnung und Verteilung 
der Kirchenumlagen erfolgen durch die Kirchenverwaltung; a.a. 0. 
Abs. VI. 

Die Pfarrkirchenumlagen werden unmittel- 
bar von den Pflichtigen geschuldet, d.h. die Um- 
lagenberechtigung der Pfarrgemeinde macht vor den Grenzen einer 
Tochtergemeinde oder eines anderen Bestandteils nicht Halt. Für 
das Maß der Umlagenberechtigung sind aber die oben behan- 
delten Sondervorschriften des Art. 16 maßgebend. Den einzelnen 
Bestandteilen einer zusammengesetzten Pfarrgemeinde steht es je- 
doch frei, die auf sie entfallenden Summen anderweit aufzubringen, 
Art. 20 Abs. XIII. 

Gesamtkirchenumlagen werden unmittelbar 
von den Pflichtigen geschuldet; a.a.0. Abs. XIV. 
Die Gesamtkirchenumlagen müssen im ganzen Gesamtkirchen- 
sprengel auch tatsächlich erhoben werden und können nicht etwa 
von einer vermögenden Einzelkirchengemeinde für ihre Mitglieder 
übernommen werden. 

ß. Von den Vorschriften der KGO. über Kirchenge- 
meındedienste (Art. 26—31) und über Anlehensauf- 
nahmen (Art. 32—35) sind die den modernen Verhältnissen an- 
gepaßte Umschreibung des Kreises der zur Leistung von Kirchen- 
gemeindediensten verpflichteten Personen (Art. 27) und die von 
Art, 28 aufgestellten Regeln über die Verteilung der Kirchen- 
gemeindedienste hervorzuheben. 


[Schluß folgt. ] 
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Die missio canonica in Elsass-Lothringen. 


Von 


Professor Dr. jur. H. Rehm-Straßburg. 


Die missio canonica bildet ein Musterbeispiel für die recht- 
liche Unsicherheit des Verhältnisses zwischen Staat und katholischer 
Kirche. Vom Standpunkt des heutigen Staatsrechts aus beurteilt 
sie sich anders als vom Standpunkt der Kirche. 

Die missio canonica, wörtlich die rechtmäßige Sendung, ist 
ein Institut des Rechts der katholischen Kirche. Es bezieht sich 
auf die Ausübung der Kirchengewalt. Um es völlig zu erfassen, 
ist scharf zwischen Fühigkeit (facultas) und Recht (jus), die 
Kirchengewalt auszuüben, zu unterscheiden. Beides muß verliehen 
sein. ÖOrdnungsmäßig, rechtmäßig besitzt niemand weder die 
Fähigkeit, noch das Recht zu kirchlichen Funktionen von selbst, 
aus innerem Berufe. Sie müssen ihm rechtlich, kanonisch ge- 
eben sein. 

Da gilt aber weiter der Satz: wer die Fähigkeit verliehen er- 
hielt, besitzt damit noch nicht das Recht. Es muß besonders zu- 
erteilt werden, gerade so wie derjenige, der die Fähigkeit zum 
staatlichen Richteramt erworben hat, dadurch noch nicht zu richten 
befurt ist. Der Assessor, der richtet, ohne die Erlaubnis zu haben, 
tut etwas, was er kann, aber nicht darf. Er handelt unerlaubt, 
begeht eine Amtsanmaßung. Der Ordnung wegen gilt Aehnliches 
in der Kirche: ohne Erlaubnis kein kirchliches Recht. Zur er- 
laubten Ausübung der Weihe-, der Regierungs-, der Lehrgewalt 
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bedarf es der Sendung. Im engeren und speziellen Sinne heißt 
missio canonica die Erteilung des Rechts, die kirchliche Lehr- 
vewalt auszuüben! Dies erklärt sich von der biblischen Aus- 
drucksweise her. Senden besagt dort in einer engeren Bedeu- 
tung „senden zur Lehre“: wie mich der Vater gesandt hat (zu 
lehren), so sende ich Euch. Ja das Rechtsinstitut der missio ca- 
nonica in diesem Sinne wird sogar schon in der Bibel bezeugt 
gesehen, im Briefe Pauli an die Römer, Kapitel 10 Vers 15: 
wie sollen sie aber predigen, wo sie nicht gesandt werden ? 
quomodo praedicabunt nisi mittantur? Eine Wendung, welche 
die wissenschaftliche im Gegensatz zur lehramtlichen Auslegung 
allerdings auf die innere, die charısmatische Berufung beziehen 
wird. | 

Das durch die kanonische Sendung erteilte Recht ist näher 
zu bestimmen. Was erteilt wird, ist eine Lehrvollmacht, 
kein Lehrauftrag. Der Ermächtigte hat als solcher ein Lehrrecht, 
keine Lehrpflicht. Was ihm zu lehren erlaubt wird, ist katholische 
Religion. Daher darf er Religion lehren nur im Na- 
men derKirche, nicht im eigenen oder im Namen des Staates. 
Die Kirche überträgt ihm ein Stück ihrer Lehrgewalt. Lediglich 
Papst und Bischof haben das Recht, im Glauben zu unterweisen ; 
sie besitzen ein Lehrmonopol. Nur eine Ausnahme hiervon be- 
steht: die Eltern dürfen ihre Kinder auch ohne bischöfliche Sen- 
dung in der Religion unterrichten. Sonst bedarf jeder Religions- 
lehrer der Sendung, auch der staatliche. Denn die Kirche steht 
jedenfalls für die Glaubenslehre über dem Staate. 
Das staatliche Unterrichtswesen unterliegt ihrer Oberaufsicht. Er- 
teilt werden kann die missio nicht nur ausdrücklich und schriftlich 
durch Formalakt, sondern auch stillschweigend, so durch Ueber- 
tragung eines Lehramtes (eines Seelsorgeamtes). In der Auf- 
erlegung der Lehrpflicht ist die Gewährung des Lehrrechtes, ım 
Lehrauftrage die Lehrvollmacht enthalten. 

Die erteilte Vollmacht ist frei widerruflich. Aus jedem wich- 
tigen Grunde, nicht bloß wegen Irrlehre, darf sie widerrufen wer- 
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den, also z. B. auch, weil der Lehrer in gemischter Ehe lebt oder 
sein Wirken sonst, ohne alle eigene Schuld, den kirchlichen Oberen 
nicht mehr gedeihlich erscheint, sei es allgemein, sei es in seiner 
bisherigen Gemeinde. Die Entziehung mag tatsächlich wie eine 
Strafe wirken, rechtlich ist sie eine kirchen-, eine lehrpolizeiliche 
Maßnahme. gerade so wie das Setzen von Schriften auf das Ver- 
zeichnis der verbotenen Bücher. Die Zurücknalme geschieht des- 
halb im Verwaltungs-, nicht im Prozeßwege. Der Betroffene kann 
nicht an einen höheren kirchlichen Richter appellieren, sondern sich 
nur bei den Vorgesetzten des Bischofs (Erzbischofs usw.) be- 
schweren. Die Entscheidung darf daher formlos, stillschweigend 
erfolgen. Die Ermächtigung kann ausdrücklich erteilt und still- 
schweigend entzogen werden, ebenso wie es möglich ist, daß die 
Sendung stillschweigend gewährt, aber durch Formalakt genommen 
wird. Selbstverständlich ist statthaft, das Fortsetzen des Lehrens 
auch zu untersagen, wenn aus irgend einem Grunde, sei es daß 
die Erlaubnis nicht eingeholt oder die Erteilung für überflüssig 
gehalten wurde, das Lehren ohne Sendung begonnen war. Die 
Lehrpolizei darf auch in anderer Form als durch Aufheben der 
missio geübt werden. Keineswegs gilt der Satz: was nicht erteilt 
wurde, kann nicht entzogen werden. Die Lehrpolizei ist nicht an 
bestimmte Formen gebunden. Auch der Staat darf die Fort- 
setzung eines konzessionspflichtigen Unternehmens (bei gesetzlichem 
Grunde) nicht bloß untersagen, wenn die Konzession hierfür ein- 
geholt, sondern auch, wenn es ohne Konzession eröffnet war. 
Eine Untersuchung darüber, ob die Tatsachen das Entziehen 
der Sendung rechtfertigen, darf die Kirche von sich aus betreiben, 
denn sie steht über dem Staate. Und ebenso ist sie, um der 
tücknahme des Lehrrechtes die Wirkung zu sichern, befugt, den 
Gläubigen den Besuch der Unterrichtsstunden des 
Lehrers zu verbieten, mögen sie dadurch auch die 
Schulpflicht versäumen, denn die kirchliche Lehrpolizei 
hat den Vorrang vor der staatlichen. 

So das katholische, anders das staatliche Kirchen- 


Rehm, Die missio canonica in Elsaß-Lothringen. 97 


recht. Es kann die Frage des Religionsunterrichts verschieden 
regeln, der Kirchen-Auffassung mehr oder weniger entgegenkommen, 
das Rechtsinstitut der kirchlichen Sendung seiner Rechtsordnung 
eingliedern oder nicht, jedenfalls gilt aber: das Staatsgesetz 
stehtüber dem Kirchengesetze; der kirchlichen Lehr- 
polizei geht die staatliche vor; wenn die Kirchenorgane die Gren- 
zen des Staatsrechts nicht einhalten, überschreiten sie ihre Gewalt, 
liegt Mißbrauch der geistlichen Amtsgewalt im Sinne des Staats- 
kirchenrechts, im Sinne der organischen Artikel vor, grade so, 
wie vom Standpunkte der Kirche aus gesehen Ketzerei und andere 
kirchliche Verbrechen gegeben sind, wenn der Staat die Schranken 
des kirchlichen Lehrpolizeirechts außer Acht läßt. 

In Elsaß-Lothringen ist das staatliche Recht dieses. 
Die Schule ist Staatsanstalt und der Lehrer Staatsangestellter, der 
Religionsunterricht daher Staatsunterrichts-Fach, Staats- 
angelegenheit und seine Erteilung deshalb etwas, was im 
Namen und in Vollmacht des Staates geschieht, es müßte denn 
der Staat die Ordnung des Religionsunterrichts unter seiner Auf- 
sicht den Religionsgemeinschaften überlassen haben. Das ist im 
Reichslande nicht der Fall. Wohl lautet Artikel 1 des Kon- 
kordats von 1801: Die katholische Religion darf in Frankreich, 
also auch im heutigen Elsaß-Lothringen, frei ausgeübt werden, 
aber doch nur in dem Rahmen des Staatsrechts. Und nach ihm 
besitzen geistliche Organe im Volksschulwesen nur drei Befug- 
nisse: 1. der Ortsgeistliche ist Mitglied des Ortsschulvorstandes!, 
2. er hat die Aufsicht über den Religionsunterricht an den Volks- 
schulen seiner Gemeinde, und zwar im Auftrag des Staates (Unter- 
richtsgesetz von 1850, Art.18u.44) ?; der Staat beauftragt ihn damit 
als seinen Untertanen; 3. ist den geistlichen Behörden durch die 
staatlichen Prüfungsordnungen für Schullehrer das Recht einge- 
räumt, für die erste wie für die zweite Prüfung ein Mitglied zur 


! UnterrichtsG. vom 24. II. 1908. 
? Aufrechterhalten durch UnterrichtsG. v. 12. II. 1873 $ 1 bezw. jetzt 
v. 24. U. 19083 8 4. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIIT: 1. 7 
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Prüfungskonimission vorzuschlagen, das dann als solches vom Ober- 
schulrat ernannt wird !. 

Aus diesen Rechten geht folgendes hervor: In der Prüfungs- 
kommision sitzt ein Abgeordneter der Kirche, zwar aus staatlicher 
Zuziehung (Ernennung), aber doch zugleich als Vertreter des 
Bischofs. Der Bischof ist in der staatlichen Prüfungskommission 
vertreten. Aber daraus läßt sich juristisch keine Anerken- 
nung einer missio canonica im katholischen 
Sinne ableiten. Der bischöfliche Kommissar hat ein Stimm- 
recht in der Kommission wie jedes andere Mitglied; ob er ein 
Recht besitzt, selbst zu prüfen, braucht hier nicht untersucht zu 
werden; üblich ist es nicht. Die Prüfung in der Religion nimmt 
das dafür besonders bestellte Kommissionsmitsslied, gewöhnlich 
und zwar auch bei der zweiten Prüfung der Geistliche, vor, der 
am Lehrerseminar in Religion unterweist. Jedenfalls hat der Ab- 
vesandte der geistlichen Behörde nicht mehr Recht als die Prü- 
fungskommission. Sie erteilt nur die Lehrbefähigung, nicht die 
Lehrvollmacht. Diese erhält der mit dem Betähigungszeugnis 
Versehene erst vom Bezirkspräsidenten stillschweigend mit dem 
Lehrauftrage. Missio canonica ist Verleihung der Lehrvollmacht 
durch die Kirche. Hier wird durch die Staatsbehörde, bei welcher 
der Vertreter der Kirche mitwirkt, lediglich die Fähigkeit zur 
Erteilung des Religionsunterrichts verliehen. Also läßt sich nur 
sagen: der Staat räumt ein, daß der Bischof durch seinen Ver- 
treter stillschweigend auch kirchlich das Befähigungsattest erteilt. 
Aeußerstenfalls kann behauptet werden: der Staat gibt zu, daß 
die geistliche Instanz durch die Teilnahme ihres Kommissars an 
der Prüfung stillschweigend der Erteilung der Lehrvollmacht 


ı Die Vorschriften sind zusammengestellt bei Blum, Gesetze, Verord- 
nungen und Verfügungen betr. das niedere Unterrichtswesen ın EL., Straß- 
burg. 3. Aufl. 1911 8. 123, 127 (Prüf.O. v. 11.195 88 2u. 14. — Ein 
Recht, den Religionslehrer am Seminar vorzuschlagen, besitzt der Bischof 
nicht. Hat z. B. ein akademischer Oberlehrer am Seminar die staatliche 
facultas für Religion. so kann er ohne Vorschlag damit betraut werden. 
Er braucht nur kirchenrechtlich weiter die bischöfliche Sendung. 
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seitens des Staates (Bezirkspräsidenten) zustimmt. Von einem 
stillschweigenden Erteilen kirchlicher Lehrvollmacht zu sprechen, 
verbietet die juristische Auslegungsmethode. Denn zum Wesen 
der stillschweigenden Handlung gehört, daß aus der Handlung, 
hier aus der Teilnahme an der Prüfung, nach den aus der Er- 
fahrung entnommenen Regeln mit Sicherheit der betreffende 
Willensentschluß festgestellt werden kann. Kein Prüfungskandidat 
stellt eine Bitte um Erteilung. Auch jedes sichere Anzeichen 
dafür, daß der Bischof generell, im voraus, ohne Gesuch der Kan- 
didaten stillschweigend die Sendung erteilt, fehlt. Sellst das 
Staatslexikon der Görres-Gesellschaft! (Artikel Lehramt) bemerkt 
dabei: In Elsaß-Lothringen ist dem Verwaltungsrecht die missio 
canonica unbekannt. 

Wir gehen einen Schritt weiter. Der Ortsgeistliche, nicht eine 
höhere kirchliche Behörde, hat die Aufsicht über den Religions- 
unterricht. Es steht ihm zu diesem Zwecke während der Reli- 
gionsstunden der Eintritt in die Schule und die Klasse frei. Auch 
an der Entlassungsprüfung darf er teilnehmen?. Mehr Recht hat 
die Kirche nicht. Der Bischof ist also nicht befugt, 
dem Lehrer seine Lehrermwächtigung zu ent- 
ziehen. Aber auch dem Ortsgeistlichen fehlt die Befugnis. 
Das Aufsichtsrecht ist ihm nicht nur als Vertreter der Kirche ein- 
geräumt, es ist ihm sogar in erster Reihe im Namen des Staates 
zugedacht, er hat auch das staatliche Interesse zu wahren, allein 
die Lelirvollmacht ist von einem weltlichen V orwesetzten ausge- 
stellt; also darf er sie nicht zurückziehen. Immerhin muß gesagt 
werden: wenn auch nicht der Ortsgeistliche, so doch die bischöf- 
liche Behörde hat das Recht, beim Öberschulrate zu bean- 


tragen, daß der Bezirkspräsident die Lehrerlaubnis entzieht. 


! Dritte Auflage Bd. III 1910 S. 786. 

? Seit der MinVO. v. 2. III. 1908 zum G. über das Unterrichtswesen 
vom 24. II. 1908 (Zentral- u. Bezirksamtsblatt f. EL. 1908 S. 59) ist dem 
Geistlichen ein unmittelbares Eingreifen in den Unterricht (Fragen stellen, 
sachlich den Lehrer berichtigen) nicht mehr gestattet. Er ist nur befugt, 
seine Wahrnehmungen dem Kreisschulinspektor mitzuteilen. Blum 8. 167. 
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Denn sonst wäre das Aufsichtsrecht des Örtsgeistlichen, das er 
doch in zweiter Reihe als Vertreter des Bischofs übt, wirkungslos. 
Die kirchliche Instanz muß aufsichtliches Einschreiten beantragen 
dürfen, freilich bloß beantragen, nicht fordern. Denn über dem 
der Kirche eingeräumten Aufsichtsrechte steht die Oberaufsicht 
des Staates. Die Kirche besitzt somit nur die Befugnis zu bean- 
tragen, daß der Staat die Angelegenheit prüft; die Entscheidung 
steht im Ermessen der Regierung. 

Aber auch das Antragsrecht ist noch beschränkt. Der Geist- 
liche hat nach Staatsgesetz nur die Aufsicht über den Religions- 
unterricht, nicht über den Lehrer. Die kirchliche Behörde darf 
daher nicht aus irgendwelchem ihr wichtigen Grunde ein aufsicht- 
liches Einschreiten beantragen, sondern nur aus einem, der mit 
der Erteilung des Religionsunterrichtes zusammenhängt. Wegen 
einer damit außer Verbindung stehenden Ursache kann sie sich 
beschweren, um Abhilfe bitten, aber ein Recht, Prüfung des 
Falles zu verlangen, geht ılır ab. Und noch eine weitere Be- 
schränkung ergibt sich: der Ortspfarrer darf nur „den Religions- 
unterricht in der Schule“ überwachen. Rechte besitzt er also nur 
gegen Lehrer und Schüler, und lediglich während des Unterrichts, 
bei der Unterrichtserteilung. Eine amtliche Ermittlung bei 
anderen und außerhalb des Unterrichts, ob die Unterweisung nach 
Inhalt und Form der Lehre der Kirche entspricht, steht kirch- 
lichen Organen daher nicht zu; noch weniger das 
Recht, die Eltern von Erfüllung der Schulpflicht zu dispensieren. 
Alle solche Schritte setzen eine Zulassung durch die staatliche 
Schulverwaltung voraus; denn auch der Religionsunterricht ist 
staatliche, nicht kirchliche Angelegenheit. 

So stehen Staats- und Kirchenrecht sich schroff gegenüber. 
Nach Kirchenrecht ist die Lehrpolizei Kirchen-, nach Staatsrecht 
Staatssache. Es gibt nur einen deutschen Staat, wo der scharfe 
Gegensatz der Rechtsordnungen fehlt, Baden!. Dort prüft nach 
Staatswesetz den Schulamtskandidaten in Relirion allein der Be- 


1 (tegetz über den Elementarunterricht v. 13. V. 1592. 
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auftragte des Bischofs, und die Entscheidung über die Befähigung 
zum Erteilen des Religionsunterrichts ist ebenfalls ausschließlich 
der Kirche überlassen. Sie erteilt das Zeugnis hierüber und die Lehr- 
vollmacht (die „Admissionsurkunde‘“); auch der Lehrauftrag geht 
von ihr aus; sie darf die erteilte missio auch entziehen. Der 
Staat übt nur die Oberaufsicht aus: durch Vermittlung der Ober- 
schulverwaltung erhält der Kandidat das Befühigungszeugnis zu- 
xestellt; auch die staatliche Behörde darf die Erteilung des Religions- 
unterrichts durch den Lehrer abstellen. 

Selbstverständlich muß auch in den anderen Staaten die 
Wirklichkeit anders sein als das Recht. Sonst wäre der Zu- 
sammenstöße zwischen Staat und Kirche kein Ende. Die leiden- 
len Dritten wären Lehrer, Schüler und Eltern. In der Rechts- 
anwendung erfolgt ein Ausgleich, jede Seite toleriert zu einem 
Teil. soweit, als es ihr nicht von Uebel ist, das Recht der andern 
und läßt in dem Umfange das eigene Recht außer Uebung. Der 
Bischof verzichtet darauf, daß der Lehrer auch seine missio ein- 
holt, weil der Staat ihn bei der Erteilung seines Lehrzeugnisses 
mitwirken läßt; er läßt das kirchenrechtliche Erfordernis der 
missio, auch die stillschweigende fallen, weil und solange er die 
Ueberzeugung haben kann, daß die religiöse Vorbildung der Kan- 
didaten dem kirchlichen Interesse entspricht; und der Staat ent- 
zieht die Lehrvollmacht auf Antrag der Kirche jedesmal, weil und 
solange er glauben darf, daß der Antrag zur Erhaltung der rechten 
Lehre gestellt wird. Mehr als der Staat toleriert die Kirche, und 
sie kann es, weil schon das weltliche Recht, wenn auch nicht in 
der rechtlichen Form, so doch in dem sachlichen Zwecke dem Be- 
dürfnis der Kirche entgegenkommt. Weil die Kirche in der 
Form nachgibt, wird auch der Staat es tun und z. B. kaum 
einschreiten, falls ein Lehrer, der staatlich für befähigt erklärt 
wurde, noch die bischöfliche Sendung einholt und formell 
erhält. 

Die Konflikte setzen ein, wenn die sachliche Beurteilung aus- 
einander geht. Der Staat erteilt das Lehrzeugnis, wo der Bischof 
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nicht will, und der Bischof gewährt die missio, wenn der Staat 
das Zeugnis verweigert; der Bischof entzieht das Lehrreeht, ohne 
vorher einen Antrag gestellt zu haben oder, weil der Staat ihn 
ablelınt; die Regierung nimmt die Lehrvollmacht zurück, während 
der Bischof sie beläßt. Hier entstehen die Gegensätze der Wirk- 
lichkeit: die Entscheidung des andern Teils wird ignoriert; der 
Bischof zwingt den Lelirer zur Unterrichtserteilung, obwohl er 
keine staatliche Zulassung hat; der Staat beläßt ihm den Religions- 
unterricht, trotzdenn der Bischof die Sendung entzieht. Wer von 
beiden Teilen sich durchsetzt, ıst nicht mehr Rechts-, sondern 
Machtfrage. Die Zuständiekeit des ‚Juristen hört auf, die des 
Politikers beginnt; denn die Frage. die jetzt zu beantworten ist. 
lautet: welche der beiden Organisationen ist stärker? 
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Die zwangsweise Zuführung der Dissidentenkinder ın 
den Religionsunterricht der Volksschule. 


Von 


Herrn D. R. Eibach, Geh. Konsistorialrat in Dolzheim bei 
Wiesbaden. 


Um die Frage des Religionsunterrichts der Dissidentenkinder 
auf eine sichere Grundlage zu stellen, bedarf es zunächst der Fest- 
stellung der durch die Allgemeine Schulpflicht geschaf- 
fenen Rechtslage. Artikel 21 der Verfassungsurkunde vom 
31. Januar 1850 bestimmt darüber: „Eltern und deren Stellver- 
treter dürfen ihre Kinder oder Pflegbefohlenen nicht ohne den 
Unterricht lassen, welcher für die öffentlichen Volksschulen vor- 
geschrieben ist.“ Dieser Artikel nimmt die früher schon bestehen- 
den Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts, Teil II Tit. 12 
und der Kabinettsorder vom 14. Mai 1825 in die Verfassung auf. 
In ganzen Umfang der Monarchie „soll die Schulzucht mit Er- 
folg gehandhabt und der Schulbesuch nicht vernachlässigt‘ wer- 
den. Eltern und gesetzliche Vertreter, welche nicht nachweisen 
können, daß ihre Kinder den notwendigen Unterricht zu Hause 
erhalten, sind durch Zwangsmittel und Strafen zu dem Besuche 
der Schule anzuhalten. Eine längere Unterbrechung des Schul- 
besuchs ist nur mit der Zustimmang der Vorgesetzten ! möglich. 

In bezug aufden Umfang der Teilnahme am Unter- 
richt der Volksschule gesteht der Min.-Erl. v. 6./8. 73 wohl 
zu, daß der private und elterliche Unterricht den Schulunterricht 

' D. h. der Schulaufsichtsbehörden. 
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ersetzen kann, „aber dieser Ersatz darf nur für das Ganze des 
Unterrichts, nicht für einzelne Unterrichtsgegenstände (ausgenom- 
men das Turnen auf Grund eines ärztlichen Attests) statuiert werden“, 
und ein Erk. des Kammerg. v. 16./5. 89 hat diese Bestimmung auch 
für den Handarbeitsunterricht bestätigt. 

Das Ergebnis der Entwicklung ist also einfach dahin zusanı- 
menzufassen: Jedes Kind in Preußen muß einer 
öffentlichen Volksschule zugeführt werden, 
wenn es sich nicht über ausreichenden privaten 
oder elterlichen Unterricht ausweisen kann, 
und ist verpflichtet, an dem ganzen schulplan- 
mäßıgen Unterricht teilzunehmen. 

„Bei der Einrichtung der öffentlichen Volksschulen, bestimmt 
Art. 24 der Vf. weiter, sind die konfessionellen Verhältnisse mög- 
lichst zu berücksichtigen“, und „den religiösen Unterricht in den 
öffentlichen Volksschulen leisten die betreffenden Religionsgesell- 
schaften‘. — Der Kultusminister hat diese Bestimmungen stets 
festgehalten. Es ist demnach in Uebereinstimmung mit früheren 
Verfügungen durch Min.-Erl. v. 16./1. 92 bestimmt worden: „Der 
Vater eines schulpflichtigen Kindes ist selbst 
dann, wenner für seinePersonkeinervom Staatan- 
erkannten Religionsgesellschaftancvehört,ver- 
pflichtet, sein Kind an dem Religionsunterricht 
in der öffentlichen Volksschule teilnehmen zu 
lassen, soferner nicht den Nachweis bringt, daß 
für den religiösen Unterricht des Kindes ander- 
weit nach behördlichem Ermessen in ausreichender Weise 
gesorgt ist.“ „Der Ersatzunterricht ist von der 
Schulaufsichtsbehörde zu beaufsichtigen'‘, und 
„zu den staatsbürgerlichen Pflichten gehört 
auch die Sorge dafür, daß das Kind während des 
religsiös-unmündigen Alters nicht ohne Unter- 
richt in der Religion gelassen wird"!, 


ı S. Giebe-Hildebrandt 7 ed. p. 608 #. 
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Daß alle diese Bestimmungen keine willkürlichen Anord- 
nungen sind, sondern nichts anderes als die Ausführung der durch 
zeigt ein Blick auf die Verfassung selbst. Man darf wohl sagen, 
daß ıhr erstes Interesse das ist, de Grundsätze christ- 
licher Sittlichkeit in das Staatsleben einzuführen und sie 
nach dieser Richtung hin sicher zu stellen. So bestimmt sie in ihren 
einleitenden Artikeln (Art. 4—12) die Gleichheit aller Preußen 
vor dem Gesetz. Sie gewährleistet die persönliche Freiheit, die 
Unverletzlichkeit der Wohnung, den gesetzlichen Richter, die Ge- 
setzlichkeit des Gerichtsverfahrens und der Strafen und die 
Unverletzlichkeit des Eigentums, die Freiheit des religiösen Be- 
kenntnisses, die Vereinigung der Religionsgesellschaften zur ge- 
meinsamen Pflege der Religionsübung, unbeschadet der bürger- 
lichen und staatsbürgerlichen Rechte. Von besonderer Wichtigkeit 
aber ist Art. 14: „Die christliche Religion wird beı 
denjenigen Einrichtungen des Staates, welche 


die Verfassung earantierten Grundlagen des gesamten Stiaatslebens, 


mit der Religionsübung in Zusammenhang stehen, 
unbeschadet der in Artikel l2 gewährleisteten 
Religionsfreiheit zu Grunde gelegt.“ Damit hängt 
zusammen die Forderung: der Monogamie, des Eides bei Gott, den 
Allmächtigen und Allwissenden, des Schutzes des Sonntags und der 
öffentlichen Gottesdienste, ferner: die Pflege der christlichen Religion 
in den Schulen, ihr Einfluß auf die Gestaltung des Strafrechts und 
des Strafvollzugs, auf das bürgerliche Recht, die öffentliche Sitt- 
lichkeit, die soziale Fürsorge und tausend andere Dinge, deren 
Aufzählung hier eine Unmöglichkeit wäre. Zugleich wird durch 
die Verfassung eine ganze Reihe von Stücken des Staatskirchen- 
tums teils aufgehoben, teils die Aufhebung durch gesetzliche Ord- 
nungen in Aussicht gestellt. Die polizeiliche Hilfe, die bis dahin 
die Staatskirche dem Staate und umgekehrt geleistet hatte, konnte 
hinfort entbehrt werden. Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei: 
die Schulpflicht der Kinder und Unterrichtspflicht der Eltern. selbst- 
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verständlich auf christlicher Grundlage, wird festgehalten (Art. 21 
n. 24). 

Ohne Zweifel bedeutet die Verfassung im Gegensatz gegen 
die alte ständische Ordnung gewaltige Fortschritte in der politi- 
schen, sowohl wie kirchlichen Freiheit und ın der Demokratisie- 
rung des Staatslebens, aber ebenso gewiß zeigt der Vergleich mit 
nicht christlichen Staatsgebilden, daß hier christliche Gedanken, 
die bis dahin allein von der Kirche vertreten worden waren. in 
das politische Leben eingeführt worden sind, christliche Gedanken, 
zumal solche, die erst durch die Reformation unserem Volk geschenkt 
worden sind, und die, wenn sie auch nicht von der verfaßten Kirche, 
also der Staatskirche, ihrem nächsten Berufe nach gepredigt wer- 
den konnten — sie ist nicht und kann nicht sein eine politische 
Gemeinschaft! — doch als christliche Gedanken die Sauerteigkraft 
an sich hatten, und wenn auch in langsamem Fortschreiten und 
Werden das Volksleben durchsäuert haben. Es sind vor allem 
die sittlichen Gedanken der Zehngebote und die Glaubensgedanken 
der drei Artikel, die den Menschen vor Gottes Angesicht stellen 
und ılım einen unvergleichlichen Wert geben und eine ebensolche 
Verantwortung vor Gott auferlegen. Nur ein christliches Volk 
kann eine solche Verfassung hervorbringen — nachdem es näm- 
lich Jahrhunderte lang in christlicher Zucht gestanden hat — und 
nur ein christliches Volk kann sie ertragen, wenn es nämlich 
in den christlichen Gedanken bleibt, sich ihnen nicht wieder ent- 
zieht, sondern sie vielmehr tiefer erfaßt und allseitiger anwendnet. 
Die letzten 60 Jahre seit Erlaß der Verfassung haben das mit schla- 
gender Beweiskraft deutlich gemacht. Die Vorzüge und wirklichen 
Fortschritte unseres Staats- und Volkslebens kommen aus dieser 
Quelle, und unsere Nöte immer nur daher, daß wir, statt uns zu 
der lebendigen Quelle zu halten, vielmehr zu löcherichten Brunnen 
gegangen sind, die doch kein Wasser haben? Freilich leugnen 
viele diesen inneren Zusanımenhang der politischen Entwicklung des 
deutschen Staatslebens mit dem Christentum und schieben dafür 
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die „Moderne“, d. h. die moderne Kultur und das Geistesleben 
der neuen Zeit ein. Die Frage läßt sich hier nicht ausfechten, 
aber wer in dem Christentum etwas mehr als eine Anzahl von 
Dogmen zu sehen vermag, wer imstande ist, es als eine neue der 
Welt geschenkte Lebenskraft zu werten, die sich vermöge 
der Reformation ganz besonders m unserem Volke auswirkt, 
der wird schon wissen, wie er die Sache zu erfassen hat, und 
evangelische Geistliche und angeregte mit kirchlichem Verständnis 
begabte Laien werden es sicher anerkennen, daß die Verfassung 
durch ihre Bestimmungen die Forderungen der 
christlichen Sittlichkeit als unantastbare Grund- 
lagen unseresStaatslebens zum Ausdruck bringt 
und festzuhalten bestrebt ist. 

Ist das aber der Fall, so verlangt es das Staatsinteresse, daß 
das heranwachsende Geschlecht von früh auf in die Ideen, die im 
Staat lebendig geworden sind, eingeführt werden. Aber wie kann 
das geschehen? Ohne Zweifel nur durch den Unterricht. 
/unächst durch den Unterricht des Hauses und des öffentlichen 
Lebens, der ja naturgemäß überall von den Anschauungen, die 
in dem Volke leben, durchzogen ist und wie von selbst auf dem 
Weg natürlicher, gesellschaftlicher Uebertragung von Geschlecht 
zu Geschlecht überliefert wird. Ein einheitlich verfaßtes und 
denkendes Volk hat auch eine einheitlich denkende und fühlende 
Jugend. Es ist nicht abzusehen, woher ein Kaffernjunge andere 
Anschauungen haben sollte als seine Umgebung, und es gab auch 
in Deutschland eine Zeit, in der kein Vater und kein Fürst das 
Bedenken hätte haben müssen, die deutsche Jugend werde die 
Pfade ihrer Vorfahren verlassen. Aber andere Zeiten, andere Sitten, 
und als Luther die Reformation begonnen hatte, war es ihm so- 
lort auch eine Gewißheit, daß das junge Geschlecht durch Schulen 
für die neu angebrochene Zeit vorbereitet werden müsse. Aus der 
Masse traten die Persönlichkeiten hervor, und jedes Teil- 
chen der Masse fing an, eine neue, bisher nicht vorhandene Ver- 
antwortung zu tragen. Aus dem Wir der Gemeinschaft wurde das 
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Ich jedes einzelnen. Mit anderen Worten: die Gefahr und Not des 
Individualisnius und Subjektivismus fingen an, in die Erscheinung 
zu treten. 

Es war das der Weg zur Volksschule und zur allgemeinen 
Schulpflicht. Die neue Zeit zow diese Konsequenz mit absoluter 
Notwendigkeit, und diese Notwendigkeit stellte neue Aufgaben für 
die Erziehung des künftigen Staatsbürgers. 

Wie ist nun diese Notwendigkeit zur Ausführung zu bringen? 
Wie gesagt, ohne Zweifel durch den Unterricht, und wir 
dürfen ruhig ein allgemeines Einverständnis voraussetzen, wenn wir 
sagen: durch den erziehenden Unterricht, diese beson- 
dere Aufgabe und Gnadengabe der deutschen Erfassung der 
Schule. Der Unterricht soll erzieliend sein, der ganze Unterricht, 
nicht bloß derjenige ın der Muttersprache und etwa in der vater- 
ländischen Geschichte und Geographie, sondern auch der im Rech- 
nen, im Schreiben, ım Turnen, kurz ın allen Fächern. Das 
kommt durch nichts besser zum Ausdruck als dadurch, daß der 
Religionsunterricht — dieser Gesinnungsunter- 
richt —einintegrierender Bestandteildesganzen 
Volksschulunterrichts ist und in ihm eine beherrschende 
Stellung einnimmt. Dabei sei seine Ausgestaltung im einzelnen 
zunächst ganz außer Acht gelassen. Es gibt da unendlich viele 
Möglichkeiten, Möglichkeiten von Fehlern, von falschen und rich- 
tigen Wegen, von guter und schlechter Ausführung. Ein köstlicher 
und wahrhaft idealer Zustand wäre es, wenn man den Religionsunter- 
richt in der Weise in den Schulunterricht einfügen könnte, wie er 
im christlichen Haus gepflegt wird, daß das Gebet, die gemeinsame 
Andacht, der Zuspruch und die Mahnung stets mit den Erlebnissen 
des Kindes Hand in Hand gingen, aber jedermann weiß, daß das 
nicht möglich ist, und daß der Religionsunterricht zurzeit in be- 
sonderen Stunden und als ein besonderes von dem übrigen Unter- 
richt losgelöstes Fach betrieben werden muß. Die geschichtliche 
Entwicklung hat diesen Weg geführt, und ob es möglıch ist, einen 
andern Weg zu finden, muß erst die Zukunft Jehren. So lange es 
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sich aber um die Pflege des Gegebenen und Bestehenden handelt, 
missen wir bei dem Satz bleiben, daß der Religionsunter- 
richt ein integrierender Bestandteil des Volks- 
unterrichts sein und bleiben muß. 

Was nun den Religionsunterricht der Kinder angeht, die keiner 
der anerkannten christlichen Religionsgesellschaften angehören, 
omuß fürihren Religionsunterricht in irgend 
einer ausreichenden und den Staatsinteressen 
genügenden Weise gesorgt werden. 

Bei den Juden und einem Teil der Dissidenten ist das sehr 
einfach. Die Juden stehen auf dem Gottesglauben und halten 
fest an den Zehngeboten. Sie erkennen also die Grundlagen des 
Staatslebens, soweit diese Stücke darauf Einfluß haben, ohne Vor- 
behalt an. Daß trotzdem große Bedenken gegen die Zulassung ihres 
Religionsunterrichts bestehen, liegt auf der Hand und ist jedem 
klar, der die Frage des Antisemitismus auch nur oberflächlich 
studiert hat. Der Jude hält sein Volkstum zäh fest. Er vermischt 
sich nicht mit dem deutschen Volk. Dabei wirkt seine Denkweise 
und Lebensführung zersetzend auf seine Umgebung. Indessen ist 
die reinliche Scheidung so wie die Sachen einmal liegen, eine 
Unmöglichkeit. Der Fremdkörper muß geduldet werden und er 
kann geduldet werden, da er an den genannten Gütern festhält und 
sich bei ihrer Propagierung den Interessen des Staates eingliedert 
und sich seiner Aufsicht unterwirft. 

Ganz ähnlich liegt es bei einer Reihe von dissidentischen 
christlichen Religionsgesellschaften, die sich von 
den anerkannten Religionsgesellschaften nur durch die Annahme 
oder Verwerfung gewisser Dogmen oder kirchlicher Grundsätze 
unterscheiden. Da sie von diesen Unterscheidungslehren abgesehen den 
staatlichen Interessen durchaus Rechnung tragen, haben einige von 
Ihnen die Anerkennung des Staats erhalten und damit zugleich 
auch die Möglichkeit, ihren Kindern einen vollgültigen Religions- 
unterricht nach ihren eigenen Prinzipien zu erteilen. 

Wie bekannt, ist das bei der Gemeinschaft der Lutheraner 
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Breslauer Richtung der Fall und bei den sogen. Deutschkatholiken 
in Wiesbaden, denen die vorm. Herz. Nass. Reg. im Rtevolutions- 
jahr die Rechte einer anerkannten Religionsgesellschaft zuerkannte 
und damals zuerkennen konnte, da die Gemeinschaft auf dem Grund 
des Glaubens an den dreieinigen Gott stand und sich nur dadurch 
von der evangelischen und katholischen Kirche unterscheiden wollte, 
daß sie gewisse Dogmen beider Kirchen abstreifte, ohne damit den 
Charakter ener christlichen Gemeinschaft aufzugeben. Ge- 
rade ihre weitere Entwicklung ist die Ursache der Schwierigkeiten, 
in denen wir zurzeit stehen. 

Anders ist es mit denjenigen Dissidenten, die den Boden des 
christlichen Glaubens festhalten, aber weder die Rechte anerkannter 
Religionsgesellschaften genießen, noch Gewicht darauf legen, daB 
ihre Kinder einen besonderen, eigenen lteligionsunterricht erhalten, 
sei es, daß sie nicht über die Mittel dazu verfügen. sei es, daß sie 
den Religionsunterricht der Volksschule auch für ihre Kinder für 
ausreichend halten. Hierhin gehören die Taufresinnten (Menno- 
niten), Baptisten, Darbisten, Methodisten pp. Sie Jassen ihre Kinder 
unbedenklich am Religionsunterricht der Volksschule teilnehmen, 
die biblischen Geschichten, den Katechismus lernen und was sonst 
der Unterricht fordert, und bringen ihren Kindern die besonderen 
Lehren der Gemeinschaft etwa in ihrem Kindergottesdienst, oder 
schon im Elternhaus bei. 

Schwierigkeiten bestehen nur da. wo der christliche Glaube 
bewußt abgelehnt wird, wie das neuerdings durch die Gemeinden 
der Freirelisiösen, Freidenker, oder wie sie sich sonst nennen, gre- 
schieht. Einen großen Prozentsatz dazu hefern in den Großstädten 
auch diejenigen Elemente, die aus der Kirche ausgetreten sind, 
ohne sich einer anderen Gememschaft angeschlossen zu haben, die 
aus Prinzip Kirchen- und Religionslosen. 

Für ihre Kinder ist der Besuch des Relisionsunterrichts der 
Volksschule durch die vorhin schon angeführten Erlasse des K. Min. 
in der Weise gefordert, daß sie, wenn sie außerstande sind, für 
einen ausreichenden Relisionsunterricht ıhrer Kinder selbst zu 
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sorgen, dem Religionsunterricht der Volksschule, wenn erforderlich, 
auch zwangsweise, zugeführt werden, und das Recht dazu ist durch 
die letzte Instanz, das Kammergericht, anerkannt worden. 

Hier liegt nun die Schwierigkeit. Die Rechtsgültigkeit der Ent- 
scheidung ist klar und kann nicht bezweifelt werden. Aber deckt 
sich hier das formale Recht mit den höheren Forderungen der 
Sittlichkeit? Ist ein in religiösen Dingen ausgeübter Zwang nicht 
eine Beschränkung der jedem Preußen garantierten Glaubens- 
und Gewissens-Freiheit? Klafft hier nicht eine tiefe Kluft zwischen 
der Rechtsordnung und den Forderungen der Sittlichkeit ? 

Die Majorität, und zwar eine große und geschlossene, der 
Wiesbadener Stadtsynode hat alle diese Fragen bejaht und sich mit 
voller Entschiedenheit zum Anwalt der Forderungen der Freireli- 
giösen und Freidenker gemacht. Widerspruch gegen ihre Beschlüsse 
wurde nur von dem Vertreter der Kirchenbehörde erhoben, aber 
von der Synode nicht beachtet, und es wurde keine Stimme laut, 
die sich für die Entscheidung des obersten Gerichts und ihre 
künftige praktische Anwendung ausgesprochen hätte. Auch die 
Presse ergriff, zum Teil mit Leidenschaft, die Partei der Freidenker. 
Die Notwendigkeit auch der zwangsweisen Zuführung der Dissi- 
dentenkinder in den staatlich anerkannten Religionsunterricht — 
die Eltern haben ja die freie Wahl zwischen drei Arten dieses 
Unterrichts — ist daher näher zu rechtfertigen, und zwar aus dem 
Wesen des Staats, wie aus dem Wesen der Familie. 

Der Staat selbst ist zwar in einer immer währenden Erneue- 
rung begriffen. Ein Geschlecht löst das andere ab, und doch ist 
er selbst das Element der Beharrung in diesem steten Wechsel, 
freilich nicht in dem Sinn, daß er nicht auch dem Wechsel] unter- 
worfen wäre. Wer die Geschichte kennt, weiß, wie groß die 
Wandlungen sind. Wie anders der Staat Friedrichs des Großen 
mit der Autokratie des Königs und der konstitutionell verfaßte! 
Wir konstatieren, ohne in eine Vergleichung einzugehen, einfach 
den Umschwung der Einrichtungen und die geänderte Verfassung, 
aber gerade die Nebeneinanderstellung beider zeigt auch den blei- 


112 Abhandlungen. 


benden Kern. Friedrich der Große hat trotz seiner offenbar meist 
negativen Stellung zur Kirche und ihren Dogmen gerade durch die 
Art, wie er mit der größten Selbstverleugnung und Selbsthingabe 
nichts anderes als der erste Diener des Staates sein wollte, mehr 
für die Ausgestaltung des christlichen Staats mit seiner unbeug- 
samen Gerechtigkeit, Pflichttreue und ernsten Sittlichkeit getan, 
als es ein Mann hätte tun können, bei dem kirchliche Instinkte 
und dogmatische Interessen im Vordergrund standen. Und gerade 
in den Gesetzen, die er seinem Staat schenkte, und in der Art, 
wie er das nationale Bewußtsein weckte und alles Tüchtige auf 
den ilım gehörenden Platz zu stellen bemüht war, ruht doch schließ- 
lich das ganze moderne Verfassungsleben. Die von auswärts, be- 
sonders von England und Frankreich importierten Ideen haben mehr 
verwirrt und geschadet, als genützt und gefördert. Man denke 
nur an das Allgemeine Landrecht mit seinen klaren Bestimmungen, 
und den Parlamentarismus mit seinem Bestreben, den Massen zu 
gefallen und die Staatsinteressen in ilhıren Dienst zu stellen. 
Dieser Zug der Gerechtigkeit, der Tapferkeit, der sich selbst- 
verleugnenden Hingebung an die Aufgaben des Berufs, diese Pflege 
der geistigen und materiellen Interessen des Volks, diese Treue im 
Kleinen wie im Großen. dies Bestreben. alle Sonderinteressen in 
den Dienst der Gesamtheit zu stellen — mit einem Wort, dies 
Suum cuique im Wappenschild der Hohenzollern, es ist der Aus- 
druck der spezifisch christlichen Lebensauf- 
fassung, die erst das Christentum in die Welt gebracht hat, 
und deren Pflege der christlichen Kirche anvertraut ist. Von den 
Dissidenten wird diese Pflege in Frage gestellt, auch von den christ- 
lichen Dissidenten, die wir Sektierer nennen. Es fehlt ihnen der weite, 
offene Blick für das Ganze. Aber den Freidenkern und Freireli- 
giösen und gerade denen, die dem Staat die Schwierigkeiten machıen, 
fehlt diese positive Stellung zu den Aufgaben des Staates ganz 
und gar. Sie betonen schließlich immer nur ihre Rechte, nicht 
aber ihre Pflichten. Sie lösen die großen sittlichen Ordnungen 
der Autorität, des Gehorsams gegen das Gesetz, der Verpflichtung 
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des einzelnen gegen das Ganze in Subjektivismus und Relativismus 
auf. Der Staat muß mit ihnen rechnen, aber er kann nicht mit 
ihnen arbeiten. Er kann daher auch um seiner selbst willen nicht 
zugeben, daß das aus diesen Kreisen hervorgehende junge Geschlecht 
ohne Kenntnisse der Prinzipien, auf denen er selbst ruht, heranwächst. 
Ihre Heranziehung in den von ihm anerkannten Religionsunterricht 
der Volksschule liegt es im eigensten Interesse seiner Selbsterhaltung! 

Ebenso im Interesse der Familie, die freilich der Mutter- 
schoß der Völker und Staate ıst, die aber ebenso wieder aus beiden 
herausgeboren wird, die daher ım Kleinen darstellen muß, was das 
Ganze ist. In der Natur der Sache liegt es daher, daß der Staat 
es nicht zugeben kann, daß er es vielmehr, soweit es in seiner 
Macht steht, verhindern muß, daß die Familien zu Herden der 
Ansteckung für ihre Umgebung werden. Er gibt der Familie 
die Möglichkeit und die Sicherheit ihrer Existenz Er hat ein 
Recht an die aus der Familie hervorgehende Jugend. Durch die 
Allgemeine Schul- und Wehrpflicht kommt das zum Ausdruck. 
In dem aktiven und passiven Wahlrecht, in der Teilnahme an den 
Staatsgeschäften, besonders der Gesetzgebung, findet es seine höchste 
Erfüllung. Das Verlangen und Streben, die Pflicht, diese Jugend 
auch sittlich tief zu gründen und zu festigen, ist nur die andere Seite 
dazu. Die religiöse Bildung ist aber der einzige Weg, 
den wiralseinen zuverlässigen und sicheren zur 
Erreichnng dieses Ziels anerkennen können. 

Aber wie steht es nun mit den Bedenken, die gegen die 
Zuführung der Dissidentenkinder zu dem christlichen bzw. jüdischen 
Religionsunterricht der Volksschule vorgebracht werden? Wie 
stehts zunächst mit der Glaubens- und Gewissensfreiheit? Diesem 
Palladium des Protestantismus, dieser Grundlage der Volksfreiheit? 
Aber machen wir uns doch zweierlei klar. Zunächst das Erste, 
daß es nie und nirgends eine absolute und vollkommene Glaubens- 
und Gewissensfreiheit gibt, ja daß es eine solche nur für Menschen 
gibt, dıe auf dem Isolierschemel sitzen, für Robinsone auf ihren 
einsamen Inseln, und daß für solche Leute die Glaubens- und Gewissens- 
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freiheit schließlich wertlos ist und keine Bedeutung mehr hat. 
Sobald der Mensch aber in der Gemeinschaft lebt, muß er sich 
vielfache Beschränkungen der Glaubens- und Gewissensfreiheit ge- 
fallen lassen. Der Glaubensfreiheit, denn der Glaube ist nirgends 
und niemals ein originales Gewächs. Er wird überliefert, gelehrt 
von der Umgebung vermittelt und wird erst durch eigenes Erleb- 
nis freies Eigentum, aber als solches auch immer noch abhängig 
von viel tausend Einwirkungen, die von Außen an ihn herantreten. 
Wie es ein verhängmisvoller Irrtum der Freidenker ist, daß sie 
von einem „freien“ Denken träumen, da sie doch an die Denk- 
gesetze zebunden sind, so ist es auch ein Irrtun, wenn ein Mensch 
stolz und selbstbewußt von „seinem Glauben“, „seinem Gotterleb- 
nis“, „seinem Gewissen“ und „seiner Gewissensüberzeugung“ redet. 
Geht man der Sache auf den Grund, so handelt es sich fast immer 
um mehr oder weniger sichere, bzw. unsichere Erkenntnisse, die 
mit Gewissen sehr wenig zu tun haben. Wer das erproben will, 
vergleiche diese „Gewissen“ einmal mit dem was Schrift und 
Kirche vom Gewissen sagen. Den Aposteln, den christlichen 
Märtyrern, einem Luther, den englischen Puritanern, den Salz- 
burger Emigranten, die ihr Vaterland dahinten ließen, stand eine 
göttliche, ewige Autorität vor den Augen, die sie 
zwang und nötigte. Ihr zu gehorchen, war ihnen mehr als das 
Leben. Ihre Größe stand in dm Leiden um des Ge- 
wissens wıllen, das sie als Gnade vor Gott achteten. Wo 
sind aber diese Züge bei unseren „Gewissenshelden* zu finden ? 
Was haben ein Voltaire, ein Ronge und Uhlich mit Gewissen in 
unserem Sinn gemein ? Sie sehen gewisse Uebelstände in Staat 
und Kirche, gewisse Sünden an herrschenden Parteien und Per- 
sonen und erfüllen, statt die bessernde Hand anzulegen, die Welt 
mit ihrem Geschrei über Gewissensbedrückunz und mangelnde 
Glaubensfreiheit. — Unmöglich kann man aber dem Staate zu- 
muten, daß er dergleichen ernst nimmt und seine Grundsätze nach 
den Gedanken solcher Leute ändert. Erkann es nicht und tut es nicht, 
nie und nımmer und tut recht daran! Wir haben dafür die besten 
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Beweise: Ein Brigham Young fühlt sich von seinem Gewissen 
gedrungen mehrere Weiber zu nehmen und in seiner Gemeinschaft 
die Polygamie einzuführen. Die Union, die freie Union, klopft 
ihm schön auf die Finger. Er wandert aus und gründet die 
Salt Lake City. Die Union kommt ihm nach und, ob er will oder 
nicht will, er muß sich dem Staatsgesetz fügen, sich zur Mono- 
gamie, wenigstens äußerlich, bekehren. Ein anderes Beispiel: 
Der Sabbatist Neumann verweigert als Soldat den Dienst am 
Samstag. Ließe man ihn gewähren, Sabbatisten würden aus jedem 
Winkel der Kaserne sich erheben, denn was dem Einen recht, ist 
dem andern billig, und siehe da, er kann auch anders! Oder: 
Der Atheist NN und der Anarchist X Y wollen Abgeordnete 
werden, oder suchen ein Amt zu erlangen. Ihr „Gewissen“ steht 
auf dem Standpunkt, daß es keinen Gott gibt, und daß die Ob- 
rigkeit eine schlechte menschliche Erfindung ist, die je eher je 
lieber zerstört werden muß, und dennoch, wollen sie zum Ziel konnen, 
so müssen sie den Eid zu Gott dem Allmächtigen und Allwissenden 
schwören und geloben, die Verfassung zu halten und dem König 
allzeit untertänig zu sein. Und man stelle sich den Ultramontanen 
vor, der eine evangelische Kirche, eine Staatsschule und so vieles 
Andere wider das ‚Gewissen‘ anerkennen muß! 

Sind alle diese Fälle, die leicht ins Vielfache vermehrt werden 
könnten, Gewissenszwang und Glaubensbeschränkung? Nein, sie 
sind der Selbstschutz des Staats und diejenigen, die darunter zu 
leiden haben, sind eben zu spät aufgestanden, um ihre Lektion 
noch rechtzeitig zu lernen, oder sie sind vielleicht auch zu frülı 
geboren, als ihre Welt noch nicht geschaffen war. Aber soll 
darum unsere Welt ihren Einfällen zu Liebe umgemodelt werden ? 
Nein, sie haben sich zu schicken, und wenn sie nicht hören wollen, 
so müssen sie fühlen — das fühlen, daß ein Volk die höchste 
und schönste Errungenschaft seiner Vergangenheit, einer glorreichen 
Geschichte, seine Verfassung, seine staatliche Ordnung. nicht um 
der Träume etlicher Phantasten, Idealisten, oder auch grüner 
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Bei Staatsnotwendigkeiten handelt es sich um ein Biegen oder 
Brechen, und ist der einzelne nicht bereit ihnen Rechnung zu 
tragen, also nicht bereit zum Biegen, so muß er es auf ein 
Brechen ankommen lassen, bei dem er den kürzeren zieht. Ganz 
gewiß dann, wenn die klaren und besonnenen Köpfe zu rechter 
Zeit erkennen, daß es sich bei allen diesen Dingen im letzten 
tiefsten Grund immer um ein va banque-Spiel für die höchsten 
Güter des Volks, Religion, Moral, Sitte, Familie und Staat han- 
delt. Von dem allen wollen wir nichts preisgeben, aber auch 
nichts abbröckeln lassen! Und wer dem nicht ltechnung tragen 
will oder kann, muß es eben machen wie alle vor ıhm und nach 
ıhm in gleicher Lage: Leiden, den Stab weiter setzen! 

Dazu kommt nun aber noch ein Zweites. Welche Auf- 
gabe hat der christlicheReligionsunterrichtin 
der Volksschule? Die Allgemeinen Bestimmungen geben als 
seine Aufgabe die Einführung in das Bekenntnis der Gemeinde 
an, damit die Kinder zur Teilnahme am Gemeindeleben befähist 
werden. Da es sich um die konfessionelle Volksschule handelt, 
ist diese Zweckbestimmung erklärlich und das Gegebene. Sie er- 
weckt den Verdacht der Engherziekeit und der Beschränkung, 
aber nur diesen Verdacht, denn hinter ıhr steht die 
nicht auf eine Konfession beschränkte Bestimmtheit des Staats. 
der allen seinen Gliedern in der Volksschule dienen will und nur 
um der Unmöglichkeit eines Allgemeinen Religionsunterrichts 
willen mit den einzelnen Konfessionen rechnen und ihrer Unver- 
träglichkeit und Unvereinbarkeit Rechnung tragen muß. Und 
weiter steht hinter dieser Zweckbestimmung wenigstens in der 
evangelischen Kirche das Einverständnis aller angesehenen Päda- 
gogen, daß der Religionsunterricht der Charakterbildung dienen soll. 
Es handelt sich in ihm nicht um das Auswendiglernen von aller- 
lei unverstandenen Sätzen, Dogmen, Streitsätzen und dgl., sondern 
um die Einführung in die christliche Wahrheit und diese Wahr- 
heit ist nicht irgend eine wissenschaftliche, intellektuelle Erkennt- 
nis, sondern eine Lebenswahrheit, das Bewußtsein,: daß es darauf 
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ankomnt, den Willen des Vaters in Himmel zu tun, den schmalen 
Weg zu wandeln, die Seele zu bewahren und dgl., nicht die Welt 
zu gewinnen. Nach evangelischer Auffassung wollen die Kon- 
fessıionen diesem großen Ziel dienen. Um es zu erreichen. werden 
sie gern abnehmen, damit nur Christus zunehme und sein Reich 
sefördert werde. Daher können sie auch Dissidentenkinder in 
ihren Religionsunterricht aufnehmen und ihnen Lebensgüter mit- 
teilen, ohne unter das Gericht zu fallen, das Jesus über die Phari- 
säer ausspricht, die Land und Meer durchziehen, um nur einen 
Juden und Judengenossen zu machen — und „danach ist er ein 
„weifältiges Kind der Hölle“. 

Ob die Schule mit diesen Kindern dies Ziel erreicht? Ob sie 
es bei dem Widerstand der Eltern erreichen kann? Wer 
kann das wissen, aber das steht ohnehin fest, daß die Schwierig- 
keiten mit diesen Kindern keine anderen sind als mit der Menge 
von Kindern, die aus der Kirche und dem Christentum ent- 
fremdeten Häusern kommen. Wie mancher Vater hat schon ge- 
tlucht und gewettert über das Lernen der biblischen Geschichte, 
des Katechismus und der Lieder und hat das Alles dem Kinde 
daheim herabgesetzt und zu verekeln gesucht. Darf die Schule 
darum ihr Ziel ändern, in ihren Bemühungen erlahmen, oder gar 
die Arbeit ganz aufgeben? Schwierigkeiten sind dazu da, über- 
wunden zu werden, und sollte das nicht zu erreichen sein, so bleibt 
doch der Trost: In magnis voluisse sat est. 

Also wir bleiben auf dem eingeschlagenen Weg. Als Glieder 
der evangelischen Kirche erkennen wir die bestehende Rechtslage 
voll und ganz an und als ihre Diener leihen wir die Hände zu 
Ihrer Durchführung, freilich mit einem doppelten Vorbehalt. Zu- 
erst nicht als „gehorsame Diener“, als „Büttel“ der Staatsgewalt. 
Mag man so sagen. Wir wissen es besser. Wir tuns in der vollen 
Erkenntnis der Gefahren, die unserem Staatsleben heute mehr als 
je vorher drohen. Wir tuns aus Not und um des Gewissens 
Willen, als Freunde, als Helfer und Förderer der Staatsgewalt, 
d. h. der öffentlichen Ordnung, im Bewußtsein der hohen Auf- 


118 Abhandlungen. 


gaben des Staats, im Bewußtsein, daß wir nichts Besseres an seine 
Stelle zu setzen wissen. 

Dazu aber ein zweites. \Vie es der Staat mit der Einführung 
der allgemeinen Schulpflicht übernonmen hat, nun auch für tüchtige 
Volksschulen zu sorgen und die Schulen nach allen Richtungen 
hin auszubauen, so folgt aus der Zuführung der Dissidentenkinder 
in den Religionsunterricht, nb. wenn sie eben nicht selbst dafür 
sorgen wollen, nun auch die Pflicht für alle diejenigen, die an 
seiner Erteilung beteiligt sind, Kirche, Schule, Seminare, Unter- 
richtsverwaltung, nun erst recht dafür zu sorgen, daß dieser Unter- 
richt mörlichst vollkommen gestaltet wird. Wir wissen, daß er 
an viel Fehlern leidet und aus vielen Wunden blutet, ın vieler 
Beziehung gleich dem Wanderer, der auf dem Weg nach Jerusalem 
unter die Mörder fiel, an dem Priester und Levit achtlos und furcht- 
sam voribergehen und der noch auf den barmherzigen Samariter 
wartet, der sein pflegt und ihn auf sein Tier hebt. Doch ist davon hier 
nicht weiter zu handeln. Es sei nur an diese heilige Pflicht erimert. 

Und nun der letzte Punkt. Man bekämpft unsere Ordnung 
so gern durch den Hinweis auf andere Länder, in denen diese 
zwangsweise Zuführung von Dissidentenkindern nicht besteht, 
man läßt aber ganz außer Betracht, daß in diesen Ländern ganz 
andere Verhältnisse obwalten als bei uns. So kennt z.B. die 
Union weder die Volksschule, noch gibt es dort Dissidenten. 
Erstere wird erstrebt — ach, wie gern führte man sie ein, aber 
was Deutschland vorgemacht hat, kann nicht jeder nachmachen. 
Und an die Stelle der öffentlich-rechtlich verfaßten Kirchen mit 
all ilıren Vorzügen ist dort die Sitte getreten, die feste konser- 
vative Sitte, jenes Erbe der Pilgerväter, die um ihres Glaubens 
willen ihr Vaterland verließen und nun in der neuen Welt ihre 
neue Heimat gründeten, gründeten nicht auf den Unglauben und den 
Atheismus, sondern auf den Glauben und die Bibel, eine Staatengrün- 
dung, die nun wiederum kein anderes Volk jenen Puritanern nach- 
machen kann. Also wo kein Schulzwang und keine Schulpflicht, 
wo keine Landeskirche besteht, da gibt es auch nicht das Pro- 
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blem, das uns hier beschäftigt. Der Preis der Lösung in diesem 
Sinne wird für uns sein die Zertrümmerung der Schulpflicht und 
der Landeskirche, eine unerhörte Umwälzung aller Verhältnisse, 
offenbar ein zu hoher Preis! 

Aber, sagt man, Schulzwang und Landeskirchen bestehen in 
anderen deutschen Staaten, ohne daß man mit den Dissidenten- 
kindern so rigoros verfährt, wie in Preußen. So z.B. in Hessen, 
ın Baden, in Württemberg pp. Ganz recht. Es ist so. Aber es 
handelt sich hier stets um Kleinstaaten, und da muß uns doch 
Eines aus der Geschichte feststehen, daß in dem Kleinstaat die 
öffentlichen Angelegenheiten nie so prinzipiell erfaßt und so kon- 
sequent durchdacht und durchgeführt werden können, als es im 
(troßstaat nun einmal geschehen muß. Wie bitter ist den kleinen 
Staaten die allgemeine Wehrpflicht geworden; wie schwer wird ihnen 
der Schutz ihrer Grenzen, die Ordnung ihrer Finanzen. Da sind 
überall Rücksichten zu nehmen, da will keiner dem andern zu 
nahe treten. Man wohnt zu nahe beieinander. Es fehlen die 
großen Gedanken, die großen Pflichten und die großen Mittel, und 
die Konsequenzen der Halbheiten treten nicht schroff zutage. 
Vieles läßt sich vertuschen und schließlich läßt sich auch ein 
Sündenbock finden, den man in die Wüste hinaus jagt, um dann 
in der alten Weise wieder fortzumachen! Im Großstaat ist das 
alles so vanz anders. Blut und Eisen gibt andere Gedanken, einen 
festeren Kitt, größere Aufgaben und Pflichten, als das friedliche 
Stillleben der Kleinen sie je geben können. 

Wenden wir das auf die vorliegende Frage an. Im Kleinstaat 
vehen die Dissidenten in der Masse unter. selbst wenn sie ihnen 
zu Beginn zugejubelt hat. Was ist aus der mit viel Geschrei 
eingeleiteten freiprotestantischen Bewegung in Rheinhessen ge- 
worden ? Sie ist in sich erloschen. Der Zuzug fehlte. Im großen 
Preußen wäre er gekommen. Er hätte durch die Erziehung des 
Großstaats robustere Naturen vorgefunden, die sich durchzusetzen 
versucht hätten, wenn nicht eben in Preußen nicht auch wieder 
der Staatsgedanke so mächtig wäre, daß man nicht so leicht 
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mit Worten Spiel treibt, weil man sich bewußt bleibt: Il y a des juges 
& Berlin, und man darf nicht tun, was einem grade einfällt. Man muß 
zusammenhalten und zusammenstehen. Der Staat kann Zersplitterung 
nicht vertragen und darum auch nicht dulden. Er muß mit seinen 
Kräften haushalten und muß sie daher zusammenhalten. Wird dem 
einen gestattet, Seitensprünge zu machen, warum sollte dann nicht auch 
der andere seine Kapriolen machen dürfen ? Nein, es soll sie in ern- 
sten Dingen keiner machen, damit das Ganze nicht geschädigt werde. 

Mit anderen Worten: Unser Problem kann nur im 
großen Zusammenhang klarerkannt und erfaßt 
und richtig gelöst werden. Es handelt sich bei ihm 
im tiefsten Grunde nicht um Liebhabereien, nicht um Willkürlich- 
keiten, die so oder anders gemacht werden könnten, sondern um 
den Gedanken eines christlichen Volks und des 
christlichen Staats, nicht um Privatrecht, son- 
dern um Staatsrecht! 

Nachtrag: Der oben S. 111 erwähnte Beschluß der Kreis- 
synode Wiesbaden wurde inzwischen in der siebenten Sitzung der 
zwölften ordentlichen Bezirkssynode (s. die gedruckten Verhand- 
lungen S. 93 f.) durch folgende Erklärung erledigt: 

„Die Bez.Synode steht nach wie vor auf dem Standpunkte, 
daß der Religionsunterricht als wesentlicher Bestandteil im Orga- 
nismus der Schule erhalten bleiben muß. 

Die Frage, ob Kinder solcher Eltern, die der Landeskirche 
nicht angehören, auf Antrag vom Religionsunterricht dispensiert 
werden können, läßt bei der schwankenden Stellung der Unter- 
richtsverwaltung (nämlich in den höheren Schulen) eine einheit- 
liche, dauernde ltegelung wünschenswert erscheinen. 

Dabei wiederholt die Bez.Synode die Erklärung der elften 
ordentlichen Bez.Synode, daß unsere Kirche ihrerseits nicht das 
Recht beansprucht, Kinder solcher Eltern, die ihr nicht angehören. 
zu unterrichten, daß sie sich aber der Pflicht nicht entziehen 
kann und will, solcher Kinder, die dem evangelischen Religions- 
unterricht zugeführt werden, sich in Treue anzunehmen.“ 


.. 
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Alleemeines. — Entscheidungen. — Zeitschriften. — Gesetzes- und 
Quellensammlungen. 


l.Franz Klein, Justizminister a. D., Die psychologischen 
Quellen des Rechtsgehorsams und der Rechtsgeltung (Vorträge und 
Schriften zur Fortbildung des Rechts und der ‚Juristen. Heft 1) Berlin, 
Vablen, 1912, 79 S. Mk.2.—. Das Thema wird unter dem Gesichts- 
punkt einer gesellschaftlichen Gesamterscheinung behandelt. K. will 
einen Ausschnitt aus dem seelisch-geistigen Unterbau des heutigen 
Rechtslebens beleuchten. Er will untersuchen, inwiefern dieser Unter- 
bau dem der übrigen Funktionen der Gesellschaft gleicht. Seine Methode 
ist eine juristische-psychologische, er beschränkt sich jedoch auf große 
/nsammenhänge (Gesellschaft und Individuum — Rechtstrieb — Be- 
wußt rechtgemäßies Handeln — Gewissen — Rechtsgefühl — Sittlicher 
Typus des rechtgemäßen Handelns — Macht im Recht — Rechtsgehorsam 
und Rechtsgeltung). K. hebt mit Recht hervor, wie die Rechtswissen- 
schaft der Gegenwart statt des Menschentums mehr den Menschen 
betont: der abstrakte farblose Täter des Strafrechts ist zum ver- 
brecherischen Menschen geworden; der Richter hört auf, ein Mechanis- 
mus für angewandte Logik zu sein: die Person des Zivilrechts wird 
zur Frau, zum Jugendlichen, zum Landwirt, Kaufmann, Lohnarbeiter ete. 
Er fragt daher: Was bindet die Menschen an das Recht, worauf gründet 
sich seine Herrschaft, sein Gelten? Die Antwort gibt die lesenswerte 
Schrift. Ihr Hauptergebnis ist (S. 51): Die ein Gesetz beherrschenden 
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Rechtsideen und nicht die kunstvoll redigierten Paragraphen leiten das 
Rechtsleben des Volkes. 

2, Die Religion in reschichte und Gegenwart, unter 
Mitwirkung von Gunkel und Scheel herausgegeben von Schiele und 
/scharnack, ist im IV. Bande mit der SO. Lieferung bis „Narrenfeste* 
gediehen. Kirchenrechtlichen Inhalts sind u. a. die Artikel „Meineid*®, 
„mensa“, „ministerium“, „missio canonica“, „Mischehe“, „moderamen*, 
„morganatische Ehe“, sämtlich von Prof. Friedrich in Gießen (jetzt 
ın Köln) stammend. Das Werk ist ein religiös-soziales Bildungsmittel 
allerersten Ranges, mag man die darin vertretenen Anschauungen bil- 
liren oder nicht. 

3. Kirchliches Handlexikon. Ein Nachschlagebuch über 
das Gesamtgebiet der Theologie und ihrer Hilfswissenschaften. Unter 
Mitwirkung zahlreicher Fachgelehrten in Verbindung mit den Prof. 
Hilgenreiner, Joh. B. Nisius 8. J., Joseph Schlecht und Andreas Seider 
herausgegeben von Prof. Michael Buchberger. 52 Lieferungen a Mk. 1.— 
München, Allg. Verlagsanstalt, 1912. (Vgl. die Rez. vv. Rösch in 
AKKR 92, 765— 766.) 

4, Staatslexikon. 3. neubearb. und 4. Auflage im Auftrawr 
der (örresgesellschaft von Bachem und Sacher herausg. 5. (Schluß-) 
Band, VIII S., 1532 Sp., Freiburg, Herder, 1912. Mk. 18.—. 

5. Der Theologische Jahresbericht unter Mitwirkung 
von Christlieb herausgegeben von Krüger und Schian, bringt im 
3l. Band (für 1911) unter der 6. Abteilung auch eine kurze Uebersicht 
über die Kirchenrechtsliteratur von Prof. Friedrich in Gießen. 

6. Der deutsche Juristenkalender ist im Verlare von 
Otto Tiiebmann in Berlin in neuer Ausstattung erschienen. Der Be- 
gründer und Herausgeber des Kalenders, Rechtsanwalt Dr. Arthur 
Kallmann in Berlin hat es sich angelegen sein lassen, auf den, reichlich 
mit Abbildung gezierten Blättern, die Erinnerung an bedeutende 
Juristen und Volkswirtschaftler wach zu halten, Gesetzesdaten und 
wichtige Ereignisse in der Rechtsentwicklung vor Augen zu führen 
und Sätze des Reichsrechts an Handen der Rechtssprechung zu inter- 
pretieren. Er erfüllt seinen Zweck durchaus. 

7. Hans Lustig, kaufm. Sachverständiger und Bücherrevisor 
sibt seine kleinen brauchbaren Broschüren „Wie mache ich mein 
Testament“ und „Wie mache ich Inventur- und Billanzabschluß“* bei 
Baumgarten in Saarbrücken in 3. Ausgabe heraus. (Mk. 1.10 und 
NIk. 1.50), 
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An Sammlungen von Entscheidungen sind bei der Redaktion 
eingegangen: 

8. Warneyers Jahrbuch der Entscheidungen. Ergänzungs- 
band, enthaltend die Rechtsprechung des Reichsgerichts auf dem Gebiete 
des Zivilrechts, sowie sie nicht in der amtlichen Sammlung der Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts abgedruckt ist. Heft 9—12 des 
9. Jahrgangs (1912) und Heft 1—2 des 6. Jahrgangs (1913), enthaltend 
die bis zum 21. Dezember 1912 ausgefertigten Entscheidungen. Die 
Vorzüre des Jahrbuchs sind schon öfters hervorgehoben worden. 

9. Sammlung der nach mündl. Verhandlung ergangenen Er- 
kenntnisse desk. k. Reichsgerichts in Wien, begründet 
von Frhn. v. Glunek, fortgesetzt von Dr. Karl Hugelmann. XIV. Teil 
Heft 1 (Jahrgang 1907). Heft 2 (Jahrgang 1908). Wien, Verlag der 
k.k. Hof- und Staatsdruckerei, 1912. 2 Bände. Je 5 Kr. Die über- 
sichtliche und zuverlässige (quasi-offizielle) Beschluß-Sammlung ist 
auch für den Staats- und Kirchenrechtler von großer Bedeutung. 
Namentlich das katholische staatskirchliche Vermögensrecht wird häufig 
interpretiert (Nr. 1501, 1503, 1542, 1543, 1555, 1595, 1598, 1600, 1606). 

An Zeitschriften! liegen mir vor: 

10. Archiv für katholisches Kirchenrecht. Band 92 
Heft 4, 1912. Abhandlungen: Gabriel Meier, Ein Prozeß um die 
Piarr--Kongrua vor 400 Jahren (589—624); Hubert Bastgen, Die Ver- 
handlungen zum österreich. Intestaterbfolgegesetz von 1807 und seine 
Auselehnung auf Salzburg (625—629); F. Heiner, Wer hat die Höhe 
der Stolgebühren in Preußen zu bestimmen? (630-635). Außerdem 
Kirchliche Aktenstücke und Entscheidungen, weltliche (Gesetze und 
Entscheidungen, kleinere Mitteilungen und Renzensionen. 

1l. Archiv des öffentlichen Rechts von Laband, Piloty 
und Mayer. Band 29, Hett 4, 1912. Aufsätze; Aloys Vogels, Das 
Verbot von Nebenämtern und Nebenbeschäftigungen der Beamten nach 
Preußischen und Reichsrecht (501—598). Außerdem Rezensionen. 

12. Theologische Quartalschrift von v. Belser, Koch, 
Sägmüller, Rießler. 94. Jahrgang, Heft 4, 95. Jahrgang, Heft 1. Ab- 
handlungen: Steinmetzer, Ein neuer Weg zur Bestimmung des Ge- 
burtsdatums Christi (492-510); Steinmann, Schlußwort zur Galater- 
frage (511—526); Bihlmeyer, Das Toleranzedikt des Gulerius (Schluß) 
(327—589); Benz, dxaroshvn des beim Apostel Paulus (590—591); 
Zimmermann, Koptisches Christentum und altägyptische Religion 
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! Kirchenrechtlich besonders interessierende Aufsätze sind unter den 
betreffenden Rubriken der Uebersicht besprochen. 
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(592—603); Gspann, Erzeugen und Erkennen (604—608); Belser, Der 
Opfercharakter der Eucharisten (1—29); Gaugusch, Staat und Kirche 
nach Dantes Schrift de monarchia (30—35): Sägmüller, Eine Dekre- 
tale des Papstes Paschalis II. über das Verbot der Ehe innerhalb 
des 7. Grades (56-70); Gspann, Der Mensch als Abbild des inkar- 
nierten Logos (71—80); Weber, Zweierlei Apostelverhandlungen über 
die Stellung der Heidenchristen zum Mosesgesetz (81— 100); Bliemetz- 
rieder, Ueber St. Augustinus Schrift De civitate Dei (lO1—-118). Außer- 
dem Renzensionen und Analekten. 

13. Zeitschrift für Kirchengeschichte. XXXIT. 
Heft 3, 1912. Untersuchungen und Essays: Praetorius, Diakonus in 
Golfen (Mark), Die Bedeutung der beiden Clemensbriefe für die älteste 
(reschichte der kirchlichen Praxis (1. Hälfte) (347—363); Roeder. 
(zünther, Die christliche Zeit Nubiens und des Sudans (364--398) ; 
Weber, Oberlehrer in Görlitz, Zu Luthers September- und Dezember- 
testament (399—429). Außerdem Analekten und Nachrichten. Heft 4. 
1912. Untersuchungen und Essays: Praetorius, Die Bedeutung der 
beiden Clemensbriefe für die älteste (eschichte der kirchlichen Praxis 
(2. Hälfte) (501-528); Hellsig, Zur Theophilusfrage (529—536) ; 
Knoke, Verhandlungen über die Errichtung eines protestantischen 
(feneralkonsistoriums im Königreich Westfalen 1508 (537—575). Außer- 
dem Nachrichten und Bandregister. 

14. Historisches Jahrbuch der Görresgesellschaft, unter 
Mitwirkung von Grauert, Schenrer, Weymann und Kampers, heraus- 
gegeben von König. XAXIL. Band, 3. Heft 1912. Aufsätze: von 
Pastor, Allgemeine Dekrete der römischen Inquisition aus den Jahren 
1555- -1597 (479—549). 4. Heft, 1912. Aufsätze: K.H.Schäfer, Deutsche 
Notare in Rom am Ausgang des Mittelalters (719—741); Jos. Sturm, 
Die Harlungensage in Bayern (742—752). Außerdem Kleine Beiträge, 
Rezensionen und Referate, Zeitschriften und Novitätenschau, Nachrichten. 

15. Historische Vierteljahrschrift, herausgegeben von 
Seeliger, XV. Jahrgang (1912), Heft 4, XVT. Jahrgang (1913) Heft 1. 
Aufsätze: A. Hofmeister, Genealogie und Familienforschung als Hilfs- 
wissenschaft der Geschichte (457—492); E. Brandenburg, Die Verhand- 
lungen über die Gründung des Deutschen Reiches 1870 (493 —546); Herm. 
Bloch, Ueber nicht-einheitliche Datierung, besonders in den Urkunden 
Heinrichs II. (1— 23); Fritz Hartung, die Reichsreform von 1485 — 1495 
(24—53). Außerdem: Kleine Mitteilungen, Kritiken, Nachrichten und 
Notizen I. u. Il., Personalien, Bibliographie etec. 

16. Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechts- 
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geschichte, Kanonistische Abteilung II, Weimar, Böhlau, 1912, 
496 S. Mk. 12.60. Aufsätze: Bernheim, Ernst, Die augustinische 
(reschichtsanschauung in Ruotgers Biographie des Erzbischofs Bruno 
von Köln (299—335); Eichmann, Eduard, Die ordines der Kaiser- 
krönung; Galante, Andrea, Per la storia giuridica della Basilica di 
S. Marco; Göller, Emil, Walter Murner von Straßburg und das 
päpstliche Dispensationsverfahren im 14. Jahrhundert; von Hankiewitz, 
(rregor Ritter, Die Kanones von Sardika. Ihre Echtheit und ursprüng- 
liche Gestalt; von Hörmann, Walther, Bußbücherstudien; Köstler, 
Rudolf, Der Anteil des Christentum an den Ordalien; Levison, Wil- 
helm, die Akten der römischen Synode von 679; Mergentheim, Leo, 
Zur Entstehungsgeschichte der Quinquennal fakultäten pro foro externo. 
Außerdem Miszellen, Literatur, Kanonistische Chronik. 

17. Ed. Eichmann, Univ.-Prof. in Prag, Quellensammlung 
zur kirchlichen Rechtsgeschichte und zum Kirchenrecht. I. Kirche und 
Staat von 750—1122, Paderborn, Schöningh, 1912. 133 S. Kart. Mk. 3.—. 
E. selbst bezeichnet in der Vorrede sein Unternehmen als ein Hilfs- 
mittel für Konversationsstunden, in denen er einzelne Rechtsinstitute 
an Handen der Quellen besprechen will. Diese Methode ist an mauchen 
Universitäten, namentlich für die Disziplin des Kirchenrechts und der 
deutschen Rechtsgeschichte bereits eingeführt. Die betr. Dozenten 
werden dafür das neue, praktische und zuverlässige Quellenbuch mit 
Freuden begrüßen. Daß ein derartiger Unterricht die strenge Seminar- 
übung nicht überflüssig macht, hebt E. mit Recht hervor. Das von ihm 
erstmalig gewählte Thema: Staat und Kirche im Mittelalter scheint 
auch mir zur Einführung in die Eigenart des katholischen Kirchen- 
rechts besonders geeignet. Die sonst übliche chronologische Anordnung 
der Urkunden und Aktenstücke ist durch sachliche Gruppierung er- 
setzt. innerhalb deren aber wiederum die Zeitfolge beobachtet ist. Die 
im 1. Heft behandelten Gruppen sind: 1. Verbindung des Papsttums 
mit den Karolingern, Ottonen, Saliern. Priesterkönigtum und Gottes- 
staat, Einheitsgedanken. 2, Staatskirchliche Gesetzgebung. 3. Aner- 
kennung und Schutz der kirchlichen Ordnung. 4. Mitwirkung der 
Kirche an den Staatsaufgaben. 5. Salbung und Krönung der deutschen 
Könige und Kaiser. 6. Uebergang zum hierokratischen System. — 
Die Sammlung kann für Unterrichtszwecke nur empfohlen werden. 

18. Alfred Uckeley, D. Professor der prakt. Theologie, Die 
(seneralsynodal-Ordnung, Die Kirchengemeinde und Synodalordnung 
für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Posen, Schlesien, 
Sachsen, Die Rheinisch-Westfälische Kirchenordnung. (Kleine Texte 
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für Vorlesungen und Uebungen, herausgegeben von Hans Lietzmann) 
Bonn, Marcus und Weber, 1912, 20, 36, 64 S. Mk. 0.50, 0,90, 1.50. 
Auch diese „kleinen Texte“ erfüllen vollkommen den mit ihnen erstrebten 
Zweck, dem Dozenten des Kirchenrechts oder der praktischen Theo- 
logie als quellenmäßige Unterlage des Unterrichts im Colloquium oder 
Seminar zu dienen. 

19. Josef Frank, Die bayerische Kirchengemeindeordnung. 
l. Teil: Text, Regensburg, Habbel, 1912. XNAXXL u. 236 S., Klein 
Oktav. Geb. Mk. 2.50. Dieser erste Teil enthält nach einer länreren 
Einleitung den Text der baverischen Kirchengemeindeordnung vom 
24. IX. 1912, die Kirchenwahlordnung und die Vollzugsvorschritten. 
Der zweite Teil soll die Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln 
bringen. Die Einleitung soll in das Gesetz einführen. Der Verfasser, 
ein -Verwaltungsbeamter (Bezirksamtmann), war hierzu als Bericht- 
erstatter des besonderen Ausschusses der bayerischen Abreordneten- 
kammer für den Entwurf besonders geeiemet. Er hat sich seine Auf- 
abe nicht leicht gemacht und bei dieser Gelegenheit (seinem ersten 
literarischen Versuch) eine Reihe prinzipieller Fragen zu beantworten 
unternommen, die eigentlich nicht hierher gehören. Doch wird das 
Büchlein der Praxis gute Dienste leisten. 

20. Dahlmann-Waıtz, Wuellenkunde der deutschen Ge- 
schichte. 8. Auflare unter Mitwirkung vieler Gelehrter herauszegeben 
von Paul Herre. Leipzig, Köhler, 1912. XX u. 1290 S. Mk. 28.—., 
gebunden Mk. 31.—. Das dem Historiker unentbehrlich gewordene 
Werk erscheint nach 6-(7)jähriger Pause in neuer Auflage. Das 
Schema der Anordnung ist beibehalten. Neugestaltet ist der allgemeine 
Teil; die Abschnitte „Methodologie* und „Bibliothekskunde*“ sind hier 
dazu gekommen; die allgemeinen Titel erleichtern die Uebersicht. Die 
prähistorischen Abschnitte können fast als neu bezeichnet werden, 
wesentlich bereichert ist die Geschichte der Hohenstaufenkaiser und 
Oesterreichs im 19. Jahrhundert. 3000 Nummern sind im ganzen neu 
aufrenommen worden. Trotzdem ist der seitherige Umfang (wenn man 
den seitherigen Ergänzungsband mit in Betracht zieht) nicht erheblich 
überschritten worden. Herausgeber, Verfasser und Verlag sind zu dem 
schönen Gelingen des neuen Riesenunternehmens zu beglückwünschen. 
Auch der Druckerei gebührt der Dank der Gelehrtenwelt, da sie die 
Drucklegung des umfangreichen Werkes in nur 8 Monaten bewältigt 
hat. Das Buch bedarf der Empfehlung nicht, es trägt sie in sich. 
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1. Ernst von Dobschütz, Das Dekretum Gelasianum De 
libris recipiendis et non recipiendis. Leipzig, Hinrichs, 1912. VIII u. 
362 S. Mk. 13.50. 

Das Buch stellt eine wertvolle Bereicherung der „Texte und Unter- 
suchungen zur Geschichte der altchristl. Literatur“ dar. Der Text ist 
kritisch. untersucht und in extenso so gesichert wiedergegeben, dab er 
künftiger kritischer Forschung staudhalten wird. Die (seschichte der 
Lesarten und des maßzgebenden Textes ist aufgestellt und zur Text- 
kritik verwertet worden. Dabei ist D. überaus gewissenhaft verfahren ; 
In über 20 Unterabteilungen ist alles wesentliche behandelt. Der 2. Teil 
„Die Untersuchung“ gibt in 3 Kapiteln an Handen des gewonnenen 
Textes eine Geschichte der Ueberlieferung des Dekrets, welches auch 
D. als gelehrte Privatarbeit in Anspruch nimmt, sowie eine gründliche 
Sacherklärung seines Inhalts und kommt im Schlußkapitel zu dem 
wichtigen Ergebnis, daß die früher behauptete Damasus-Herkunft des 
Dekrets durch den Nachweis ursprünglicher Einheit des Ganzen, und 
durch Aufweisung einer Entlehnung aus Augustin den Boden verloren 
hat, und die Damasus-Synode von 382 aus der Geschichte des Kanons 
wieder verschwinden muß. Der Verfasser des Dekrets hat nur die 
Form eines Konzilsbeschlusses gewählt, um in den 5 Kapiteln des 
Schriftstückes zu einigen aktuellen Fragen Stellung nehmen zu können. 
Später ist es wegen seiner langen Apokryphenliste für einen offiziellen 
index librorum prohibitorum gehalten worden. 

2. Diakonus Praetorius, Golßen (Mark), Die Bedeutung der 
beiden Klemensbriefe für die älteste Geschichte der kirchlichen Praxis. 


(2. f. Kirchengesch. XAXITL. 3 u. 4, 1912. S. 347 —363 u. 8.501528.) 


P. kommt -- im Gegensatz zur Hatsch-Harnackschen Verfassungs- 
hypothese — zu folgenden „Tatbestand® (354): „neeoshrego: wird 


einmal im nichtamtlichen Sinne gebraucht, dann sind darunter die 
älteren Mitglieder der Gemeinde verstanden, wobei aber jede Andeutung 
fehlt, in ihnen einen besonderen Gemeinderat zu sehen; sodann wird 
damit ein bestimmtes Amt bezeichnet, das sich in den &risxono: «ai 
%».a7„ny0, näher spezialisiert. Der Ausdruck Hyonpevor bezw. nzonyohnevor 
ist eine allgemeine mehr abstrakte Benennung und umfaßt die Ge- 
meindebeamten insgesamt“. Klemens redet nur von &rioxono. (stets 
pluralis) (*& d:axovor); es ist also kein Platz für das Vorhandensein 
eines Bischofs neben einer Mehrzahl von Presbytern. Schon aus der 
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Identität von rzsesshreror und Zrimoror fällt die Annahme eines be- 
sonderen Zrisxorce an der Spitze (356). „Wir haben demnach in den 
Klemensbriefen ein wertvolles Dokument, das noch um das Jahr 100 
denselben Sprachgebrauch wie das neue Testament aufweist, insbe- 
sondere ist die spätere Unterordnung der Preslyter unter die Autorität 
eines Bischofs noch nicht festzustellen“ (357). Außerdem findet sich 
hier zum ersten Male eine festumgrenzte Theorie vom kirchlichen Amt. 
Wir befinden uns in einer Zeit, in der die freiwillige Organisation zu- 
gunsten eines Beamtentums, das sich unmitelbar von den Aposteln 
herleitet, zurückgedrängt ist. Das Amt besteht auf Grund der Tradition. 
Nicht die Gemeinde hat es erzeugt; sie ist kaum mehr Rechtsfaktor. 

3 Dr. Georg Weise, Königtum und Bischofswahl im fränk. 
und deutschen Reich vor dem Investiturstreit. Berlin, Weidmann, 1912. 
IV u. 1488. Mk. 5.—. Die drei ersten Kapitel waren eine (rießener 
Diss. Die Bischofswahlen im fränkischen Reich bis auf Karl den 
(roßen und die unter Ludwig dem Frommen werden -—— in der Haupt- 
sache auf Grund der vorhandenen Literatur — nochmals kritisch nach- 
geprüft. Neu ist der Nachweis des Aufkommens eines königlichen 
Autorisationsrechtes im Westreiche. Unter neuen Gesichtspunkten wird 
auch das Verhältnis der deutschen Könige zu den deutschen Bistümern 
und zur kanonischen Bischofswahl zum Tode Heinrichs III. betrachtet. 
Drei Exkurse handeln vom Wormser Wahlprivileg Ludwigs des Frommen 
von 814, dem Freisinger Wahlprivileg Iudwigs IV. von 906 und dem 
Spolien- und Regalienrecht. Die Arbeit modifiziert in gewisser Hin- 
sicht die herrschende Ansicht von der Ernennung der Bischöfe durch die 
fränkischen und deutschen Könige, läßt jedenfalls die historische Ent- 
wicklung weniger einheitlich erscheinen, als dies meist angenommen 
wird. Besonderes Interesse darf die Untersuchung des Wahlautori- 
sationsrechts des Königs in Westfranken und Lothringen, worin W. eine 
concessio regis im technisch-juristischen Sinne erblickt, beanspruchen 
(S. 37—97). 

4. Albert Brackmann, Studien und Vorarbeiten zur Germania 
pontificia. 1. Die Kurie und die Salzburger Kirchenprovinz. Berlin, 
Weidmann, 1912. VIII u.2718. Mk.S.—. 

Diese Studien sind als erläuternde Beigabe der Germania ponti- 
ficia gedacht. Neben der Begründung der an Handen der Regesten 
gewonnenen kritischen Resultate sollen ausführlichen „Voruntersu- 
chungen“ einhergehen. Das „regionale System“, welches vielfach be- 
kämpft worden ist, das aber die T’ebersicht über die Wirkung eines 
päpstlichen Privilegs in der einzelnen kirchlichen Provinz wesentlich 
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erleichtert, erfährt hier eine Stütze in seinen kritischen Untersuchungen 
zur Geschichte von Papsturkunden für eine bestimmte Kirchenprovinz 
wie sie für Salzburg bereits vorliegen, durch Schilderung der be- 
sonderen Verhältnisse der Provinz und des Einflusses, den sie auf den 
Inhalt des Privilegs hatten, und der regional sehr verschieden gewesen 
ist. B. weist in dieser mit Recht auf den Unterschied zwischen Deutsch- 
land und Italien hin. Dadurch werden auch jene kritischen Unter- 
suchungen in eine einheitliche Gruppierung gebracht und stärker be- 
lichtet. Namentlich die Fälschungen, von denen der 2. Teil handelt, 
während im 1. Teil der Privilegieninhalt entwickelt ist. Im 3. Teil 
sind Urkunden und Spezialuntersuchungen abgedruckt, die eine Be- 
ziehung zu den Papsturkunden des 1. Bandes der Germania pontificia 
haben. Alles in Allem ein sehr erfreuliches Unternehmen zu dem man 
den tatkräftigen und unermüdlichen Verfasser nur beglückwünschen 
kann. 

5. Dr. phil. E. Schiller, in Haynau, Bürgerschaft und 
(reistlichkeit in Goslar (1290—1365). Ein Beitrag zur Geschichte des 
Verhältnisses von Stadt und Kirche im späteren Mittelalter. (Kirchen- 
rechtl. Abh. v. Ulrich Stutz, Heft 77) Stuttgart, Enke, 1912. XXIV 
u.228 8. Mk. 9.—. Sch. will das Verhältnis der Stadt Goslar zur 
Kirche für den gewählten Zeitabschnitt in ihrer beiderseitigen „Ver- 
bundenheit“ als auch in ihrer stetig zunehmenden (Gegensätzlichkeit 
klarlegen. Ja, letzten Endes will er Linien aufweisen, welche in der 
Reformationsgeschichte in schärferer Klarheit hervortreten, besonders 
was die städtischen Vormunde der Klöster anlangt. Denn die von ihm 
behandelten Auseinandersetzungen stellen, wie er zutreffend hervorhebt, 
nur eine Phase in dem Bestreben der Laien der, sich von der geist- 
lichen Vormundschaft loszumachen. Es wurden schon damals die Organe 
ausgebildet und die Rechtstitel gewonnen, mit denen man später in 
der Reformation der Geistlichkeit entgegentreten konnte. In Goslar, 
der Stadt des Weistümer-Oberhofs, berührte sich reges kirchliches Leben 
mit einem selbstbewußten Bürgertum, so daß der Zusammenstoß be- 
sonders intensiv und interessant werden mußte, wie Sch. dies anschau- 
lich darstellt. -Ueberhaupt zeugt seine Betrachtungsweise von einer 
gewissen naiven Unbefangenheit der Auffassung, die in unserer überall 
voreingenommenen Zeit sehr wohltuend wirkt, wenn sie sich auch manch- 
mal im Ausdruck oder bei Abwägung der wissenschaftlichen Folgen 
getroffener Feststellungen vergriffen haben mag.— Sch. behandelt die Or- 
ganisation der bürgerlichen Gesellschaft Goslars um 1290, die kirchliche 
Organisation mit besonderer Berücksichtigung der Stifts- und Ordens- 
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geistlichen und schließlich — im 3. (Haupt-)Teil die Auseinanderset- 
zungen zwischen beiden. Beachtenswerte Exkurse unterrichten über die 
Beziehungen der Stadt zum Bischof als Territorialherrn, über den „Wort- 
zins* und den Uebergang der Stiftsvogtei an den Rat von (foslar 
(5. VI. 1500). Auch für die Vorgeschichte der Reformation ist die 
Schrift von Bedeutung. 

6. Prof. Dr. Paul A. Leder in Üzernowitz, Das Problem 
der Entstehung des Katholizismus, nimmt in der kanonistischen Ab- 
teilung der Savigny-Zeitschrift S. 276—308 zur bekannten Streitfrage 
zwischen Sohm und Harnack Stellung. Er kommt zu dem Ergebnis, 
daß das Hauptproblem vom Standpunkte Harnacks unlösbar und un- 
selöst sei.  Harnacks Forschungsergebnis sei: In der Urkirche 
herrschte das katholische Prinzip, dessen Geltung war nicht irr- 
tümlich, sie stand im vollen Lichte des Gemeinbewußtseins. Während 
Sohm (dessen Grundthesen er beide für falsch erklärt) lehre, daß im 
urchristlichen Leben, infolge eines verhängnisvollen Irrtums der Grund- 
yedanke des katholischen Kirchenprinzips (nicht das Prinzip selbst) 
die Führung innegehabt habe. L. konstatiert daher mit Genugtuung, 
daß die protestantisch-theologische Forschung in der Gegenwart den 
Katholizismus der Urkirche behaupte. Harnack hat nämlich nach L.s 
Ansicht — jedoch gegen Harnacks eigene Worte — das Problem in- 
sofern gelöst, als er nachgewiesen hat, daß das urchristliche Leben in 
den Schranken einer göttlichen Rechtsordnung vor sich ging. Harnack 
babe jedoch den Begriff „katholisch“ zu eng, nämlich im Sinne der 
Auffassung des 3. Jahrh., gefaßt und sei deshalb und obwohl er gött- 
liches Synodalrecht für die Urkirche anerkenne, nicht zum Bewußtsein 
seiner Lösung des Problems gekommen). Interessant ist die Aus- 
einandersetzung mit dem Begriff des Rechts auf S.286. ‚Juristisch be- 
trachtet, stimme ich L. zu, rechtsphilosophisch nicht. 

7. Ulrich Stutz, Gratian und die Eigenkirchen weist in der- 
selben Zeitschrift (S. 1—32) Gratian als den Schöpfer des nachmals 
„Patronat“ genannten Rechtsinstituts auf, wenigstens der Sache nach, 
„während Alexander IIL. nur zum (resetz erhob, was er von Gratian ge- 
lernt hatte. Der Zusammenhang des Patronats mit dem Eigenkirchen- 
recht wird bei Gratian dargetan.“ Dieser Gegner der freien Ver- 
äußerungsbefugnis und der Eigentümernutzung des Kircheneigners 
setzt nicht den Namen und dem vollen Begriffe nach, aber in seinen 
wichtigsten, insbesondere praktisch bedeutsamen Elementen an Stelle 
des Eigenkirchenrechts das Patronat. 

8 Albert Werminghoff, Ständische Probleme in der Ge- 
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schichte der deutschen Kirche des Mittelalters, zieht in derselben 
Zeitschrift (8. 33--67) eine beachtenswerte Parallele zwischen dem 
germanischen Eigenkirchenwesen und den ständischen Tendenzen in 
der Zusammensetzung der deutschen Geistlichkeit. Eigenkirchenrecht 
und Ständerecht in der mittelalterlichen Kirche bedingten und stützteu 
einander. M, geht den Spuren des Einflusses ständischen Wesens auf 
die (Feistlichkeit im 10. bis 15. Jahrhundert nach und verfolgt die 
Entwicklung bis zur Gegenwart, wobei namentlich auf die Geschichte 
der Domkapitel neues Licht fällt. 

9. Viard, Paul, La dime ecclesiastique dans le royaume d’Arles 
et de Vienne aux XIIe et XIIle siecle (Kanonist. Abt. d. Savigny- 
Zeitschrift Heft 1 8. 126-159). 

10. Prof. Dr. Eduard Eichmann in Prag, Das Exkommuni- 
kationsprivileg des deutschen Kaisers im Mittelalter (Kanonist. Abt. 
d. Savigny-Zeitschrift, Heft 1, S. 160—194). E. erblickt den Rechts- 
grund des kaiserlichen Exkommunikationsprivilegs in der Stellung des 
Kaisers als filius specialis des apostolischen Stuhles, zu der er ur- 
sprünglich durch förmliche Adoption und Ordination, dann durch die 
Salbung bezw. urkundliche Verleihung dieses Titels seitens des Papstes 
erhoben wurde. Der Verfasser des Sachsenspiegels hat aber für seine 
Jeit wohl noch zutreffend das Privileg auf die Weihe zurückgeführt. 

ll. Dr. jur. Erwin Jakobi, Priv.-Doz. in Leipzig, Patronate 
juristischer Personen (Kirchenrechtl. Abh. v. Ulrich Stutz, Heft 78) 
Stuttgart, Enke, 1912. XX u. 172 8. Mk. 7.—. 

Eine Leipziger Habilitationsschrift. J. will der Entwicklung der 
Patronate juristischer Personen im kanonischen Recht, insbesondere in 
der kanonischen Gesetzgebung und Wissenschaft, nachgehen. Anlaß 
zur Arbeit waren Bedenken gecen die herrschende Lehre von der 
Patronatrechtsfähigkeit der abstrakten juristischen Person als solcher. 
Das Ergebnis der Forschungen J.s ist, wie er gehofft hat, kirchen- 
rechtlich wie kirchengeschichtlich von großem Interesse. Mit Recht 
hat J. einen einleitenden Abschnitt über die geschichtlichen Grund- 
lagen der Patronate juristischer Personen vorausgeschickt. In der Tat 
wären die später geschilderten Kämpfe um das Gemeindepatronat sonst 
nicht recht verständlich gewesen. Auch die Zusammenstellung der auf 
Patronatsrechte juristischer Personen bezüglichen Stellen des c.i. c. ist 
wertvoll. Weniger kann ich mich mit der Einteilung der Hauptarbeit 
in einzelne historische Abschnitte (die Wissenschaft bis zum cone. 
Trid., das conc. Trid in s. Bedeutung f. P. j. P.; die Wissenschaft nach 
dem conc. Trid. im 16. und 17. Jahrhundert; die Wissenschaft vom 
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18. Jahrhundert bis zur Gegenwart) befreunden. Es wird Zusammen- 
gehöriges zu sehr auseinandergerissen und Wiederholungen waren un- 
vermeidlich. Auch die gesonderte Behandlung des standard work von 
Hinschius mutet etwas eigentümlich an. Gut ist die Zusammenstellung 
am Schlusse. Er kommt zum Ergebnis, daß vorläufig die Lehre, daß 
das kanonische Recht die Patronatrechtsfähigkeit der juristischen 
Person als solcher anerkenne, unbegründet ist. Soweit abstrakte ju- 
ristische Personen als Patronatinhaber im Frage kommen, verlangt er 
mit Hinschius den Nachweis, daß beim Patronaterwerb die kirchliche 
Rechtsfähigkeit der Mitglieder oder Vertreter keine Rolle spielt, wo- 
gegen bei der Ausübung des Patronats die für physische Personen 
geltenden Regeln anzuwenden sind. Schließlich ordnet er seine Theorie 
in die Unterscheidung von Geistlichen- und Laienpatronaten ein und 
definiert: (feistlich ist das Patronat, das einem Kleriker kraft Amtes 
oder einer kirchlichen juristischen Person zusteht. laienpatronat ist 
das einem Laien oder einem Kleriker ohne rechtliche Beziehung zu 
seinem Amte oder das einer nicht kirchlichen juristischen Person zu- 
stehende Patronat. — Liefert hiernach das Buch auch keine über- 
raschenden neuen Resultate, so ist doch die Nachprüfung der herr- 
schenden Lehre an Handen der Quellen und der Literatur wertvoll, 
und die im kanonischen Recht nachweisbare vereinzelte Verleihung des 
Patronats an juristische Personen ist auf das ihr an rechtlicher Be- 
deutung zukommende Maß zurückgeführt. 

12. Henry Charles Lea, Geschichte der spanischen Inqui- 
sition. Deutsch von Prosper Müllendorff. Bd. I, Leipzig, Dyk, 1912. 
XXVIIl, 576 S. Mk. 15.—, geb. Mk. 17.50. 

13. Dr. Wolfgang Windelband, Staat und kath. Kirche 
in der Markgrafschaft Baden zur Zeit Friedrichs. Tübingen, Mohr 1912. 
VIII, 1718. Mk. 5.—. 

W. behandelt in ebensovielen Kapiteln: Die Vereinigung Baden- 
Badens mit Baden-Durlach — den Mahlberger Religionsprozed — die 
Seminarstiftung Maria Vıktorias und den Fall Hofmann -— den Streit 
um die staatliche Kirchenhoheit — den eigentlichen Syndikatsprozeß -— 
den äußeren Verlauf des Prozesses bis zur Anrufung des Reichstags — 
den Ausgang des Prozesses — den Vergleich mit Speyer. —- Der Ver- 
fasser ist mit Studien über die Verwaltungstätigkeit des Markgrafen in 
den beiden ersten Epochen seiner Regierung — vor den Revolutions- 
kriegen und bis zur Landesvergrößerung — betaßt und bietet vor 
liegende Abhandlung als Nebenfrucht seiner Hauptarbeit, die das 
interessante Thema nicht mit dieser Ausführlichkeit hätte behandeln 
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können. Das ist zu begrüßen, denn der sog. „Syndikatsprozeß“* bildet 
einen wichtigen Markstein in der Staatskirchengeschichte Badens. Die 
Prinzipien der Prozesse, welche badische Untertanen gegen Karl 
Friedrich am Reichshofrat angestrengt haben, sind von W. innerhalb 
der Zeitzusammenhänge anschaulich wiedergegeben. (Die für Baden 
politisch überaus bedeutsame katholische Volksvermehrung tritt klar 
zutaye. Dabei konnten Rechtsfragen nicht umgangen werden.) Das 
Buch ist für den Juristen wie den Historiker gleichermaßen wichtig und 
interessant. 

14. Jos. Heß, Dr., Der Kampf um die Schule in Preußen 
1872—1906. Köln, Bachem, 1912. 2548. Mk. 3.40, geb. Mk. 4.—. 
(Vgl. d. Rez. v. Rösch in AKKR. 92, 776-779.) 

15. Karl Mirbt, Der Kampf um die Elisabethkirche iu Mar- 
burg. Ein Beitrag zur Geschichte kirchlicher Simultanverbältnisse. 
Leipzig, Quelle & Meyer, 1912. 66 S. Mk. 1.60. 

M. behandelt die Rechtsverhältnisse der Elisabethkirche zu Mar- 
burg von der Reformation bis zur Aufhebung des deutschen Ritter- 
ordens (1809), das Simultaneum unter der Regierung des Königs 
Jeröme von Westfalen (1811—1813), die Aufhebung des Simultaneums, 
den Prozeß um die Elisabethkirche (1895—1896), das Marburger 
Simultaneum unter kirchenrechtlichem Gesichtspunkt. Wertvoll sind 
namentlich auch die urkundlichen Beilagen und die Zusammenstellung 
der Literatur über Simultaneen. Juristisch von Interesse ist vor allem 
die Auffassung des Oberlandesgerichts in Cassel von der Dezision 
Jerömes als eines „weder in der Form noch inhaltlich den König bin- 
enden rechtsgeschäftlichen Aktes“, allenfalls als einer „jederzeit zurück- 
ziehbare xestattung, Teile der Elisabethkirche für gottesdienst- 
liche Zwecke zu benutzen“. 

16. Jos. Bapt. Sägmüller, Das Naturrecht im offiziellen 
Kirchenrecht der Aufklärung, Theol. Quartalschrift 94, 1912, 58—99. 


II. 
Staat und Kirche. —- Staat und Religion. 
1. Allgemeines. 


l. Gaugusch, Staat und Kirche nach Dantes Schrift De mon- 
archia. 


2. Ed. Eichmann, Quellensammlung z. kirchl. Rechtsgesch. u. 
2. KR. S. oben unter I., Nr. 13. 
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3. Wolfe. Windelband, Staat u. kath. Kirche in der Mark- 
grafschaft Baden z. Zt. Karl Friedrichs. S. oben unter II. Nr. 13. 

4. Siegfried Wolff, Dr. jur... Das Recht der israelit. Reli- 
gionsgemeinschaft des Großh. Baden (Freiburger Abh. aus d. Gebiet 
d. öff. Rs., herausg. v. Rohland, Rosin und R. Schmidt, (XXII) Karls- 
ruhe, Braun, 1913. XVIlI u. 250 S. Mk. 6.—. 

Dem Erscheinen des Werkes ist es nicht günstie, daß Heimbereger. 
1912 in 2.Auflare herausgekommenes Werk, die staatskirchliche Stellung 
der Israeliten in Bavern, nur in der ersten Auflage berücksichtigt 
werden konnte. Gerade aus der neuen Auflare hätte der Verfasser 
manches lernen können (vgl. DZKR. XXI, 429 ff... Immerhin ist 
das Buch als eive wesentliche Bereicherung der staatskirchlichen 
Literatur willkommen zu heißen. Für die so notwendige und hoftent- 
lich bald erfolgende Neugestaltung der entsprechenden Verhältnisse in 
Bayern kann die von W. dargestellte badische Organisation vielleicht 
in gewissem Umfang als Vorbild dienen. ‚Jedenfalls ist sowohl die 
rechtsgeschichtliche Entwicklung als das geltende Recht der israelitischen 
Religionsgemeinschaft interessant und übersichtlich in Baden herausge- 
arbeitet, und die statistischen Beigaben erhöhen noch den Wert der 
Schrift. Nicht vollständig beizustimmen vermag ich den prinzipiellen 
Ausführungen des Verfassers über das Verhältnis von Staat und 
Kirche ($ 6). Er will auf eine Anregung von Rosin hin die weltlichen 
Korporationen des öffentlichen Rechts von den religiösen geschieden 
wissen und nimmt für diese die Charakterisierung als „Korporationen 
nach öffentlichem Recht“ oder „öffentlich-rechtlich gestaltete Korpo- 
rationen® in Anspruch. Er will damit einerseits die praktische An- 
wendung des öffentlichen Rechts auf die Kirche und die ihnen gleich- 
gestellten Religionsgemeinschaften andeuten, andererseits die charakte- 
ristische Zwischenstellung dieser Korporationen ausdrücken. Da er 
aber auch bei den religiösen Vereinen, welche vom Stuat als den privat- 
rechtlichen Vereinen verwandt behandelt werden, und die er deshalb 
„privatrechtlich gestaltet“ bezeichnen möchte, Unterschiede von den 
übrigen Privatrechtsvereinen feststellt, die „zum Teil in das (xebiet 
des öffentlichen Rechts gehören“ (53), so scheint mir der neue Vor- 
schlag nicht sehr belangreich zu sein und sich im Grunde mit der 
Kahlschen „privilegierten Korporation“ zu decken. Staatsaufgaben hat 
nach meiner Ansicht die Relirionsgemeinschaft niemals zu erfüllen: 
eher — bis zu einem gewissen (Grade — umgekehrt. 

5. Prof. Dr. jur. U. Lampert, die kirchl. Stiftungen, Anstalten 


Staat und Kirche. Staat und Religion. 135 


und Körperschaften nach schweizerischem Recht. Zürich, Orell-Füßh, 
1912. XVI u. 2018. Fr. 5.—, geb. Fr. 7.—. 

Die schwierige Frage der Auseinandersetzung zwischen den Be- 
stimmungen des neuen schweizerischen Zivilgesetzbuchs und dem von 
ihm vorbehaltenen eidgenössischen und kautonalen Recht erfährt hier 
eine glückliche Lösung. Die Einführungsgesetze und die stuatskirch- 
liche Gesetzgebung bz. der öff. rechtl. anerkannten Religionsgemein- 
schaften haben hier das Material geliefert. Das Schwergewicht ist auf 
das Recht der Stiftungen gelegt. Alle einschlägigen Probleme sind 
erkannt und behandelt. Auf ein einleitendes Kapitel über Begriff 
und Klassifikation der kirchl. jurist. Personen folgt eine Betrachtung 
der juristischen Persönlichkeit der einzelnen kirchl. Gebilde, des Vor- 
behalts des eidgenöss. und kantonalen Rechts, der nicht vorbehaltenen 
Rechtsgebiete und der Erwerbsbeschränkungen der kirchl. jurist. Per- 
sonen, worauf in den drei Hauptkapiteln die privatrechtlichen Religions- 
verbände in der Form des idealen Vereins, die selbständigen und die 
unselbständigen kirchlichen Stiftungen einer gründlichen Erörterung 
unterzogen werden. Ein sehr brauchbares Buch! 

6. Ludwig Berliner, Die staatskirchenrechtl. Stellung der 
israelit. Religionsgemeinden u. sonst. israelit. Religionsverbände Süd- 
deutschlands. Gießener Diss., Worms, 1912. 718. 

7. Dr. Ismar Freund, Die Emanzipation der ‚Juden in Preußen 
unter besonderer Berücksichtigung des (fesetzes vom 11. März 1812. 
I. Bd. Darstellung, II. Bd. Urkunden, Berlin, Poppelauer, 1912. IV u. 
258, XII u. 524 S. Mk. 4.—, geb. 5,50, Mk. 12.—, geb. 14.—. 

Ein Jubiläumswerk aus Anlaß der 100. Wiederkehr des Jahrestags 
der preuß. Judenemanzipation! Es soll nicht nur eine (elegenheitsschrift, 
sondern ein Beitrag zur Rechtsgeschichte des Preuß. Staates um die Wende 
des 18. und 19. Jahrhunderts geboten werden. Das geschieht denn 
auch, und in dieser Hinsicht ist namentlich der zweite (Urkunden-) Band 
wichtig. Nach einleitender kurzer Vorgeschichte wird die Reform- 
bewegung vom Tode Friedrichs d. Gr. bis zur Katastrophe von 1806/7 
geschildert, dann das Edikt vom 11. März 1812 nach seiner Entstehung 
und seinem Inhalt beschrieben, schließlich die Zeit nach dem Edikte 
bis 1569 in einer Uebersicht behandelt. — Kulturhistorisch ein be- 
achtenswertes Werk. 


8. F. Manz, Staatskirche, Freikirche, Volkskirche. Tübingen, 
Mohr, 1912, Mk. 1L.—. 
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2. Die Trennung von Staat und Kirche. 


9. Willy Lüttge, Lie., Priv.-Doz. in Berlin, Die Trennung von 
Staat und Kirche in Frankreich und der französische Protestantismus. 
Tübingen, Mohr, 1912. Mk. 4.80. 

10. Andrea (zalante, La separazione dello Stato della 
Chiesa nel Paese di Galles. (Kanonist. Abt. d. Savigny-Zeitschrift 
Heft 1, S. 251—275). 


3. Kirche und Schule. Kirche und Universitäten. 
vacut. 


4. Begräbniswesen. 
vacat. 


5. Ordens- und Klosterwesen. 
11. Prof. Christian Meurer, Das kath. Ordenswesen nach 
dem Recht der deutschen Bundesstaaten. Stuttgart, Enke, 1912. 
III, 788. Mk. 2.—. 


6. Religionsdelikte. 


vacat, 


7. Eherecht (einschließlich der religiösen Kindererziehung). 


12. Prof. Dr. Jivoin P&ritsch, Belgrad. Ueber die Eheforim 
im internat. Privatrecht nach der serbischen Gesetzgebung (Sonder- 
druck aus den Verhandlungen d. 1. Hauptveres. d. Iut. Vereinigung f. vergl. 
Rechtswiss. u. Volkswirtschaftslehre in Berlin zu Heidelberg v. 3.—9. 
IX. 1911, S. 310—327). 

Der Aufsatz ist auch für den Kirchenrechtler von Interesse, weil 
Serbien der einzige Kulturstaat ist, der nur die kirchliche Ehe- 
schließungsform kennt. Daraus ergeben sich mancherlei Schwierig- 
keiten im internationalen Rechtsverkehr. Im Verkehr mit Oesterreich- 
Ungarn ist die sich aus der serbischen Gesetzgebung für ungarische 
Staatsangehörige, die in Serbien eine Ehe eingehen wollen, ergebende 
Härte durch eine Konvention vom 30. März 1911 (in Kraft seit 
1. Januar 1912) gemildert worden. 


IV. 
Kirchenverfassungs- und Kirchenverwaltungsrecht. 


1. D. Dr. Wilhelm Kahl, Prof. in Berlin, Noch einmal zur 
Titelfrage aus dem Lehrbeanstandungsgesetz v. 16. 111. 1910. (Deutsch- 
Evangelisch Ill, 674—686). 
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2. Dr. J. Friedrich, Prof. in Gießen, Juristisches zum Fall 
Traub (das. 687—690). 

3. Derselbe, Das Recht des ev. Pfarrers z. Kritik an seiner 
Kirche (das. 740—798). 

4. Ch. Scheer, Pfarrer in Mülhausen i. E, Zur Reform der 
elsaß-lothringischen Landeskirchen. Behandelt kritisch Vor-, Entste- 
hungsgeschichte und Aufbau der neuen Kirchenverfassung. 

9. Dr. Franz Heiner, der kirchl. Strafprozeß. Köln, Bachem, 
1912. 232 S. Mk. 3.40. (Vgl. Dr. Arthur Wynen (Rom), der kirchl. 
Strafprozeß in der Lit.-Beil. d. Köln. Volkszeitung 52, Nr 7, 1912.) 

6. Prof. Dr. Niedner, Jena, Das Verhältnis der Landeskirche 
zur inneren Mission (Preuß. Pfarrarchiv IV, 1912, 1- -16). 


V. 
Kirchenvermögensrecht. 


1. Josef Frank, Die bayerische Kirchengemeinde-Ordnung S. 
oben unter I. Nr. 15. 

2. F. Heiner, Wer hat die Höhe der Stolgebühren in Preußen 
zu bestimmen? Arch. f. kath. KR. 92, 630—635. Ist mit Woker 
(Akt. KR. 92, 435-—158) der Ansicht, daß dies Recht dem Bischof allein 
zusteht. Vgl. DZKR. 22, 423. 

3. Lie theol. Dr. jur. Eichberg, Berlin, Die Absetzung des 
Dienstaufwandes der ev. Geistlichen b. d. Veranlagung zur Einkommen- 
steuer (Preuß. Pfarrarchiv IV, 1912, 17—21). 
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Von 


Universitätsprofessor Dr. R. Genestal in Caen. 


E: 
Allgemeines, Lehrbücher, Enzyklopädien, Quellen. 
Katholische Quellen. 


M. Goguel, Essai sur chronologie paulinienne. R. H. religions. 
LXV, p. 285—339. 

H. Coppieters, Les recentes attaques contre l’authenticite 
de l’eEpitre aux Ephesiens. R. biblique, 1912. 

P. Laftfay, Un fragment conteste du quatrieme evangile (‚Jean XIII, 
31—XVII, 26). 'U’hese theol. Montauban, impr. cooperative, 8°, 47p. 

L. Ollier, Les lettres, aux sept &glises d’Asıe (apocalypse Il et IlI). 
These theol. Montauban, impr. cooperative, 1912, 8°, 91p. 

A. Puech, Les apologistes grecs du Il® s. de notre ere. Paris, 
Hachette, 1912, 8°, 345 p. 

F. Nau, La version syriaque de l’Octateuque de Clement: (suite). 
Can. contemp., 1912, p. 447—55. 

R. Fawtier, Une redaction inedite de la vie de Saint (Guenole. 
Melanges d’arch. et d’hist. (Ecole fr. de Roine). 1912, XXXLI, p. 26—-44. 

Dom M. Fe&erotin, Le liver mozarabicus sacramentorum et les 
manuserits mozarabes. Paris, Firmin Didot, gr in 4°, 1912, 1096 p. et 9 
planches. 

Abbe L. Marcel, Les livres liturgiques du diocese de Langres. 
Paris, Picard, 1912, 8°, 107 p. 

Bulle inedite du pape Eugene III en faveur de l’eglise d’Embrun 
(27 avril 1150). Ann. Alpes, 1910—11, p. 189—93. 

G. Mollat, Jean XXII (1316—34). Lettres communes analysdes 
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d’apres les registres dits d’Avignon et du Vatican, VI, 14° fasc. (Bib. 
Ec. france. d’Athenes et de Rome). Paris, Fontemoing, 1911, 49, 
p- 313—480. 

Peyron, Actes du Saint Siege concernant les &veches de Quimper 
et de Leon du XIIIe au XVe siecle. B. H. et Arch. diocese Quimper 
et Leon, 1911. 

Cartulaire de l’abbaye de Ste Croix de Wuimperle, teuille 22 
(analyse). Ann. Bretagne, Juillet, 1912. 

P. de Monsabert, Chartes et documents pour servir A l’histoire 
de labbaye de Charroux (277 documents du IX® au XVIII* siecle). 
Archives hist., Poitou, 1910, XXXIX, 623 p. 

Ulysse Übevalier, Chartes de Saint Maurice de Vienne, de 
labbaye de L&oncel et de l’eglise de Valence. Collection de cartulaires 
dauphinois, X, fasc. 1. Paris, Picard, 1912, in 8°, 36 p. 

L. Salembier, Le concile de Trenute. Textes et documents. 
Quest. eccles., 1912. 

Ch. Urbain, Dissertation de l’abbe Pirot sur le Concile de 
Trente (fin). R. Hist. Eglise France, 1912, p. 632—5l. 

Cahier des dol&ances des cur&s ou diocese de Gap en 1789 et 90 
(suivi dun tableau des quotites de la dime). Ann. Alpes, 1909—10, 
p- 200—15. 

Actes du Synode dioc&sain c&lebre a Vannes les 9, 10, 11 avrıl 1912 
par S. G. Mg" (ouraud, eveque de Vannes. Vannes, Galles, 1912, 8°, 
535 p. 

Protestantische Quellen. 
Union nationale des Eglises reforme&es de France. Rapports presentes 


au Synode general, Paris (Oratoire du Louvre), 25—2S juin 1912. Paris, 
Secr£tariat general, 75 r. du Cardinal Lemoine, 1912, 8%, 59 p. 


II. 
Kirchenrechts- und Kirchenkulturgeschichte. 


L,. Fillion, ‚Jesus ou Paul ? Revue clerge franc., 1912. 

P. Lagrange, La secte juive de la nouvelle alliance au pays 
de Damas. R, biblique, 1912. 

M. Jugie, Nestorius et la controverse nestorienne (Bibl. de 
theolog. hist.). Paris, Beauchesne, 1912, 8°, 332 p. 

A. Ledru, Les premiers temps de l’eglise du Mans, lesende et 
histoire. Le Mans, Benderitter, 1912, in 18, 276 p. 
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L. Fillet, Histoire du diocese de St! Paul Trois chäteaux. B. Soc. 
Dröme, 1909. 

Saint Vincent Ferrier dans les Alpes 1400—2 (Notes extraites 
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I. Abhandlungen. 


— 


Die Kirchengemeindeordnung für das Königreich 
Bayern vom 24. September 1912 (GVBl. 911 ff). 


Von 


Dr. Rudolf Pfeufer. 


II. 


Im dritten Abschnitt der KGO., der die Bezeichnung „Orts- 
kirchliche Vertretungskörper“ trägt, und in drei Titel: Kirchen- 
verwaltung, Kirchengemeindeversammlung, Kirchengemeindebevoll- 
mächtigte zerfällt, ist der Hauptgrundsatz vertreten, daß die be- 
stehenden Organisationen tunlichst erhalten werden sollen. 
Daher entsprechen die Grundzüge und die meisten Einzelheiten 
über die „ortskirchlichen Vertretungskörper“ dem bisher gelten- 
den Rechte. 

Die Kirchengemeinde bedarf, um zu handeln, namentlich um 
Kirchenumlagen ete. beschließen, Vermögen verwalten, und nach 
außen hin gerichtlich oder außergerichtlich tätig werden zu kön- 
"en, gewisser, durch die gesetzliche Verfassung der Kirchenge- 
Meinde aufgestellter Organe, der sog. Vertretungskörper, die die 
Angelegenheiten der Kirchengemeinde, der Kirchenstiftung und 
a sonstigen rechtsfähigen und nicht rechtsfähigen Bestandteile 

* ortskirchlichen Stiftungsvermögens besorgen, daher von der 

. als „ortskirchliche* Vertretungskörper bezeichnet werden. 

"ütsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIII. 2. 11 
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Wie bei bürgerlichen Gemeinden und anderen Gebietskörper- 
schaften der dem Verbande territorial angehörende Teil des Vol- 
kes, der auch Frauen, Minderjährige, bescholtene wie auch un- 
selbständige Personen mit umfaßt, nicht geeignet ist, ohne wei- 
teres für den Selbstverwaltungskörper tätig zu werden, so daß eine 
„Aussonderung der Geeigneten“ nötig wird, so verhält es sich in 
ähnlicher Weise auch bei der Kirchengemeinde. 

Aus der Gesamtheit der Kirchengemeindeglieder sind daher 
gewisse Kreise von Tauglichen, nämlich die Stimm- und 
Wahlberechtigten auszuscheiden, die von der KGO. 
berufen werden: 

Il. einerseits, ein zur Fassung von Kirchengemeindebe- 
schlüssen zuständiges Kollegium zu bilden und zwar 

a) entweder unmittelbar durchihrenZusammentritt 
zueiner,„Kirchengemeindeversammlung‘“, 

b) oder, wo dies wegen besonderer Verhältnisse nicht wohl 
durchführbar isst, dureh Wahl von Vertrauensmännern aus 
ihrer Mitte, nämlich der „Kirchengemeindebevoll- 
mächtigten‘“, 

I. andererseits die „Kirehenverwaltung* als 
ein im Verhältnisse nach innen verwaltendes, aber auch nach 
außen hin vertretendes Kollegium von „Kirchenverwaltern“ aus 
ihrer Mitte zu wählen. An dessen Spitze steht ein geist- 
licher Vorstand, regelmäßig der Pfarrer, kraft seines Amtes. 

Nebenkirchen-, Kapellen- und kirchliche 
Friedhofverwaltungen sollen trotz des Mangels einer 
Kirchengemeinde in ähnlicher Weise gebildet werden; KGO. Art. 42 
Abs. VI. 

1. Die KGO. geht von dem Grundsatze aus, daß Kirchenver- 
waltungen überall da sollen fortbestehen können, wo sie bisher 
bestanden. Das ist besonders für die Nebenkirchenverwaltungen 
von Bedeutung. — In Verhältnisse, die seit langer Zeit festge- 
stellt sind, will eben ohne dringenden Anlaß von der KGO. nicht 
eingegriffen werden. 
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a) Sofern nicht besondere Gründe eine Ausnahme rechtferti- 
gen. solleine Kirchenverwaltung bestehen: 

1l.indenPfarrgemeindenundin den wie sol- 
che zu behandelnden Kirchengemeinden, welche 
sich an die den Pfarreien gleiehgeachteten selbständigen Pfarr- 
kuratien, Kuratbenefizien und ständigen Pfarrvikariate anschließen, 

2.ıinden Gesamtkirchengemeinden, 

3.ındenTochtergemeinden, welche eine eigene 
Kirche mit regelmäßigem pfarrlichem Gottesdienst haben oder 
Umlagen erheben oder erheben wollen; KGO. Art. 36 Abs. 1. 

Besondere Gründe, die eine Ausnahme von dieser gesetzlichen 
hegel rechtfertigen, können darin liegen, daß besondere (insbe- 
sondere gutsherrliche) Verwaltungen bestehen und Kirchenumla- 
gen nicht nötig sind, bei Kloster- und Stiftskirchen unter den glei- 
chen Voraussetzungen, wenn auch kein ausgeschiedenes Orts- 
kirchenvermögen besteht, bei den zu einer Gesamtkirchengemeinde 
vereinigten Kirchengemeinden, wenn für Einzelkirchenverwaltungen 
z. B. mangels eigenen Vermögens und infolge Umlagengemein- 
schaft (KGO. Art. 18 Abs. II) kein Bedürfnis besteht, endlich bei 
Tochtergemeinden, bei welchen schon bisher keine eigene Kirchen- 
verwaltung bestanden hat, wenn auch fernerhin kein Bedürfnis 
nach einer solehen hervortritt. — Für den Fall der Umlagen- 
erhebung bedarf es der Neueinführung einer Tochterkirchen- 
verwaltung nur dann, wenn für die Tochtergemeinde Sonder- 
umlagen erhoben werden sollen, nicht schon, wenn Pfarr- 
kirchenumlagen auch in der Tochtergemeinde zur Erhebung ge- 
langen. 

Eine eigene Kirchenverwaltung kann neu 
gebildet und imFalleihres bisherigen Bestehens 
beibehalten werden: 

1. in Muttergemeinden, 

2. in den nicht unter Abs. I Ziff. 3 fallenden Tochter- 
gemeinden, 

3. wo für einen bestimmten Teil des Pfarrsprengels eine 

11* 
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Nebenkirche oder Kapelle mit rentierendem 
Vermögen vorhanden ist oder den Bekenntnisgenossen eines 
solchen engeren Bezirks besondere Leistungen für 
kirchlicheZwecke obliegen, olıne daß eine Tochtergemeinde 
bestände, a. a. O. Abs. II. 

Nach Absicht des Gesetzes soll in der Regel die Pfarr- 
kirchenverwaltung auch die Geschäfte der Muttergemeinde und 
des in ihr vorhandenen ortskirchlichen Stiftungsvermögens be- 
sorgen; es soll deshalb möglichst selten neben der Pfarrkirchen- 
verwaltung eine eigene Mutterkirchenverwaltung gebildet werden; 
8 10 Abs. I der allgemeinen Vollzugsvorschriften zur KGO. vom 
19. Oktober 1912, GVBl. 1071 ff. 

In Ermangelung einer eigenen Kirchenver- 
waltungbesorgtdieGeschäfte, unbeschadet der Wah- 
rung des gesonderten Vermögensstandes und der Führung eigener 
Rechnung: für eine Muttergemeinde die Pfarrkirchenverwaltung, 
ebenso für eine Tochtergemeinde; in den Fällen, wo für einen be- 
stimmten Teil des Pfarrsprengels eine Nebenkirche oder Kapelle 
mit rentierendem Vermögen vorhanden ist oder den Bekenntnis- 
genossen eines solchen engeren Bezirks besondere Leistungen für 
kirchliche Zwecke obliegen, ohne daß eine Tochtergemeinde be- 
stände, dann für das Vermögen sonstiger Nebenkirchen und Ka- 
pellen, für welche nicht stiftungsgemäß eine andere Verwaltung 
bestellt ist, jene Kirchenverwaltung, die nach der Lage der Neben- 
kirche oder Kapelle zunächst zuständig erscheint; a. a. OÖ. Abs. IH 
mit Abs. II Ziff. 3. — So kann nicht nur eine Pfarr- oder Tochter- 
kirchenverwaltung, sondern auch die Verwaltung einer Nebenkirche 
oder Kapelle zur aushilfsweisen Verwaltung berufen sein; letzteres 
z. B. wenn in einer den Pfarrort nicht umfassenden politi- 
schen Gemeinde eine Nebenkirche (etwa die eigentliche Dorfkirche) 
mit eigener Verwaltung und eine weitere Nebenkirche vorhanden 
ist, die in dem gleichen Pfarrsprengel liegt. — Ein etwaiges 
Sondervermögen derMuttergemeinde oder Mut- 
terkirchenstiftung, dann ein etwaiges Vermögen der 
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Toehtergemeinde oder derTochterkirchenstif- 
tung darf nicht mit dem Vermögen der gesamten Pfarrgemeinde 
oder der Pfarrkirchenstiftung vermengt oder für Zwecke der gan- 
ıen Pfarrgemeinde verwendet werden. 

BeieinernurvorläufigenRegelung der Ver- 
waltung und bei Ausnahmeverhältnissen kann 
von den in Art. 36 ff. der KGO. über den Bestand usw. von Kir- 
chenverwaltungen getroffenen Bestimmungen abgewichen werden; 
2.2.0. Abs. VI. — Die Zulassung einer Abweichung 
von den allgemeinen Vorschriften über die Kirchenverwaltungen 
nach Art. 36 Abs. VIder KGO. erfolgt durch die Staats- 
aufsichtsbehörde. Eine Beschlußfassung der Staatsauf- 
sichtsbehörde ist z. B. erforderlich, wenn bei einer nur vorläufi- 
gen Regelung der Verwaltung von Vermögenskomplexen, die für 
eine Kirche oder für später zu dotierende Seelsorgestellen einer 
erst zu bildenden Pfarr- oder Tochtergemeinde oder für eine erst 
zu errichtende Kirche bereits vorhanden sind, eine Abweichung 
von den gesetzlichen Bestimmungen in der Art eintreten 
soll, daß 

l. eine besondere Kirehenverwaltung gebildet, 

2. eine besonders organisierte Verwaltung bestellt, oder 

3. das Vermögen einer bestehenden fremden Verwaltung, z. B. 
dem Vorstand eines Kirchenbauvereins, dem es nicht gehört, oder 
einem Kirchenbaukomitee anvertraut wird. Auf die Befugnisse 
der Staatsaufsicht, die hiedurch nicht berührt werden, ist bei Zu- 
lassung oder Abweichung ausdrücklich hinzuweisen. — Das gleiche 
gilt bei Regelung der Verwaltung für Ausnahmeverhält- 
nisse, die eine Abweichung von den gesetzlichen Bestimmungen 
rechtfertigen; Allgemeine Vollzugsvorschriften zur KGO. vom 
19. Oktober 1912, 8 10 Abs. II. — Als Ausnahmeverhältnisse ı. S. 
des Art.36 Abs. VIKGO. können z.B. die Verhältnisse bei Wall- 
fahrtskirchen oder bei Kirchen, bei denen der Pfarrer nicht rector 
ecclesiae ist, sich darstellen, indem sie unter Umständen die Or- 
ganisation einer besonderen Verwaltung (etwa unter der Vorstand- 
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schaft des rector ecclesiae, der nicht Pfarrer ist) als zweckmäßig 
erscheinen lassen, auch wenn eine solche nicht stiftungsmäßig 
angeordnet ist. — Ferner kommen örtliche Kapellenverwaltungen 
an kleinen Orten (Weilern etc.) vor, die nur aus dem Pfarrer und 
einem Kirchenpfleger bestehen, als welcher einer der Hofbesitzer 
des Ortes formlos bestellt wird. ohne daß eine bezügliche Stif- 
tungsanordnung bestünde. In solche Verhältnisse will nicht ein- 
gegriffen werden und Neuregelungen dieser Art sollen bei einfach 
gelagerten Verhältnissen nicht ausgeschlossen sein. Die Zulas- 
sung der Abweichung erfolgt selbstverstündlich durch die Staats- 
aufsichtsbehörde. 

Zur Aufhebung einer bestehenden Kirehen- 
verwaltung sind übereinstimmende Beschlüsse der Kirchen- 
verwaltung und der Kirchengemeindeversammlung oder der Kir- 
chengemeindebevollmächtigten sowie staatsaufsichtliche Genehmi- 
gung, bei Nebenkirchenverwaltungen nur Staatsaufsichtsbeschluß 
erforderlich. Die kirchliche Oberbehörde wird einvernommen; 
a. a. O. Abs. IV. 

b) DieZusammensetzung derKirchenverwal- 
tung wird von der KGO. in Art. 37—41 behandelt. 

Danach besteht die Kirehenverwaltung:: 

1. aus dem Pfarrer oder dem Stellvertreter im Pfarramte als 
Vorstand, 

2. aus gewählten weltlichen Kirchengemeindegliedern (Kir- 
chenverwaltern), deren Zahl mindestens zwei, höchstens zwölf be- 
trägt, und, wo schon bisher eine Verwaltung (Kirchenverwaltung, 
Fabrikrat, Presbyterium) bestand, durch die Zahl ihrer weltlichen 
Mitglieder nach dem Sollstande mit Einreehnung des Gemeinde- 
abgeordneten, bei neuen Verwaltungen durch die Staatsaufsichts- 
behörde bestimmt wird, während Aenderungen der Zahl durch 
Ortskirchensatzung erfolgen; KGO. Art. 37 Abs. IL 

Die Vorstandschaft in der Kirchenverwaltung ist Ausfluß des 
Pfarramtes und wie schon nach bisherigem Recht mit diesem not- 
wendig verbunden. Hinsichlich dieser Vorstandschaft stehen dem 
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Pfarrer, d. i. dem Inhaber des eigentlichen Pfarramtes, die mit 
den vollen pfarrlieben Rechten ausgestatteten Seelsorgegeistlichen 
gleich. Hierunter fallen die Inhaber der den Pfarreien gleichge- 
achteten selbständigen Pfarrkuratien, Kuratbenefizien und ständi- 
gen Pfarrvikariate; vgl. Art. 33 Abs. I. — In Tochtergemeinden, 
für die ein eigener Geistlicher außerhalb des Pfarrortes bestellt 
ist, kann dieser als stellvertretender Vorstand der Tochterkirchen- 
verwaltung oder der im Tochtergemeindebezirk bestehenden son- 
stigen ortskirchlichen Verwaltungen auf Antrag des Kirchenver- 
waltungsvorstandes von der Staataufsichtsbehörde bestimmt wer- 
den; Art. 38 Abs. II. Dieser Stellvertreter handelt auf eigene 
Verantwortung und ist für seine Geschäftsführung persönlich haft- 
bar. Innerhalb des ihm zu selbständiger Verwaltung übertragenen 
Wirkungskreises hat er alle Rechte und Pflichten des Kirchen- 
verwaltungsvorstandes.. — Schließlich sieht die KGO. Art. 38 
Abs. III für gewisse, dort näher bezeichnete Fälle auch einen 
Ersatz für den Kirchenverwaltungsvorstand vor. 

Die@Gesamtkirchenverwaltung besteht: 

1. aus zwei bis acht geistlichen Mitgliedern, 

2. aus gewählten weltlichen Mitgliedern (Kirchenverwaltern), 
deren Zahl dreimal so groß als die der geistlichen ist und von 
der Staatsaufsichtsbehörde auf die Einzelkirchengemeinden nach 
Verhältnis der Seelenzahl verteilt wird, wobei mehrere Kirchen- 
gemeinden für eine gerechnet werden können. —. 

Zu geistlichen Mitgliedern der Gesamtkir- 
chenverwaltung sind die Vorstände der Einzelkirchenver- 
waltungen oder diejenigen Geistlichen berufen, welche beim Vor- 
handensein von Einzelkirchenverwaltungen deren Vorstände wä- 
ren. Würde durch den Eintritt aller die Zahl acht überschritten, 
so bestimmen sie in einer Versammlung nach den Grund- 
sätzen des Art. 49, wer von ihnen einzutreten hat; Art. 37 Abs. 
U und IM. 


Die Gesamtkirchenverwaltung wählt ihren Vorstand und 
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dessen Stellvertreter aus der Zahl ihrer geistlichen Mitglieder für 
die Dauer der Wahlperiode; a. a. OÖ. Abs. IV. 

Als Neuerung in der KGO. ist die Tatsache bemerkenswert, 
daß die politische Gemeinde keinen Abgeordneten mehr zur Kir- 
chenverwaltung zu entsenden hat, was als Folge der völligen 
Loslösung der Kirchengemeinde von der politischen Gemeinde be- 
trachtet werden kann. 

Wenn die Wahl der Kirchenverwalter in der festgesetzten 
Zahl trotz Wiederholung nicht zustande kommt oder wenn die 
Kirchenverwaltung nicht bloß vorübergehend beschlußunfähig wird, 
auch durch Einberufung von Ersatzmännern oder einmalige Er- 
gänzungswahl nicht abzuhelfen ist, so kann die Staatsaufsichts- 
behörde die Zahl der Kirchenverwalter entsprechend herabsetzen 
oder nötigenfalls kommissarisch die Kirchenverwaltung — wenn 
tunlich aus Kirchengemeindegliedern — er- 
gänzen oder, abgesehen von dem Vorstand, bestellen; Art. 39 
Abs. I. 

Mit dieser Bestimmung ist de kommissarische Er- 
gänzung oder Bestellung der Kirchenverwal- 
tung vorgesehen als letztes Aushilfsmittel für die wohl seltenen 
Fälle einer Renitenz des Wahlausschusses, der Wahlstimmberech- 
tigten oder der Gewählten. Der Artikel 39 ist daher gewisser- 
maßen ein Sicherheitsventil, dessen bloßes Vorlıandensein schon 
von Vorteil erscheint. Der Artikel bezieht sich selbstverständ- 
lich auch auf Gesamtkirchenverwaltungen. Auf die Kirchenge- 
meindeglieder durfte die Staatsaufsichtsbehörde bei Beschaffung 
des Ersatzes selbstredend nicht beschränkt werden, da sonst der 
Zweck der Vorschrift durch die renitente Kirchengemeinde ver- 
eitelt werden könnte. Immerhin sollen, „wenn tunlich“, die Kir- 
chengemeindeglieder zunächst berücksichtigt werden, und zwar 
unter der Voraussetzung ihrer Wählbarkeit. — Die kommissa- 
rische Verwaltung steht der ordentlichen Kirchenverwaltung recht- 
lich vollkommen gleich. Sie hat alle Rechte und Pflichten einer 
solchen. Die komnuissarisch berufenen Mitglieder, welche die Be- 
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rufung angenommen haben, sind Kirchenverwalter mit allen recht- 
lichen Konsequenzen. 

Den Abschluß der Bestimmungen der KGO. über die „Kir- 
chenverwaltung im allgemeinen“ bilden Vorschriften über die 
Maßnahmen bei Privatbeteiligung eines Kirchen- 
verwalters, Art. 40, und über die Zulässigkeit und Berech- 
tigung eines Kirchenverwalters zum Austritt aus der Kir- 
chenverwaltung. 

c) Für die Kirchenverwaltungswahlen waren bis- 
her in der Hauptsache die Vorschriften der Instruktion, die Vor- 
nahme der Kirchenverwaltungswahlen in den bayer. Landesteilen 
diesseits des Rh. betr. vom 25. August 1869 mit den Abände- 
rungen vom 29. September 1875 maßgebend (Weber VIII 269 £.). 
An die Stelle dieser Normen setzt die KGO. ein neues Wahlrecht 
für die katholische und die protestantische Kirche des ganzen 
Königreichs, das zwar teilweise das für die bürgerlichen Gemein- 
den geltende Wahlrecht zum Vorbild nimmt, sich von diesen jedoch 
insofern wieder unterscheidet, als die KGO. nur die Grundzüge 
über die Kirchenverwaltungswahlen feststellt, die weiteren Vor- 
schriften über die Wahlen aber, insbesondere iber das Verfahren, 
die Wahlprüfung und Wahlanfechtung, sowie jene über Ein- 
weisung und Verpflichtung der Kirchenverwaltungsmitglieder dem 
Verordnungswege, einer Kirchenwahlordnung (= KWO.) über- 
läßt; vgl. Art. 52 Abs. Ill. 

Der Kirchenvorstand und das Presbyterium 
sind innerkirchliche Einrichtungen der protestantischen bezw. re- 
formierten und unierten Kirche. Auf die Bildung dieser Organe 
finden die Wahlschriften der KGO. und der KWO. keine An- 
wendung, vielmehr bewendet es für sie bei den bisherigen Vor- 
schriften. 

& Die Bestimmungen der KG0. über die Kir- 
chenverwaltungswahlen erstrecken sich auf 
die Regelung des aktiven und passiven Wahlrechts in terri- 
torialer Abgrenzung (Art. 42), des persönlichen Wahlstimmrechts 
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(Art. 43), der persönlichen Wählbarkeit (Art. 44), des Ablehnungs- 
rechts (Art. 45), des Einflusses der Wahlbestechung (Art. 46), 
des Zeitpunktes der Wahlen und der Dauer der Wahlperioden 
(Art. 47), der Wahlleitung und Stimmabgabe (Art. 48), des Wahl- 
ergebnisses (Art. 49), des Einflusses von Verwandtschaft und 
Schwägerschaft auf die Wahl (Art. 50) und der Wahl der Er- 
satzmänner (Art. 51). — Des weiteren ordnet die KGO. an, daß 
die Wahlen der Prüfung durch die Staatsaufsichtsbehörde und der 
Anfechtung unterliegen und daß die Staats- und Gemeindebehör- 
den sowie die Pfarr- und Standesämter die zur Durchführung der 
Wahl erforderliche Unterstützung gewähren müssen. Endlich 
sieht die KGO. vor, daß durch die KWO. die Befugnis zur Aus- 
übung des Wahlstimmrechts von dem Eintrag in eine ständige 
oder jeweils anzulegende Wählerliste und der Eintrag von der 
eigenen Anmeldung des Weahlstimmberechtigteu abhängig ge- 
macht werden kann, Art. 43 Abs. II; auch soll die KWO. die 
Wahl nach gebundenen Listen für Kirchengemeinden vorsehen 
können; Art. 52 Abs. III. 

Erster Grundsatz der KGO. für die Wahlen ist, daß die 
Pfarrkirchenverwaltung von den wahlstimmberechtigten Pfarrge- 
meindegliedern, die Mutter- oder Tochterkirchenverwaltung von 
den wahlstimmberechtigten Mutter- oder Tochtergemeindegliedern 
gewählt wird. — Besteht zwischen Pfarr- und Tochtergemeinde 
in Ansehung des Ortskirchenvermögens und der Befriedigung der 
Ortskirchenbedürfnisse keine oder nur eine unerhebliche Gemein- 
schaft, so sollen die Tochtergemeindeglieder für die Wahlen der 
Pfarrgemeinde nicht in Betracht kommen; KGO. Art. 42 Abs. I 
und Il. — Ueber die Frage, ob eine erhebliche oder nur eine 
unerhebliche Gemeinschaft besteht, hat zunächst die Staatsauf- 
sichtsbehörde zu entscheiden. Durch diese von der KGÖ. ge- 
troffene Regelung in Art. 42 Abs. II wurde die bisherige Streit- 
frage, unter welchen Voraussetzungen Filialisten, die zu einer 
eigenen Filial- oder Nebenkirchenverwaltung wahlstimmberechtigt 
sind, auch hinsichtlich der Pfarrkirchenverwaltung wahlstimm- 
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berechtigt und wählbar sind, einer befriedigenden Lösung zu- 
geführt. | 

Die Kirchenverwalter einer Gesamtkirchen- 
verwaltung werden, wenn Einzelkirchenverwaltungen vorhanden 
sind, von deren Kirchenverwaltern in einer Versammlung aus ihrer 
Mitte nach den Grundsätzen des Art. 49 und 50 bestimmt, andern- 
falls aber durch die wahlstimmberechtigten Kirchengemeindeglieder 
der Einzelkirchengemeinden oder der Gruppen gewählt, zu wel- 
chen mehrere Kirchengemeinden nach Art. 37 Abs. II Ziff. 2 zu- 
sammengefaßt sind; Art. 42 Abs. V. 

Die Kirchenverwalter der Nebenkirchen-, 
Kapellen- und kirchlichen Friedhofverwal- 
tungen sollen durch die in dem Bezirke wohnenden wahlstimm- 
berechtigten Bekenntnisgenossen gewählt werden. Der Bezirk gilt 
für die Wahlen als Kirchengemeindebezirk; a. a. O. Abs. VI. 

Wahlstimmberechtigt sind die männlichen, selb- 
ständigen Bekenntnisgenossen, die das 25. Lebensjahr vollendet 
haben, die deutsche Reichsangehörigkeit besitzen, im Kirchenge- 
meindebezirk wohnen und von denen ein Steuerbetrag auf eine 
ganz oder teilweise zum Kirchengemeindebezirk gehörige bürger- 
liche Gemeinde oder abgesonderte Markung trifft. Ausgenommen 
vom Wahlstimmrecht, sind aber die Gemeinschuldner während der 
Dauer des Konkursverfahrens, ferner jene Personen, die nicht im 
Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte sind, sowie Personen, die zu 
Zuchthausstrafe oder wegen gewisser Vergehen zu Gefüngnisstrafe 
rechtskräftig verurteilt worden sind; vgl. Art. 43. 

Für die Ausübung des Wahlstimmrechts genügt Veran- 
lagung mit einer direkten Steuer. Tatsächliche Entrichtung 
der Steuer ist nicht gefordert. Steuern der Ehefrau, sofern nicht 
die eheliche Gemeinschaft nach $ 1575 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs aufgehoben ist, und der minderjährigen, im elterlichen Unter- 
halte stehenden Kinder sind bezüglich der Abstimmung 
und Wahlen dem Familienhaupte zuzurechnen, soweit sie für 
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die Erhebung von Kirchenumlagen in der betreffenden Kirchen- 
gemeinde in Betracht kommen können; Art. 106 Abs. V. 

Wähler sind nach zurückgelestem 30. Lebensjahre die 
wahlstimmberechtigten weltlichen Bekenntnisgenossen, die stän- 
dig im Kirchengemeindebezirk wohnen, und denen nicht die Fähig- 
keit zur Bekleidung Öffentlicher Aemter fehlt oder durch beson- 
deren ordnungsmäßig veröffentlichten Ausspruch des zuständigen 
kirchlichen Organs die kirchlichen Gemeinschaftsrechte aberkannt 
sind. Art. 44 Abs. I. — Hienach sind von der Wählbarkeit aus- 
geschlossen: 

a) in der katholischen Kirche dienominatim 
excommunicati: d. h. die excommunicatio latae sententiae, die von 
selbst wirksam wird, ist von Art. 44 nicht mitumfaßt, 

b) inder rechtsrheinischen protestantischen 
Kirche solche Kirehengemeindeglieder, über die „temporelle 
Ausschließung aus der öffentliehen Kirchenversammlung“ nach $ 69 
der Konsistorialordnung vom 8. September 1809 (Weber I 305) 
verhängt ist, 

c) in der protestantischen Kirche der Pfalz 
solche Kirchengemeindeglieder, die mit „temporärer Ausschließung 
aus der Kirchengemeinschaft“ oder mit „Exkommunikation* be- 
legt sind; $ 19 der Vereinigungsurkunde vom 10. Oktober 1818 
(Weber I 741). 

Zweck dieses Einflusses kirchlicher Strafen auf die Wählbar- 
keit zum Kirchenverwalter ist nach der gesetzlichen Begründung 
zum Entwurf einer KGO., „dem an die Spitze der Kirchenverwal- 
tung gestellten Geistlichen die peinliche Lage zu ersparen, im 
Kollegium mit einem Kirchengemeindegliede zusammenwirken zu 
müssen, das in so weıtzehender Weise mit seiner Kirche zerfallen 
ist. Ein solcher Bekenntnisgenosse dürfte auch zur Mitarbeit an 
einer förderlichen Wahrnehmung der Interessen und Angelegen- 
heiten der Ortskirche und der Kirchengemeinde nicht geeignet 
erscheinen“. — Von dem der kirchlichen Oberbehörde eingeräumten 
gesetzlichen Rechte, die Wahl gewisser Personen als Kirchen- 
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verwalter zu beanstanden, wird alsbald zu sprechen sein. — Her- 
vorzuheben ist hier noch, daß die berufsmäßige Tätigkeit im 
Reichs-, Staats-, Hof-, Militär- oder Gemeindedienst ete. nicht 
mehr wie bisher von der Wählbarkeit ausschließt, sondern nur 
noch Ablehnungsgrund bezw. ein Ablehnungsrecht des betreffenden 
Gewählten bildet; vgl. Art. 45. | 

Die regelmäßigen Kirchenverwaltungswahlen sollen von sechs 
zu sechs Jahren im November oder Dezember stattfinden und bis 
15. Dezember beendet sein. — Sie gelten für die sechs auf die 
gesetzliche Wahlzeit folgenden Kalenderjahre (Wahlperiode). 
— Die während der Wahlperiode stattfindenden Wahlen gelten 
für die noch übrige Dauer der ersteren; Art. 47. 

Beider Wahl entscheidet relative Stimmen- 
mehrheit. — Die Reihenfolge der Gewählten bemißt sich nach 
der Zahl der erhaltenen Stimmen. Bei gleicher Stimmenzahl 
richtet sich die Reihenfolge nach dem Lebensalter, wenn die er- 
forderliche Zahl (Art. 37) durch den Eintritt aller nicht über- 
schritten wird. Andernfalls entscheidet das Los; Art. 49. 

Für die Kirchenverwalter sind in demselben Wahlgang in 
gleicher Anzahl Ersatzmänner zu wählen, die für die 
Dauer der Wahlperiode gewählt und nach der gesetzlichen 
Reihenfolge (Art. 49 Abs. II) einberufen werden; KGO. Art. 51. 

B. Zur Regelung des Wahlverfahrens selbst erging auf Grund 
des gesetzlichen Vorbehalts in KGO. Art. 52 Abs. III die König- 
liche Verordnung vom 20. Oktober 1912 über die Wahlen der 
ortskirchlichen Vertretungskörper (Kirchenwahlordnung), GVBl. 
997 ff. 

Die Kirchenwahlordnung regelt in Ergünzung des Art. 48 
K60O., der die Wahlleitung und Stimmgebung behandelt, und des 
Art. 52 zunächst die regelmäßigen Wahlen (I. Vorbereitung der 
Wahl, IL das Wahlverfahren, II. die staatsaufsichtliche Prüfung, 
Ungültigkeit und Anfechtung der Wahl, dann Beanstandung Ge- 
wählter durch die kirchliche Oberbehörde, IV. Einweisung und 
Verpflichtung der Kirchenverwalter), sodann die Wahlen der Kir- 
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chengemeindebevollmächtigten im Laufe der Wahlperiode und die 
Wahlen in besonderen Fällen, endlich die außerordentlichen Wahlen. 

Von den Bestimmungen der KWO. über die Vorbereitung der 
Wahl beı regelmäßigen Wahlen ist hervorzuheben die Vorschrift, 
daß die Vorbereitung der Wahl der Kirchenverwaltung obliegt, 
KWO.81 Abs. I, und daß die Befugris zur Ausübung des Wahl- 
stimmrechts grundsätzlich von dem Eintrag in eine Wählerliste 
abhängig ist; $ 2 Abs. I KWO.; vgl. KGO. Art. 43 Abs. II. — 
Zweck dieser Mafsnahme war es hauptsächlich, aus dem Gesichts- 
punkt der Eintragung in die Wählerliste in der Kirchenwahlord- 
nung das Wahlstimmrecht einzuschränken. — 

Mit staatsaufsichtlicher Genehmigung, um deren Erteilung 
rechtzeitig nachzusuchen ist, kann von der Aufstellung einer 
Wählerliste abgesehen werden. Die Genehmigung soll nur ver- 
sagt werden, wenn triftige Gründe vorliegen; KWO. 82 Abs. II. 

Die Wahl selbst erfolgt ım Falle der Niehtaufstellung einer 
Wählerliste nach freien Listen, bei Aufstellung einer Wählerliste 
aber entweder gleichfalls nach freien Listen oder mit Genehmigung 
der Staatsaufsichtsbehörde nach gebundenen Listen; KWO. $ 2 
Abs. III. 

Die staatsaufsichtliche Prüfung, Ungültigkeit und Anfechtung 
der Wahl, dann die Beanstandung Gewählter durch die kirchliche 
Oberbehörde sind in KWO. S$ 40—43 behandelt. 

Wie schon hervorgehoben, unterliegen die Wahlen 
der Prüfung durch die Staatsaufsichtsbehörde; 
KGO. Art. 52 Abs. I. — Die der Staatsaufsichtsbehörde obliegende 
Prüfung der Wall hat sich darauf zu erstrecken, ob die Vor- 
schriften der KGO. und der KWO. Beachtung gefunden haben. 
KWO. $40 Abs. I. — Zur Ermöglichung dieser Prüfung sind die 
gesamten Wahlverhandlungen vom Wahlkommissär des Hauptwahl- 
ausschusses sofort nach Ablauf der Frist von 14 Tagen nach der 
Bekanntmachung des Wahlergebnisses (Art. 52 Abs. I KGO.) der 
Staatsaufsichtsbehörde vorzulegen. 

Eine Wahl ist ungültig, soweit 
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1. eine nicht wählbare Person gewählt oder 

2. eine wählbare Person zu Unrecht als gewählt erklärt 
wurde. 

Findet die Staatsaufsichtsbehörde beı der 
Prüfung, daß eine Wahl ungültig ist, so hat sie 
nach Einvernahme der Personen, deren Wahl als ungültig in Frage 
steht, verwaltungsrechtliche Entscheidung (nach Art. 8 Ziffer 37, 
Art. 9, 16 ff. des Verwaltungsgerichtshofgesetzes) herbeizuführen; 
KWO.8 41. 

Die soeben angeführten Ungültigkeitsgründe sind die einzigen, 
welche die Ungültigkeit einer Wahl kraft Gesetzes herbei- 
führen. — Andere Gründe machen die Wahl eines Kirchengemeinde- 
gliedes zum Kirchenverwalter zwar möglicherweise anfechtbar, 
lassen aber ihre Gültigkeit zunächst unberührt. Erfolgt innerhalb 
der dafür festgesetzten Frist auch keine Wahlanfechtung, so sind 
solche Verstöße nicht weiter zu beachten. Eine förmliche Be- 
stätigung der Wahl ist nicht vorgesehen. 

Die Wahlen unterliegen innerhalb vierzehn Tagen 
nach der Bekanntmachung des Wahlergebnissess der Anfech- 
tung, KGO. Art. 52 Abs. I, und zwar wenn 

1. bei den dem Wahlgeschäft vorhergegangenen vorbereiten- 
den Maßnahmen, soweit sienach ihrer Zweckbestim- 
mungeinenotwendige Voraussetzung und einen 
wesentlichen Bestandteil des Wahlgeschäftes 
bilden, oder bei der Wahlhandlung wesentliche vor- 
geschriebene Förmlichkeiten verletzt worden sind oder 

2. ein Kirchengemeindeglied durch das Verfahren oder die 
Beschlüsse eines Wahlkommissärs oder Wahlausschusses eine 
rechtswidrige persönliche Benachteiligung erfahren hat. 

Die Wahlanfechtung istinnerhalb der Frist 
sachlich zu begründen, die nachträgliche Geltendmachung 
von Wahlanfechtungsgründen ist ausgeschlossen; KWO. $ 42 Abs.I 
— Ueber den Kreis der zur Wahlanfechtung Berechtigten ist 
a.a. O. Abs. II das Nähere gesagt. — Zur erstinstanziellen Ent- 
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scheidung über Wahlanfechtungen ist die Staatsaufsichtsbehörde 
im verwaltungsrechtlichen Verfahren berufen; a.a.O. Abs. III. — 

Zu den von der KGO. eingeführten Neuerungen anf dem Ge- 
biete der kirchlichen Vermögensverwaltung und der damit zusam- 
menhängenden Fragen gehört auch das den kirchlichen 
OÖberbehörden eingeräumte Recht, die Wahlvon 
gewissen Personen zu beanstanden, eine gesetzliche 
Maßnahme, die bei der Beratung des Gesetzesentwurfs zu einer 
KGO. Gegenstand lebhafter Debatten und Ursache parlamen- 
tarischer Zusammenstöße war, mehr aus prinzipiellen 
Erwägungen wohl, da diese Konzession an die kirchlichen Ober- 
behörden kaum eine bemerkenswerte Zahl praktischer Fälle her- 
vorbringen dürfte. 

Gemäß KGO. Art. 44 Abs. II kann nämlich innerhalb 14 Tagen 
nach der Bekanntniachung des Wahlergebnisses von der kirchlichen 
Oberbehörde die Wahl von Personen beanstandet werden: 

1. die durch offenkundigen unsittliehen Lebens- 
wandel Anlaß zu öffentlichem Aergernis geben, 

2. die durch öffentliche Handlungen eine Verachtung des 
Gottesdienstes und der Religionsgebräuche zu erkennen geben oder 

3. die wegen eines in Art. 43 Abs. I Ziff. 3 angeführten Ver- 
brechens oder Vergehens zu Gefängnisstrafe rechtskräftig verurteilt 
sind, wenn seit der Verbüßung, Verjährung oder Erlassung der 
Strafe mehr als fünf Jahre verflossen sind. 

Die Beanstandung ist von der Wahlanfechtung wohl zu unter- 
scheiden; denn sie richtet sich gegen die Person, während letztere 
die Wahl betrifft. 

Die Beanstandung muß innerhalb der erwähnten Frist von 
14 Tagen bei der Staatsaufsichtsbehörde einkommen, die zur erst- 
instanziellen Bescheidung der Beanstandung im verwaltungsrecht- 
lichen Verfahren berufen ist. Diese hat die Person, deren Wahl 
beanstandet ist, von der Beanstandung zu verständigen und mit 
ihrer Erklärung zu hören, ob sie bestreitet, daß die gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Beanstandung der Wahl gegeben sind; 
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KWO.$ 43 Abs. I. — Ist letzteres der Fall, so erfolgt die Fest- 
stellung nach Maßgabe des Art. 8 Ziff. 37 des Verwaltungsgerichts- 
hofgesetzes in der Fassung des Art. 96 KGO.; vgl. KGO. Art. 44 
Abs. Il. — Beruhigt sich dassegen der Gewählte bei der Bean- 
standung, oder wird im verwaltungsrechtlichen Verfahren rechts- 
kräftig festgestellt, daß die gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Beanstandung der Wahl gegeben sind, so scheidet der beireffende 
Kirchenverwalter aus. 

d) Als erste Frage bei den Gesetzesvorschriften über Wir- 
kungskreis und Geschäftsgang der Kirchenver- 
waltung und ihrer Organe wird von der KGO. die 
gesetzliche Vertretungs- und Verwaltungsbefugnis der Kirchen- 
verwaltung behandelt. 

@. Die Kirchenverwaltung vertritt das ihrer Verwaltung an- 
vertraute ortskirchliche Stiftungsvermögen und die Kirchengemeinde 
in allen rechtlichen Beziehungen. 

Sie besorgt nach Maßgabe der Gesetze die Verwaltung des 
Ortskirchenvermögens und die Befriedigung der Ortskirchenbe- 
dürfnisse. 

Die Kirchenverwaltung hat dafür zu sorgen, daß das ihr 
anvertraute Vermögen erhalten und bestmöglich verwaltet, unstatt- 
hafte Ausgaben vermieden, die dem ortskirchlichen Stiftungsver- 
mögen oder der Kirchengemeinde wirklich obliegenden Ausgaben 
richtig geleistet, und namentlich die unterstellten Gebäude nebst 
Zubehör in gutem Stande erhalten werden; KGO. Art. 53 Abs. I 
bis IIL 

Abs. I a.a. O0. regelt die Vertretungsmacht der Kirchenver- 
waltung im Anschluß an das bisherige diesrheinische Recht. Es 
handelt sich hier um die Vertretung der Kirchengemeinde und der 
Bestandteile des ortskirchlichen Stiftungsvermögens nach außen, 
also gegenüber Dritten, gegenüber Gerichten, Verwaltungsbehörden 
usw. — Die Beurteilung der Frage, wie es sich mit der Ver- 
tretungsmacht der Kirchenverwaltung und einer etwaigen, von den 
Beteiligten bestellten besonderen Vertretung in bezug auf solche 
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Angelegenheiten verhalte, in denen zwar nicht die Kirchenge- 
meinde als juristische Person, aber alle Kirchengemeindeglieder 
oder eine gewisse Klasse derselben mit gleichmäßigen oder ver- 
hältnismäßigen Rechten oder Pflichten wegen des Kirchengemeinde- 
verbandes beteiligt sind, bleibt, wie bisher, der Rechtsprechung 
überlassen. — Da der Kirchenverwaltung kraft Gesetzes die Ver- 
tretung der Kirchgemeinde als solcher übertragen ist, können 
weder andere Vertretungskörper noch Kirehenzemeindeglieder als 
Einzelpersonen Rechte der Kirchengemeinde nach außen unter 
Umgehung der Kirchenverwaltung geltend machen (etwa durch 
Aufstellung besonderer Vertreter), oder selbständig mit Wirkung 
für die Kirchengemeinde Verträge abschließen, Erklärungen ab- 
geben, Prozesse führen oder Beschwerden einlegen. Andererseits 
muß aber die Kirchenverwaltung Beschlüsse der Kirchengemeinde- 
versammlung, die diese innerhalb ihrer Zuständigkeit gefaßt hat, 
vollziehen und die damit verbundenen Weisungen ausführen. 

Abs. Il und Ill a. a. O. stellen im allgemeinen die Verwaltungs- 
pflichten der Kirchenverwaltung und damit ihrer Mitglieder fest, 
vorbehaltlich der hinzutretenden besonderen Verpflichtungen des 
Vorstandes und der besonderen Kirchenverwaltungsorgane (s. unten). 
— Die Verpfliehtung zur bestmöglichen Verwaltung umfaßt u. a. 
auch die Sorge dafür, daß die Einnahmen pünktlich eingezogen, 
die Naturalien möglichst «ut verwahrt und verwertet, dann die 
Kapitalien vorschriftsmäßig nutzbar gemacht und sichergestellt 
werden. — Abweichungen von dem einen oder dem anderen der 
aufgestellten Verwaltungsgrundsätze sind nur nach Maßgabe hier- 
iiber bestehender besonderer Vorschriften zulässig. 

Auch kann die Kirchenverwaltung auf ihre gesetzliche Zu- 
ständigkeit nicht verzichten, insbesondere nicht einzelne Befug- 
nisse anderen Vertretungskörpern zur selbständigen Erledigung 
übertragen. Es ergibt sich vielmehr auf dem Gebiete der KGO. 
die grundsätzliche Zuständigkeit der Kirchenverwaltung in allen 
Angelegenheiten, welche mit der Verwaltung des Ortskirchenver- 
mögens und der Befriedigung der Ortskirchenbedürfnisse zusam- 
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menhängen. Für die Zuständigkeit der Kirchenverwaltung streitet 
die Vermutung; sie besteht nur insoweit nicht, als sie ausdrück- 
lich anderen Organen oder anderen Vertretungskörpern vorbe- 
halten ist. 

Im einzelnen bringt die KGO. Vorschriften für die 
Kirchenverwaltung über die gemeinschaftlich zu führende Haus- 
haltung der Kirchenstiftung und Kirchengemeinde, iiber Herstel- 
lung des Voranschlags sämtlicher voraussehbarer Einnahmen und 
Ausgaben des gemeinschaftlichen Haushalts der beiden ortskirch- 
lichen Rechtssubjekte bei notwendig werdender Umlagenerhebung, 
iiber die Beschlußfassung bei Auftreten nicht vorgesehener unver- 
meidlicher Ausgaben und Mehrausgaben (KGO. Art. 60), und über 
die Verpflichtung. die Voranschläge und Kirchenrechnungen vor 
Einsendung an die Staatsaufsichtsbehörde (KGO. Art. 73 ff.) den 
kirchlichen Oberbehörden auf deren Verlangen mitzuteilen. — 
Die übrigen Bestimmungen über die Vermögensverwal- 
tung, namentlich über die Vermögenssicherung, sowie über das 
Kassen- und Rechnungswesen werden nach Einvernahme der kirch- 
lichen Oberbehörden durch Ministerialvorschrift getroffen (Ver- 
waltungsordnung); KGO. Art. 62. — Diese Verwaltungs- 
ordnung soll nach der Begründung zum Entwurf einer KGO. das 
Streben nach möglichster Geschäftsvereinfachung und die Rück- 
sichtnahme auf eine ausreichende, aber nicht allzu ängstliche 
Sicherstellung des Ortskirchenvermögens, namentlich des ortskirch- 
lichen Stiftungsvermögens, zu vereinigen trachten. Eine gesetz- 
liche Festlegung hält die Gesetzesbegründung für diese Ver- 
waltungsnormen nicht empfehlenswert, da letztere einerseits mehr 
spezieller umd technischer Natur sind, anderseits aber den wech- 
selnden Bedürfnissen und Anschauungen der Zeit unter Berück- 
sichtigung der jeweils gemachten Erfahrungen angepaßt werden 
sollen. 

Von einem ähnlichen Gedanken ist die von der KGO. ein- 
geführte Institution der sog. Ortskirchensatzungen getragen. 


Es erschien nämlich bei Verleihung des Selbstverwaltungsrechtes 
12* 
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an die Kirchengemeinden angemessen, ihnen nach dem Vorgange 
anderer Staaten auch allgemein die Befugnis einzuräumen, ihre 
Verhältnisse und Einrichtungen innerhalb der gesetzlichen Schran- 
ken zu regeln. Daher können außer den in der KGO. besonders 
vorgesehenen Fällen (vgl. Art. 14 Abs. III, 19 Abs. Il, 37 Abs. I, 
42 Abs. II, IV, 53 Abs. IV) auch sonst auf der Grundlage der 
KG0O., d. h. bezüglich solcher Materien, die in den Wirkungs- 
bereich der KGO. fallen, den örtlichen Verhältnissen und Bedürf- 
nissen entsprechende Einrichtungen und Regelungen durch Orts- 
kirchensatzungen getroffen werden. 

Ueber Erlassung von Ortskirchensatzungen beschließt, vor- 
behaltlich des Art. 23, die Kirchenverwaltung. — Simultane Orts- 
kirchensatzungen bedürfen der gesonderten Zustimmung der Kır- 
chenverwaltung der beteiligten Religionsteile. — In protestantischen 
Kirchengemeinden, in welchen Kirchengemeindebevollmächtigte 
eingeführt sind, müssen diese vor der Erlassung mit ihren Er- 
innerungen gehört werden. 

Jede Ortskirchensatzung bedarf staatsauf- 
sichtlicher Genehmigung. Die kirchliche Oberbehörde 
wird einvernommen; KGO. Art. 54. — Die Forderung staatsauf- 
sichtlicher Genehmigung wurde nach der Gesetzesbegründung auf- 
gestellt im Hinblick auf die Tragweite der meisten dieser Rege- 
lungen, auf die Verschiedenheit der dabei in Betracht kommen- 
den tatsächlichen und rechtlichen Gesichtspunkte, auf den Um- 
stand, daß einerseits die Kirchenverwaltung regelmäßig ohne einen 
weiteren Vertretungskörper Beschluß faßt, und daß anderseits die 
kirchliche Oberbehörde einzuvernehmen ist. 

Im Hinblick auf die Tatsache, daß das Interesse der Kirchen- 
gemeinden den Interesse von ortskirchlichem Stiftungsvermögen, 
insbesondere dem der Kirchenstiftung nicht widerstreitet, schuf 
endlich die KGO. für solche Fälle eines Interessenwiderstreites Maß- 
regeln zur geeigneten Vertretung der betr. ortskirchlichen Rechts- 
subjekte; Art. 55. 

ß. Im Zusammenhang mit der Kirchenverwaltung regelt die 
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KGO. im dritten Abschnitt noch die Pflichten des Kir- 
chenverwaltungsvorstands, Art. 56, 57, de Auf- 
stellungvon Kassenverwaltern (Kirchenpflegern, Kir- 
cheneinnehmern) für die Kassen- und Rechnungsführung des orts- 
kirchlichen Stiftungsvermögens und der Kirchengemeinde (Art. 58, 
59), sowie den Geschäftsgang der Kirchenverwaltung 
und der für bestimmte Geschäfte vorgesehenen besonderen 
Ausschüsse, Art. 63, 64, der sich nach den hierüber zu er- 
lassenden ministeriellen Vorschriften und mangels dieser nach den 
von den Kirchenverwaltungen selbst aufgestellten Geschäftsord- 
nungen zu gestalten hat. 

2. Das Rechtsinstitut der Kirchengemeindeversamm- 
lung, das schon dem bisher geltenden rechtsrheinischen Reclıte 
angehörte, wurde von der KGO. beibehalten. Die KGO. folgt da- 
bei weiter auch dem schon bisher beobachteten Grundsatze, wo- 
nach die Kirchengemeindeversammlung mit beschränkten Zu- 
ständigkeiten als der normale weitere Vertretungskörper betrach- 
tet wırd, dessen Ersatz durch einen aus Wahlen hervorgehenden 
Vertretungskörper nur ausnahmsweise unter Würdigung der kon- 
kreten Verhältnisse zugelassen werden kann; vgl. unten Ziffer 3 
über Kirchengemeindebevollmächtigte. 

Die Zuständigkeit der Kirchengemeindeversanımlung ist so 
festgestellt, daß sie in einer möglichst eng begrenzten Zahl von 
Fällen Platz greift, weil die Kirchengemeindemitglieder ohnehin 
durch die von ihrem gewählten Kirchenverwalter in der Kirchen- 
verwaltung vertreten sind und deshalb, sowie im Interesse der 
Einfachheit der Geschäftsführung nur selbst da zusammenberufen 
werden sollen, wo es nicht wohl umgangen werden kann, was 
übrigens auch schon der Grundgedanke des $ 104 des rev. Ge- 
meindeedikts gewesen ist. 

a) In den gesetzlich bestimmten Fällen erfolgt die Beschluß- 
fassung der Kirchengemeinde durch die Kirchengemeindeversamm- 
lung, sofern nicht an deren Stelle Kirchengemeindebevollmächtige 
treten; Art. 65 Abs. I. 
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Ueber die „gesetzlich bestimmten Fälle“ ist Art. 23 
Abs. II (Umlagenerhebung), Art. 23 Abs. III (Kirchengemeinde- 
dienste), Art. 34 Abs. I, Art. 35 Abs. I (Anlehensaufnahmen zu 
Lasten der Kirchengemeinde), Art. 36 Abs. IV (Aufhebung einer 
Kirchenverwaltung) besonders zu vergleichen. — Aber auch in 
anderen Fällen kann die Kirchenverwaltung einen Beschluß der 
Kirchengemeindeversammlung veranlassen. Dieser geht dann dem 
Beschluß der Kirchenverwaltung vor. wenn es sich um eine eigene 
Angelegenheit der Kirchensremeinde handelt; a. a. O. Abs. II. — 
Diese Bestimmung gewährt den praktischen Vorteil, daß bei 
schwankender Zuständigkeitsgrenze zwischen Kirchenverwaltung 
und Kirchengemeindeversammlung die Kirchenverwaltung, um 
sicher zu gehen, vorsorglich einen Kirchengemeindeversammlungs- 
beschluß veranlassen kann. Wenn dann dieser mit dem Kirchen- 
verwaltungsbeschluß übereinstimmt. können Zuständigkeitsbeden- 
ken nicht mehr erhoben werden. Ohne oder gegen den Willen 
der Kirchenverwaltung soll aber eine Ausdehnung der gesetzlichen 
Zuständigkeit der Kirchengemeindeversammlung nicht Platz greifen. 

b. Zur Teilnahme an der Kirchengemeindever- 
sammlung mit je einer Stimme sind berufen alle 
männlichen, volljährigen, selbständigen, im Besitze der deutschen 
Reichsangehörigkeit und der bürgerlichen Ehrenrechte befind- 
lichen Bekenntnisgenossen, die im Kirchengemeindebezirk wohnen 
und von denen ein Steuerbetrag auf die Kirchengemeinde trifft. 

Ist an der Angelegenheit nur ein Teil des Kirchengemeinde- 
bezirks beteiligt, so beschränkt sich die Stimmberechtigung auf 
jene, von denen ein Steuerbetrag auf diesen Teil trifft. — Wenn 
eine Tochtergemeinde sich an der Wahl der Pfarrkirchenverwal- 
tung nicht zu beteiligen hat (Art. 42 Abs. I), so nehmen die 
Tochtergemeindemitglieder auch an der Kirchengemeindeversamm- 
lung der Pfarrgemeinde nicht teil; hinsichtlich etwaiger gemeinschaft- 
licher Angelegenheiten, für welche die Zuständigkeit der Kirchen- 
gemeinderersammlung begründet ist, finden gesonderte Kirchen- 
gemeindeversanmlungen statt; Art. 66 Abs. II—IV. 
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e. Was die Geschäftsführung und Beschlußfas- 
sung der Kirchengemeindeversammlung anbelangt, 
so „soll“ vor der Beschlußfassung in der Kirchengemeindeversamn- 
lung eine Vorberatung in der Kirchenverwaltung stattfinden; 
Art. 66 Abs. I. — Aus der Redewendung „soll stattfinden“ ist 
zu schließen, daß die Beachtung dieses Art. 66 Abs. I nicht eine 
Voraussetzung der Rechtsgültigkeit eines Kirchengemeindever- 
sammlungsbeschlusses bilden soll, vielmehr stellt die Bestimmung 
des Art. 66 Abs. I eine Ordnungsvorschrift dar, auf deren Beach- 
tung staatsaufsichtlich, gegebenenfalls disziplinär eingewirkt wer- 
den kann. 

Die Kirchengemeindeversammlung ist, falls nicht ohnehin 
sämtliche im Kirchengemeindebezirke sich aufhaltenden Stimm- 
berechtigten anwesend sind, ohne Rücksicht auf die Zabl 
der anwesenden Stimmberechtigten besehlußfähig, 
wenn sie unter Angabe des Beratungsgegenstandes durch öffent- 
liche Bekanntmachung oder durch Ladung jener Stimmberechtig- 
ten berufen wurde; Art. 67 Abs. I. — Bei diesem Verzicht auf 
die Festsetzung einer Mindestpräsenz können unter Umständen sehr 
wenige Personen über eine Angelegenheit zu entscheiden haben. 
Allein nach dem Willen des Gesetzes soll es genügen, wenn den 
Stimmberechtigten Gelegenheit gegeben war, bei der Ent- 
scheidung mitzuwirken. Wer nicht erscheint, überläßt eben den 
Erscheinenden die Entscheidung über den bei der Einberufung 
angegebenen Beratungsgegenstand. — Der Kirchenverwaltungs- 
vorstand ist Vorsitzender mit Stimmrecht und handhabt die Ord- 
nung; Art. 56 Abs. IV mit Art. 66 Abs. V. Ein Antrag ist 
angenommen, wenn mehr als die Hälfte der anwesenden Stimm- 
berechtigten sich dafür erklärt; Art. 67 ‘Abs. II. 

Die Abstimmung kann mündlich oder schriftlich erfolgen. 
Ueber die Verhandlung ist ein Protokoll zu errichten; a. a. O. 
Abs. II. 

3. „Wo mit Rücksicht auf die Zahl der Stimmberechtigten, 
die räumliche Ausdehnung des Kirchengemeindebezirks, oder son- 


172 Abhandlungen. 


stige besondere Verhältnisse der Zusammentritt einer Kirchen- 
gemeindeversammlung Schwierigkeiten begegnet, kann zu ihrem 
Ersatze bei gegebener Veranlassung ein aus gewählten 
Kirchengemeindebevollmächtigten bestehender Vertretungskörper 
eingeführt werden. Die Entscheidung hierüber erfolgt auf An- 
trag der Kirchenverwaltung oder von Amts wegen nach Einver- 
nahme der kirchlichen OÖberbehörde durch die Staatsaufsichts- 
behörde. Auf gleichem Wege kann die Aufhebung des Vertretungs- 
körpers stattfinden, wenn die Veranlassung, die für die Einführung 
desselben maßgebend war, weggefallen ist;* KGO. Art. 68 Abs. I 
und II. 

Der Ausdruck „Kirchengemeindebevollmächtige* wurde von 
der KGO. an die Stelle der bisherigen „Kirchengemeinderepräsen- 
tation“ gesetzt, während das Rechtsinstitut selbst geblieben ist und 
nur durch die KGO. einige Fortbildungen erfahren hat. Im Inter- 
esse der Verhütung einer allzu weit gehenden Macht der Kirchen- 
gemeindebevollmächtigten fügte die KGO. die Bestimmung ein, 
daß nach Wegfall der Veranlassung zur Einführung von Kirchen- 
gemeindebevollmächtigten dieser Vertretungskörper wieder aufge- 
löst werden kann. 

Die Zahl der Kirchengemeindebevollmächtig- 
ten ist dreimal so groß als die regelmäßige Zahl der Kirchen- 
verwalter und beträgt mindestens zwölf; Art. 69. Die Vorschrif- 
ten der KGO. über die Wahlen der Kirchenverwalter finden größ- 
tenteils auf die Wahl der Kirchenwsemeindebevollmächtigten ent- 
sprechende Anwendung, Art. 70. Aber ein Kirchenverwalter kann 
nicht zugleich Kirchengemeindebevollmächtigter sein; Art. 69 
Abs. II. Kommt trotz wiederholten Versuchs die Wahl einer 
genügenden Anzahl von Kirchengemeindebevollmächtigten nicht 
zustande, so kann die Staatsaufsichtsbehörde aussprechen, daß die 
Kirchenverwaltung allein zu der erforderlichen Beschlußfassung 
zuständig sei; Art. 71. — Den Geschäftsgang regelt Art. 72. 

„Uebereinstimmende Beschlüsse der Kirchenverwaltung und 
der Kirchengemeindebevollmächtigten ersetzen einen Beschluß der 
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Kirchengemeindeversammlung. Dies gilt auch, wenn die Kir- 
chenverwaltung einen Beschluß der Kirehengemeindebevollmächtig- 
ten in einer eigenen Angelegenheit der Kirchensemeinde frei- 
willig veranlaßt; geschieht dies in einer anderen Angelegenheit, 
so ist der Beschluß der Kirchenverwaltung maßgebend; Art. 68 


Abs. VI. 


IV. 


Der vierte Abschnitt der KGO. trägt die Betitelung „Staats- 
aufsicht und Handhabung der Disziplin“. 

In diesem Abschnitt begegnet uns als Hauptneuerung 
gegenüber dem bisherigen Recht die Umwandlung der Ku- 
ratel in eine bloße Staatsaufsicht und damit die 
Ausgestaltung der bisherigen Ansätze zu einer 
SelbstverwaltungnachdemVorbildeder@emeinde- 
ordnungen. Allerdings konnte, so führt die Gesetzesbegrün- 
dung aus, den Kirchengemeinden die Bewegungsfreiheit nicht 
durchweg in dem gleichen Umfang eingeräunt werden, wie sie 
den politischen Gemeinden zusteht: denn hier handelt es sich in 
überwiegendem Maße um Stiftungsvermögen, sohin um nur 
anvertrautes Gut, während wirkliches Kirchengemeinde- 
vermögen, von Friedhöfen abgesehen, verhältnismäßig sehr selten 
ist. Demgemäß muß der Staat sich und den kirchlichen Ober- 
behörden hier einen größeren Einfluß sichern, als er sich bei dem 
unter Verwaltung der politischen Gemeinden stehenden örtlichen 
Stiftungsvermögen vorbehalten hat. Aus dem Gesichtspunkt des 
verfassungsmäßigen Schutzes des Stiftungsvermögens (Tit. IV $ 10 
Verf.-Urk., $$ 47, 75 Relig.-Ed.) muß die KGO. auf dem Gebiete 
der staatlichen Aufsicht darauf Bedacht nehmen, daß ausreichende 
Handhaben bestehen, um auf die Erhaltung und Nutzbarmachung 
des Stiftungsvermögens, sowie auf die richtige Verwendung seiner 
Erträgnisse hinwirken zu können. Dies um so mehr, als es sich 
dabei nicht nur häufig zugleich um die Wahrung der Interessen 
subsidiärer Baupflichtiger (geistlicher und weltlicher Zehent- und 
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Patronatsherren usw.), sondern insbesondere fast überall darum 
handelt, von den jetzigen und künftigen Kirchengemeindegliedern 
die Einführung oder Erhöhung von Umlagenlasten möglichst fern 
zu halten. 

Der staatliche Einfluß auf die pflegliche Behandlung und Ver- 
waltung des Stiftungsvermögens äußerte sich bis zum Inkraft- 
treten der KGO. in der staatlichen Kuratelgewalt, die in weit- 
gehendem Maße, auch in kleineren Dingen, die kirchliche Ver- 
mögensverwaltung beherrschte. Allein in einer Reihe von Ange- 
legenheiten, die bisher der staatlichen Kuratelgenehmigung unter- 
lagen, erschien der den Behörden verursachte Arbeitsaufwand als 
unverhältnismäßig groß ım Vergleiche mit der hiedurch gebotenen 
Möglichkeit, in einzelnen Fällen Schaden abzuwenden. 

Demgemäß soll die bisherige, sehr weit ausgedehnte Kura- 
tel durch eine eingeschränktere, gestzlich fest wumschriebene 
„Staatsaufsicht* ersetzt werden. Zugleich soll aber auch das bis- 
herige so zeitraubende und den Geschäftsgang belastende System 
der Doppelkuratel d. i. der kumulativen Kuratel- und Oberkuratel- 
genehmigung fallen. 

Sonach unternimmt die KGO. die möglichste Versöhnung 
und Vereinigung zweier sich entgegenstehenden Prinzipien: 

1. Schutz des Stiftungsvermögens und der Gemeininter- 
essen; 

2. Bewegungsfreiheit der ortskirchlichen Vertretungskörper 
d. i. Selbstverwaltung der Kirchengemeinden in den eigenen An- 
gelegenheiten wie in jenen des ortskirchlichen Stiftungsvermögens, 
die ihnen anvertraut sind. 

Für die Kirchschaffneien, Pfründestiftungen etc. bleiben die 
bestehenden Kuratelnormen bis auf weiteres in Kraft. 

1. Der Staatsaufsicht untersteht die Verwaltung 
der Angelegenheiten des ortskirchlichen Stiftungsvermögens und 
der Kirchengemeinden, beim ortskirchlichen Vermögen auch dann, 
wenn es unter besonderer Verwaltung (Art. 6 Abs. I) oder unter 
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einer Nebenkirchenverwaltung (Art. 36 Abs. II Ziff. 3) steht. 
KG0. Art. 73 Abs. I. 

Diese wird unter der Öberleitung des zuständigen Staats- 
ministeriums durch die Verwaltungsbehörden ausgeübt und zwar 
in erster Instanz für ortskirchliches Stiftungsvermögen und Kir- 
chengemeinden mit dem Sitze in unmittelbaren Städten durch die 
vorgesetzte Kreisregierung, sonst durch das vorgesetzte Bezirks- 
amt. Letztere Behörden sınd, soweit nicht ein anderes bestimmt 
ist, zuständig, wo die KGO. schlechthin von der Staatsaufsiehts- 
behörde oder von standesaufsichtlicher Genehmigung spricht; 
K60. Art. 73 Abs. II und III. 

Von unmittelbaren Städten abgesehen, hat also das Bezirks- 
amt die Vermutung der Zuständigkeit für sich. Der Schwerpunkt 
der Staatsaufsicht soll nunmehr infolge Beseitigung der Doppel- 
kuratel auch für die wichtigeren Fälle beim Bezirksamt 
ruhen, das den Verhältnissen am nächsten steht und mit der 
freieren Verfügungsgewalt zugleich die volle Verantwortlichkeit 
zu übernehmen hat. Die Zuständigkeit höherer Staatsaufsichts- 
stellen (Kreisregierung, Ministerium) ist aus besonderen Gründen 
in einzelnen Fällen ausdrücklich vorgesehen, hat aber auch da 
nicht die Natur der bisherigen Oberkuratelgenehmigung. 

2. Der Umwandlung der Staatskuratel in eine bloße Staats- 
aufsicht entspricht es, daß die KGO. auch den Wirkungskreis 
und die Gegenstände der Staatsaufsicht einer sorg- 
fältigen gesetzlichen Behandlung unterzog. 

a. Zunächst umschreibt die KGO. die allgemeinen 
Befugnisse der Staatsaufsicht, in der Hauptsache nach 
Analogie des Gemeinderechts. Dem Gemeinderecht ist auch der 
Ausdruck „Staatsaufsicht“ als einheitliche Bezeichnung für die 
gegenüber einem Selbstverwaltungskörper (hier Kirchengemeinde, 
Kirchenstiftung) bestehenden staatlichen Aufsichts- und Schutz- 
befugnisse positiven und negativen (prohibitiven) Charakters ent- 
nommen. 
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Dieser Begriffsbestimmung entsprechend erstreckt sich die 
Handhabung der Staatsaufsicht darauf: 

1. daß die gesetzlichen Schranken der den ortskirchlichen 
Stiftungen oder den Kirchengemeinden zustehenden Befugnisse 
nicht zum Nachteile des Staates, der Gemeinden oder anderer 
öffentlicher Verbände überschritten werden: 

2. daß die gesetzlichen Vorschriften beobachtet werden, 
durch die irgendwie das Ermessen der ortskirchlichen Ver- 
tretungskörper innerhalb des Kreises ihrer Befugnisse be- 
schränkt ist; 

3. daß die den ortskirchlichen Stiftungen oder Kirchenge- 
meinden gesetzlich obliegenden öffentlichen Verpflichtungen er- 
füllt und 

4. daß die gesetzmäßigen Vorschriften über die Geschäfts- 
führung beobachtet werden. 

Die Staatsaufsichtsbehörden haben zu diesem Zwecke das 
Recht der Kenntnisnahme von der Tätigkeit der ortskirchlichen 
Vertretungskörper, insbesondere das Recht der Amts- und Kassen- 
vısıtation; Art. 74 Abs. I und Il. 

In Abs. III a. a. O. ist vorgesehen, daß gesetzwidrige Be- 
schlüsse, der ortskirchlichen Vertretungskörper, deren Zurück- 
nahme nicht binnen einer angemessenen Frist erfolgt, durch die 
zuständige (Art. 73 Abs. II und III) Staatsbehörd außer 
Wirksamkeit gesetzt, nicht auch daß sie abgeändert werden. 
Die etwa erforderliche neuerliche Beschlußfassuug ist dem orts- 
kirchlichen Vertretungskörper zu überlassen. Hier soll also die 
prohibitive Seite der Staatsaufsicht zur Geltung 
kommen. 

Unterläßt eine ortskirchliche Stiftung oder eine Kirchenge- 
meinde, die ihr obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen, gesetz- 
lich notwendige Ausgaben in den Voranschlag aufzunehmen oder 
erforderlichenfalls außerordentlich zu genehmigen, oder die zur 
Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen nötigen Kirchengemeinde- 
dienste anzuordnen, so ist sie unter Angabe des Gesetzes aufzu- 
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fordern, binnen einer angemessenen Frist die zur Erfüllung der 
Verpflichtung erforderlichen Beschlüsse zu fassen; a. a. O. Abs. V. 

Wird innerhalb der vorgesetzten Frist die gesetzliche Not- 
wendigkeit, der Umfang oder die Art der Leistung bestritten, so 
hat die Behörde hierüber, vorbehaltlich des Beschwerderechtes 
(Art. 80; s. unten) Beschluß zu fassen, wobei auf die Frage der 
leistungsfähigkeit besondere Rücksicht zu nehmen ist. Die kirch- 
liche Oberbehörde wird einvernommen; a. a. OÖ. Abs. VI. 

Wird die endgültig festgestellte Verpflichtung innerhalb einer 
angemessenen Frist nicht erfüllt, so hat die Staatsaufsichts- 
behördean Stellederortskirehlichen Vertretungs- 
körper die zum Vollzuge nötigen Verfügungungen zu treffen, 
insbesondere auch die etwa erforderliche Umlage anzuordnen und 
deren Erhebung auf Kosten der Kirchengemeinde zu veranlassen; 
% a. 0. Abs. VII. In dieser Bestimmung äußerst sich die posi- 
tive Seite der Staatsaufsicht, die dann zur Geltung komnt, wenn 
es sich um die unterlassene Erfüllung gesetzlicher Pflichten han- 
det. Im Abs. VII a.a. O. wirddie Befugnis der Staats- 
aufsichtsbehörden zu positivem Eingreifen an 
Stelle der ortskirchlichen Vertretungskörper, das Recht zur 
sog. Zwangsetatisierung, im Einklang mit dem bisheri- 
gen pfälzischen Rechte und dem Gemeinderecht in einer jeden 
Zweifel ausschließenden Weise festgestellt. Bisher war diese 
Befugnis für die Landesteile rechts des Rheins von der Theorie 
bestritten. 

Von gleicher Bedeutsamkeit erscheint die a. a. O. Abs. X 
vorgenommene Beseitigung des rechts des Rheins und in der Pfalz 
bisher erforderlichen Streitkonsenses, an dessen Stelle nach dem 
neuen durch die KGO. geschaffenen Rechte lediglich eine An- 
zeigepflieht hinsichtlich solcher Zivilprozesse vorgesehen wird, 
die nicht die laufende Verwaltung mit sich bringt, also z. B. 
Eigentums- oder Dienstbarkeits- oder zivilrechtliche Baulastpro- 
zesse: „Soll für oder gegen ortskirchliches Stiftungsvermögen ein 
Zivilprozeß, welchen nicht die laufende Vermögensverwaltung mit 
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sich bringt, geführt oder in weiterer Instanz fortgeführt werden, 
so hat die Kirchenverwaltung unter Darlegung des Sachverhaltes 
Anzeige an die Staatsaufsichtsbehörde zu erstatten. Diese ist be- 
fugt, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsver- 
teidigung mutwillig oder aussichtslos ist, der Kirchenverwaltung 
die Führung oder Fortführung des Rechtsstreits jederzeit bei 
Meidung von Disziplinarmaßregeln zu untersagen, die Fortführung 
in weiterer Instanz jedoch nicht, wenn der Gegner das Rechts- 
mittel eingelegt hat. Soweit nicht Gefahr auf dem Verzuge 
obwaltet, wird die kirchliche Oberbehörde einvernommen.* 

Diese Vorschrift gilt auch, wie aus vorstehendem zu ersehen 
ist, wenn gewen ortskirchliches Stiftungsvermögen ein solcher 
Zavilprozeß eingeleitet ist und es sich nun darum handelt, ob er 
in der Beklagtenrolle geführt werden soll. Bei Mutwilligkeit oder 
Aussichtslosigkeit der beabsichtigten Rechtsverteidigung kann auch 
hier die Führung des Prozesses untersagt werden, so daß dem 
Klaganspruche zu genügen ist. — Die Anzeige ist für jede In- 
stanz gesondert erforderlich. — Die Untersagung der Fortführung 
kann nicht nur bei Fortführung in weiterer Instanz, sondern auch 
im Laufe des Verfahrens der gleichen Instanz erfolgen, soweit 
sich nachträglich ergibt, daß die Rechtsverfolgung oder Rechts- 
verteidigung mutwillig oder aussichtslos ist. Die Staatsaufsichts- 
behörde kann z. B. nach Einforderung eines Berichts über das 
Ergebnis einer Beweisaufnahme zu nachträglicher Untersagung 
der Fortführung des Rechtsstreites Grund haben. Jedenfalls soll 
die Vorschrift eine Handhabe bieten, der Gefährdung des Stif- 
tungsvermögens durch prozeßsüchtige Verwaltungsmitglieder 
zu begegnen. 

Auf Zivilprozesse fürund gegendieKirchen- 
gemeinde als solche bezieht sich die Bestimmung nicht; 
diese soll hier die gleiche unabhängige Stellung wie die bürger- 
liche Gemeinde haben. 

b) Das Hauptverzeichnis der Fälle, in denen staatsauf- 
sichtliche Genehmigung erforderlich ist, enthalten die 
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Artikel 75—78 der KGO. Daneben sind nur die „durch Ge- 
setz“ besonders vorgesehenen Fälle vorbehalten. Durch Ver- 
ordnung oder Ministerialvorschrift können also künftig weitere 
Fälle der erforderlichen staatsaufsichtlichen Genehmigung nicht 
geschaffen werden. 

Gemäß KGO. Art. 75 ist außer in den durch Gesetz beson - 
ders bezeichneten Fällen die staatsaufsichtliche Genehmigung not- 
wendig bei Erwerb, Veräußerung oder Belastung von Grundstücken 
oder Rechten, für welche die sich auf Grundstücke beziehenden 
Vorschriften des bürgerlichen Rechtes gelten, bei dauernden Kul- 
turveränderungen an Grundstücken, bei Uebernahme fortdauernder 
oder wiederkehrender Ausgaben oder sonstiger bleibender Lasten, 
bei neuer oder veränderter Verteilung des gemeinschaftlichen Ver- 
waltungsaufwandes, bei freiwilligen außerhalb des eigentlichen 
Stiftungszweckes liegenden Leistungen aus Mitteln des ortskirch- 
lichen Stiftungsvermögens, wenn sie nicht ohnehin verfassungs- 
mäßig unzulässig sind, dann bei freiwilligen Leistungen aus Mitteln 
der Kirchengemeinde außerhalb des Kreises der Ortskirehenbedürf- 
nisse, wenn sie überhaupt mit den Aufgaben der Kirchengemeinde 
vereinbart sind, bei Anlegung von Geldern und bei Gewährung 
von Nachlässen oder außerordentlichen Vergütungen an Kirchen- 
verwaltungsmitglieder, nahe Angehörige von solchen, Kirchenge- 
meindebevollmächtigte oder ortskirchliche Bedienstete. 

Die im bisherigen Kuratelrecht geübte Unterscheidung in dem 
Sinne, daß die Kuratelgenehmigung gegenüber der Kirchenstif- 
tungen und Kirchengemeinden in unmittelbaren Städten 
erst von einer bestimmten Summe an, bei den übrigen Kirchen- 
gemeinden aber „ohne Rücksicht auf die Größe der Summe“ er- 
forderlich war, vgl. die $$ 123 mit 123 und 131 des revidierten 
Gemeinde-Edikts, wurde bei der von der KGO. vorgenommenen 
selbständigen Neuregelung der Staatsaufsichtsverhältnisse als inner- 
lich nicht genügend gerechtfertigt beseitigt; denn es gibt in un- 
mittelbaren Städten auch kleine, in sonstigen Orten auch große 
Stiftungen und Kirchengemeinden. ' 
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Auch die Mitwirkung der kirchlichen Oberbehörden ist bei 
den oben genannten Fällen, teils in Form der bloßen Einvernahme 
teils in Form der Zustimmung. in ausgedehntem Maße vorgesehen. 
Dadurch wurde den kirchlichen Oberbehörden gerade in den wich- 
tigsten Maßnahmen bei der Verwaltung des Kirchenvermögens 
eine den Stautsaufsichtsbehörden gewissermaßen ebenbürtige Stel- 
lung eingeräumt. insofern die Zustimmung der kirchlichen Ober- 
behörde eine Voraussetzung der Rechtswirksamkeit des betreffen- 
den Kirehenverwaltungsbeschlusses bildet; vgl. KGO. Art. 11 
Abs. V. 

Die bisherigen verordnungsmäßigen und sonstigen Normen, 
wonach alle Renovationen und Bauvornahmen im Kircheninnern, 
sowie alle Neuanschaffungen von Kircheneinrichtungsgegenständen 
staatlicher Genehmigung bedürfen, wurden von der KGO. nicht 
in vollem Umfange aufrecht erhalten. Die KGO. stellt vielmehr 
das Erfordernis der staatlichen Genelimigung nur insoweit auf, als 
essichausdem GesichtspunktderDenkmalspflege 
als notwendig erweist. Insoweit das aber der Fall, fordert die 
KG0O. die staatliche Genehmigung im öffentlichen Inter- 
esse, nieht bloß ım Interesse des betreffenden ortskirchlichen 
Rechtssubjekts: vgl. Art. 76, auch Art. 77. 

c) Ein wichtiger Bestandteil des Wirkungskreises der Staats- 
aufsichtsbehörden ist deren Tätigkeit bei Beschwerden und 
Streitigkeiten aufdem Gebiete der KGO. 

&. Gegen die in erster Instanz gefaßten Beschlüsse der Staats- 
aufsichtsbehörden können die Kirchenverwaltungen oder die sonst 
zuständigen Verwaltungsorgane binnen 14 Tagen ausschließender 
Frist Beschwerde ergreifen. -— Dienächsthöhere Behörde 
entscheidetin letzter Instanz, soweit nieht eine Zu- 
ständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes begründet ist; KGO. 
Art. 80 Abs. I und III 

Art. 80 hat nur jene Fälle im Auge, in denen sich lediglich 
die Staatsaufsicht und eine Kirchenverwaltung oder das sonst zu- 
ständige Verwaltungsorgan gegenüberstehen, also nicht ein 
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drittes,rechtlichbeteiligtes Subjekt als Streits- 
teil auftritt. — In der Wendung: „soweit nicht eine Zu- 
ständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes begründet ist“ liegt im 
allgemeinen folgendes: 

1. Die Zuständigkeit der Regierung ist nicht letztinstanziell, 
soweit der Verwaltungsgerichtshof angerufen werden kann. 

2. Die letztinstanzielle Zuständigkeit des Ministeriums bei 
erstinstanzieller Zuständigkeit der Regierung greift insoweit nicht 
Platz, als der Verwaltungsgerichtshof zuständig ist. 

Die Kirchenverwaltung hat Beschwerde zu ergreifen, wenn die 
Kirchengemeindeversammlung oder dieKirchengemeindebevollmäch- 
tigten in einer eigenen Angelegenheit der Kirchengemeinde diesrecht- 
zeitig beschließen; Art. 80 Abs. II. — Ist zuungunsten einer Kirchen- 
stiftung, eines sonstigen Bestandteils des ortskirchlichen Stiftungs- 
vermögens oder einer Kirchengemeinde ein anfechtbarer Beschluß 
oder Bescheid in einem Verfahren auf dem Gebiete der KG0O. 
ergangen, so hat der Kirchenverwaltungsvorstand sofort eine Be- 
schlußfassung der Kirchenverwaltung darüber herbeizuführen, ob 
Beschwerde zu ergreifen sei oder nieht. Will in einem solchen 
Falle die Kirchenverwaltung in einer eigenen Angelegenheit der 
Kirchengemeinde gegen einen Beschluß der Staatsaufsichtsbehörde 
Beschwerde nicht erheben, so ist veranlaßtenfalls der Kirchenge- 
meindeversammlung oder den Kirchengemeindebevollmächtigten so 
zeitig Gelegenheit zur Beschlußfassung zu geben, daß gegebenen- 
falls Beschwerde noch innerhalb der vierzehntägigen Frist ergriffen 
werden kann; $ 21 der allgem. Vollz. Vorschriften zur KGO. 
vom 19. X. 1912. i 

B. Streitigkeiten in bezug auf Leistungen 
einzelner für kirchliche Zwecke werden von der 
Distriktsverwaltungsbehörde in erster Instanz entschieden. 

Im übrigen ist für Streitigkeiten auf dem Gebiete der 
KGO. die Staatsaufsichtsbehörde in erster Instanz zuständig. 

Beschwerden sind binnen 14 Tagen ausschließender Frist zu- 
lässig. Die nächsthöhere Behörde entscheidet in letzter Instanz, 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIII. 2. 13 
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soweit nicht eine Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes be- 
gründet ist; Art. 81 Abs. I und II. 

Im Gegensatz zu Artikel 80, der ausschließlich bei Meinungs- 
verschiedenheiten und Konflikten zwischen der Staatsaufsicht und 
der Kirchenverwaltung handelt, bezieht sich Art. 81 auf alle 
sonstigen Streitigkeiten, bezüglich deren eine Regelung des 
Instanzenzuges von der KGO. erwartet werden kann und nicht 
schon in abweichenden Sondervorschriften der KGO. vorge- 
nommen ist. 

Bei Streitigkeiten in bezug auf Leistungen einzelner für 
kirchliche Zwecke ist die Distriktsverwaltungsbehörde, also in un- 
mittelbaren Städten der Stadtmagistrat zuständig. — Bei den 
übrigen Streitigkeiten i. S. des Art. 81 Abs. I Satz 2 kann es 
sich sowohl um Streitigkeiten handeln, bei denen der Verwaltungs- 
gerichtshof letzte Instanz ist (vgl. z. B. Art. 8 Ziff. 37 VGG. 
i- d. Fassung des Art. 96b KGO.), als auch solchen, denen ein 
verwaltungsrechtlicher Charakter nicht zukommt, eine Zuständig- 
keit des VGH. daher entfällt; vgl. hiezu Art. 74 Abs. IV, 
Art. 81 Abs. III. 

3. Den Beschluß des dritten Abschnittes bilden Vorschriften 
über den Urlaub der Kirchenverwaltungsorgane und der weltlichen 
Kirchendiener, die gleichzeitig einen Schuldienst versehen, Art. 82, 
sowie Bestimmungen über die Verhängung von Ordnungsstrafen 
und die Handhabung der Disziplinargewalt gegen die Kirchen- 
verwalter und die sonstigen ortskirchlichen Organe; Art. 83 und 
84 KGO. 


V. 


Im fünften und letzten Abschnitt, der die Ueberschrift „Be- 
sondere und Schlußbestimmungen“ trägt, vereinigt die KGO. 
u. a. eine Reihe von Bestimmungen, die dem eigentlichen System 
der KGO. nicht gut eingefügt werden konnten, aber gleichwohl 
in der KGO. wegen ihres Zusammenhangs damit untergebracht 
werden mußten. 
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1. Hierunter fallen zunächst die von der KGO. Art. 85—89 
getroffenen Bestimmungen über die Reichnisse und Stol- 
gebühren. 

Die Reichnispflicht ist durch die KGO. nicht allgemein 
begründet, sondern als eine besondere, bereits gegebene Verpflich- 
tung da, wo sie besteht, lediglich aufrecht erhalten worden. Da 
es sich bei den hienach in Rede stehenden Leistungen ausschließ- 
lich um Angelegenheiten der Kirchengesellschaften handelt, 
und diese Leistungen meist für den einzelnen nicht drückend sind, 
auch den Interessen der Bodenkultur nicht entgegenstehen, hielt 
es die KGO. an sich nicht für eine Aufgabe des Staates, die 
Ablösung der Reiehnisse unter Aufwendung staatlicher Mittel 
selbst in die Hand zu nehmen. 

Da aber die KGO. als Gesetz, das sich den Zeitverhältnissen 
anpassen mußte, nicht verkannte, daß die fraglichen Reichnisse in 
verschiedenen Richtungen zu erheblichen Anständen führen, er- 
schien es ihr veranlaßt, für eine anderweitige Regelung der ein- 
schlägigen Verhältnisse den zunächst Beteiligten die Bahn tun- 
lichst frei zu machen. 

Deshalb erklärt die KGO. die zur Leistung öffentlich- 
rechtlicher Reichnisse — die Einbeziehung der bürgerlich- 
rechtlichen Reichnisse in diese Regelung hielt die KGO. mit 
ihrer Aufgabe und ihrem ganzen System nicht vereinbar — Ver- 
pflichteten für befugt, de Umwandlung von öffentlich- 
rechtlichen Naturalreichnissen in ein festes jährliches 
Geldreichnis zu verlangen sowie die Ablösung öffentlich- 
rechtlicher Natural- oder Geldreiehnisse mit dem 
25 fachen Betrag des Durchschnittswertes ode: der festen Jahres- 
leistung herbeizuführen; Art. 86. — Auch können die in einer 
Kirchengemeinde bestehenden Verpflichtungen zu öffentlich-recht- 
lichen Reichnissen nach Einvernahme der Berechtigten von der 
Kirchengemeinde auf dem gesetzlichen Wege (Art. 23) übernommen 
und in entsprechender Anwendung des Art. 86 Abs. I und II 


umgewandelt oder abgelöst werden; Art. 87. 
13* 
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Auch die Ablösung von Stolgebühren undver- 
wandten Abgaben an Geistliche und weltliche Kirchendiener 
gegen eine den Bezussberechtisten zu gewährende Entschädigungs- 
rente durch die Kirchengemeinde ist vorgesehen; Art. 89. Im 
übrigen bilden die Stolgebühren wegen ihrer Stellung im Pfründe- 
recht keinen Gegenstand der KGO. 

2. Der zweite Titel des fünften Abschnitts sieht die Bildung 
einer Simultankirchenverwaltung in den Fällen 
vor, wo ein Simultanverhältnis bezüglich rentierenden ortskirch- 
lichen Stiftungsvermögens, dessen Verwaltung nicht dem einen 
Religionsteil allein zukommt, oder bezüglich der Befriedigung von 
Ortskirchenbedürfnissen besteht. Im übrigen finden bei bestehen- 
dem Simaltanverhältnisse zwischen Kirchengemeinden verschiedenen 
Bekenntnisses die Vorschriften der KGO. auf die Verwaltung 
gemeinsamen ÖOrtskirchenvermögens, auf den Wirkungskreis der 
Vertretungskörper hinsichtlich der Simultankirche oder des son- 
stigen Gegenstandes des Simultaneums und die Befriedigung der 
gemeinsamen ÖOrtskirchenbedürfnisse entsprechende Anwendung; 
Art. 90—22. 

3. Von der im dritten Titel des fünften Abschnitts der KGO. 
vorgenommenen Abänderunganderer Gesetze ist außer 
der Neufassung der Art. 8 Ziff. 11 und Ziffer 37, sowie der Art. 10 
Ziffer 3 und Ziffer 12 VGG. (Art. 96 KG0O.) besonders hervor- 
zuheben die Einstellung eines Artikels 60a bzw. 44a in die 
beiden Gemeindeordnungen; KGO. Art. 93. — Nach dieser Neu- 
bestimmung kann bei Uebernahme freiwilliger Leistungen für einen 
reinen Kultusbedarfs durch eine Gemeinde oder Ortschaft jeder die 
Umlageentrichtung hiefür ablehnen, der im Falle der Deckung 
des Kultusbedarfs durch Kirchen- oder Kultusumlagen nicht bei- 
tragspflichtig wäre. Soweit hienach nicht Befreiung eintritt, 
können juristische Personen oder nicht rechtsfähige Vereine i. S. 
des Art. 21 KGO. eine verhältnismäßige Abminderung der Bei- 
tragsleistung verlangen, wenn die Möglichkeit einer Heranziehung 
zu Gemeinde- oder Ortsumlagen für Zwecke mehrerer Religions- 
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teile besteht. Eine ganze oder verhältnismäßige Befreiung tritt 
jedoch nicht ein, soweit eine Gemeinschaft des Bedürfnisses oder 
(febrauches besteht, ferner wenn ein besonderes Rechtsverhältnis 
eine Beitragspflicht oder eine andere Bemessung des Beitrags be- 
gründet, schließlich wenn in sonstigen Fällen jene Leistungen der 
Gemeinde oder Ortschaft insgesamt für das Rechnungsjahr weniger 
als 3% des Steuersolls betragen. — Durch diese Bestimmungen 
(Art. 60 a/44a) wurde der bisher rechts d. Rh. geltende Artikel V 
des Umlagengesetzes von 1819 in bezug auf G@emeinde- oder Orts- 
nmlagen für Kultuszwecke ersetzt. 

4. Im vierten Titel a. a. O. sind die besonderen Be- 
stimmungen für die Pfalz niedergelegt; Art. 97—103. 

5. Der fünfte Titel enthält die Schlußbestimmungen; Art. 
104—112. 

a) Art. 104 will einen Weg eröffnen, auf dem eine Ver- 
einigung der Kirchenvorstands- und Kirchenverwaltungsbefug- 
nisse inderevangelischen Kirche r. d. Rh. erreicht werden 
kann. Er entspricht der für die Pfalz vorgesehenen Bestimmung 
in Art. 103 Abs. III. — Durch eine solche Vereinigung, welche 
der freien Entschließung der Kirchengewalt vorbehalten ist, würde 
in unbedenklicher Weise die kirchlicherseits angestrebte bessere 
Erfüllung der Kirehvorstandsaufgaben durch ein lebensfähiges 
Organ und eine Vereinfachung der Organisation erreicht werden 
können. Auch für die reformierten Kirchengemeinden r.d. Rh. 
ist in ähnlicher Weise wie es Art. 103 Abs. III—-VI für die 
Pfalz tut, eine Uebertragung der innerkirchlichen Befugnisse der 
Presbyterien auf die Kirchenverwaltung vorgesehen; Art. 105. 

b) Als Zeitpunkt des Inkrafttretens der K@V. 
ist für die Landesteile r. d. Rh. und für die katholische Kirche 
in der Pfalz der 1. Januar 1913 bestimmt, Art. 110, während für 
die protestantische Kirche der Pfalz das Inkrafttreten der KGO. 
dureh Kgl. Verordnung geregelt wird; Art. 111. 

c) Mit dem Inkrafttreten der KGO. tritt eine Reihe bis- 
heriger, in Art. 112 Abs. I näher bezeichneter Vorschriften außer 
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Wirksamkeit, daneben „alle sonstigen entgegenstehenden gesetz- 
lichen, insbesondere partikularrechtlichen Bestimmungen, dann alle 
entgegenstehenden oder durch die KGO. und die hiezu ergehen- 
den Vorschriften ersetzten Verordnungen, Instruktionen und 
generalisierten Entschließungen“; Art. 112 Abs. Ile. — An Vor- 
schriften zur KG0O. ergingen bis jetzt — außer den allgemeinen 
Vollzugsvorsehriften zur KGO. v. 19. X. 1912 — eine Kgl. Ver- 
ordnung vom 20. Oktober 1912 über die Wahlen der ortskirch- 
lichen Vertretungskörper (die bereits oben genannte Kirchen- 
wahlordnung), ferner eine Bekanntmachung vom 20. Oktober 1912, 
betr. Formblätter für die Wahlen der ortskirchlichen Vertretungs- 
körper; vgl. zu sämtlichen Vorschriften GVBl. 1912 Nr. 65. 
Seite 997 ff. 

d) Unberührt von der KGO. bleiben die ver- 
fassungsgesetzlichen Bestimmungen, ferner, soweit nicht die KGO. 
‚ausdrückliche Bestimmungen enthält, die Rechtsnormen und Rechts- 
verhältnisse hinsichtlich der Kirchen- und Schulbaulast, der welt- 
lichen Kirchendiener und der Begräbnisplätze. — Unberührt 
bleiben ferner die Vorschriften über die Befugnisse der kirch- 
lichen Organe (kirchliche Oberbehörde, Pfarrer, Kircbenrektor, Kir- 
chenvorstand, Presbyterium) hinsichtlich der dem gottesdienstlichen 
Gebrauche gewidmeten Sachen; KGO. Art. 112 Abs. III und IV. 

Diese Materien boten nach den Ausführungen der Gesetzes- 
begründung einer ersprießlichen Regelung solche Schwierigkeiten, 
daß die ohnehin Schwierigkeiten genug in sich bergende Gesetzes- 
vorlage mit ihnen nicht belastet werden durfte, wollte nicht das 
Zustandekommen des ganzen Gesetzes unnötig erschwert werden. 
Ueberdies stehen die fraglichen Rechtsnormen und Rechtsverhält- 
nisse mit den Aufgaben der KGO. nur lose im Zusamimenhang. 


C. 


Die KGO. ist ein Gesetzgebungswerk, das zweifellos von 
hohem gesetzgeberischen Talent Zeugnis ablegt. Darum verdient 
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sie auch, der Parteien Gunst und Haß entrückt, durch die baye- 
rische Verwaltungspraxis zum Nutzen der Kirche und zum An- 
sehen des Staates jener gedeihlichen Wirksamkeit und bewährten 
Brauchbarkeit zugeführt zu werden, die alle auf die KGO. ge- 
setzten Erwartungen rechtfertigen. 
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Austritt aus der Landeskirche durch Anschluss an 
Sekten nach Mecklenburg-Schwerinschem Kirchenrecht. 


Erachten vou 


Geh. Justizrat Professor Lic. Dr. Sachsse in Rostock. 


I. 


Nach katholischem Kirchenrecht ist ein Austritt aus der 
Kirche und eine Ausschließung aus ihr unmöglich. Ketzer, Apo- 
staten, Exkommunizierte bleiben Glieder der Kirche. 

Die altprotestantische landeskirchliche Anschauung steht auf 
sleichem Standpunkt. Die mecklenburgische Revidierte Kirchen- 
ordnung fol. 242 versagt öffentlichen Feinden der Wahrheit, als 
halsstarrigen Papisten, Sakramentierern, Wiedertäufern, gleich an- 
deren öffentlichen Sündern das christliche Begräbnis. 


II. 


Nach dem heutigen evangelisch-kirchlichen und staatlichen 
Recht steht die Zugehörigkeit zur Kirche nicht mehr unter Zwang. 
Austritt — mit oder ohne Uebertritt zu einer anderen Religions- 
gemeinschaft — steht frei. 

Eine Ausschließung aus der Kirche ist dem evangelischen 
Kirchenrecht fremd geblieben. 

Auch in Mecklenburg steht Austritt aus der Landeskirche — 
mit Uebertritt zu einer anderen Religionsgemeinschaft oder ohne 
solchen — frei; dabei sind bestimmte Formen für den Uebertritt 
oder Austritt nicht vorgeschrieben. 
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So auch das Urteil des Oberlandesgerichts zu Rostock vom 
25. April 1896 (Meeckl. Zeitschr. für Rechtspflege XV S. 107), 
das daher die ernstlich gemeinte mündliche Austrittserklärung 
gegenüber dem parochus proprius für ausreichend erachtet (nicht 
für erforderlich erklärt). 

II. 

Willensäußerungen, für die keinerlei Form als unerläßlich 
vorgeschrieben, können auch stillschweigend erfolgen durch sog. 
konkludente Handlungen. Nicht selten liegt in solchen eine zu- 
verlässigere Offenbarung des Willens als in einer förmlichen Er- 
klärung. 

Tritt ein Glied unserer Landeskirche einer anderen Religions- 
gemeinschaft bei, so liegt ın solchem Beitritt ein Uebertritt und 
ein Austritt aus der Landeskirche, ohne daß es einer ausdrück- 
lichen Austrittserklärung bedürftee Zugehörigkeit zur Landes- 
kirche und Zugehörigkeit zu einer anderen Religionsgemeinschaft 
sind nach dem geltenden Recht unserer Landeskirche unvereinbar. 

Das ist zu entnehmen aus der vierten der durch das Reichsper- 
sonenstandsgesetz veranlaßten Zirkularverordnungen des Schweriner 
Oberkirchenrates, die durch Allerhöchste (oberbischöfliche) Ver- 
ordnung vom 4. November 1875 bestätigt worden sind als Zu- 
sammenstellung derjenigen „Bestimmungen und Weisungen, welche 
sich für die Verwaltung des Predigtamts..... aus dem geltenden 
Rechte der evangelisch-lutherischen Kirche in Unseren Landen er- 
geben“, mit dem Befehl, darnach zu verfahren (Millies, Zır- 
kularverordnungen des Oberkirelienrats 1895 S. 162 f.): 

nach I. 2. e (S. 178) bleiben vom heiligen Abendmahl 
Suspendierte Glieder der Kirche, denen selbstverständlich pa- 
storale Sorgfalt zuzuwenden, aber wenn sie Anlaß nähmen, 
‚sich ausdrücklich von der Gemeinschaft unserer Kirche 
loszusagen oder zu einer anderen Kirchen- oder Religions- 
gemeinschaft überzutreten, würden zu Solchen allerdings die 
Geistlichen unserer Kirche fernerhin kein Verhältnis der Pflicht 
mehr haben“ — 
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nach II. 7.—8. (S. 181) ist das ungetauft gebliebene Kind, 
das nach vollendetem 14. Lebensjahr mit eigenem Willen sich 
taufen zu lassen weigert, „fortan als Glied der Kirche nicht 
anzusehen noclı zu behandeln* — und wenn „Eltern aus An- 
laß der Taufverweigerung ihren Austritt aus unserer Kirche 
erklären oder zu einer anderen Kirchen- oder Religionsgemein- 
schaft übertreten, so sind sie damit samt ihren unerwachsenen 
Kindern selbstverständlich der ferneren Wirksamkeit des Pastors 
entrückt* — 

nach III. 4. (S. 182) haben solche, die nach vollendetem 
14. Lebensjahre selbstwillig sieh konfirmieren zu lassen ver- 
weigern, „sich der Abendmahls- und Kirchengemeinschaft selbst 
entzogen“, sind daher bis zur Nachholung der Konfirmation 
„als Glieder der Kirche nicht anzusehen und zu behandeln‘; 
doch werden die Pastoren solchen seelsorgerlich nachgehen, um 
sie der Kirchengemeinschaft wieder zuzuführen, „falls sie nicht 
etwa sich zu einer anderen Kirchen- oder Religionsgemein- 
schaft tun“. 

Damit steht im Einklang, was wir aus einem Referat (v. Ber- 
lepsch) für die Eisenacher Kirchenkonferenz von 1884 erfahren 
(Allgem. Kirchenblatt f. d. ev. Deutschland 1884 S. 468): 

„In Mecklenburg-Schwerin sind die Geistlichen in Rostock 
und in den anderen Kirchspielen, in welchen Irvingianer auf- 
tauchen, angewiesen worden .... solchen Personen, die sich 
der Sekte anschließen und als Glieder derselben in den Ver- 
zeichnissen aufgeführt erscheinen, von Amts wegen auszusprechen, 
daß sie sich damit von der Gemeinschaft der lutherischen Kirche 
geschieden haben und Seiten dieser nicht mehr als ihre Glieder 
anerkannt und behandelt, nicht mehr von ihr ad sacra admit- 
tiert werden können, zugleich aber ihren Gemeinden von der 
Kanzel mit namentlicher Nennung bekannt zu geben, daß und 
warum diese Personen der Gemeinschaft der lutherischen Kirche 
nicht mehr angehören.“ 
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IV. 
Die Feststellung eines Uebertritts kann Schwierigkeiten be- 
reiten. Besuch fremden Gottesdienstes — auch häufiger — ist 


noch kein Uebertritt. Selbst bei einer Sakramentsgemeinschaft 
kann je nach Umständen die Absicht bloßer Gastgemeinschaft 
vorliegen. 

Ein Bekenntnis der Zugehörigkeit, Zustimmung zur Aufnahme 
in die Mitgliederliste, Uebernahme eines geistlichen oder leitenden 
Amtes in der fremden Religionsgemeinschaft sind einer Ueber- 
trıtts-- und Austrittserklärung gleichzuachten. 

Jede Beziehung zu anderen Religionsgemeinschaften recht- 
fertigt seelsorgerisches Nachgehen. Das kann Anlaß geben zu 
einer Austrittserklärung oder — ihr gleichstehend — zu einem 
Bekenntnis der Zugehörigkeit zur fremden Religionsgemeinschaft. 


V 


Wenn der durch Uebertritt zu einer anderen Religionsgemein- 
schaft aus der Landeskirche Austretende oder Ausgetretene diesem 
Austritt widerspricht, und zwar nicht im Sinne einer Abkehr von 
der anderen Gemeinschaft oder einer Leugnung des Beitritts zu ihr, 
sondern dergestalt, daß er die geständliche Zugehörigkeit zur ande- 
ren Religionsgemeinschaft und die Zugehörigkeit zur Landeskirche 
miteinander verbinden und beide zugleich aufrecht erhalten will, 
so ist die Begründung und Aufrechterhaltung seiner Zugehörigkeit 
zur anderen Religionsgemeinschaft für den erfolgten Austritt aus 
der Landeskirche entscheidend und sein hiergegen sich richtender 
Widerspruch als sog. protestatio facto contraria unbeachtlich und 
wirkungslos. 

Dies deshalb, weil er durch den Anschluß an die andere Ge- 
meinschaft einen Tatbestand will und verwirklicht, der mit recht- 
licher Notwendigkeit und unter Ausschluß eines gegenteiligen 
Beliebens den Austritt aus der Landeskirche in sich schließt. 

Der Fall liegt also nicht anders als bei dem, der durch Fort- 
zug aus dem örtlichen Bereich der Landeskirche ausscheidet — 
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auch dieser tritt damit stillschweigend aus der Landeskirche aus 
und kann nicht seine Zugehörigkeit zu ihr aufrecht erhalten durch 
eine dahin gehende Willenserklärung. 


VI 


Ist ein Angehöriger der Landeskirche zu einer anderen Reli- 
gionsgemeinschaft übergetreten — wenn auch ohne Austrittser- 
klärung oder auch unter ausdrücklicher gegenteiliger Erklärung 
— so ist jedermann — in den ihm zustehenden Formen — be- 
fugt, ıhn trotz seines Widerspruchs als einen Ausgetretenen an- 
zusehen, zu bezeichnen und zu behandeln. 

Ehenso auch jede staatliche oder kirchliche Amtsstelle, die 
als solche sich mit ihm und seiner Religionszugehörigkeit zu be- 
fassen hat — unter Einhaltung der etwa durch besondere ver- 


bindliche Normen oder Weisungen gezogenen Schranken. 
Die Verordnung der Schweriner Kirchenkommission v. 23. Januar 
1849 (bei A. B. Schmidt, Der Austritt aus der Kirche 1893 S. 343) 
fordert u. a. für die Anzeige des Austritts von der Kanzel Zustimmung 
des Superintendenten. Ueber die nicht zweifellose Fortgeltung dieser 
Verordnung s. A. B. Schmidt S. 52ff. Vgl. aber auch Zirkularver- 
ordnung vom 18. Mai 1852 (Millies S.28). 


Die Annahme eines stillschweigenden Austritts aus der Kirche 
durch Anschluß an Sekten hat viele Gegner. Die Verneinung ist 
selbstverständlich, soweit zwingende Austrittsformen eingreifen; 
das aber ist in Preußen und anderen Staaten der Fall. Nicht 
selten wird auch die nur deklaratorische Feststellung des erfolgten 
Austritts als eine Zwangsausschließung hingestellt und bekämpft. 

Hier war die gestellte Rechtsfrage unter Ausschluß kirchen- 
politischer, pastoraler, gesetzgeberischer Erwägungen nach dem 
in Mecklenburg-Schwerin geltenden Recht zu beantworten. 

In Preußen hat der durch 842 ALR. II, 11 anerkannte 
altherkömmliche Uebertritt durch Teilnahme an den wesentlich 
unterscheidenden Religionshandlungen einer anderen Religions- 
partei nach dem Austrittsgesetz vom 14. Mai 1873 nur Geltung 
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bei Uebertritt „von einer Kirche zur anderen“ (Kirche = Religions- 
gemeinschaft mit Korporationsrechten) und befreit nicht von den 
Lasten des bisherigen Verbandes. 

Die Eisenacher Kirchenkonferenz von 1884 
(Protokolle nebst Beilagen im Allgem. Kirchenblatt f. d. ev. 
Deutschland 1884 S. 321—600) hat bei der Verhandlung über 
das Sektenwesen einen Antrag Kliefoth, Polstorff, Uhl- 
horn, daß Gemeindeglieder, die sich sektiererischen Gemein- 
schaften tatsächlich anschließen, 

„nach vorgängigem seelsorgerlichem Verfahren als der Landes- 
kirche nicht mehr angehörig zu erklären und bis zur etwaigen 
Rückkehr zu behandeln* — 
abgelehnt und der Forderung ernster, nach Umständen bis zur 
Entziehung der kirchlichen Gemeinderechte sich steigernder Kirchen- 
zucht die Einschränkung beigefügt: 
„soweit sie nicht nach dem Gesetz der einzelnen Landeskirche 
als aus den Rechten der evangelischen Kirchengemeinschaft völlig 
ausgeschieden zu betrachten sind.“ 
(5. 353—54. 594 a. a. O.). | 

Th. Braun, „Ueber Gemeindemitgliedschaft in der Landes- 
kirche* in der Zeitschrift für Kirchenrecht XXI (1886) S. 401 ff., 
besonders S. 435-—-41 bekämpft die Annahme stillschweigenden 
Austritts der Sektierer unter Behandlung des preußischen Rechts 
und läßt offen, ob sich die Annahme „nach den Gesetzen einzelner 
deutscher Landeskirchen mit mehr Recht behaupten läßt“. 

Von Bedeutung sind vornehmlich: 

A.B. Schmidt, Der Austritt aus der Kirche, Lpz. 1893 
(seine Abhandlung in der Festschrift für Friedberg 1908 bringt 
Ergänzungen, die hier ohne unmittelbares Interesse) — und 

K. Köhler, „Ueber Austritt und Ausschluß aus der Kirche“ 
in der Zeitschrift für Kirchenrecht XXV (1893) S. 1—29. 

Beide können hier als Gewährsmänner gelten. Schmidt kennt 
die mecklenburgischen Zirkularverordnungen von 1875 nur für 
Strelitz. 
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v. Kirchenheim, Kirchenrecht 1900 S. 355 verneint die 
Frage stillsehweizenden Austritts durch Anschluß an Sekten und 
erklärt sie für eine Frage nur der Kirchenzucht unter Verweis 
auf die Eisenacher Verhandlungen. So auch nnverändert in der 
2. Auflage 1911 8. 285 — jedoch nun mit dem Zusatz: 

„Allerdings wird man durch konkludente Handlungen Aus- 
tritt annehmen müssen, wenn, wie es z. B. in Kassel vorkam, 
ein Mitglied der reformierten Gemeinde als Pastor der lutheri- 
schen angestellt wird! Sollte man ihn nach dem Wortlaut der 
Gesetze ın erster zur Steuer heranziehen ?* 

C. Schmidt (Öberkirchenrat in Schwerin), Mecklenburg- 
Schwerinsches Kirchenrecht mit besonderer Rücksicht auf Theo- 
losen, 1908 S. 87: 

„Ausschließung aus der Landeskirche in dem Sinne, 
daß jemand gegen seinen Willen als ein Solcher behandelt wird, 
der durch sein mit der Zugehörigkeit zur evangelisch-lutherischen 
Kirche unvereinbares Verhalten sich selbst von der Landeskirche 
geschieden habe, und daß seine dagegen etwa eingelegte Ver- 
wahrung als sog. protestatio facto contraria anzusehen, sein 
Verhalten also einer ausdrücklichen Erklärung des Austritts 
gleichzustellen ist, läßt sich auf einen anerkannten Satz des 
positiven Rechts nicht begründen, steht jedenfalls dem Pastor 
aus eigener Macht nicht zu.“ 

Es ist nicht bekannt, daß der Schweriner Oberkirchenrat einen 
von unseren Feststellungen oben zu III abweichenden Standpunkt 
eingenommen hätte. 
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Patronat und innere Kolonisation. 
Von 


Dr. Thümmel, Konsistorial-Assessor in Stettin. 


Durch die fortschreitende innere Kolonisation und die damit 
verbundene Aufteilung der Landgüter gewinnt die in Wissenschaft 
und Rechtsprechung umstrittene Frage nach dem Schicksal des 
Patronats bei Gutsteilungen immer erneute Bedeutung. Die fol- 
genden Ausführungen möchten zur Klärung der Fragen beitragen, 
welche Folgen für das Realpatronat im Sinne des Allgemeinen 
Landrechts bei Aufteilung des Patronatsguts unter Belassung von 
Restgrütern und ferner bei dessen vollständiger Zertrümmerung in 
kleine Ackernahrungen sich ergeben. 

Während in der ersten Frage insoweit Einigkeit herrscht, als, 
solange von einem „Gute“ noch die Rede sein kann, dem Guts- 
besitzer Rechte und Pflichten des Patronats zugeschrieben werden, 
und strittig nur der Zeitpunkt ist, in welchem ein „Gut“ aufhört 
„Gut“ zu sein, so wird die zweite Frage in der widersprechendsten 
Art und Weise beantwortet: Michels! nimmt an, daß bei Zer- 
stückelung des Guts das Patronat ruhe, bis die Trennstücke wieder 
vereinigt würden, und Hinschius’, daß Rechte und Pflichten als 
Kompatronat auf sämtliche Teilstücke übergehen; Koch® und 

ı Dissertatio in augur.: Quaestiones controversae de jure patronatus, 
Berolini 1857. 


? Zeitschr. f. Kirchenrecht 7. Jahrgang S. 1 ff. 
® Kommentar z. ALR. zu $ 598 II 11. 
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Schoen * dagegen verneinen. weil das Landgut, mit dessen Besitz 
das Patronat verbunden sei, zu bestehen aufhöre, zxehe auch das 
Patronat unter, Koch folgert weiter, daß die Patronatslasten als 
Reallasten fernerhin auf den Parzellen haften bleiben, während 
nach Schoens Auffassung Rechte und Pflichten erlöschen. 

Die Prüfung der rechtlichen Natur des dinglichen Patronats 
wird zu einer genüsend sicheren Entscheidung führen. 

In der ersten Entwicklung des Patronats, welche in den ger- 
manischen Ländern bis in die karolingische Zeit zurückzuverfolgen 
ist, fußt die Einräumung patronatähnlicher Rechte auf rein privat- 
rechtlicher Auffassung. 

Da die kirchlichen Gebäude größtenteils auf den Herrenhöfen 
der Grundberren erbaut und anfangs, weder Pfarrgottesdienste in 
ihnen gehalten noch Sakramente gespendet, sondern nur Messen 
gelesen wurden, so wurde das Herrschaftsverhältnis des Grundherrn 
wie auf andere auf seinem Eigentum befindlichen Sachen, so auch 
auf die Kirche ausgedehnt, ohne daß das Kirchenregiment anfangs. 
mit Rücksicht auf die geringe Bedeutung der Angelegenheit, gegen 
die Beziehung des Eigentums auch auf das Gotteshaus eingrift. 
Die Grundherren stellten nicht bloß unter Uebergehung der Archi- 
diakonen uneingeschränkt die Geistlichen an ihren Kirchen an und 
setzten sie ab, sondern sie verkauften auch die Kirchen, vererbten 
und verschenkten sie. Der Grundherr, der sie als propria ecclesia 
ansah, fühlte sich nur verpflichtet, die Kirche ihrem Zwecke zu 
erhalten. Diese Anschauung war längst eingewurzelt, als im Laufe 
der Zeit die Verbreitung des Christentums und die Zunahme der 
Bevölkerung aus den Privatkirchen der Güter Pfarrkirchen ge- 
macht hatte ®. 

Vielfach wurde auch die Vogtei, welche insbesondere an Groß- 
grundbesitzer verliehen wurde, eine Veranlassung zur Einmischung 
in die kirchliche Verwaltung. Die Vogtei war anfangs als ein 
Dienst gedacht, in dem die Vögte Gerichtsbarkeit und Aufsicht 


* Evang. Kirchenrecht 2. Bd. 1. Abt. S. St. 
5 Hinschius, Katholisches KR. Bd. 2. S. 623. 
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über die Verwaltung der ihrem Schutz anbefohlenen kirchlichen 
Anstalt üben sollten, wurde aber bald in der Weise mißbraucht, 
daß die Vörte nicht nur die Kirchen zu ihren Gunsten arg mit 
Abgaben belasteten, sondern auch, wie Patrone, ein unbeschränktes 
Besetzungsrecht für sich in Anspruch nahmen !. So geschah es, 
daß bis zum 11. Jahrhundert die Rechtsauffassung herrschte, das 
Besetzungsrecht sei, gleichgültig, ob auf Grund Eigentums oder 
der Vogtei, wie ein unbeschränktes Recht tiber die Kirche zu 
behandeln. 

Die Maßnahmen, welche nunmehr das Kirchenregiment gegen 
die zahlreichen hierdurch hervorgerufenen Mißstände traf, hatten 
gegenüber der festeingewurzelten Sitte zunächst keinen Erfolg. 
Erst im 12. Jahrhundert trat die Reaktion kraftvoll hervor, indem 
die kirchliche Gesetzgebung das aus dem Eigentum und aus der 
Vogtei hergeleitete Besetzungsrecht verneinte, die weltliche Grund- 
lage des Rechts hinter die kirchliche zurückstellte und das „jus 
patronatus“ als ein jus spirituali annexum kennzeichnete: die Kir- 
chenstiftung wurde eine der Voraussetzungen des Rechtserwerbs, 
die Verleihung durch das Kirchenregiment indes zum Erwerbs- 
grund. Als Folge ergab sich hieraus, daß Patronatstreitigkeiten 
vor die geistlichen Gerichte gelangten und dadurch ermöglicht 
wurde, den päpstlichen Anordnungen und Verboten durch die 
Rechtsprechung Wirksamkeit zu verschaffen. Diese Reehtsauf- 
fassung bewirkte notwendigerweise, daß die Befugnisse des Be- 
rechtigten ein anderes Gepräge wie bisher erhielten: die persön- 
liche bevorzugte Stellung in der Kirche, die das Eigentum oder 
die Vogtei gewährte, wurde ihm in einzelnen Beziehungen durch 
Zubilligung von Ehrenrechten gewährt, die bisherige schranken- 
lose Verfügungsgewalt sank zu einem Recht des Schutzes und der 
Aufsicht über das Gut der Kirchen herab ?, und die Beteiligung 
der Grundherren an der Ernennung der Geistlichen wurde in ein 


! Richter, KRecht II S. 666. Schulte, Kath. KR. S. 666. Hinschius, 
Kath. KRecht 2. S. 629 Anm. 2. 
»C.9 23. 24 X de jure patronatus. 
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auch zeitlich begrenztes jus praesentandi verwandelt! ?, das erst 
nach hinzutretender kirchlichen Bestätigung zur Berufung ins 
Amt führte. 

Dureh die Gesetzgebung Alexander III. sind die in dem Pa- 
tronat vereinigten Rechte und Pflichten aus dem Rahmen des 
Privatrechts herausgehoben und zu einem innerhalb der kirchlichen 
Sphäre liegenden Individualrecht kirchlich -öffentlich rechtlicher 
Natur gestaltet worden. Das Allgemeine Landrecht hat diesen 
Begriff übernommen. Im landrechtlichen System hat der Patron 
in der Parochie neben dem Geistlichen und den weltlichen Kirchen- 
dienern eine hervorragende Rechtsstellung, kraft deren seine Wirk- 
samkeit auf die Pfarrwahl, insbesondere aber auch auf das Paro- 
chialsachenrecht, sich erstreckt. Die kirchliche und politische 
Natur des Patronatrechts erhellt einerseits aus der für den Fall 
getroffenen Regelung, in welchem der Besitzer des Guts wegen 
seines Bekenntnisses an deren Ausübung gemäß $$ 582, 583 
ALR. II 11 und der Verordnung vom 30. August 1816 (G. S. 207) 
ausgeschlossen ist, indem demselben gleichwohl im öffentlichen 
Interesse die Bestreitung der Patronatsleistungen auferlegt ist, 
andererseits aus den Vorschriften der $$ 580, 610, 617 a. a. O., 
nach denen kein Patron ohne ausdrückliche Genehmigung der Ge- 
meinde und der geistlichen Oberen von der Verbindlichkeit zur 
Tragung der Patronatslastsn durch Trennung des Patronats von 
dem Gute oder sonst durch Aufgeben frei werden kann. Auch 
ist nicht ohne Bedeutung, daß im $ 29 ALR. II 17 bei Regelung 
der zweifellos dem öffentlichen Recht zugehörenden Patrimonial- 
gerichtsbarkeit auf die $3 589 ff. ALR. II 11 über das dingliche 
Patronat verwiesen ist®. Abwegig erscheint, mit dem Geheimen 
Obertribunal * für das Patronat eine doppelte Natur anzuerkennen, 


ı Cf. conc. Lat. III ine. 4xa.a. O. 

2 Hinschius a. a. O. S. 623. Schulte, Kath. KR. S. 666. Richter, KRecht 
II S. 673. 

8 Eintsch. Ober-Trib. Bd. 74 S. 71ff. Bd. 54 S. 292 ff. Entsch. d. RG. 
Bd. 15 S. 171 Bd. 25 S. 304. 

* Entsch. Ober-Trib. Bd. 54 S. 292 ff. 
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eine privatrechtliche, die die vermögensrechtlichen Beziehungen 
betrifft, und eine über die Grenzen des Gebiets und der Grenzen 
des Privatrechts hinausgehende kirchenstaatsrechtliche Bedeutung, 
die die übrigen Beziehungen betrifft. Diese zweifache Beurteilung 
widerstreitet dem durchaus einheitlichen Begriff des Patronats, das, 
wie noch des Näheren auszuführen sein wird, untrennbar sämtliche 
in ihm vereinigte Rechte und Pflichten in sich schließt; es kann 
nicht das eine aus dem Patronat fließende Recht nach privatrecht- 
lichen, das andere nach öffentlichrechtlichen Grundsätzen beurteilt 
werden. 

Die Zugehörigkeit des Patronats zum Öffentlichen Recht ist 
für die weiteren Erörterungen von eminent hervorragender Be- 
deutung; regelmäßig trägt nämlich die zu enge Anklammerung 
an die Rechtssätze des Privatrechts, die auf das Patronat in rechts- 
ähnlicher Anwendung übertragen werden, die bestehenden Unklar- 
heiten in den Begriff des Patronats hinein. 

Hinschius! geht davon aus, daß Patronatrechte und Patronat- 
lasten gleich den dinglichen Grundgerechtigkeiten des Privatrechts 
auf dem Grund und Boden des Patronatguts haften. Das Reichs- 
gericht? dagegen, Koch, Schoen* verwerfen diese Auffassung und 
sehen das Wesen des Patronats darın, daß der Besitz des Patro- 
nats mit dem Besitz des Gutes verbunden seı; der Besitzer des 
Guts sei zum Patronat berechtigt und verpflichtet, so daß ins- 
besondere für die Leistung der Patronatslasten der Besitzer mit 
eigenem Vermögen und infolgedessen auch mit dem Gute hafte. 

Die zweite Ansicht kommt der richtig erscheinenden Begriffs- 
bestimmung näher als die erste. Die Bestimmungen des kano- 
nischen Rechts, wie auch die des Allgemeinen Landrechts dürften 
nicht zutreffende Würdigung gefunden haben. Lex. 13 X de jure 
patronatus Ill 38, auf die sich die erste Meinung insbesondere 

ı Zeitschr. f. KRecht 2. Jahrgang S. 418 ff., 7. Jahrgang S. 1ft. 

2 Eintsch. RG. Bd. 27 S. 14. 

® Komm. z. ALR. zu $ 581 II 11 cfr. dazu Caspar, Zeitschr. f. KR. 


3. Folge 3. Bd. $. 298 ff, 
“A. 0.Bd.S$9. 
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stützt!, lautet: Prohibemus, ne cum ratione feudorum emptorum 
aliterve acquisitorum vel etiam alio modo jus patronatus in ecclesiis 
parochialibus acquisieritis, in eis presbyteros nisi per episcopum 
instituatis, und geht lediglich davon aus, daß jemand, weil er ein 
feudum erworben hat, das Patronatrecht besitze”. Es ist in dem 
kanonischen Recht von einer Verhaftung des Grund und Bodens 
für das Patronat nicht die Rede, wenn dabei auch zu berücksich- 
tigen ist, daß das kanonische Recht grundsätzlich die Patronats- 
baulast, für die diese Verhaftung von besonderer Bedeutung ist, 
nicht kennt, und erst das Concıil. Trid. Ic die Patronatsbaulast 
eingeführt hat. Im Allgemeinen Landrecht tritt zwar die Patro- 
natsverpflichtung durch die Stellung der $$ 568, 584 ALR. IL 11 
im System, durch die im $ 580 ausgesprochene Sorge für die Er- 
haltung des Patronats und durch das im $ 610 verordnete, dem 
katholischen Kirchenrecht in diesem Umfang fremde Verbot des 
Verzichts in den Vordergrund. Aber auch das Allgemeine Land- 
recht bringt unzweideutig zum Ausdruck, weder daß das Patronat 
auf dem Grund und Boden ruhe. noch daß das Patronat in dem 
Sinne als Zubehör des Gutes zu gelten habe, daß das Gut Träger 
des Patronatrechts ist. Es bestimmen nänlich 

$S 578: Inwiefern das Patronatrecht nur der Person des Er- 
werbers und seinen Erben oder einer gewissen Familie zukomme 
oder mit einem Amte oder mit dem Besitz eines Gutes verbunden 
sei, ist in vorkommenden Fällen nach den darüber sprechenden 
Erwerbungsurkunden zu bestimmen. 

8 579: In zweifelhaften Fällen wird vermutet, daß das Kir- 
chenpatronat auf einem Gute oder Grundstücke hafte. 

$ 580: Dergleichen Patronat kann von dem Gute, auf welchem 
es bisher gehaftet hat, ohne ausdrückliche Einwilligung der geist- 
lichen Oberen nicht abgesondert werden. 

3 581: Mit dem Gut zugleich aber geht dasselbe auf jeden 


ı Hinschius, Zeitschr. 2. Jahrg. S. 423. 

? Ueber Niedners unzutreffende Auslegung (Zeitschr. f. KRecht. 3. Folge 
9. Bd. S. 126) Schoen a. a. O. Bd. 2 S. 16 Anm. 6 und 9.8 Anm. 1. 

® Lippert, Lehre vom Patronat. S. 148 ff. 


Patronat und innere Kolonisation. 201 


Besitzer ohne Unterschied der Religionspartei, wozu er sich be- 
kennt, über. 

$ 582: Doch können Personen, welche zu keiner von dem im 
Staat aufgenommenen oder geduldeten christlichen Religionspar- 
teien gehören, das Patronatrecht über eine Kirche nicht ausüben. 

5 983: Es steht ihnen zwar frei, diese Ausübung einem an- 
deren während ihrer Besitzzeit zu übertragen; die Beiträge und 
Leistungen aber, welche aus dem Patronat fließen, müssen in allen 
Fällen aus den Einkünften des Guts bestritten werden. 

$ 598: Die Ausübung des auf einem Gut haftenden Patronat- 
rechts gebührt demjenigen, welchem das bürgerliche Eigentum 
(Dominium civile) des Guts zukommt. 

Ss 608: ...... es müssen die Lasten des Patronats, auch 
wenn ein Gut Schulden halber in Beschlag genommen worden, 
aus den Einkünften des Guts getragen werden. 

Bei der Würdigung dieser Vorschriften ist davon auszugehen, 
daß das Allgemeine Landrecht das im kanonisehen Recht gestaltete 
Patronat vorfand und insbesondere die Rechtsregel übernahm, daß 
der Erwerber des Guts auch Patron wird. Dieser Grundsatz, nach 
der geschichtlichen Entwickelung des Patronats gewertet, bietet 
den Schlüssel für die Feststellung, in welchem Verhältnis das 
Patronat zu dem Patronatsgut steht. Wie bereits erörtert, ist das 
Patronatsrecht regelmäßig eine von der Kirche für eine ihr er- 
wiesene Wohltat gewährte Vergünstigung und tritt dadurch in 
Beziehung zu Grund und Boden, daß der Stifter einst ein Stück 
seines Gutes zu kirchlichen Zwecken aussonderte. Da das Patronat 
nicht in der Hand des Stifters erlischt, so vermittelt für den Erben 
sowohl wie für jeden Sondernachfolger im Besitz des Guts, die 
beide grundsätzlich in keiner näheren Beziehung zu der gestifteten 
Kirche stehen, lediglich der rein tatsächliche Umstand den Erwerb 
des Patronats, daß ein Vorbesitzer einst auch das jetzt zur Kirchen- 
stiftung verwendete Grundstück im ursprünglichen Bestand des 
Gutes vereinigt hielt. Mit Rücksicht darauf, daß der durch die 
Stiftung begründete Zusammenhang nicht wieder ungeschelien 
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gemacht werden kann, verleiht er dem Erwerber des Gutes das 
Patronat. Es erhellt hieraus, daß das Patronat nicht eine recht- 
liche Folge des an dem Gut erworbenen Grundstückseigentums ist, 
sondern daß der Eigentümer des Guts nur aus dem rein tatsäch- 
lichen Grunde Patron wird, weil das Gut in seiner Hand sich be- 
findet. Aehnlich liegt das Verhältnis in den Fällen, in denen das 
Patronat auf die Verleihung der Vogtei zurückgeht; auch hier ist 
allein wesentlich der Umstand, daß der Vorbesitzer als Vogt das 
Patronat für sich in Anspruch nahm. Träger des Patronats ist 
derjenige, welcher im Besitze des Patronatguts ist; er übt das 
Patronat aus „mit Rücksicht auf den Grundbesitz“!: das Patronat 
ist derart mit dem Patronatgut verbunden, daß durch dessen Be- 
sitz der jeweilige Inhaber des Rechts bestimmt und bezeichnet 
wird. Die Veräußerung des Patronatguts hat zur Folge, daß das 
Patronat vom Veräußerer auf den Erwerber übergeht, nicht, weil 
das Patronat als ein dingliches im Grundstückseigentum enthal- 
tenes Recht anzusprechen wäre, sondern weil der Patron der- 
jenige ist. in dessen Hand sich das Patronatgut befindet. Die 
mit dem Patronat verbundenen Lasten hatten nicht auf dem Pa- 
tronatgut, sie sind vielmehr Verpflichtungen des Besitzers, die 
dieser mit Rücksicht auf den Besitz des Patronatguts zu erfüllen 
hat. Es ıst beim Patronat in derselben Weise, wıe bei anderen 
öffentlichrechtlichen gemeinen Lasten, das dingliche Moment we- 
sentlich verquickt mit dem persönlichen ?. 

Der Vergleich mit der auf dem Grund und Boden des herr- 
schenden Grundstücks ruhenden Grundgerechtigkeit führt den Unter- . 
schied mit dem Patronat kennzeiehnend vor Augen. Die Grundgerech- 
tigkeit, welche dem Bedürfnis des herrschenden Grundstücks dient, 
wird in der Regel auch dem Bedürfnis eines kleinen Teils dienen, 
das vom Hauptgrundstück abgetrennt wird, so daß schon in der 


ı 87 des Gesetzes v. 3. Jan. 1845 GS. S. 25. $ 2 des Gesetzes v. 25. Aug. 
1876 GS. S. 405. 

2 Entsch. OVerGericht Bd. 53 8. 220. Bd. 27 S. 202. Bd. 1 8. 158. 
v. Doemming, Rechtsstellung des Patronats S. 2. 
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l. 23 D de SPR. VIII 3 der Rechtssatz ausgesprochen wird, daß 
die Grundgerechtigkeit auch nach Veräußerung kleiner Absplissen 
diesen folgt. Dem Patronat mangelt diese akzessorische Eigen- 
schaft; bei dem Mangel eines Bedürfnisses für das Patronatgut, 
dem das Patronat genügen könnte, fehlt die innige Verbindung 
mit dem herrschenden Gut. Das Patronat kann nur geschicht- 
lich erklärt werden !. 

Hiernach ist das Wesentliche der Beziehungen des Patronats 
zum Gut auch dann nicht treffend erkannt, wenn als Träger des 
Patronats das Gut als solches angesprochen wird in dem Sinn, 
daß das Patronat erlischt. wenn das Gut aufhört, die Eigenschaften 
eines Guts zu besitzen oder wenn es zertrümmert wird. Diese 
Auffassung, welche auf die geschichtliche Entwicklung des Patro- 
nats kein Gewicht legt und daher unter Gut nur den Inbegriff 
von Grundstücken verstehen kann, welche, für Ackerbau und Vieh- 
zucht bestimmt und hierfür eingerichtet, zu einem wirtschaftlichen 
Ganzen verbunden sind, gelangt bei Anwendung ihres Rechts- 
satzes auf die Wechselfälle des Lebens und Verkehrs zu Entschei- 
dungen, die kaum befriedigen können. So würde ein Patron, 
welcher sein Gut von mehreren tausend Morgen an kleine Wirte 
in Parzellen nach und nach verkauft und schließlich nur ein Gut 
im Umfang eines kleinen Bauernguts zurückbehält, das Patronat 
auch ferner innehaben, da er den Rest des ursprünglichen Guts 
noch als Gut besitzt: das alte Gut hätte trotz der allmählichen Ver- 
kleinerung die allein wesentliche Eigenschaft als Gut gewahrt; 
das Patronat aber würde untergehen, wenn er dasselbe große Gut 
mit einem Male aufteilt, sollte er dabei auch eine Parzelle als 
kleines Bauerngut zugleich mitverkaufen, da das Gut zertrümmert 
wurde und von dem alten Gut nichts übrigblieb ?. 

Die Erwägung, daß das Patronat auf das Verdienst des ein- 
stigen Kirchenstifters oder die Stellung des Kirchenvogts, der ihm 
gleichgestellt wurde, zurückzuführen ist, und daß der jetzige Pa- 


! Hinschius, Zeitschr. f. KR. 7. Jahrg. S. 12£. 
? Hinschius, Zeitschr. f. KRecht. 7. Jahrg. S. 4. 
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tron sein Recht lediglich mit Rücksicht auf den Grundbesitz des 
einstigen Stifters oder Vogts ausübt, fülırt auch unschwer zu den 
Gesichtspunkten, welche für die Bestimmung des Zeitpunktes maß- 
gebend sein müssen, in dem eine Abveräußerung einzelner Par- 
zellen dem Grundbesitz das Gepräge des Patronatguts nimnt. 
Hierbei ist im Auge zu behalten, daß das Patronat dem Patron 
einerseits regelmäßig eine beträchtliche Kirchenbaulast aufer- 
legt, und andererseits vor anderen Gemeindegliedern durch Ein- 
räumung des Rechts auf Präsentation des Geistlichen, auf einen 
Ehrenplatz in der Kirche, auf Fürbitte im Kirchengebet, Trauer- 
veläut und besondere Beteiligung an der Vermögensverwaltung 
eine nicht unerhebliche Bevorrechtung gewährt. Das Landgut, 
in Rücksicht dessen lediglich für den Besitzer diese Rechtsstel- 
lung erwächst, muß daher in seiner Leistungsfähigkeit, seinem 
Wert und seiner Bewirtschaftungsart dem Besitzer unter regel- 
mäßigen Verhältnissen einen solchen Einfluß und eine solche 
persönliche Stellung unter den zur Patronatkirche gehörenden 
Gemeindegliedern gewährleisten, daß er auf Grund seiner gesell- 
schaftlichen und wirtschaftlichen Lage, wie einst der Vorbesitzer, 
der die Kirche stiftete, oder die Vogtei über sie verliehen erhielt, 
tatsächlich zu der bevorrechteten Stellung befähigt ist, die das 
Gesetz ihm einräumt. Hieraus erhellt, daß die Frage, bis zu 
welchem Zeitpunkt der Besitzer eines Restguts das Patronats- 
recht des ungeteilten Guts in sich vereinigen kann, letzten Endes 
nicht durch allgemeine Regeln, sondern lediglich von Fall zu Fall 
unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu erledigen ist. Das Pa- 
tronat verbleibt mit Rechten und Pflichten bei dem Besitzer des 
hestguts, welches im Sinne der Kirchenstiftung und der vogtei- 
lichen Gerichtsbarkeit, wie soeben erörtert, noch die Eigenschaften 
eines Patronatsguts hat!. Kann für kein Restgut diese Eigen- 
schaft in Anspruch genommen werden, so liegt rechtlich der Fall 
der vollständigen Zertrümmerung des Patronatguts vor; es macht 


! Entsch. des ObVerwGerichts Bd. 53 S. 220. 
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dann keinen Unterschied, ob wirtschaftlich von Restgütern oder 
nur von kleineren Ackernahrungen die Rede ist. 

Die Frage nach dem Schicksal des Patronats bei vollständi- 
ger Zertrümmerung des Patronatguts ist durch das Preußische 
Gesetz vom 25. August 1876, betr. die Verteilung der öffentlichen 
Lasten bei Grundstücksteilungen und die Gründung neuer Ansiede- 
lungen in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Posen, 
Schlesien, Sachsen und Westfalen (GS. S. 405) insoweit geregelt, 
als diesem die Annahme zugrunde liegt, daß durch die Zerteilung 
die Patronatlasten nicht untergehen. Das Gesetz verordnet näm- 
lich ım S 2: 

Der Verteilung nach diesem Gesetz unterliegen nur... . 
die aus dem Kirchen-, Pfarr-, Schul- und Gemeindeverbande 
entspringenden Abgaben und Leistungen, sofern solche auf 
dem Grundbesitz haften oder mit Rücksicht auf den Grund- 
besitz zu entrichten sind, und aus $ 9: 

Die Verteilung wird in urkundlicher Form festgesetzt; sie 
ist den Beteiligten und, wenn Patronatlasten zur Verteilung 
kommen, auch der Patronatsaufsichtsbehörde bekannt zu 
machen, 

erhellt, daß der $ 2 auch von Patronatlasten handelt!. Ebenso 
lag dem Preußischen Gesetz vom 3. Januar 1845, betr. die Zer- 
teilung von Grundstücken und die Gründung neuer Ansiedelungen 
(GS. S. 25), derselbe Gedanke zugrunde im 8 7: 

Die Abschreibung der Trennstücke im Hypothekenbuch, 
sowie deren Uebertragung auf ein anderes Folium und die 
Berichtigung des Besitztitels für den Trennstückserwerber 
darf in allen Fällen erst dann geschehen, wenn zuvor: 

l. die auf dem dismembrierten Grundstück haftenden oder 
in Rücksicht auf dessen Besitz zu entrichtenden Abgaben und 
Leistungen, welche die Natur öffentlicher Lasten haben .. . . 
verteilt sind... .. - 


ı Vgl. auch Ausf.Instruktion vom 25. Aug. 1876 (MBl. f. ges. innere 
Verw. S. 103) $ 11. 
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in dem Erlaß des Ministers für landwirtschaftliche Angelegenheiten 
vom 21. August 1860 (Min.-Bl. f. gesamte innere Verw. S. 193) 
ist zum Ausdruck gebracht, daß „der $ 7, 1 auf das Patronat 
Anwendung findet“. Diese Gesetze stehen auf der Grundlage des 
$ 580 ALR. II 11, der durch das Verbot der Absonderung des 
Patronats vom Patronatgut durch einseitige Entschließungen des 
Besitzers es für unmöglich erklärt, daß der Patron die Patronat- 
lasten durch Auflösung des Patronatguts in kleine Ackernahrungen 
beseitigt. Als dem Preußischen Gesetz widersprechend, ist daher 
die Meinung abzulehnen, nach der durch die Aufteilung das Pa- 
tronat mit Rechten und Lasten untergeht und ebenso die Auf- 
fassung, nach der das Patronat bis zur Wiedervereinigung der 
Trennstücke ruht. Das Preußische Gesetz vom 25. August 1876 
stellt die Leistungen, welche mit Rücksicht auf den Besitz des 
aufzuteilenden Grundstückes zu entrichten sind, vollständig den- 
jenigen Leistungen gleich, die auf dessen Grund und Boden haf- 
ten, und ordnet deren Verteilung auf die Trennstücke an, geht 
also davon aus, daß sie durch die Aufteilung nicht erlöschen. Die 
Trennstücke, welche an die Stelle des Patronatguts getreten sind, 
weisen daher ihren Besitzer als den Träger der Patronatlast 
und der Patronatlastenverteilungsplan, der nach $ 9 des Gesetzes 
aufzustellen ıst, den Anteil der Patronatlast aus, für den er mit 
Rücksicht auf den anteiligen Besitz am einstigen Areal des Pa- 
tronatsguts einzutreten hat. Die Trennstücksbesitzer sind in den 
Patronatlasten Rechtsnachfolger des Patrons geworden, der das 
ungeteilte Gut besaß. 

Als Folge des Uebergangs der Patronatlasten auf die Trenn- 
stücksbesitzer ist auch der Uebergang der Patronatrechte anzu- 
erkennen. Das Patronat begreift Rechte und Pflichten untrenn- 
bar in sich, zwar in dem Sinn, daß keine der mit dem Patronat 
zu vereinbarenden einzelnen Berechtigungen und Verpflichtungen 
so wesentlich ist, daß sie notwendig von Anfang an mit jedem 
Patronat verbunden sein muß, jedoch in dem Sinn, daß die in 


ı Entsch. des ObVerwG. Bd. 53 S. 220. 
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einem Patronat einmal vereinigten Rechte und Pflichten nicht von- 
einander getrennt werden können!. Das Allgemeine Landrecht 
gibt diesem Grundsatz im $ 610 mit den Worten Ausdruck: 
„Niemand kann ohne ausdrückliche Einwilligung der Ge- 
meine und ohne Genehmigung der geistlichen Oberen das 

Patronatrecht und derdamitverbundenen Öbliegen- 

heiten sich begeben‘. 

Dem steht nicht entgegen, daß die Ausübung der Rechte 
während der Besitzzeit eines jüdischen oder eines wegen ehren- 
rühriger Straftaten verurteilten Patrons nach den Preußischen 
Gesetzen vom 30. Auzust 1876 (GS. S. 207) und vom 8. Mai 1837 
(GS. S. 99) den geistlichen Oberen oder durch Nichteebrauch wäh- 
rend der Verjährungsfrist gemäß $ 612 ALR. II 11 oder durch 
Abtretung gemäß $ 616 ALR. II 11 einem Dritten zufällt?; in 
allen diesen Fällen ist von einer endgültigen Lösung von Befug- 
nissen, die dem Patronat zugehören, nicht die Rede. 

Der Uebergang des Patronats auf die Teilbesitzer findet auch 
in dem oben bereits aus der geschichtlichen Entwickelung des 
Patronats gewonnenen Ergebnis befriedigende Erklärung. Wenn 
nämlich, wie oben ausgeführt, der letzte Besitzer des ungeteilten 
Patronatguts Patron nur aus dem tatsächlichen Grunde war, weil 
einer seiner Vorbesitzer die Kirche stiftete oder die Vogtei er- 
wornoen hatte, so folgt mit Notwendigkeit, daß auch die Erwer- 
ber der Teilstücke als Rechtsnachfolger im Besitz Inhaber des 
Patronats sind. 

Da die Ausübung des Patronats als eines einheitlichen unzer- 
teilbaren Rechts durch die zahlreichen Besitzer der Teilstücke nur 
einheitlich erfolgen kann, erwächst die bestrittene Frage, ob die 


! Entsch. des ObTrib. Bd. 54 S. 297. Bd. 18 S. 316. Strieth, Archiv 
Bd. 72 S. 352. Ebenso Hinschius, Zeitschr. f. KRecht 7. Jahrg. S. 16. Koch, 
Komm. ALR. zu $ 581 II 11 Note 89. Fintsch. RG. Bd. 27 S. 144. 

» Entsch. ObTrib. Bd. 59 S. 318. 

® Vgl. auch Erlaß des landwirtsch. Min. der geistl. pp. Angel. und 
Finanzmin. v. 17. Juni 1912 — M. d. g. AG. 15692. Min. f. Landw. II 3598. 
FinMin. I 6457 betr. die Aufteilung von Domänen. 
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Stimmen der Teilstücksbesitzer nach der Zahl der Personen oder 
der der Teilstücke zu berechnen ist. Das Geheime Obertribunal 
hat in dem ihm zur Entscheidung vorliegenden Fall, in dem das 
Patronat einem selbständigen Gute zustand, dieses aber mehreren 
zu ungleichen ideellen Anteilen gehörte, im letzteren Sinn dahin 
Stellung genonmmen, daß die Stimmen der Mitbesitzer unter An- 
wendung der allgemeinen Grundsätze über gemeinschaftliches 
Eigentum nach Verhältnis ihrer Anteile zu zählen seien!. Bei 
Teilung des Patronatguts in reelle Teile werden die gleichen Er- 
wägungen Platz greifen. Hinschius?® gelangt zum entgegenge- 
setzten Ergebnis, indem er die Personenzahl für maßgebend er- 
klärt. Das Geheime Obertribunal legt, wie Hinschius zutreffend 
hervorhebt, seiner Ausführung nicht streng genug die Unteilbar- 
keit des Patronatsrechts zugrunde Das Geheime Obertribunal 
müßte, wenn die zahlreichen Teilstücke des einstigen Patronats- 
guts in zwei Händen wieder vereint würden, zu dem Ergebnis 
gelangen, daß diese beiden Besitzer so viel Stimmen in sich ver- 
einigten, als ursprünglich Teilstücke gebildet waren. Die Teil- 
besitzer haben vielmehr das Patronat in dem Sinne gemeinsam 
inne, daß jeder das Patronat selbständig, aber beschränkt durch 
die Berechtigung des andern auszuüben hat; der Wille des einen 
Mitpatrons beschränkt den andern in der Ausübung des gemein- 
samen Rechts. Wie das Patronat selbst nicht an dem Grund und 
Boden, sondern an der Person des Besitzers haftet, so ıst auch bei 
dem in dem Patronat begründeten Stimmrecht nicht die Anzahl 
der Teilstücke, sondern die Zahl der ım Patronat vereinigten 
Personen zu berücksichtigen. Die Bestimmung des $ 352 ALR. 
II 11: 
„In allen Fällen, wo es auf Stimmenmehrheit unter den 
Patronen ankommt, werden die Stimmen, wenn es auf Gütern 
haftet, nach den Gütern... .. gezählt, 


i Simon, Rechtssprüche Bd. 3 S. 131. Bd. 4 S. 244. Ergänzungsbd. 4 
S. 249. 
® Zeitschr. f. KR. 7. Jahrg. S. 16. 
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steht dem nicht entgegen, da sie lediglich das gemeinschaftliche 
Patronat selbständiger Güter, nicht aber den Fall betrifft, in dem 
ein selbständiges Gut in Teilstücke aufgelöst ist, und. nach den 
zutreffenden Ausführungen von Hinschius!, die Clem. 2 de jur. 
patron. III 12 nachahmt; der $ 352 geht davon aus, daß stif- 
tungsgemäß oder durch Vereinbarung unter den Patronen eine 
besondere Regelung über das Stimmrecht getroffen werden kann 
und nimmt an, daß der Stifter in dem vorgesehenen Fall, wenn 
er nichts Besonderes anordnet, die im $ 352 getroffene Regelung 
beabsichtigt hat. Auch die Clem. 2: Plures ab uno ex patronis 
ecclesiae relicti heredis vocem dumtaxat unius habebunt in praesen- 
tatione rectoris, wird ausschließlich auf den Fall der gesetzlichen 
Erbfolge bezogen. 

Durch Wahrnehmung dieses Stimmrechts ist es ermöglicht, 
daß die Teilbesitzer eine Person beauftragen, Erklärungen Dritten 
gegenüber zu vermitteln und Erklärungen Dritter anzunehmen; 
erwünscht wäre es, wenn sie sich auf eine Person einigen könnten, 
die für einen Kreis von Geschäften oder sogar für alle Geschäfte 
ohne Rückfrage an die Teilbesitzer aus eigener Machtvollkommen- 
heit Entscheidung treffen dürfte; jeder Rückgriff auf die persön- 
liche Entschließung der Teilbesitzer wird die Mängel zutage 
fördern, welche deren Vielköpfigkeit anklebt. Ob eine Einigung 
ın dieser Richtung im einzelnen Fall zu erzielen ist, bleibt stets 
eine offene Frage, zu deren Lösung eine zwangsweise Einwirkung 
auf die Beteiligten versagt ist. 

Durch das Eintreten der zahlreichen Teilbesitzer in das 
Patronat entstehen daher tatsächlich infolge der gesetzlich vorge- 
sehenen häufigen Teilnahme des Patronats an den Verwaltungs- 
geschäften der Kirchengemeinde und an der Pfarrwahl Schwierig- 
keiten und Verzettelungen ; mangelnde Erfahrung, fehlendes Interesse 
auf der einen Seite, Ueberhebung und böser Wille auf der andern 
bringen Streit und Zank in die Versammlungen und den persön- 
lichen Verkehr der Patrone. Unfriede schafft auch die Bevor- 


! Zeitschr. f. KR. 7. Jahrg. S. 17. 
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rechtung, welche die neuen Ansiedler kraft ihres Patronats in der 
Kirchengemeinde genießen, unter den Alteingesessenen und er- 
schwert das Einleben in der neuen Umgebung unter anfangs auch 
pekuniären meist nicht einfachen Verhältnissen. Verhängnisvoll 
aber wird die Lage der Ansiedler, wenn die Kelırseite des Patro- 
nats hervortritt und kirchliche Neubauten oder kostspielige Repara- 
turen erforderlich werden. Die Kirchengemeinde vermag mit 
Hilfe ihrer Kreditfähigkeit den Bau durch Anleihen mit lang- 
fristiger Tilgung in verhältnismäßig kleinen, weniger drückend 
empfundenen Raten von den Gemeindegliedern zu erheben; die 
Patronatsinhaber dagegen, einzeln von schwacher Leistungskraft 
und auf ihren persönlichen Kredit angewiesen, müssen den nach 
Grund- und Gebäudesteuer (Gesetz vom 25. August 1876) auf 
sie verteilten Patronatsbaukostenanteil, der nach dem Allge- 
meinen Landrecht fast das Doppelte des emeindebauanteils erreicht, 
der Kirchengemeinde mit einem Male aus eigenen Mitteln bereit- 
stellen, ein Verlangen, das nach der Strenge des Gesetzes durch- 
geführt, den wirtschaftlichen Zusammenbruch des einzelnen be- 
deutet. Unter diesen Verhältnissen muß es das Bestreben aller 
an der inneren Kolonisation beteilisten Behörden sein, das Patro- 
nat durch einen aufsichtsbehördlich zu genelimigenden Vergleich 
mit dem Gemeinde-Kirchenrat zu beseitigen ($ 580 ALR. II 11). 
Dabei werden Entschädigungsforderungen der Kirchengemeinde, 
welche auf Billigkeitsrücksichten gegründet werden, nicht ohne 
weiteres von der Hand zu weisen sein. Die Teilbesitzer des 
früheren Patronatsguts erhalten nämlich durch das Erlöschen des 
Patronats die’Rechtsstellung von Gemeindegliedern und treten mit 
gleichen Pflichten neben die Alteingesessenen. Die Baulasten wer- 
den daher künftig einheitlich und gleichmäßig in der Kirchengemeinde 
umgelegt (SS 2, 11, 6 des Kirchensteuergesetzes vom 26. Maı 1905» 
KGVBl. S. 31), sowohl der bisher auf das Patronat, wie auch 
der auf die Gemeindeglieder entfallende Anteil. Tragen daher 
einerseits zwar die Ansiedeler mit an dem früheren Gemeindean-- 
teil, so tragen doch andererseits die Alteingesessenen auch mit. 
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den früheren Patronatsanteil; da aber der Patronatsbauanteil, der 
geschichtlichen Entwicklung entsprechend, regelmäßig weit um- 
fangreicher ist, als der Gemeindeanteil und die Ansiedeler stets 
an Steuerkraft weit hinter der Leistungsfähigkeit des früheren 
Patronatsgutsbesitzers zurückstehen, erwächst den Alteingesessenen 
durch das Erlöschen des Patronats eine erhebliche Mehrbelastung, 
die einen Ausgleich verlangt, wenn anders sich nicht die Stim- 
mung in den ländlichen Kreisen überhaupt gegen das Werk der 
inneren Kolonisation wenden soll. Die Entschädigung wird der 
Kirchengemeinde als Baufonds zu überweisen sein, dessen Zinsen 
zur Erleichterung der Lasten dienen, an denen das Patronat vor 
dessen Aufhebung teilnahm. 
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Der Straf- oder Kriminalprozess im Franziskaner- 
orden. 


Von 


A. Sasse, Privatgeistlicher in Berlin- Weißensee. 


Bei Studien auf der Königl. Bibliothek zu Berlin stieß ich 
auf interessante Einzelheiten aus der Führung der Strafprozesse 
in einzelnen kirchlichen Orden, besonders dem Franziskanerorden. 
Ich ging der Sache nach, und das Resultat meiner Nachforschung 
ist die folgende Abhandlung. Sie ist kurz und lange nicht er- 
schöpfend, konnte es auch nicht sein, da das vorliegende Material 
ganze Bände füllt. Ich glaube aber annehmen zu dürfen, daß 
auch dieser gedrängte Auszug einen interessanten Beitrag zur 
Kirchen- und Ordensgeschichte des Mittelalters bildet. Benutzt 
habe ich Reiffenstuhl, Anaclet P. Jus canonicum univer- 
sum, clara methodo juxta titulos quinque librorum Decretalium 
in quaestiones distributum ete. München 1714. 

P. Ludovici Mariae Sinistrarri de Ameno, Ord. S. Fran- 
ciseci Reform. Mediolanensis Formularium Criminale, 
necnon Tractatus de incorrigibilium expulsione.e Rom 1754. 

Ludovieus de Ameno P.ete. Practica criminalis illustrata, 
Rom 1693. 

Criminalprozeß der P.P. Franciscaner. Erudimini, qui judi- 
catis terram. Straßburg 1769. 
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l. Die Visitationenim Franziskanerorden. 


Zur Erhaltung der Zucht und Ordnung sind im Franziskaner- 
orden, wie auch in den übrigen Orden, die sogenannten Visita- 
tionen vorgeschrieben. Der Minister Provincialis hat die Pflicht, 
einmal im Jahre, ohne an einen bestimmten Zeitpunkt gebunden 
zu sein, sämtliche ihm unterstehenden Klöster zu visitieren. Er 
kann aber auch, wenn es ihm nötig oder nützlich scheint, diese 
Visitation häufiger vornehmen. Alle 3 Jahre findet die sogenannte 
Generalvisitation statt, die entweder der Generalobere des ganzen 
Ordens, der Minister generalis, oder ein von ihm bestimmter De- 
legat vornimmt. 

Diese ordentlichen Visitationen sind nicht gerichtlicher 
Natur. Der Visitator soll sich als Oberer der Klöster und als 
Vater der ihm unterstehenden Mönche von der Zucht und Diszi- 
plin überzeugen, eingerissene Mängel und Fehler abstellen, die 
Brüder ermahnen und, wenn nötig, bestrafen. Wenn er gezwungen 
ist, über einen Ordensmann Strafe zu verhängen, so straft er ihn 
nicht vindicative und judicialiter, sondern per poenam medicinalem 
et paterne. 

Die Untersuchung, die der Obere bei der Visitation anstellt, 
ist eine mehr allgemeine. Er fragt und überzeugt sich, ob der 
Gottesdienst rite abgehalten, die Gelübde beobachtet, die klöster- 
liehe Ordnung innegehalten, das Stillschweigen nicht ohne Not 
gebrochen, die brüderliche Liebe geübt wurde und ähnliches. 

Bei der Visitation waren die Ordensmitglieder im Gehorsam 
und im Gewissen verpflichtet. die Uebertretungen, Fehler, Ver- 
gehen und Verbrechen dem Visitator anzuzeigen. Von der An- 
zeige ausgenommen waren nach Reiffenstuhl die Verbrechen, von 
denen man per confessionem (im Sakrament der Buße) oder per 
secretum generale Kenntnis hatte. Das secretum generale erklärt 
Reiffenstuhl: quali secreto sciunt delictum illi, quibus id delin- 
quens revelavit per modum consilii vel auxilii vel cum obligatione 
de secreto servando (unter welchem Geheimnis das Vergehen die- 
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jenigen wissen, denen es der Schuldise offenbarte, um Rat zu 
finden, oder Hilfe, oder mit der Verpflichtung, darüber Still- 
schweigen zu bewahren). 

Nur in einem Falle waren die Ordensbrüder verpflichtet, dem 
Obern auch solche Fälle zu offenbaren, von denen sie per secre- 
tum generale Kenntnis hatten, nänlich, wenn die Vergehen ın 
praejudicium tertii vergerent. | 

Erfährt der Obere bei der Visitation solche geheime 
Fehler oder Vergehen, so darf er sie im Schuldkapitel nicht 
öffentlich bekanntgeben; wohl aber darf er sie einem oder auch 
mehreren Mitbrüdern offenbaren, um sich Rat und Hilfe zu holen. 
Auch kann der Visitator (und ist bisweilen dazu verpflichtet) den 
Fehlenden zur Buße und Strafe in ein anderes Kloster stecken; 
er darf dann dem Lokaloberen dieses Klosters das wenn auch 
geheime Vergehen des Bestraften mitteilen; er kann letzterem 
den Besuch gewisser Plätze, Gesellschaften, Häuser und Personen 
verbieten; er kann ihm einen Begleiter (socius) beigeben, der auf 
alle seine Schritte achte. Der Obere muß jedoch alle Sorge 
treffen, daß durch die Strafen und Maßregelungen der Betreffende 
nicht diffamiert werde. 

Ist das Vergehen ein schweres, aber geheimes, so kann der 
Obere den Fehlenden im geheimen schwer strafen. Er kann ilım 
den schärfsten Verweis geben; er kann ihm ein schweres Fasten, 
eine Geißelung auferlegen; er kann ihm etwas unter der Strafe 
der Exkommunikation verbieten. Bei der Verhängung solcher 
Strafen darf der Visitator 2 oder 3 Zeugen zuziehen. 

Die Frage ist nun: In welchem Falle darf der Visitator be- 
züglich der bei der Visitation ihm bekanntgewordenen Vergehen 
das gerichtliche Verfahren (Kriminalprozeß) einleiten? Denn, wie 
schon oben bemerkt, ist die Visitation keine richterliche, sondern 
väterliche Einrichtung und Tätigkeit. 

Die Autoren führen folgende Fälle auf: 

1. Wenn das Vergehen (delictum) schon öffentlich bekannt 
oder doch ziemlich bekannt ist. Der Visitator hat dann die 
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Kenntnis des Deliktes nicht vi visitationis, sondern vi notorii. Das 
gerichtliche Verfahren kann in diesem Falle eingeleitet werden, 
auch wenn der Anzeigende dieses nicht will oder sogar Wider- 
spruch dagegen erhebt. 

2. Wenn der Visitator erfährt, daß das Vergehen schon fast 
communis fama sei, d. h. wenn mehrere das nämliche Delikt an- 
zeigen, oder wenn sie sagen, daß es schon fast der öffentliche 
Ruf sei. Es ist nicht nötig, daß der Ruf davon schon in der 
Stadt oder weltlichen Gemeinde herumgehe, sondern es genügt, 
wenn ein größerer Teil des Volkes oder auch nur der Kloster- 
bewohner davon Kenntnis hat. 

3. Wenn jemand einen Ordensbruder in der Visitation ge- 
richtlich anzeigt. 

4. Wenn jemand ein ÖOrdensmitglied bei der Visitation vä- 
terlich anzeigt; aber auf Zureden oder Befehl des Visitators 
dieses in eine gerichtliche Anzeige umändert. 

5. Wenn in der Visitation solch schwere Verbrechen offen- 
bar werden, die zu den crimina excepta gehören, z. B. Ketzerei, 
crımen laesae majestatis, Sakrilegien, Falschmünzerei, Simonie ete. 
Bei den Franziskanern gehörten hierzu noch: Konspiration wider 
den General, Provinzial und Lokalobern: die Insubordination bei 
den Wahlen derselben ; Fornicationes und adulteria, wenn sie be- 
kannt werden können. | 

6. Endlich, wenn mehrere Anzeigen vorliegen; wenn das Ver- 
brechen der Kommunität zum Nachteile gereicht; wenn der De- 
linquent auf der Tat ertappt wird. 


I. Beginn des gerichtlichen Verfahrensbis 
zur Erhebung der Beweise. 


In dem Kriminalprozesse der Ordenspersonen brauchen, nach 
Angabe der oben angeführten Autoren, nicht alle Formeln und 
Vorschriften so strenge und pünktlich beobachtet werden, wie in 
dem Kriminalprozesse der Weltleute. | 

Bei den Ordensleuten ist der Prozeß ein summarischer. Es 

" 15* 
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braucht nicht alles strenge befolgt werden, was sonst Vorschrift 
und Brauch ist, z. B. Zitation des Schuldigen an einem Werktage, 
die schriftliche Klage, die Vielheit der Zeugen etc. Dem 
Delinquenten müssen zwar die Aussagen der Zeugen, nicht aber 
ihre Namen bekannt gegeben werden. (So z. B. P. Engel. Das 
Gegenteil behauptet P. Ludovico de Ameno. Die Mitte hält 
P. Reiffenstuhl, welcher meint, es seien dem Angeklagten nur 
dann die Namen der Zeugen mitzuteilen, wenn ihm dies zu seiner 
Verteidigung dienen könne.) Endlich kann das Prozeßverfahren 
nach den Gewohnheiten und Generalstatuten des betreffenden Or- 
dens stattfinden. (Indult des Papstes Bonifazius VIII. für die 
Dominikaner; hat durch Kommunikation auch Gültigkeit für die 
übrigen Orden.) 

Zum ordentlichen Prozeßverfahren wurde erfordert: 

1. Es muß eine gerichtliche Klage oder Anzeige vorlıanden 
sein. | 

2. Der Richter muß kompetent sein. 

8. Die Klage muß schriftlich eingereicht oder zu Protokoll 
gegeben werden. 

4. Diejenigen, welche sonst unfähig sind als Kläger vor Ge- 
richt aufzutreten, sind auch hier ausgeschlossen. 

d. Ein Notarius publieus muß als Actuarius zugezogen wer- 
den. 

6. Kläger und Denunziant müssen das Juramentum calumniae 
ablegen. 

7. Dasselbe müssen die Zeugen tun. 

8. Der Angeklagte muß rechtmäßig geladen sein; er darf 
nicht ungehört verurteilt werden, nisi sit contumax. 

9. Es muß ihm Zeit zur Verteidigung gelassen werden. 

10. Es müssen ihm die Aussagen der Zeugen mitgeteilt 
werden. 

11. Auf seinen Wunsch muß ihm ein erfahrener Beistand 
oder Verteidiger gestellt werden. 
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12. Man muß seine Ausführungen anhören und die von ihm 
benannten Zeugen vernehmen. 

13. Er darf nicht verurteilt werden, wenn er nicht confessus 
oder convietus ist. 

14. Das Urteil oder die Sentenz muß secundum allegata et 
probata in Gegenwart des Richters rechtmäßig gefällt und publı- 
ziert werden. 

15. Billige Appellationen müssen gestattet werden. 

16. Endlich ist alles zu beobachten, was die Ordensstatuten 
für einen Kriminalprozeß vorschreiben. 


Nach der Practica criminalis von Ameno kann der Kriminal- 
prozeß ordentlicher Weise auf vierfache Weise begonnen werden: 

1. Durch eine gerichtliche Klage. 

2. Durch eine gerichtliche Anzeige oder Denunziation. (Der 
übrigens nicht große Unterschied zwischen 1 und 2 wird im 
Laufe der Abhandlung bekannt werden.) 

3. Durch eine Inquisition. 

4. Durch eine Exzeption. 

Es ist gesagt: ordentlicher Weise; denn bei außerordentlich 
schweren und bekannten Verbrechen, oder wenn der Täter ın 
flagranti ertappt wird, ist nach Reiffenstuhl, Lib. V Tit. de Accus. 
$ 8 Num. 38, weder eine Klage noch eine Inquisition nötig. 

Falls der Kriminalprozeß infolge einer Klage anhängig ge- 
macht werden soll, überreicht der Kläger dem ordentlichen Richter 
(d. i. dem Provinzialminister) die Anklage (libellum accusationis). 
Hiernach ladet der Richter den Kläger vor und nimmt ihm das 
Juramentum calumniae oder malitiae ab. (Falls der ordentliche 
Richter aus irgend einem Grunde nicht imstande ist, den Prozeß 
selbst zu führen, so kann er einen anderen Pater dazu delegieren; 
er muß ihm jedoch die Gewalt und Jurisdiction förmlich durch 
literas Patentes übertragen, die zu den Akten zu nehmen sind.) 
Der Richter hat zu den Gerichtsverhandlungen einen Notarius oder 
Actuarius als Protokollführer zuzuziehen. Als solcher fungiert 
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gewöhnlich der Secretarius Provinciae. Ist ein soleher nieht vor- 
handen, so ruft der Richter inGegenwart zweier Zeu- 
gen denjenigen zu sich, den er zum Actuarius ernennen will. Er 
macht dabei folgende Erklärung: Es wird euch, meine Patres, 
bekannt sein, daß zu einem ordentlichen Prozesse ein öffentlicher 
Notarius erfordert werde, damit die Acta, die er als Actuarius 
zu schreiben hat, ihre fidem publicam bekommen. Derowegen 
mache ich in eurer Gegenwart, die ich als Zeugen hierzu spezia- 
liter berufen, den N. N. kraft des uns verliehenen apostolischen 
Privilegii zu einem Notarium publicum, und deputiren ihn hierzu 
als Actuarium, und werden ihm deswegen das Juramentum de 
officio fideliter exequendo auftragen... („Kriminalprozeß“*, Straß- 
burg 1769). Der deputierte Actuarius legt hierauf in Gegenwart 
der Zeugen den Eid ab, und zwar, wie die Priester zu schwören 
pflegen; er legt die Hand auf die Brust und sagt: Ich schwöre 
durch Gott, daß ich mein Amt getreu verrichten will. (P. Reif- 
fenstuhl, Lib. V, de creatione Notarıi; Num. 345.) 

Ist der Prozeß ein wichtiger und die Bosheit des Angeklag- 
ten groß, so kann der Richter zwei Assessoren hinzuziehen. Von 
diesen wird nicht gefordert, daß sie Jure periti sind; es genügt, 
daß es zwei ansehnliche und glaubwürdige Männer sind. Sind sie 
nicht von Beginn des Prozesses an zugezogen, so soll man sie 
spätestens hinzunehmen, wenn der Beschuldigte vernommen wird. 

Eine Klage durch Briefe wird nicht angenommen. Geht eine 
solche ein, so hat sie nur die Wirkung. daß der Provinzial den 
Kläger zu sich ruft, um sich das Klagelibell förmlich übergeben 
zu lassen. Der Brief darf nicht als Material zu den Akten ge- 
nommen werden. Glaubt der Kläger annehmen zu dürfen, daß 
der Provinzial die Klage nicht annehmen oder unterschlagen würde, 
etwa weil er dem Beschuldigten zu wohl will, so soll er zwei 
Zeugen zuziehen, die das Klagelibell unterschreiben., Dies fertigt 
er in 2 Exemplaren an; eins erhält der Richter, das andere be- 
hält der Kläger. 

Nach Ameno, in formularıo crim. Sect. 2, n. 25, sollen Kla- 
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gen wider die Obern und angesehene Männer nicht leicht ange- 
nommen werden, es sei denn, daß der Kläger eine eifrige Ordens- 
Ist dies 
der Fall, so muß es im Eingang des Protokolls vermerkt werden, 


person, an deren guten Gesinnung nicht zu zweifeln ist. 


z. B. 

Quia nobis nota est religiosa 
probitas F. N. accusantis et ex 
ejus vita laudabili praesumi non 
potest, 
ideo accusationem datam contra 
Praelatum N. etc. recipimus etc. 


(Ibidem Nr. 25.) 


quod calumniose agat, 


Da uns die religiöse Bravheit 
des Klägers Fratris N. bekannt 
ıst und nach seinem lobenswer- 
ten Lebenswandel nicht voraus- 
daß er 
verleumderisch handele, so neh- 
men wir die Klage gegen den 
Prälaten N. an usw. 


(Das. Nr. 25.) 


gesetzt werden kann, 


Es wird gewünscht, daß der Kläger in dem Klagelibell gleich 
die Zeugen angebe und die Tatsachen, über die sie vernommen 


werden sollen. 


Er kann jedoch nicht dazu gezwungen werden. 


Es genügt die Erklärung seiner Bereitwilligkeit, die Sache zu 


beweisen. 


Es möge hier nach Reiffenstuhl (loc. eit. n. 354 Fol. 60) das 
Formular eines Klagelibells folgen: 


Coram A(dmodum) R(everendo) 
P(atre) N. N., Ministro Provin- 
ciali comparet F(rater) Titius N. 
et non odio vel passione, nec 
animo calumniandi, sed justo zelo 
Religionis ductus, ut videlicet 
delicta in uno publice punita 
alios a delinquendo terreant, ac- 
cusat fratrem M., v. g. tamquam 
furem sacrilegum, injustum per- 
cussorem, violentum effractorem 
et malitiosum apostatam. Ponit 
enim accusator, et dieit verum 


Vor dem hochwürdigsten P.N. 
N., Provinzialminister, erscheint 
Frater Titius, nicht angetrieben 
aus Haß oder Leidenschaft oder 
mit der Absicht zu verleumden, 
sondern aus gerechtem Religions- 
eifer, damit nämlich die Vergehen 
bestraft und dadurch andere da- 
von abgeschreckt würden und 
klagt an den Fr. M. z. B., daß 
er einen gottesräuberischen Dieb- 
stahl begangen, jemanden unge- 
rechter Weise verletzt habe, ge- 
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esse (hic ponantur circumstantiae), 
ad quae in judicio legitime pro- 
banda sub poena talionis se offert, 
Instat 
proin, ut libellus acceptetur, et 


et subsceribit accusator. 


prout juris procedatur, comper- 
taque veritate propositorum Reus 
juxta juris et Statutorum teno- 
rem punlatur. 

Atque hoc, et omni meliori 
modo etc. 

Data die —, Mense — Anno — 
etc. 


Fr. Titius N. 


Abhandlungen. 


waltsam aus dem Kerker ausge- 
brochen und boshaft apostasiert 
sel. Es deponiert Kläger und 
sagt, es sei wahr (folgen die Um- 
stände). Er 
Strafe der Vergeltung an, im 


bietet sich unter 
Gerichtsverfahren dieses gesetz- 
mäßig zu beweisen unı unter- 
schreibt. Er besteht auf An- 
nahme seiner Klare, daß nach 
Recht vorgegangen und der Be- 
schuldigte, 
Wahrheit des Vorgebrachten, 
nach dem Wortlaute des Gesetzes 
und der Statuten bestraft werde. 
etc. etc. 


nach Beweis der 


Fr. Titius N. 


Kleine Abweichungen von dem Vorhergehenden finden statt, 
wenn der Prozeß nicht per viam accusationis eingeleitet wird, 


sondern per viam denunciationis. 


genden Punkten. 


Der Unterschied besteht in fol- 


1. Der Denunziant braucht die Anzeige nicht zu unterschrei- 


ben: darf es aber. 


Mißlingt ihm die Beweislast, so trifft ıhn 


nicht die Poena talionis, sondern Poena calumniae. 
2. Der Denunziant muß zwar Zeugen benennen. Diese Zeugen 


werden aber nicht als seine Zeugen angesehen, sondern als 
testes ex officio assumpti, da der Denunziant nicht strikte den 
Beweis zu führen hat, sondern nur verpflichtet ist. dem Richter 
Beweismaterial an die Hand zu geben. 

3. Der Kläger muß zur Anhörung des Endurteils geladen 
werden, der Denunziant nicht. Der Kläger kann Appellation 
einlegen; dem Denunzianten ist dies verwehrt. 

4. Der Kläger leistet das Juramentum calumniae; der De- 
nunziant schwört nur, daß er die Wahrheit sagen werde. 


Der Straf- oder Kriminalprozeß im Franziskanerorden. 291 


Einige Rechtsgelehrten sind der Meinung, daß einem Krimi- 
nalprozesse in via denunciationis die Infamie des Beschuldigten 
vorausgehen müsse. (Reiffenstuhl, Lib. V 
Num. 534, fol. 108.) 


Die Denunziation kann schriftlich oder mündlich erfolgen. 


Andere bestreiten es. 


Der Denunziant kann in der Sache, die er angezeigt, nicht als 
Zeuge vernommen werden; jedoch ist es gut, wenn er ausge- 
fragt wird, teils damit er das ergänzt, was er in der Anzeige aus 
Unwissenheit ausgelassen hat, teils zur Information des Richters. 
— Da der Denunziant vereidigt wurde, wurde seine Vernehmung 
oft eo ipso eine Zeugenvernehmung, wie aus folgendem Protokoll- 


formular hervorgeht: 

Consequenter idem A. R. P. 
Provincialis accepta dieta denun- 
ciatione, si et in quantum etec., 
voluit ab eodemmet Denuneiante 
plenius informari de omnibus 
circumstantiüis facti, de quo de- 
nunciavit supra memoratum fra- 
trem N. et dato ei juramento de 
veritate dicenda, et quod non 
animo ealumniandi, prout juravit 
etc. 


Interrogatus: Unde sciat ea, 
quae denuneiavit? 
Respondit: ete. 


Nachdem also der ete. P. Pro- 
vincial die genannte Anzeige ent- 
gegengenommen, ob und inwie- 
weit usw., so wollte er sich von 
dem Anzeigenden selbst förm- 
licher informieren lassen über 
alle Umstände der Tat, wegen 
derer der Denunziant den Fr. N. 
angezeigt. Er legte ihm den 
Eid auf, die Wahrheit zu sagen 
und nicht zu verleumden; so wie 
er geschworen hat. 

Frage: Woher er Kenntnis 
habe von dem, was er angezeigt? 

Antwort: usw. 


Weitere Fragen: Zu welcher Zeit und an welchem Orte die 


Tat geschehen? 


Wer sei zugegen gewesen? Sei er selbst (der 


Denunziant) Augenzeuge gewesen oder berichte er nur von Hören- 
sagen? Von wem er es gehört? Wann? Wo? In wessen Gegen- 
wart? Ob der Angezeigte einen guten Leumund habe? Ob er 
schon bestraft sei? Wann? Wo? Ob er (der Denunziant) dem 
Lokalobern Kenntnis von der Tat gegeben ? Warum nicht? Warum 
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er die Anzeige so lange aufgeschoben? Ob er nichts aus Liebe 
oder Haß gesagt? usw. 

Der Schluß des Protokolles lautete: Quibus per me infrascrip- 
tum receptis, sibique lectis cum noluisset aliquid addere vel mi- 
nuere, se subscripsit et dimissus est. Acta sunt haec etc. Unter- 
schriften (de Ameno, Formul. Sect. II. Num. XV). 

Noch auf eine dritte Art konnte der Strafprozeß gegen 
ein Ordensmitglied eingeleitet werden, per viam inquisitionis. In 
diesem Falle hatte der Provinzial bei der Visitation Kenntnis von 
dem Vergehen erhalten, sei es nun durch Anzeigen oder auf an- 
dere Weise. Er schritt jedoch gegen den Schuldigen nicht ein 
auf Antrag des Anzeigenden, sondern von Amts wegen, wie es im 
Formularium heißt: ex mero officio und offiecio suo satisfacturus. 
(P. Reiffenstuhl, Lib. V. Decret. $ 8, de praxi formandum Pro- 
cessum criminalem via Inquisitionis ex mero officio. Num. 540.) 
Wenn Anzeigen vorlagen, brauchte keine Infamia des Angezeigten 
vorhanden zu sein. Stand der Delinquent nur im allgemeinen im 
Rufe, das Verbrechen begangen zu haben, so mußte der Provinzial 
sich durch Vernehmung von Zeugen über den Leumund des An- 
geschuldigten Kenntnis verschaffen. Erst dann konnte das eigent- 
liche Verfahren beginnen. 

Der Schluß des Protokolls einer solchen Zeugenvernehmung 
lautete: 

Consideratis considerandis te- Nachdem die Aussagen der ge- 
stinm praefatorum depositionibus nannten Zeugen reiflich in Er- 
A. R. P. Provincialis pronuncia- wägung gezogen, verkündet der 
vit constare de fama, decrevitque P. Provinzial, daß der böse Ruf 
contra Fr. N. tamquam diffama- feststehe, und beschloß gegen 
tum ulterius prout Juris proce- den Fr. N. als einen diffamierten 
dere (Nomina). nach Recht vorzugehen (Namen). 
(Reiffenstuhl, loc. eit. Num. 541.) 

Bei dieser Art des Prozesses (ex officio oder per viam inqui- 
sitionis) fügt Ameno bei, solle der Richter den Zeugen nicht 
direkt fragen (z. B. ob er nicht wisse, daß Titius den Sem- 
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pronius umgebracht habe), wie dies bei den Prozessen per viam 
aceusationis und denunciationis geschieht. Der Richter solle viel- 
mehr weite Umschweife machen, lange herumreden, auf Umwegen 
endlich zur Sache kommen. 

Endlich sei noch kurz die vierte Art des Kriminalprozesses 
erwähnt, die per viam exceptionis. Sie findet statt. wenn ein An- 
geklagter, da er vor Gericht steht, ein neues Vergehen kontra- 
hiert, z. B. den Richter schlägt, Gott lästert, die Zeugen ver- 
leumdet oder ähnliches. Das Verfahren ist ein kurzes. Der Richter 
kann den Angeklagten sofort vernehmen und gleich darauf das 
Urteil fällen. (Reiffenstuhl, Lib. V Decret. Tit. I. $ 8 num. 548.) 


IN. Vom Corpus delicti; Zeugenvernehmung und 
andere Beweiserhebungen. 


Eine eigentümliche Erscheinung bei dem Kriminalprozesse im 
Franziskanerorden ist dies, daß der Richter verpflichtet ist, erst 
dann den Angeschuldigten als solchen zu vernehmen, wenn vorher 
die Zeugen vernommen und dadurch das Delikt wenigstens halb- 
voll (semiplene) bewiesen ist. Würde der Richter anders handeln, 
sündigt er schwer. Der Grundtext lautet: Non est constituendus 
(im Protokollformular: et consitutus legitime examinari valeat) 
Reus, nisi in informatione constet, delictum esse semiplene pro- 
batum vel adesse aequipollentia indicia. Secus agens Iudex mor- 
taliter peccabit. 

Nachdem das Prozeßverfahren rite eingeleitet. soll der Rich- 
ter, wie die Practica criminalis vorschreibt, zur Visitierung 
des Corporis Delicti oder zur Untersuchung und zum Be- 
weise schreiten. Es werden zwei Arten von Vergehen unter- 
schieden, nämlich das delietum facti permanentis und das delictum 
facti transeuntis. Das erste hinterläßt Spuren, z. B. Körperver- 
letzung, Todschlag, Diebstahl (gewalttätiger); das zweite nicht, 
2. B. Gotteslästerung, Beleidigung. 

Bei dem delictum facti permanentis ist der Augenschein ein- 
zunehmen, und ein genaues Protokoll darüber aufzunehmen, das 
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sog. Visum repertum (Reiffenstuhl loe. cit. $ 356 de visitatione 
corporis delicti).. Bei Körperverletzung soll der Richter erfahrene 
Wundärzte zuziehen. Sind diese Aerzte oder andere Zeugen und 
Sachverständige Weltleute oder Priester, die dem Provinzial- 
Richter nicht unterstehen, so muß dieser letztere beı dem zustän- 
digen lüichter um die Erlaubnis bitten, die ihm unterstehenden 
Personen vernehmen zu dürfen. Sonst ist deren Aussage 
nullund nichtig. Die Erlaubnis muß schriftlich erteilt und 
zu den Akten genommen werden. 

Die Art der Zeugen- und Sachverständigenvernehmung ist 
in dem Formularıum von P. Ameno bis ins kleinste geregelt. Im 
allgemeinen decken sie sich mit dem Verfahren, wie es die Ge- 
richte auch heute bei Strafsachen anwenden. — 

Einiges erweckt unser Interesse, z. B. die Vernehmung des 
Verwundeten bei Körperverletzungen. Darüber lesen wir bei 
Ameno, Formularium Sect. III Num. VIII: Wenn er (der Ver- 
wundete) den Täter aus Furcht nieht nennen will, damit er ihm 
nicht schade, oder wenn er aus Liebe zu Gott sagt: „Ich ver- 
zeihe ihm als ein guter Christ, und ich will nicht, daß der Täter 
wegen meiner gestraft werde“, so muß man ihn ermahnen, er 
solle die Wahrheit bekennen, weil er sonst eine Todsünde be- 
ginge und sich des Meineides schuldig mache. Er solle sich nicht 
selbst an der Seele schaden, um seinen Nächsten vor dem Scha- 
den am Leibe zu bewahren. — Man muß ihm auch zwei- oder 
dreimal vorstellen, daß, wenn er es nicht freiwillig sage, so würde 
man ad juris facti remedia schreiten, wo man ihn dann schon zu 
reden zwingen würde. Bleibt er dann noch bei seiner Weigerung, 
den Täter zu nennen, so sollmanihn durch die Folter 
zwingen, den Schuldigen zu offenbaren — 

Interessant ist auch das Verfahren in casu deflorationis. Das 
bei Ameno für solehen Fall aufgeführte Protokollformular lasse 
ich in der lateinischen Sprache folgen: Consequenter A. R. P. 
Provincialis volens per peritas obstetrices informari de constantia 
Corporis Delicti, petiit debitam licentiam in scriptis a D. Praetore 
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civitatis sive oppidi N., qui libenter eam concessit, ut patet ex 
etc. etc... .. Et vocare fecit N. et. N., publicas et peritas ob- 
stetrices, et illis injunxit, ut visitarent puellam N. filiam N. et 
facta ab ipsis visitatione vocata fuit N. de N.. una ex prae- 
dietis obstetricibus, et sibi dato juramento de veritate dicenda et 
monita de gravitate perjurii et causae de qua agitur, juravit tactis 
scripturis; mox fuit Interrogata. An visitaverit Puellam N. etc.? 
An repererit eam Virginem an vitiatam? Ex -quibus signis cog- 
noverit fuisse vitiatam? An potuerit ex sese vitiarı, aut alio modo, 
quam per congressum virllem? A quanto tempore judicet fuisse 
corruptam ? A quibus signis cognoscat: et dicat causam, quare 
sic judicet? etc. 

Quibus habitis A. R. P. eam monuit, ut hoc sub secreto te- 
neret, peccaret enim mortaliter, si proderet famam puellae et Re- 
ligionis: imo injunxit, ut si aliquos audiret de hac re loquentes, 
dicat N. N. se visitasse Puellam illam, et esse falsum et sine 
fundamento, quod de ea dieitur. Et lecta sibi sua depositione, 
cum nollet aliquid addere vel minuere, nesciens scribere, signum 
crucis apposuit, et dimissa est, salvo jure ete. Acta sunt haec 
die etc. 

Der Verfasser des „Criminalprozeß der P. P. Franeiscaner * 
macht auf den allerdings sehr merkwürdigen Umstand aufmerk- 
sam, daß der Provinzial am Schlusse des Protokolls dıe Heb- 
amme zur Sünde veranlaßt, nämlich zur Lüge außerhalb des 
Prozesses. 

Das Verfahren bei der Augenscheineinnahme bei anderen 
Vergehen, z. B. Diebstahl, können wir übergehen, da es nichts 
Bemerkenswertes bietet. 

Ist durch Augenscheinannahme das Vergehen bewiesen, so 
bat der Richter ein Deeretum de procedendo ad ulteriora zu er- 
lassen; im anderen Falle stellt er das Verfahren ein. 

Nachdem das Dekret zur Fortsetzung des Verfahrens erlassen, 
muß er zur Vernehmung der Zeugen schreiten, damit er vor der 
Vernehmung des Angeklagten wenigstens eine probatio semiplena 
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habe. Jedoch, fügt Reiffenstuhl bei, handelt der Richter nicht 
übel, wenn er so viele Zeugen abhört, die eine probatio plena 
ausmachen. 

Damit die Zeugenvernehmungen bzw. Aussagen rechtsgültige 
Wirkungen haben, sind folgende Punkte genau zu beobachten: 

1. Ist darauf zu sehen, ob der Zeuge ein testis habilis sei 
(darüber später). | 

2. Im Anfange der Aussage muß festgestellt werden, ob der 
Zeuge von Amts wegen angenommen, oder vom Kläger benannt ist. 

3. Vor der Vernehmung hat der Zeuge nach Verwarnung 
den Eid zu leisten. 

4. Jeder Zeuge muß einzeln gehört werden. Punkt 5 und 
6 sind unwichtig und selbstverständlich. 

Punkt 7 hat Bedeutung. Er lautet: Vor allem aber, und 
zwar unter der Strafe der Nullität, muß der Richter 
sich vor suggestiven oder vor solchen Fragen hüten, wo- 
durch er dem Zeugen gleichsam in den Mund legt, was er ant- 
worten soll. 

8. Alle Worte und Aussagen der Zeugen, sowohl pro als 
contra, muß der Aktuar getreu aufschreiben und zwar in der 
Muttersprache und, soweit möglich, Wort für Wort. Die Fragen 
werden vom Richter auch in der Muttersprache gestellt, jedoch 
vom Aktuar in der lateinischen Sprache protokolliert. 

Wenn rechtmäßig geladene Zeugen nicht erscheinen, kann 
über sie die Strafe der contumacium et rebellium verhängt werden. 
Hat der Kläger in seinem Klagelibell keine Zeugen benannt, so 
wird ihm durch besonderes Dekret aufgegeben, dieses nachzuholen. 
Die Vernehmung der Zeugen sowohl ad generalia als auch ad 
specialia bietet im übrigen kein weiteres Interesse. Ueber die 
Anwendung der Folter bei den Zeugen handeln wir weiter unten. 

Ereignet sich nun der Fall, daß man bezüglich des Täters 
weder ein indieium proximum noch remotum hat, das Verbrechen 
selbst aber offen zutage liegt, so kann der Provinzial in Gemein- 
schaft mit seinem Definitorium (4 bzw. 5 Rat-Patres) oder, wenn 


Der Straf- oder Kriminalprozeß im Franziskanerorden. 237 


die Zeit drängt, aus sich allein einen Mitschuldigen die Straflosig- 
keit versprechen, wenn er die Mittäter entdeckt. Er kann dies 
aber nur im Namen des Generals des Ordens. Dieses Impunitäts- 
dekret (zum Abdruck fehlt der Raum) muß in der Muttersprache 
aufgesetzt, in allen Konventen der Provinz öffentlich vorgelesen 
und auch jm Archiv registriert werden. 

Wir kommen nunmehr zur Anwendung der Folter. 


IV. Anwendung der Folter. 


Wenn der Zeuge leugnet oder angibt, von dem Delikte nichts 
zu wissen, während das Vergehen feststeht und auch sicher ist, 
daß der Zeuge bei Begehung der Tat zugegen war, kann gegen 
den Zeugen die Folter angewendet werden. Dasselbe kann ge- 
schehen, wenn der Zeuge sich widerspricht, bald so, bald anders 
redet; wenn er ohne Eid etwas anders sagt als unter Eid. Zur 
Berechtigung der Anwendung der Folter ist aber unbedingt er- 
forderlich, daß keine anderen Zeugen vorhanden sind, durch deren 
Aussage das Delikt bewiesen werden kann, denn die Folter ist 
immer nur ein remedium subsidiarıum in defectu aliarum pro- 
bationum. ' 

Die Folter konnte angewendet werden beim Delinquenten 
und auch beiden Zeugen. 

Die generelle Anweisung zur Anwendung der Folter lautete 
bei den Franziskanern: Tortura pro atrocibus et gravioribus de- 
lictis dumtaxat affligenda est. Verum cum non satis constet, 
quomodo torquendi sunt fratres delinquentes, decernimus, quod si 
crimen sit nefandum, ignis poena rei torqueantur; de reliquis vero 
eriminibus suspecti, nudi et manibus ligati per tria intervalla, 
flagellis superioris arbitrio dire torqueantur, ac pane et aqua 
macerentur. Quod si crimen atrox fuerit, Iudex, ad quem cognitio 
causae quovis jure pertinet, aliud torturae genus arbitrio suo 
Juxta qualitatem delicti excogitare potest. D.h. die Folter ist nur 
bei sehr schweren (eigentl. „wilden“) und schwereren Verbrechen 
anzuwenden. Da aber nicht genügend feststeht, auf welche Art 
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die Brüder, welche ein Verbrechen begehen, zu foltern sind. so 
bestimmen wir, daß, wenn das Verbrechen ein unaussprechliches 
ist, die Schuldigen mit der Strafe des Feuers gequält werden: 
die anderer Verbrechen Verdächtigen sind zu entblößen, an Jen 
Händen zu fesseln, und — nach Gutdünken des Oberen — nıt 
Geißeln hart zu foltern, auch sollen sie mit Wasser und Brot ge- 
straft werden. Ist das Verbrechen ein abscheuliches, so kann der 
Richter, dem die Untersuchung von Rechtswegen zusteht, eine 
andere Art der Folter nach seinem Gutdünken, je nach der Art 
des Verbrechens, ausdenken. (Siehe dieses Statutum ordinis bei 
Ameno loc. eit. fol. 354.) Dersellhe Ameno macht in seiner Pract. 
crim. Tit. XVI. Tortura $ 1, Num. 1—12, folgende Bemerkungen: 
Die Tortur darf man nur bei sehr großen Verbrechen anwenden. 
Die Folter darf nicht schärfer und härter sein, als die Strafe, die 
für das erwiesene Verbrechen festgestellt ist. Die im Statut an- 
geordnete Geißelung darf nicht länger dauern, als die Zeit, die 
man zu zweimaligem Beten des Miserere (Psalm 50) nötig hat. 
Sie ist nicht an allen Orten des Ordens im Gebrauch. Sie darf 
nur durch ÖOrdensleute vollzogen werden. Die Worte per tria in- 
tervalla können ausgelegt werden, als „dreimal (mit Zwischen- 
räumen) an einem Tage“ oder „an 3 verschiedenen Tagen“, wie 
es der Richter bestimmt. Wenn der Richter sich endlich für be- 
sonders schwere Verbrechen eine besondere Art der Folter aus- 
sinnt, so darf er diese nur mit Genehmigung des Definitoriums 
anwenden. 

Im übrigen brauchte der Provinzial-Richter nur das Defini- 
torium zu befragen, ob die Folter angewendet werden sollte, und 
wenn „ja“, ob sie leicht oder schwer sein sollte. Die Festsetzung 
der Art der Folter lag im Belieben des Richters, wenn nicht schon 
für bestimmte Verbrechen bestimmte Folterqualen in den Konsti- 
tutionen des Ordens festgesetzt waren. Dies galt Zeugen und 
Beschuldigten gegenüber. 

Von den verschiedenen Arten der Folter können wir die der 
sog. Arktation und der Geißelung übergehen, da sie ausden Prozessen 
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des Mittelalters, besonders aus den Hexenprozessen, genügend be- 
kannt sind. Erwähnt sei die Folter per sibilos. Die Sıbili sind 
von Eisen oder von hartem, glatt poliertem Holz. Sie ähneln in der 
Form kurzen Stöcklein von etwa 4 Zoll Länge und der Dicke eines 
Fingers. Diese Sibili steckt man zwischen Mittel- und Ringfinger, 
zwischen Zeige- und Mittelfinger und zwischen den Ring- und 
kleinen Finger. Auf jede Hand kommen also 3 Sibili. Diese 
werden an beiden Seiten durch einen Strick festgebunden, und 
durch das Zudrehen des Strickes wird ein starker Druck auf die 
Fingerknochen ausgeübt und ein mehr oder minder großer Schmerz 
ausgelöst. 

Die Folter durch Aufziehen und Fallenlassen mit Stricken ist 
auch in den weltlichen Prozessen angewandt und zur Genüge 
bekannt. Erwähnt mag werden, daß nach den Vorschriften des 
Ordens bei dieser Folter ein geschickter Mann zugezogen werden 
soll, der die ausgerenkten Glieder wieder in Ordnung bringe. 
Desgleichen muß ein Arzt zugezogen werden, für den Fall, daß 
der Delinquent vor oder während der Folter in Ohnmacht fällt. 
Stirbt der Delinquent in der Folter durch Nachlässigkeit oder 
Schuld des Richters, so macht sich dieser des Verbrechens des 
Todschlags schuldig und inkurriert die Irregularität. Diese erwähnte 
Art der Folter soll nur bei nüchternem Magen des Delinquenten 
angewandt werden bzw. erst 7 Stunden nach dem Essen. 

Grausam ist die Feuertourtur. Der Delinyuent mußte ge- 
fesselt auf einem Stuhle mitten in der Folterkammer sitzen. Die 
entblößten Fußsohlen wurden mit Speckschwarten eingerieben und 
unter diese in einer Entfernung von etwa 3—4 Zoll eine offene 
Schüssel mit glühenden Kohlen gesetzt. Die eingefetteten Fuß- 
sohlen wurden so geschmort und gesengt. Diese Folter war nach 
Ameno, Form. XXIX wegen ihrer Härte nicht lange im Orden 
im Gebrauch. Bei sehr schweren Verbrechen konnte an ihre Stelle 
eine andere grausame Folter treten, die wir nun beschreiben 
möchten: Dem Delinquenten wurden die Kleider bis auf die Fe- 
moralıa (kurze Beinkleider aus Wolle oder Leinen, die die Fran- 
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zıskaner unter dem Habite tragen) ausgezogen. Dann nahm man 
zwei sehr hart gekochte Eier, machte sie in kochendem Wasser 
siedendheiß, legte dann ein jedes ın ein leinenes dünnes Tüchlein 
und plazierte dieses dem Angeklagten in die Achselhöhle. Die 
Haare dort waren vorher wegrasiert. Dann wurden dem Gefol- 
terten die Arme fest an den Leib gedrückt und die heißen Eier 
ein Credo lang an ihrer Stelle belassen. Dann nahm man wieder 
neue siedendheiß gemachte Eier und die Tortur begann von neuem. 
Diese grausame Art T. soll ein Ordensoberer in Genua ausgedacht 
haben. Der mehrfach genannte Ameno hält sie zwar für schwer, 
aber ungefährlich. Sie lasse nur eine kleine Inflammatio zurück, 
der man mit einem kühlenden Mittel entgegenwirken könne. (Pract. 
crim. Tit. XVI de tortura, Num. 5.) 

Das in der Folter erpreßte Geständnis mußte außer der Folter 
wiederholt werden. Wurde es verweigert, begann die Tortur von 
neuem. 

Wie wir schon oben erwähnten, konnte die Folter nicht nur 
bei den Angeschuldigten, sondern auch bei den Zeugen angewandt 
werden. Wann, gelıt aus der Praetica criminalis hervor: Causa 
autem torquendi testes sunt. Prima, si sint inhabiles ad testifican- 
dum, puta infames, viles Personae, socii criminis, ultronei vel 
spontanei etc.; isti ablunut maculanı inhabilitatis vi tormentorum. 
Secunda, testes varıı in substantialibus; negantes in judicio, quod 
extra dixerunt, qui interfuerunt delicto et negant, qui veritatem 
ex malıtia nolunt confiteri, qui de mendaeio sunt convicti, qui 
vacillant (schwanken) in suis dietis; qui juridice interrogati re- 
spondere nolunt, aut Iudicem irrident. 

Zur Berechtigung der Anwendung der Tortur bei dem An- 
geschuldigten waren 7 Ursachen erforderlich. Es heißt bei Ameno: 
Causae, pro quibus Reus torqueri potest, sunt. Prima, dietum 
umius saltem testis omni exceptione majoris, qui de facto prin- 
cipali deponat, quae appellatur semiplena probatio. Secunda, 
onnia indicia gravia plene probata, quodlibet perfectum in suo 
genere. Tertia, duo vel plura indicia levig insimul copulata, sese 
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inricem juvantia. Quarta, si Reus in tormentis confessus extra 
Tormenta negaverit, iterum torturae subjiei poterit usque ad tres 
vices. Quinta, dietum unius testis non integri de visu, admini- 
culatum fama, vel alio indicio levi. Sexta, unum indicium pro- 
babile licet non certum, ut, si inveniretur oceisus, cum quo aliquis 
antea rixatus esset. Septima, extrajudicialis confessio negata postea 
in judicio, si sit probata per duos testes contestes. 

Ueber den weiteren Gang des Strafprozesses können wir kurz 
hinweggehen. Nur wenige Merkwürdigkeiten seien noch mitgeteilt. 
Wenn es sich herausstellt, daß der Angeschuldigte die Ex- 
kommunikation inkurriert hat, so ist er vor der verantwortlichen 
Vernehmung von dieser zu absolvieren. Nach Ablauf des Prozesses 
fällt er eo ipso der Exkommunikation wieder anheim, wenn nicht 
der Richter zugleich sein ordentlicher Ordensoberer war, der ihn 
vollständig von der Exkonmunikation freisprach (Ameno, Pract. 
Tit. XXI. Num. 65). 

Ein Unikum bei dem Franziskanerprozeß ist es, daß der 
Angeschuldigte vereidigt wurde Es wurde ihm der 
Eid auferlegt, daß er die Wahrheit sagen werde. Reus ordine 
aliquo et adhortatione praemissa ac praestito juramento 
est interrogandus. (So bei Ameno; ähnlich Reiffenstuhl, Lib. V 
Tit. I Num. 406.) — Ablehnung des Richters durch den Ange- 
klagten kann nur bei Beginn, nicht im Laufe des Prozesses er- 
folgen. 

Die Vorschriften über Vernehmung des Delinquenten sind die 
bekannten, überall bestehenden. 

Der Verteidiger soll ein Ordensmann (Franziskaner) sein, je- 
doch nicht aus dem Konvent, dem der Angeklagte angehört. Nur 
in gravissima causa darf ein weltlicher Verteidiger zugelassen 
werden. Der Verteidiger, falls er aus dem Orden war, mußte 
einen Eid ablegen, daß er sein Amt treu verwalten wolle. 

Wird der Prozeß per inquisitionem ex mero officio geführt, 
so wird ein Advocatus fiscalis (etwa Staatsanwalt) ernannt, der 
die Anklage vertritt und den Verteidiger widerlegt. 

16* 
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Auf die im Franziskanerorden für die verschiedenen Vergehen 
und Verbrechen festgesetzten Strafen einzugehen, würde zu weit 
führen. 

Es braucht wohl nicht hervorgehoben zu werden, daß die 
vorstehend aufgeführten Dekrete, Formeln etc. heute in keinem 
Orden mehr Geltung haben. 
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I. 


Allgemeines. — Entscheidungen. — Zeitschriften. — Gesetzes- und 
Quellensammlungen. 


1. Walter Jellinek, Dr., Reg.-Ass. und Priv.-Doz. in Leip- 
zig, Gesetz, Gesetzesanwendung und Zweckmäßigkeitserwagung (Druck- 
febler statt -erwägung). Tübingen, Mohr, 1913 XVI, 375 S. 

Dieses wichtige Buch interessiert kirchenrechtlich nur an 2 Stellen. 
Einmal, wo die Stellung der Kirchenaufsichtsbehörde zur Kirchengemeinde 
privatrechtlich für den Fall untersucht wird, daß ein Dritter Ausbes- 
serungen an der Kirche vorgenommen hat (S. 85). Die andere Be- 
merkung enthält eine beachtliche — gelegentliche, aber offenbar wohl- 
überlegte — kurze Charakterisierung des Verhältnisses von Kirchen- 
recht und staatlichem Recht. Sie sei in extenso wiedergegeben. J. 
sagt S. 93: Das Kirchenrecht ist eine Ordnung für sich, die in kei- 
nem notwendigen Zusammenhang mit der staatlichen Rechtsordnung 
steht. Das Staatsrecht kann aber auf das jeweils geltende Kirchen- 
recht verweisen; die kirchlichen Feiertage z. B. sind vielfach auch 
weltliche; wenn die Kirche das Datum eines solchen Feiertags ändert, 
etwa den Fronleichnamstag auf einen Sonntag verlegt, so beeinflußt 
sie kraft Verweisung den Inhalt des staatlichen Rechts; die Bestim- 
mung wirkt also ebenso wie eine staatliche Verordnung. 

2. Walter Pollack, Perspektive und Symbol in Philosophie 
und Rechtswissenschaft. 533 S. Berlin, Rothschild, 1912. M. 16. 

3. Dr. Constantin Sauter, Dantes Monarchie, übersetzt und 
erläutert. Mit 2 Bildern. Freiburg i. B., Herder, 1913. K]1. 80 X und 
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209 S. M. 4.50, geb. M. 5.40. Hier bietet der bekannte Dante-For- 
scher ein gefälliges und nützliches Hilfsmittel für Dante-Studien. Er 
stellt die „Monarchie“ in einen historischen, staatsphilosopbischen und 
literargeschichtlichen Rahmen, behandelt System, Inhalt, Entstehungs- 
zeit, Ausgaben und Literatur und gibt eine zuverlässige kritische 
Uebersetzung. Das Werkchen kann nur empfohlen werden. 

4. Die Religion in Geschichte und Gegenwart von 
Gunkel, Scheel, Schiele und Zscharnack hat mit der 86. Lieferung 
(Bogen 39 des IV. Bandes) den Artikel „Passionsspiele“ erreicht. 
Unter den Artikeln kirchenrechtlichen Inhalts sind „Notverordnungs- 
recht“, „Obödienz“, „Offizialat“, „Ordinariat“, „Orthodox-anatolische 
Kirche“, „Papat und Primat“, sämtlich von Prof. Friedrich in Gießen 
(jetzt in Cöln) geschrieben, hervorzuheben. — Im Artikel „Naturrecht‘ 
von Ü. Troeltsch wird der Rechtsphilosoph den Zusammenhang des 
christlichen Naturrechts mit der griechischen Philosophie vermissen. 
Auch ist das nach T. „moderne profane und spezifisch juristisch-so- 
zialphilosophische* (richtiger: rechtspolitisch-rechtsphilosophische) Na- 
turrecht doch etwas gar zu nebensächlich (auf 19 Zeilen und fast nur 
durch Verweisung auf Autoren und Schlagworte) behandelt. 


5. An Sammlungen von Entscheidungen sind bei der Re- 
daktion eingegangen: 

Von Warneyers überaus brauchbarem und empfehlenswerten 
Jahrbuch der Entscheidungen, das auch die Literatur fort- 
laufend berücksichtigt, der 11. Jahrgang des Zivil-, Handels- und 
Prozeßrechts und der 7. Jahrgang des Strafrechts und Strafprozesses, 
beide Bände 1912 erschienen. Im stattlichen Umfange von XXII und 
525 sowie von XX und 232 Seiten repräsentieren sie ein wertvolles Hilfs- 
mittel für Theorie und Rechtsprechung. — Der Ergänzungs- 
band, enthaltend die Rechtsprechung des Reichsgerichts auf dem Ge- 
biete des Zivilrechts, soweit sie nicht in der amtlichen Sammlung ab- 
gedruckt ist, hat im 3. bis 6. Heft die bis zum 11. April 1913 ausge- 
fertigten Entscheidungen sowie eine Anzahl älterer abgedruckt. 


An Zeitschriften! liegen vor: 

6. Archiv für katholisches Kirchenrecht Band 93 
(vierte Folge, 1. Band) von Nikolaus Hilling herausgegeben. Heft 1, 
1913. Der in den Kreisen der Kirchenrechtler rühmlichst bekannte 


ı Kirchenrechtlich besonders interessierende Aufsätze sind unter den 
betreffenden Rubriken der Uebersicht besprochen. 
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neue Herausgeber leitet die Neue Folge mit einer Vorbemerkung ein. 
Es ist zu erwarten, daß sich die Zeitschrift unter seiner Leitung auf 
der seitherigen wissenschaftlichen Höhe halten wird. Abhandlungen: 
Nikolaus Hilling, Die Gesetzgebung Leos XIII. auf dem Gebiete des 
Kirchenrechts (8—31); Josef Schmitt, Die Stellung der badisch-recht- 
lichen Kirchengemeinde gegenüber dem katholischen Kirchenrecht 
(32—49); Leo Ober, Die Art des Nutzungsrechts der Pfarrer am 
Pfarrhofe nach elsaß-lothringischem Staatskirchenrecht (67—73). Außer- 
dem: Kirchliche und staatliche Erlasse und Entscheidungen, Kleine 
Beiträge und Nachrichten, Literatur. 

7. Zeitschrift für Kirchengeschichte von Brieger 
und Beß, XXXIV. Bd., 1. Heft, Untersuchungen und Essays: Stocks, 
Quellen zur Rekonstruktion des Petrusevangeliums (1—57); Pahncke, 
Ein Grundgedanke der deutschen Predigt Meister Eckeharts (58— 73); 
Bünger, Ein Dominikaner-Provinzialkapitel in Lurkau (1400) (74—88). 
Außerdem Analekten und Nachrichten. 

8. Archiv des öffentlichen Rechts von Laband, Meyer 
und Piloty. Bd. XXX, Heft 1 und 2, 1913. Aufsätze: Karl H. Fischer, 
Die bisherige Wirksamkeit des Stellenvermittlergesetzes und Reform- 
vorschläge (1—46); Ferdinand Sartorius, Rechtsfolgen des Nichtzu- 
standekommens des Gesetzes über die Friedenspräsenzstärke (47’—106) ; 
Friedrich Tezner, Das staatsrechtliche und politische Problem der 
österreichisch-ungarischen Monarchie I (102—151); Külz, Grundlagen, 
Entstehung und Handhabung der Verfassungsbestimmungen über die 
Feststellung der Friedenspräsenzstärke des deutschen Heeres (152 bis 
187); Alfred Andrae, Die Bedeutung des Landtagsabschieds im hessi- 
schen Staatsrecht (189—196); Otto Freiherr von Mering, Die An- 
kündigung von Gesetzen durch Verfassungsurkunden (197—203); Bruno 
Altenberg, Ist die Entsendung von Aerzten oder die Lieferung von 
Heilmitteln seitens eines neutralen Staates an eine kriegführende Macht 
zulässig? (204—212); Erich Warschauer, Anselm Feuerbach über die 
Schwurgerichte (213—227). Außerdem: Rezensionen. 


9. Dr. Ludwig Wahrmund, Prof. d. Rechte in Prag, Quellen 
z. Geschichte des römisch-kanonischen Prozesses im Mittelalter. II. Bd.., 
1. Heft. Der ordo iudiciarius „Scientiiam“. Anhang: Der ordo iu- 
diciarius des Dinus Mugelianus. Innsbruck, Wagner, 1913. XIV und VI, 
66 und 9 S., M. 4. Mit der zweiten Abteilung nimmt die wichtige 
Quellensammlung ihren erfreulichen Fortgang. Die durchweg günstige 
Kritik, die der 1. Abteilung zuteil geworden war, wird wohl auch 
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ohne weiteres auf die vorliegende Fortsetzung übertragen werden kön- 
nen. An dem bisher ungedruckten ordo iudiciarius „Scientiam“ ist der 
Jurist und der Historiker in gleicher Weise interessiert. Den unbe- 
kannten Autor des Traktats glaubt W. mit einem Schüler des Petrus 
Hispanus in Bologna identifizieren zu sollen (S. XI). Die Sigle „G@* 
in der Vorrede bringt er vermutungsweise (S. XII) mit Guilelmus 
Guascus in Verbindung. Die Entstehungszeit ist aus den Zitaten auf 
den Zeitraum von 1334—1245 zu begrenzen; der Entstehungsort ıst 
Frankreich (der Verf. erwähnt Paris, Orleans, Chartres, Luneville). 


LI. 
Kirchenrechtsgeschichte. — kirchenkulturgeschichte. 


l. Urkundenlehre. Zur Einführung in das Studium der 
deutschen Geschichte des Mittelalters und der Neuzeit. Bd. I, Abt. 2 
des Grundrisses der Geschichtswissenschaft von Aloys Meister. Leip- 
zig und Berlin, Teubner, 1913. VI und 116 S. M. 2.50; in Leinwand 
M. 3. Der erste Teil stellt die Grundbegriffe sowie Königs- 
und Kaiserurkunden dar und ist von Dr.R. Thommen, Prof. 
in Basel bearbeitet. Der zweite Teil, Die Papsturkunden, hat 
Prof. Dr. L. Schmitz-Kallenberg, Priv.-Doz. in Münster ı.W. 
zum Verfasser. Auch der vorliegenden zweiten Auflage muß das Lob 
gespendet werden, daß es ein für Lehr- und Studienzwecke in gleicher 
Weise verwendbares Hilfsmittel darstellt, das sich auch in der Neu- 
bearbeitung gut einführen und bewähren wird, wenn auch aus äußeren 
Gründen die Privaturkundenlehre noch nicht mit zum Abdruck kom- 
men konnte. 

2. Dr. Ludwig Wahrmund, Quellen z. Gesch. d. röm.-kanon. 
Proz. im MA. S. oben unter Nr. 9. 

3. Eduard Schwartz, Kaiser Constantin und die christ!. 
Kirche. Leipzig-Berlin, Teubner, 1913. VII und 171 S., klein 8%, M. 3 
(in Leinwand 3.60). 

Diese 5 Vorträge wurden 1912 im Freien deutschen Hochstift in 
Frankfurt a. M. gehalten. Auf Einzelheiten der sehr lesenswerten 
Schrift einzugehen, fehlt mir der Raum. Auf viele Probleme fällt 
neues Licht, andere werden von neuen eigenartigen Gesichtspunkten 
aus angefaßt, neu formuliert. Die Fülle des in Kürze behandelten 
Stoffs mögen folgende Schlagworte andeuten: Constantins Umwälzung, 
die Monarchie des Augustus, der Verfall der Augustinischen Ordnun- 
gen, die Barbarisierung des Heeres, Kaiser Hadrian, Zerfall des Reichs 
im III. Jh., Diokletian und Constantin, die Neuordnung Diokletians, 
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die Diokletianische Samtherrschaft, die Teilung des Reichs, die An- 
fänge der Kirche, das Uharisma des Geistes, Presbyter und Bischöfe, 
der monarchische Episkopat, die apostolische Sukzession, Eucharistie 
und Klerus, Autonomie der Gemeinde und Katholizität der Kirche, 
die universale Kirche — dies der Inhalt des ersten Vortrags. Die 
Theologen wird besonders interessieren, daß Verf. — K.Holl folgend — 
den Begriff der Homousie nicht mehr der okzidentalen Dogmatik 
zuweist. 

4. ErnstBernheim, Die Augustinische Geschichtsanschauung 
in Ruotgers Biographie des Erzbischofs Bruno von Cöln. Ztschr. der 
Savigny-Stiftung, Kanonist. Abt. II, 1912, S. 299—335. B. ergänzt 
die Forschungen Schrörs’ über Ruotgers Persönlichkeit und seine be- 
rühmte Biographie Erzbischof Brunos und verwendet die Augustinischen 
Ideen als Grundgedanken der Darstellung Ruotgers zu einer interes- 
santen „gemeinpsychologischen“ Interpretation des Werkes. 

5. Gregor Ritter v. Hankiewicz untersucht in derselben 
Zeitschrift (S. 44—99) die Kanones von Sardika, ihre Echtheit und 
ursprüngliche Gestalt und kommt zum Resultat, daß der griechische 
Text der Urtext, der lateinische eine Uebersetzung ist, daß aber jener 
früher 3 Kanones mehr enthielt, als der noch vorhandene griechische, 
nämlich die im lat. Text enthaltenen Kanones X a, XII und XVII 
Die lat. Uebersetzung stammt bereits aus dem 4. Jh. Das Ganze ist 
als Aufzeichnung fortlaufender Reden aufzufassen, wobei zwischen 
propositio und canon zu scheiden ist. Die Numerierung der Kanones 
rührt nicht von der Synode selbst her. 

6. Rudolf Köstler, Der Anteil des Christentums an den 
Ordalien. Das. S. 208—248. 

7. Wilhelm Levison, Die Akten der röm. Synode von 679. 
Das. S. 249—282, 

8. Walther von Hörmann, Bußbücherstudien. Das. S. 111 
bis 181. 

9. Emil Göller, Walter Murner von Straßburg u. d. päpstl. 
Dispensationsverfahren im 14. Jh. Das. S. 182—207. 

10. Eduard Eichmann, Die Ordines der Kaiserkrönung. Das. 
S. 1-43. Eine grundlegende Arbeit. E. sichtet — fast als erster — 
sämtliche einschlägige Quellen kritisch. Er unterscheidet 3 Perioden: 
Bis Berengar, von Otto I. bis Heinrich V. und von Ötto IV. bis Karl V. 
Der Aufsatz ist als eine wichtige Vorarbeit zu der von E. zu erwar- 
tenden Geschichte der Kaiserkrönung anzusehen. 

11. Leo Mergentheim, Zur Entstehungsgeschichte der Quin- 
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quennalfakultäten pro foro externo. Das. S. 100—110. M. ergänzt 
sein 1908 als Heft 52—55 der kirchenrechtl. Abhandlungen von Ulrich 
Stutz erschienenes gleichnamiges Buch aus dem Werke von Verricelli, 
Quaestiones morales seu tractatus de missionibus apostolicis, Venetiis 
1656, auf das er durch die Kritik seines Buchs von Speiser (ARKR. 
90, 586) hingewiesen worden war. 

12. Nikolaus Hilling, Die Gesetzgebung Leos XIII, auf 
dem Gebiete des Kirchenrechts. Arch. f. kath. KR. 93 S. 8S—31. Hier 
setzt der verdienstvolle neue Herausgeber des Archivs, der die Ge- 
setzgebung des lebenden Papstes so übersichtlich und verständnisvoll 
dargestellt hat, dem verstorbenen Diplomaten, Kultur- und Sozialhisto- 
riker auf dem päpstlichen Stuhle ein ehrendes Denkmal. Die Aufgabe 
war nicht leicht; denn „Großtaten ersten Ranges auf dem kirchen- 
rechtlichen Gebiete* hatte Leo XIII. nicht zu verzeichnen. Der blei- 
bende Wert der Gesetzeserlasse dieses Papstes besteht denn auch in 
der Tat weniger in dem „Wie viel“ und dem „Was“ als in dem „Wie“ 
seiner Gesetze. Sie enthalten „eine Fülle theoretischer und reinwissen- 
schaftlicher Ausführungen“. Darin ist H. Recht zu geben. 


III. 
Staat und Kirche. — Staat und Religion. 


1. Allgemeines. 


1. August Pfannkuche, Staat und Kirche. Grundzüge eines 
kirchenpolit. Programms f.d. entschiedenen Liberalismus. Berlin, Schöne- 
berg, Fortschritt, 1913. 128 S. 8°, M. 1.50. 

2. Walter Jellinek, Gesetz, Gesetzesanwendung und Zweck- 
mäßigkeitserwägung. S. oben unter I, Nr. 1. 

3. Josef Schmitt, Die Stellung der badisch-rechtlichen Kir- 
chengemeinde gegenüber dem kath. Kirchenrecht. S. unten unter 
V, Nr. 2. 

4. Karl Rieker, Das landesherrl. Kirchenregiment in Bayern. 
In dieser Zeitschr. XXIII, 1—53. 

5. Friedrich Manz, Staatskirche, Freikirche, Volkskirche. 
S. unten unter 2, Nr. 10. 

6. OÖ. Hartmann, Das Recht des Staats u. d. dtschen. Reichs 
in Beziehung auf die Rel.-gemeinschaften unter Vergleichung je ihres 
Kirchenrechts und des natürl. Rechts. I. Teil, 2. Heft. Innsbruck, 
Wegener, 1913. IV und S. 65—128, Nr. 2. 

7. P. A. Kirsch, Konstitutioneller Staat und päpstl. Absolutis- 
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mus unter bes. Berücks. d. päpstl. Motu proprio vom 9. X. 1911 betr. 
d. Gerichtsverf. gegen Kleriker. Halle, Verl. d. ev. Bundes, 1913. 
32 S. M. 0.50. 

8. Martin Rade, D. Beitrag d. christl. Kirchen z. internat. 
Verständigung. (Veröff. d. Verbands f. internat. Verständigung, Heft 4). 
Stuttg., Kohlhammer, 1913, 17 S., M. 0.50. 

9. Bruno Eisenbacher, Staat, Recht und Gottesglaube. 
(Schr. d. Görresgesellschaft, Heft 16.) Paderborn, Schöningh. VII und 
78 S., M. 2.40. 


2. Die Trennung von Staat und Kirche. 


10. Friedrich Manz, Pfarrer in Britzingen (Baden). Staats- 
kirche, Freikirche, Volkskirche. Tübingen, Mohr, 1912. IV und 65 8. 
Klein 8°, M. 1. Ein Volksbuch, ohne Anspruch auf größere wissen- 
schaftliche Bedeutung. Sein Inhalt gliedert sich wie folgt: I. Von der 
Staatskirche zur Volkskirche. II. Die Kirchenverfassung der vereinig- 
ten evangelisch-protestantischen Kirche Badens. III. Das Wesen einer 
evangelischen Volkskirche. IV. Die evangelische Volkskirche und das 
Bekenntnis. V. Der Dienst der badischen Landeskirche in der gegen- 
wärtigen Krisis des protestantischen Kirchentums in Deutschland. — 
Eine Fülle von Problemen, die naturgemäß nirgends erschöpfend be- 
urteilt werden. Doch liest man manche anregende Bemerkung. Bei- 
stimmen kann ich dem Verfasser, wenn er das landesherrl. Kirchen- 
regiment für vereinbar mit dem Begriff Volkskirche hält. Auch darin, 
daß die Tatsache der Volkskirche im materiellen (Glaubens-)Sinne in 
der Gegenwart sehr schwer nachweisbar ist; dennoch aber ist auch 
nach meiner Ansicht die Volkskirche der Freikirche vorzuziehen. Gut 
sind die Grundgegensätze des individuellen Glaubenstriebs und des 
sozialen Missions- und Nächstenliebetriebs im Christentum auseinander- 
gehalten. Im einzelnen bin ich oft anderer Ansicht als der Verfasser. 

11. Lie. Willy Lüttge, Priv.-Doz. an der Universität Ber- 
lin, Die Trennung von Staat und Kirche in Frankreich und der fran- 
zösische Protestantismus. Tübingen, Mohr, 1912. XII und 208 S. 
M. 4.80. L. behandelt das Schicksal der halben Million französischer 
Protestanten — die er teilweise aus eigner Anschauung kennt — in 
denkbar weitestem Zusammenhange: Geschichtlich, religiös-philoso- 
phisch-dogmatisch. Er teilt den Stoffin: 1. Der Kampf um die Kirche, 
2. Vergangenheit und Gegenwart im Protestantismus, 3. die Kirchen- 
spaltung im Calvinismus, 4. die neue Lage, 5. die einzelnen protestan- 
tischen Kirchen. In einem Anhange ist die Kunst E. Burnands auf 
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den französischen Protestantismus bezogen. Es ist schwer, dem der- 
gestalt behandelten Thema gegenüber der Arbeit Lüttges gerecht zu 
werden. Aus der deutschen Literatur zitiert er gelegentlich Troeltsch, 
Simons, Kahl und Rothenbücher. Umsomehr schöpft er die franzö- 
sische, namentlich Allier und Sabatier, aus. Das Ganze ist mehr eine 
religionspolitische Monographie als eine theologische oder gar juristische 
Darstellung. — Im einzelnen findet sich manches Interessante, Beifall 
herausfordernde. So wenn für ihn der Begriff „Trennung von St. und 
K.“* „nur ein Schema“ ist (5). Poetisch ist die Charakterisierung der 
„romanischen Völker mit protestantischer Religion“ (7 ff.). Interessant 
sind namentlich die Spaltungen innerhalb der reformierten Kirche 
Frankreichs (160 ff.) geschildert. Dem Ganzen inhäriert etwas Per- 
sönliches, und zwar Sympathisches; es ließt sich anregend, wenn es 
aueh manchmal wie ein pastoraler Hauch darüber hinzieht. Jedenfalls 
ist das Buch angelegentlichst zur Lektüre zu empfehlen. 
3. Kirche und Schule Kirche und Universitäten. 
12. H. Rehm, Die missio canonica in Elsaß-Lothringen. In dieser 
Zeitschr. XXIII, 94—102. 


4. Begräbniswesen. 


13. K. H. Fischer, Das bayer. Feuerbestattungsrecht. Mün- 
chen, Schweitzer, 1913. IV und 79 8. M. 2. 


5. Ordens- und Klosterwesen. 


vacat. 


6. Religionsdelikte 


14. Ernst Wesenberg, Dr. jur., Der strafrechtliche Schutz 
der geheiligten Gegenstände. (Strafrechtl. Abh. v. Bennecke-Lilien- 
thal Heft 158.) Breslau, Schletter, 1912. VIII und 105 S, M. 2.80. 
[Vgl. d. Kritik d. Berichterstatters in d. dtschen. Lit.-Zeitg. 1913). 

15. Theodor Ahrens, Dr. jur., Der strafrechtliche Schutz 
des religiösen Gefübls. (Strafrechtl. Abh. v. Bennecke-Lilienthal, H. 153). 
Breslau, Schletter, 1912. XII und 83 S., M. 2.20. [Vgel. d. Kritik d. 
Berichterstatters in d. dtschen. Lit.-Zeitg. 1913]. 

7. Ehereht (einschließlich der religiösen Kindererziehung). 

16. R. Eibach, Die zwangsweise Zuführung der Dissidenten- 
kinder in den Religionsunterricht der Volksschule. In dieser Zeitschr. 
XXIII, 103—120. 

17. H. Hellmuth, Der Einfluß des Religionswechsels dritter 
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Personen auf die religiöse Erziehung Minderjähriger nach bayerischem 
Staatskirchenrecht. Arch. f. kath. KR. 93, 67—73. H. schöpft in 
Uebereinstimmung mit der Entscheidung des baver. Verwaltungsge- 
richtshofs in Bd. 31 S. 78 aus den Bestimmungen des bayer. Ver- 
fassungsrechts „allgemeine f. d. rel. Kindererziehung überhaupt“ gel- 
tende Grundsätze. Die Abhängigkeit der Glaubensangehörigkeit einer 
minderjährigen Person von dem Konfessionswechsel dritter Personen, 
d. ı. der leiblichen Eltern oder der natürlichen Mutter, sobald ein 
Kind durch die Kommunion oder Konfirmation in eine Glaubensge- 
meinschaft aufgenommen worden ist (eventuell in den Zeitpunkt, in 
dem die elterliche Erziehungsgewalt aufhört). Von dort ab bis zum 
21. Jahre bleibt die durch den Aufnahmeakt begründete Glaubens- 
angehörigkeit der Minderjährigen unabänderlich bestehen. Nunmehr 
erst beginnt in Bayern die freie Glaubenswahl. 

18. Max Keller, Dr. jur., Religiöse Kindererziehung nach 
badischem Recht. Karlsruhe, Braun, 1913. VIII und 50 S., M. 1.50. 

K. entwickelt die Vor- und Entstehungsgeschichte des Gesetzes 
v. 9. X. 1860, sowie die seitdem eingetretenen gesetzl. Aenderungen 
(insbes. d. AGBGB.) und systematisiert sodann den gesamten Inhalt 
des Gesetzes vom 9. X. 1560. Mit Recht bedauert er den Mangel 
reichsgesetzlicher Regelung der schwierigen und wichtigen Materie. 
Die Arbeit ist sachlich und erschöpfend aber nicht sehr anregend ge- 
schrieben. In der Schlußkritik des bestehenden Rechtszustandes 
empfiehlt er die badische Regelung pro lege ferenda und hält eine 
Normierung im Sinne des Toleranzantrages für eine Verschlechterung 
des geltenden badischen Rechts. Als partikularrechtliche Monographie 
der zerstreuten und vielgestaltigen konfessionellen Kindererziehungs- 
vorschriften im Reich ist die Schrift zu begrüßen. 

19. F. Fidler, Das Reichsgesetz üb. d. Beurkundung des Per- 
sonenstands und die Eheschließung nebst d. preuß. Ergänzungsvorsch. 
Textausg. mit Einl., Anm. und Sachreg. 2. Aufl. Berlin, Guttentag, 
1913. 244 S. geb. M. 2.50. | 


IV. 
Kirchenverfassungs- und Kirchenverwaltungsrecht. 
1. Anton Dyroff, Die Bayerische Kirchengemeindeordnung 
v. 24. IX. 1912. S. unten unter V Nr. 1. 
2. Josef Schmitt, Die Stellung der badisch - rechtlichen 
Kirchengemeinde gegenüber dem kath. Kirchenrecht. 8. unten unter 
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3. Karl Rieker, Das landesherrl. Kirchenregiment in Bayern. 
In dieser Zeitschr. XXIII, 1—53. 

4. H. Rehn, Die missio canonica in Elsaß-Lothringen. In dieser 
Zeitschr. XXIlI, 94— 102. 

d. Rudolf Pfeufer, Die Kirchengemeindeordnung f. d. Kö- 
nigreich Bayern vom 24. Sept. 1912. In dieser Ztsch. XAILI, 54—97. 

6. Josef Frank, Die bayerische Kirchengemeindeordnung, 
Regensburg, Gabbel, 1913. 2. Teil. Siehe unten unter V Nr. 5. 

7. Fr. Gillmann, Prof. in Würzburg, Taufe „im Namen Je- 
su“ oder „im Namen Christi.“ Mainz, Kirchheim, 1913. Erweiterter 
Sonderabdruck aus „Der Katholik“, 1912, Heft 11 und 12, 36 S. 
Die scholastischen Theologen und Kanonisten kennen fast durchweg 
nur die Taufe „im Namen Christi“; auch Ambrosius und Nikolaus I. 
Eine Ausnahme macht Richard Fitzralph, der auf diese Formel kein 
Gewicht legt. 

8. Erwin Ruck, Die Organisation der röm. Kurie. Tüb., Mohr, 
1913, VII und 72 S., M. 2. 


V. 
Kirchenvermögensrecht. 


l. Anton Dyroff, Die bayerische Kirchengemeindeordnung 
vom 24. IX. 1912. Erläutert und mit den Vollzugsvorschr. herausg. 
l., 2. und 3. Liefg. (im ganzen 6—8). München, Beck, 1913. 160 S. 89. 
Je M. 0.80. 

2. Josef Schmitt, Die Stellung der badisch-rechtlichen Kir- 
chengemeinde gegenüber dem kath. Kirchenrecht. Arch. f. kath. KR. 
93, 31—49. Ein Vortrag. 

Die Bestimmungen des bad. Ortskirchensteuergesetzes vom 26. VII. 
1888 werden nach Grundsätzen, Verhältnis zum KR. und zu den Kır- 
chenbehörden, Verhältnis der kirchlichen Jurisdiktion zur Staatshilfe 
bei der Steuererhebung, Verhältnis der kirchl. Hierarchie zur kath. 
Kirchengemeindevertretung behandelt und rückblickend festgestellt, 
daß sich das badische Ortskirchensteuerrecht mit den Rechten der 
Hierarchie wohl vertrage. Die Kirchensteuer wird als ein notwendiges 
Uebel bezeichnet, das aber bereits sichtbare Früchte in der Vermehrung 
der Pfarrkirchen etc. gezeitigt habe. 

3. Leo Ober, Die Art des Nutzungsrechtes der Pfarrer am 
Pfarrhofe nach elsaß-lothringischem Staatskirchenrecht. Arch. f. kath. 
KR. 93, 50—66. 

4. Rudolf Pfeufer, Die Kirchengemeindeordnung f. d. Kö- 
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nigreich Bayern vom 24. Sept. 1912. In dieser Zeitschr. XXIII, 
54—93. 

5. Josef Frank, Die bayer. Kirchengemeindeordnung. Regens- 
burg, Habbel, 1913. 2. Teil, XII und 465 S. M. 3.50 geb.. Beide 
Teile in 1 Band gebunden: 6 M. 

Dieser mit einem ausführlichen alphabetischen Register versehene 
2. Teil enthält die Erläuterungen. Diese sind in Form eines Kom- 
mentars gegeben und tragen das Interpretationsmaterial, soweit es bis 
jetzt vorliegt, gewissenhaft zusammen. Ueber die Qualifikation des 
Verfassers zur Herausgabe des Werkes habe ich mich bereits in der 
Besprechung des 1. Teils ausgesprochen. Das Werkchen ist durchaus 
für den praktischen Handgebrauch bestimmt und bildet so in gewis- 
sem Sinne eine Ergänzung des höheren wissenschaftlichen Ansprüchen 
entsprechenden Buchs von Dyroff. Vielleicht hätte der Gesetzestext 
etwas deutlicher von den Erläuterungen im Druck hervorgehoben wer- 
den sollen. Jedenfalls kann man das Buch empfehlen. 
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Verzeichnis von Einzelschriften und Aufsätzen über 
den Jesuitismus und das Jesuitengesetz aus den Jahren 
1615-1913. 


Chronologisch geordnet vou 


Paul Hübel, 


K. Ministerial-Assistent, verwendet in der Bibliothek des Bayer. Staatsministeriums der 
Justiz, München. 


T. 
Einzelschriften aus den Jahren 1615-1913. 


1615— 1800. 


Aquavivae, Claudii, Industriae. Pro superioribus Societatis 
Jesu, ad curandos animae morbos. (Edid. Bernardus de Angelis.) 
Romae 1615. 

Corpus institutorum Societatis Jesu in duo volumina distinctum: 
accedit catalogus provinciarum, domorum, collegiorum etc. ejusdem so- 
cietatis. Antverpiae 1702. 

Gefahr der Majestäten auf Erden bei den abscheulichen Lehr- 
sätzen und Thathandlungen der Jesuiten. Aus dem Französischen 
übersetzt. Frankfurt 1761. 

Sammlung der neuesten Schriften, welche die Jesuiten in Portugal 
betreffen. Frankfurt 1760/1762. 

Sammlung der merkwürdigsten Schriften, die Aufhebung des Je- 
suitenordens betreffend. Stück I enthält die Bullen der Aufhebung 
1773. Stück II und III die Geschichte zur Erläuterung der Auf- 
hebungs-Bulle der Jesuiten 1773/74. Stück IV enthält die Folgen der 
Aufhebung und die Schriften, die deswegen erschienen. 1774. 

Moser, Rechtliches Bedenken von Aufhebung des Jesuiten-Or- 
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dens; besonders so viel es die Befugnisse eines evangelischen Reichs- 
standes dabei betrifft. Frankfurt 1774. 

Monita secreta patrum Societatis Jesu. Nunc primum typis 
expressa. Romae 1782. 


1801—1870. 


Wolf, Peter Philipp, Allgemeine Geschichte der Jesuiten von 
dem Ursprung ihres Ordens bis auf gegenwärtige Zeiten. 2. verm. 
Aufl. Leipzig 1803. 

Lipowsky, Geschichte der Jesuiten in Bayern. München 1816. 

Ein Jesuit für jeden Tag. Aus dem Französischen. Leipzig 1828. 

Spittler, Frhr. v., Ueber die Geschichte und Verfassung des 
Jesuiten-Ordens 1793. Stuttgart 1836. 

Duller, Geschichte der Jesuiten. Ein Büchlein fürs deutsche 
Volk. Leipzig 1840. 

Dokumente zur Geschichte, Beurteilung und Verteidigung der Ge- 
sellschaft Jesu. Aus dem Französischen übersetzt von einem katho- 
lischen Priester der Erzdiözese München-Freising. Regensburg 1841/44. 

Saint-Priest, Historie de la chute des Je&suites au dix-huitieme 
siecle. Brüssel 1845. 

Cretineau-Joly, Historie religieuse, politique et litteraire de 
la compagnie de Jesus composee sur les documents inedits et authen- 
tiques. ÖOuvrage orne de portraits et de fac-simile. Brüssel 1846. 

Sugenheim, Geschichte der Jesuiten in Deutschland, bis zur 
Aufhebung der Ordens durch Papst Clemens XIV (1540—1773). Frank- 
furt a. M. 1847. 

Heath, The discovery of the Jesuits’ College at Clerkemodl in 
March 1627—28: and a letter found in their house (as asserted), 
directed to the Father Rector at Bruxelles. Edited by John Gough 
Nichols. London 1852. 

Julius, Die Jesuiten. Geschichte der Gründung, Ausbreitung 
und Entwicklung, Verfassung und Wirksamkeit der Gesellschaft Jesu. 
Leipzig 1854. 

Riffel, Die Aufhebung des Jesuiten-Ordens. Eine Beleuchtung 
der alten und neuen Anklagen wider denselben. 3. Aufl. Mainz 1855. 

Kohlheim, Enthüllungen der verdammungswürdigen Lehr- und 
Grundsätze der Jesuiten, deren abscheuliche Handlungen auf der gan- 
zen Erde und kurze Geschichte des Jesuiten-Ordens. Berlin 1861. 

Buß, Die Gesellschaft Jesu, ihr Zweck, ihre Satzungen, Ge- 
schichte, Aufgabe und Stellung in der Gegenwart. Mainz 1853, 1863. 
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v. Ammon, Die geistlichen Orden und Klöster und die Berech- 
tigung ihrer Existenz in den westlichen Provinzen des Preußischen 
Staates 1864. 

(riesinger, Die Jesuiten. Vollständige Geschichte ihrer offenen 
und geheimen Wirksamkeit von der Stiftung des Ordens bis jetzt. 
Für das deutsche Volk erzählt. Stuttgart 1566. 

Ketteler, Frhr. v., Zur Charakteristik der Jesuiten und ihrer 
Gegner. Eine offene Erklärung. 3. Aufl. Mainz 1866. 

Institutum Societatis Jesu. Editio novissima. Vol. 1. 2. Romae 
1869. 

Hoffmann, Die Jesuiten. Geschichte und System des Jesuiten- 
ordens. Mannheim 1870. 

Huber, Lob und Schimpf des Jesuiten-Ordens, im Interesse der 
bürgerlichen Wohlfahrt historisch dargelegt. Bern 1570. 

Institutum Societatis Jesu. Edit. novissima. Romae 1870. 

Zirngiebl, Studien über das Institut der Gesellschaft Jesu mit 
besonderer Berücksichtigung der pädagogischen Wirksamkeit dieses 
Ordens in Deutschland. Leipzig 1870. 


1871—1880. 


Carlyle, Der Jesuitismus. Ein Pamphlet. Aus dem Englischen 
von Art. Holtermann. Braunschweig 1871. 

Der Jesuitenorden, seine Gesetze, Werke und Geheimnisse. Eine 
Beleuchtung nach den Quellen. 2. Aufl. Regensburg 1872. 

Der Jesuitismus getreu nach der Natur gezeichnet und den 
Männern der Kirche, des Staates und des Volkes zur Betrachtung vor- 
gestellt von einem bekehrten Jesuiten. Leipzig 1872. 

Buchmann, Ueber und gegen den Jesuitismus. Zwanglose Ab- 
handlungen über die jesuitische Taktik und Vollkommenheit, den 
jesuitischen Eid und Primat. Breslau 1872. 

Deym, Beiträge zur Aufklärung über die Gemeinschädlichkeit 
des Jesuitenordens. 2. Aufl. Leipzig 1872. 

Friedberg, Die Grenzen zwischen Staat und Kirche und die 
Garantien gesen deren Verletzung. Tübingen 1872. 

Gätschenberger, Geschichte des Kampfes der Jesuiten gegen 
den modernen Staat in Bayern und alle andern Staaten Europas und 
die Mittel zur Abwehr. Würzburg 1872. 

Moufang, Aktenstücke betreffend die Jesuiten in Deutschland. 
Gesammelt und mit Erläuterungen versehen. Mainz 1872. 

Reichensperger, Ueber das Verhältnis des Staates zur Kirche 
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im Hinblick auf die Jesuitendebatte im deutschen Reichstage 1872. 

Weber, Der Gehorsam in der Gesellschaft Jesu. Urkundlich 
dargestellt. Breslau 1872. 

Huber, Der Jesuiten-Orden nach seiner Verfassung und Doctrin, 
Wirksamkeit und Geschichte charakterisiert. Berlin 1873. 

Melm, Jesuiten-Lehre und Politik, nach ihrem Fundamental- 
gesetze, in einzelnen Punkten, Consequenzen und Bethätigungen auf 
dem Gebiete der Kirche und des Staates dargestellt und nachgewiesen. 
Detmold 1873. 

Menzel, Geschichte der neuesten Jesuitenumtriebe in Deutsch- 
land (1870—72). Stuttgart 1873. 

Sammlung der merkwürdigsten Schriften, die Aufhebung des Je- 
suitenordens betreffend. Stück 1—4. 1873—74. 

Hinschius, Die Orden und Kongregationen der katholischen 
Kirche in Preußen. Ihre Verbreitung, ihre Organisation und ihre 
Zwecke. Berlin 1874. 

Becker, Der alte und der neue Jesuitismus oder die Jesuiten 
und die Freimaurer. Eine Klostergefängnisarbeit. 4. Aufl. Braun- 
schweig 1875. 

Herrfurth, Gesetz v. 30. V. nebst Verordnung vom 26. VI. 
1875, betr. die geistlichen Orden und ordensähnlichen Kongregationen 
der kath. Kirche und Gesetz vom 18. VI. 1875, betr. Aufhebung der 
Artikel 15, 16 und 18 der Verf.Urk. Berlin 1875. 

Prat, Recherches historiques et critiques sur la Compagnie de 
‚Jesus en France du temps de P. Coton 1564 a 1626. Lyon 1876. 

Bert, La morale des Jesuites. Avec une dedicace A M. Freppel, 
eveque d’Angers. Paris 1880. 

Kremer-Auenrode, Aktensammlung zur Geschichte des Ver- 
hältnisses zwischep Staat und Kirche im 19. Jahrh. Bd. III, IV. Leipzig 
1573—80. 

Singer, Die Behebung der für Ordenspersonen bestehenden Be- 
schränkungen im commercium mortis causa für das kanonische und 
österreichische Recht. 1880. 


1881—1900. 


Bärenreither, Das Vermögensrecht der geistlichen Orden und 
ihrer Mitglieder. 1882. 
Siegfried, Aktenstücke betr. den preußischen Kulturkampf 
nebst einer geschichtlichen Einleitung. 1882, Nr. 56. 8. 106. 
Gothein, Ignatius von Loyola. Halle 1885. 
17” 
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Henne am Rhyn, Die Jesuiten, deren Geschichte, Verfassung, 
Moral, Politik, Religion und Wissenschaft. Leipzig 1889. 

Tschackert, Zur Jesuitenfrage. Die Unvereinbarkeit des 
Jesuitenordens mit dem Deutschen Reiche. In authentischen Gesetzen 
des Ordens nachgewiesen. Berlin 1891. 

Gengler, Die Wirkungen des votum paupertatis für das kano- 
nische und bayerische Recht. Inaug.-Diss. Erlangen 1893. 

Genelli, Leben des Hl. Ignatius von Loyola, Stifters der Ge- 
sellschaft Jesu. Wien 1894. 

 Polanco, Vita Ignatii Loiolae et rerum Societatis Jesu historia. 
Matriti. Tom. 1 (1491—1549) 1894. Tom. 2 (1550—1552) 1894. 

Gothein, Ignatius von Loyola und die Gegenreformation. Halle 
1895. 

Mayer, Die Professio religiosa im kanonischen, gemeinen und 
geltenden deutschen Reichsrechte. Ein allgemeiner Ueberblick über die 
derzeitige Regelung der Ordensfrage. München 1895. 

Heimbucher, DieÖrden und Kongregationen der kath. Kirche. 
2. Bd. 1897, 8. 278. 

Frhr. von Cramm, Dürfen nach Aufhebung des deutschen Je- 
suitengesetzes vom 4. VII. 1872 die Einzelstaaten Jesuitenverbote er- 
lassen? Erlangen, Inaug.-Dissert. 1898. 8. 12. 


1901—1905. 


He&yret, Die Jesuitenriecherei der „Los v. Rom“-Stürmer. Samm- 
lung zeitgemäßer Broschüren. 1901. 

Stolzenberg, Die Jesuiten nach dem Urteile unparteiischer 
Gegner. Frankfurt a. M. 1901. | 

Thoemes, Zweihundertjahrfeier der Königerhebung Preußens. 
Studien und Lesefrüchte (Anteil der Jesuiten an der preuß. Königs- 
krone v. 1701). Nordhausen 1901. 

Duhr, 100 Jesuitenfabeln. Freiburg i. B. 1902. 

Heiner, Der Jesuitismus in seinem Wesen, seiner Geführlich- 
keit und Bekämpfung. Mit besonderer Rücksicht auf Deutschland. 
3. Aufl. Paderborn 1902. 

Krückemeyer, Der Jesuiten-Lob aus Gegners Mund. Eine 
Zusammenstellung von Aussprüchen hervorragender Protestanten und 
Gegner der kathol. Kirche über den Jesuitenorden. Danzig 1902. 

Zöckler, Die Absichtslenkung oder der Zweck heiligt die Mittel. 
Beitrag zur Beleuchtung der Jesuitenfrage. Gütersloh 1902. 
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Aktenstücke zur Geschichte der Jesuiten-Missionen in Deutsch- 
land 1848—1872. Freiburg i. Br. 1903. 

Die badische Furcht. Ein geschichtlicher Beitrag zur Frage über 
die Männerklöster in Baden und den Fall des $ 2 des Jesuitengesetzes. 
Karlsruhe 1903. 

Die Jesuiten und deren Geheimnisse (Monita secreta) v. P. Bro- 
thier, 8. J. S. Volksschriften zur Umwälzung der Geister 1903. 

Unfreiwillige Bekenntnisse eines Jesuiten-Paters über den Ueber- 
tritt August des Starken und über die seitherigen Beziehungen des 
Hauses Wettin (albertinische Linie) zur „Gesellschaft Jesu“. Dres- 
den 1903. 

Bernard, Les Congregations (La Persecution religieuse en 
Allemagne 1872—1879 I, Science et Religion). Paris 1903, p. 37. 

Beyschlag, Gehören die Jesuiten ins Deutsche Reich ? 4. Aufl. 
Berlin 1903. 

Boehmer-Romundt, Die Jesuiten. S. Aus Natur und Gei- 
steswelt 1903. 

Böhtlingk, Die Jesuiten und das Deutsche Reich. Frank- 
furt a. M. 1902. 

Bornemann, Sind die Jesuitengegner „Lügner“ und „Ver- 
leumder“? Frankfurter Beiträge zur Jesuitenfrage im Deutschen Reich. 
Leipzig 1903. 

Clemens XIV., Papst, Aufhebungsbreve des Jesuitenordens und 
das Jesuitengesetz v. 1872. 3. Aufl. v. Karl Fey. 1903. 

Clemens XIV., Papst, Breve betr. die Aufhebung des Jesuiten- 
ordens. Leipzig 1903. 

Hammelrennen nach Canossa! oder die Jesuiten kommen! Heil 
kommt von Babel, nicht von Nazareth! Zürich 1903. 

Heiner, Protestantische Jesuitenhetze in Deutschland. Frei- 
burg i. B. 1903. 

Heiner, Der Jesuitismus in seinem Wesen, seiner Gefährlich- 
keit und Bekämpfung. Paderborn -1903. 

Hobe-Gelting v., Die Rechtsfähigkeit der Mitglieder religiöser 
Orden und ordensähnlicher Kongregationen nach kanonischem und 
deutschem Recht. Inaug.-Diss. Breslau (1903). 

Karl, Die verleumdeten Jesuiten. S. Sammlung zeitgemäßer 
Broschüren. Nr. 24. 1903. Graz. 

Lanz-Liebenfels, Katholizismus wider Jesuitismus. Frank- 
furt a. M. 1903, 

Lönning, Die Rechtsstellung der Orden und ordensähnlichen 
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Kongregationen der katholischen Kirche nach staatlichem Recht. Denk- 
‘ schrift im amtlichen Auftrage verfaßt. Teil I als Handschrift gedruckt. 
Abgeschlossen August 1903. Halle 1903. 

Lochmann, Friedrich der Große, die schlesischen Katholiken 
und die Jesuiten seit 1756. Ein Beitrag zur Geschichte der preuß. 
Kirchenpolitik. Göttingen 1903. 

Mock, Jesuitenmoral oder Luthermoral? Ein Beitrag zur Jesui- 
tenhetze, dem evangelischen Bunde zur Betrachtung vorgelert. Pader- 
born 1903. 

Quanter, Jesuiten-Ränke. 1. u. 2. Aufl. Dresden 1903. 

Die schwarze Gefahr. Die wahre Ursache der Aufhebung des $ 2 
des Jesuitengesetzes. Leipzig 1904. 

Allgemeine Darstellung der Verhältnisse von Staat und Kirche 
in Marquardsens Handbuch I, 1, 313%. 

Assmus, Jesuitenspiegel. Interessante Beiträge zur Naturge- 
schichte der Jesuiten. Berlin 1904. 

Bodelschwingh, Wie kämpfen wir siegreich gegen die Jesuiten- 
gefahr? DBethel bei Bielefeld 1904. 

Böttiger, Die Jesuitengefahr. Das wichtigste, was jeder evan- 
gelische Christ über den Orden der Jesuiten wissen sollte. Dresden 
1904. 

Dorneth, Der Jesuitenorden von seiner Gründung bis zur heu- 
tigen Zeit. 2. Aufl. Hannover 1904. 

Duhr, Jesuiten-Fabeln. 4. Auflage. Freiburg i. Br. 1904. 

v. Eichhorn, Die Aufhebung des RG. v. 4. VII. 1872, betr. 
den Orden der Gesellschaft Jesu. Ein Beitrag zur Interpretation des 
Artikels 2 der Reichsverfassung. Inaug.-Dissert. Greifswald 1904. 

Erythropel, Das Recht der weltlichen Vereine und geistlichen 
Orden in Frankreich nach dem Gesetz vom 1. VII. 1901 (1904). S. 3 
in Anın. 3. 

Fey, Unsere Lage und unsere Aufgaben nach dem Fall von S 2 
des Jesuitengesetzes. S. Flugschriften des Evang. Bundes 1904. 

Kögel, Jesuitische Erziehungsmoral. Erlebnisse eines ehemal. 
Jesuitenzöglings. München 1904. 

Kohl, Was fürchten wir von der Wiederkehr der Jesuiten ? 
Leipzig 1904. 

Lange, Los von Rom! Was die Jesuiten bringen! Religions- 
kämpfe in Oesterreich. Dresden 1904. 

M ock, Jesuitenmoral oder Luthermoral? Ein Beitrag zur Jesuiten- 
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hetze, dem evangel. Bunde zur Betrachtung vorgelegt. 2. Aufl. Pader- 
born 1904. 

Rist, Die deutschen Jesuiten auf den Schlachtfeldern und in 
den Lazaretten 1866 und 1870/71. Briefe und Berichte. Freiburg i. B. 
1904. 

Rymen-Serkau, Die Verworfenheit der jesuitischen Sitten- 
lehre. Quellenmäßig bearb. Berlin 1904. 

Schmid, Deutschlands Canossagang im Zeichen des Jesuiten- 
gesetzes. Ein Gedenkblatt an Deutschlands Erniedrigung vor Rom 
unter dem Reichskanzler Graf Bülow. Rostock 1904. 

Spindler, Der Jesuit. S. Bibliothek der Gesamtliteratur Nr. 
1812—1815. Halle 1904. 

Pilatus (Dr. Victor Naumann), Der Jesuitismus. Eine kritische 
Würdigung der Grundsätze, Verfassung und geist. Entwicklung der 
Gesellschaft Jesu, mit besonderer Beziehung auf die wissenschaftliche 
Seite. Nebst einem literaturhistor. Anhang: Die antijesuit. Literatur 
von der Gründung des Ordens bis auf unsere Zeit. Regensburg 1905. 

Beling, Die Beschimpfung von Religionsgesellschaften, religiösen 
Einrichtungen und Gebräuchen und die Reformbedürftigkeit des $ 166 
StGB. (Sonderabdruck aus Festgabe für Dahn 1905.) 

Friedensburg, Die ersten Jesuiten in Deutschland. 8. Schrif- 
ten f. das deutsche Volk, 41. H. Halle 1905. 

Kaiseuberg, Jesuitenränke Si cum Jesuitis, non cum Jesu- 
itis. Roman. Braunschweig 1905. 

Lanz-Liebenfels, Das Breve „Dominus ac redemptor 
noster.“ (Aufhebung des Jesuitenordens durch Clemens XIV.) Frank- 
furt a. M. 1905. 


1906— 1910, 


Die Jesuiten in Trier. Vortrag, geh. bei der Festfeier des aka- 
dem. Bonifaziusvereins in der Aula des bischöfl. Priesterseminars zu 
Trier am 11. VI. 06. Trier 1906. 

Eckart, Die Jesuiten in der deutschen Dichtung und im Volks- 
mund. Bamberg 1906. 

Heiner, Die Jesuiten und ihre Gegner. S. Glaube und Wissen. 
10. H. München 1906. 

Schreiber, Gegen das Jesuitengesetz. 3 Hefte zur christlichen 
Welt. Tübingen 1906. 

Steinberger, Die Jesuiten und die Friedensfrage in der Zeit 
vom Prager Frieden bis zum Nürnberger Friedensexekutionshaupt- 
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prozeß 1635—1650. S. Studien und Darstellg. aus dem Gebiete der 
Geschichte. Freiburg 1906. 

Boehmer, Die Jesuiten. (Aus Natur und Geisteswelt. 49. Bd.). 
1907. 

Mücke, Lic., Anti-Janssen. II. Bd. 2. Hälfte. Der Sturz des 
Jesuitenordens und der ultramontanen Internationale durch die krit. 
Entlarvung seines gemeinschädl. Logencharakters nach seinen neuermit- 
telten ursprüngl. Konstitutionen. Berlin 1907/09. 

Pascal, Briefe gegen die Jesuiten (Lettres provinciales). Jena 
1907. 

Schöller, Das Verhältnis des Reichsjesuitengesetzes zur Landes- 
gesetzgebung. Inaug.-Dissert. Leipzig 1907. 

Eckart, 100 Stimmen aus vier Jahrhunderten über den Jesu- 
itenorden. 1. Der Jesuitenorden im evangel. Urteil. 2. Der JO. im 
kathol. Urteil. Leipzig 1908. 

Cuno, Der Erwerb der jurist. Persönlichkeit seitens der Ordens- 
und ordensähnlichen Genossenschaften der katholischen Kirche nach 
dem im Deutschen Reiche geltenden Rechte. 1908. 

Giese, Das katholische Ordenswesen nach dem geltenden preu- 
Bischen Staatskirchenrecht 1908 (Separatabdruck aus den Annalen 1908, 
Nr. 3—5). 

Stief, Die Jesuiten unserer Kolonien. Berlin 1908. 

Falch, Die Rückwirkung einer Aufhebung des ‚Jesuitengesetzes 
auf die in den deutschen Einzelstaaten schon früher bestandenen Ver- 
botsgesetze über den Orden der Gesellschaft Jesu 1909. (Auch abge- 
druckt in der Zeitschrift für Verwaltungsrecht und Bundesstaatsrecht 
IV, 1f.). | 

Hoensbroech, GrafPaulv., 14 Jahre Jesuit. Persönliches und 
(srundsätzliches. 1. Teil: Das Vorleben : Die ultramontan-kathol. Welt, 
in der ich aufwuchs. 1. u. 2. unveränd. Aufl. Leipzig 1909. 

Institutum societatis Jesu. Rom 1910. 

Ahlwardt, Mehr Licht! Der Orden Jesu in seiner wahren Ge- 
stalt und in seinem Verhältnis zum Freimaurer- und Judentum. Dres- 
den 1910. 

Grauer, Das katholische Ordenswesen nach bayer. Staatskirchen- 
recht, 1910. 

«rolig, Die Buchdruckerei des Jesuitenkollegiums in Wien 
(1559— 1565). Wien 1910. 

Hoensbroech, Graf Paul v., Mein Austritt aus dem .Jesuiten- 
orden. 11. Tausend. Leipzig 1910. 
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Ker, Con los Jesuitas .. . por Castigo. Freiburg i. Br. 1910. 

Kopp, Franz Anton Graf Sporck, ein deutsch-böhmischer Mä- 
zen und seine Streitgedichte gegen die Schürtzen-Jesuiten. S. Biblio- 
thek deutscher Schriftsteller. Prag 1910. 

Murr, Geschichte der Jesuiten in Portugal unter der Staatsver- 
waltung des Marquis v. Pombal. Freiburg i. B. 1910. 

Stoeckius, Forschungen zur Lebensordnung der Gesellschaft 
Jesu im 16. Jahrh. 1. Stück: Ordensangehörige und Externe. Mün- 
chen 1910. 


1911—1913. 


Jesuiten-Kampf! Ein Beitrag zur Protestbewegung gegen die Bor- 
romäus-Enzyklika. Dresden 1911. 

Monumenta historica. Societatis Jesu a patribus ejusdem societatis 
edita tunus 18. Freiburg i. Br. 1911. 

Cabral, Die Austreibung der Jesuiten aus Portugal. Protest 
gegen dieselbe. Köln 1911. 

Hoensbroech, Graf Paul v., 14 Jahre Jesuit. Persönliches 
und Grundsätzliches. 1. Teil: Das Vorleben: Die ultramontan-kathol. 
Welt, in der ich aufwuchs. 4. Aufl. Leipzig 1911. 

Ludewig, Ant, S. J., Briefe und Akten zur Geschichte des 
Gymnasiums und des Kollegs der Gesellschaft Jesu in Feldkirch. Feld- 
kirch 1911. 

Mix, Aus dem Schuldbuch des Jesuitenordens. Leipzig 1911. 

Ohr, Die Jesuiten. S. Politische Handbücherei. 3. Heft. Mün- 
chen 1911. 

Stoeckius, Forschungen zur Lebensordnung der Gesellschaft 
Jesu im 16. Jahrh. (2. Stück: Das gesellschaftliche Leben im Ordens- 
hause), München 1911. 

Adam, Die Jesuiten im Elsaß. S. Elsaß-Lothr. Gustav-Adolf- 
Schriften. 2. H. 1912. 

Bachem, Zwei Reden über das ‚JJesuitengesetz. Ein offenes 
Wort über eine sehr ernste Sache vom Standpunkte des gesunden 
Menschenverstandes. Warendorf 1912. 

Eckart, Allerlei Römisches und Jesuitisches. Dokumente aus 
alter und neuer Zeit. Bonn 1912. 

Eckar t, 100 Stimmen aus vier Jahrhunderten über den Jesuiten- 
orden. Leipzig 1912. 

Emmert, Scritti anonimi di gesuiti trentini. [Aus: „Atti dell’ 
 T. accad. di scienze in Rovereto“). Innsbruck 1912. 
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Gerechtigkeit. Warum muß das Jesuitengesetz fallen? Ein Mahn- 
und Weckruf an das deutsche Volk. Berlin, Germania 1912. 

Haupt, Hexe und Jesuit. Erzählung aus der Zeit des 30jähr. 
Krieges. 3. Aufl. Trier 1912. 

Hoensbroech, Graf Paul v., Das Jesuitengesetz. Leipzig 1912. 

Hoensbroech, Graf Paul v., Die „deutschen“ Jesuiten der 
Gegenwart und der konfessionelle Friede. 3. Aufl. Leipzig 1912. 

Bedenken, Wichtig und hochnötig, solcher Gestalt der Jesuiter 
blutdürftigen anschlägen und Prackticern zu begegnen seyn möge. 
Sampt e. Relation. Von der ‚Jesuiter geheimsten sachen auch umb- 
ständlichen Berichte v. dem Triumph- und Siegzeichen der Jesuiter 
zu Paris. Hrsg. von H. L. Hela. München 1912. 

Jesuiten und Jesuitenhetze. S. Nr. 54 d. „Apologetischen Volks- 
bibliothek“. M.-Gladbach 1912. 

Langenschwarz, Ehrenrettung der Jesuiten. Eine Satire. 
Aufs neue hrsg. von R. Eckart. 3. Aufl. S. Hefte 97—99, 101 u. 103 
der Volksschriften zur Umwälzung der Geister. Bamberg 1912. 

Leuchtweis, Mixtur gegen Jesuiten-Angst. Dem kath. Volke 
und anderen Leuten zur Belehrung. Mosbach 1912. 

Lippert, S. J., Zur Psychologie des Jesuitenordens. Kempten 
1912. 

Meschler, P. Mor.,, S. J., Die Gesellschaft Jesu. Ihre Sat- 
zungen und ihre Erfolge. 1. u. 2. Aufl. Freiburg i. Br. 1912. 

Monumenta historica. Societatis Jesu a patribus ejusdem societatis 
edita tunus 19. Freiburg ı. Br. 1912. 

Meurer, Das katholische Ordenswesen nach dem Recht der 
deutschen Bundesstaaten. 1912. 

Mix, Wir lassen sie nicht herein — die Jesuiten! S. Heft Nr. 64 
der Wartburghefte. Berlin 1912. 

Prutz, Pius II. Rüstungen zum Türkenkrieg und die Societas 
Jesu des Flandrers Gerhard des Champs 1459—66. S. 4. Heft der 
Sitzungsberichte der K. Bayer. Akademie der Wissenschaften zu Mün- 
chen 1912. 

Reiß, Der ‚Jesuit kommt! Ein Mahn- und Weckruf an das deut- 
sche Volk. 4. Aufl. Mergentheim 1912. 

Schott, Bibel und Jesuit. Roman aus der Mitte des 17. Jh. 
Berlin 1912. 

Unfreiwillige Bekenntnisse eines Jesuitenpaters über den Uebertritt 
Augusts des Starken und über die seitherigen Beziehungen des Hauses 
Wettin (Albertinische Linie) zur Gesellschaft Jesu. Dresden 1912. 
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Böhmer, Die Jesuiten. Eine bistor. Skizze. 3. Aufl. 1913. 

Camerlander, Sind die Jesuiten deutschfeindlich? Ein Bei- 
trag zur Geschichte des Deutschtums im Ausland. Freiburg i. Br. 1912. 

Camerlander, Sind die Jesuiten deutschfeindlich? 2. Aufl. 
Freiburg i. Br. 1913. 

Cohausz, Das Glaubensbekenntnis der Jesuiten. Ein Appell an 
alle rechtl. denk. Deutschen, besonders an alle Protestanten. 9.—10. 
Aufl. 1913. 

Cohausz, Ein zweites Wort in der Jesuitenfrage. Dortmund 
1913. 

Duhr, Geschichte der Jesuiten in den Ländern deutscher Zunge. 
Freiburg i. Br. 1913. 

@othein, Die Gesellschaft Jesu. Fraukfurt a. M. 1913. 

Hoensbroech, Graf v., „Das Glaubensbekenntnis der Jesu- 
iten“. Eine Entgegnung auf die gleichnam. Schrift des Jesuitenpaters 
OÖ. Cohausz. Leipzig 1913. 

Die Jesuitenfrage im Lichte des Reiches Gottes. Ein ernstes 
Wort an die positive evangel. Christenheit. Von e. gläub., evangel. 
Christen. 1.—2. Aufl. Winnenden 1913. 

Jesuitengesetz und Bundesrat. Ein Kampf um die Gewissens- 
freiheit und Gleichberechtigung der Katholiken Deutschlands. Hrsg. 
im Auftrage der Zentrumsfraktion des deutschen Reichstages. Berlin 
1913. 

Katechismus der Jesuitenmoral. Leipzig 1913. 

Lieberknecht, Gegen die Jesuiten. S. Wartburghefte, Nr. 66. 
Berlin 1913. 

Lippert, Maximilian I. von Bayern und die Jesuiten. 8. Wart- 
burghefte, Nr. 68. Berlin 1913. 

Naumann, Jesuitenfurcht. S. Frankfurter zeitgemäße Broschü- 
ren, 5. H. Hamm 1913. 

Traub, Die Jesuiten. Material zur Jesuitenfrage 2. Aufl. 
Berlin 1913, 

Vahldieck, Friedrich der Große und die Jesuiten. 8. Wart- 
burghefte, Nr. 67. Berlin 1913. 

Uxhull, baronne, Rome et l’Orient. Publications de documents, 
d’exposes et de lettres au nom de la verite, de la justice et de la 
charite. Tom I: J&suites et Melchites. Berlin 1913. 
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II. 
Aufsätze aus den Jahren 1872—1912. 


1872—1895. 


Gneist, Referat über die Verhandlungen der Petitionskommis- 
sion des deutschen Reichstags (Jesuitenpetitionen). S. Hirths Annalen. 
1872, 1122 £. 

Jesuitengesetz vor dem Bundesrat. S. histor. pol. Blätter für das 
kath. Deutschland. 1893, 13. B. 758—70. 

Jesuitengesetz vor dem Reichstag. S. histor. polit. Blätter für das 
kath. Deutschland 1893, 112. B. 917—29. 

Jesuiten über die Jesuiten. S. Protestantenblatt 1893, 148. 

Jesuiten. S. Zukunft 1893, II, 335—95. 

Arndts, E. M., Urteil über die Jesuiten. S. Protestantenblatt 
1893, 53. 

Bahlmann, Drama der ‚Jesuiten. Theatergeschichte. Skizze. 
S. Euphorion 1893, II. B. 271—93. 

Berner, Angebl. Dankesschuld des preuß. Staates. S. Jahrb. des 
Vereins für wissenschaftl. Pädagogik 1893, 71. B. 250—72. 

Beyschlag, Jesuitenfrage und die Grenzboten. S. Beweis des 
Glaubens 1893, 18. 3, 420. 

Huber, Jesuitensturz. S. Vossische Zeitung 1893, Nr. 48. 

Huber, Gründung und Zweck des Jesuitenordens. S. Vossische 
Zeitung 1893, Nr. 13, 14. 

Lamprecht, Gesellschaft Jesu. S. Zukunft 1893, X, 449—56. 

Löschhorn, Angeblicher Antrag an die preuß. Königskrone. 
S. Sächs. Kirchen- und Schulblatt 1893, 473. 

Schnackenburg, Katholiken? Jesuitismus ist Trumpf! S. Be- 
weis des Glaubens 1893, 18. B., 330—39. 

Schöll, Ist der Jesuitenorden zur Ausrottung der Protestanten 
begründet? S. Beweis des Glaubens 1893, 18. B., 16—36. 

Schöll, Jesuitenfrage. S. Beweis des Glaubens 1893, 18. B. 
266—79. 

Schöll, Noch einmal ‚Jesuitenorden und Protestanten. S. Beweis 
des Glaubens 1893, 18. B., 663—88,. 

Thrändorf, Jesuitenorden in der Schulkirchengeschichte S. 
Jahrb. des Vereins für wissenschaftl. Pädagogik 1893, 25. B., 145— 76. 

Weitbrecht, Wasser. S. Beweis des Glaubens 1893, 18. B., 
173—89. 
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Urkundenwerk über die deutschen Jesuitenschulen. S. histor. pol. 
Blätter für das kath. Deutschland, 1894, 114. B., 749—56. 

Jesuitengeständnisse. S. Sächs. Kirchen- und Schulblatt 1894, 
413, 441. 

Wider den Jesuitismus. S. Protestantenblatt 1894, 21. 

Entstehung über das Jesuitengesetz. S. Christl. Welt 1894, 397. 

Bekehrungsgeschichte. 8. Zeitschrift des Vereins für Volkskunde 
1894, IV. B., 91. 

Ewald, Sittenlehre. S. Beweis des Glaubens 1894, 19. B., 21 
bis 45, 96—114. 

Fischer, Affiliirte des Jesuitenordens. S. Vossische Zeitung 
1894, Nr. 23. 

Gustav Adolf und die Jesuiten. S. Hist. pol. Blätter für das kath. 
Deutschland 1894, 115. B., 405—16, 498—514. 

Hoensbroech, Graf v., Mein Austritt aus dem Jesuiten- 
orden. S. Jahrb. des Vereins für wissenschaftl. Pädagogik 1894, 72. B., 
300— 327. 

Hoensbroech, v., Moderner Jesuitismus. S. Jahrb. des Vereins 
für wissenschaftl. Pädagogik 1894, 74. B., 297—347. 

Huber, Jesuiten-Wiedererhebung. S. Vossische Zeitung 1894, 


Nr. 16. 


Reusch, Archival. Beitrag zur Geschichte des Jesuitenordens. 
S. Zeitschr. für Kirchengeschichte 1894, XV, 98—107. 

Richter, Paderborner Jesuitendramen v. 1592—1770. S. Mit- 
teil. der Gesellsch. für deutsche Erziehungs- und Schulgeschichte 1894, 
5—16. 

Schmidt, Festspiel der Münch. Jesuitenschule im 16. Jahrh. 
S. Euphorion 1894, III, 12—32. 

Ehemalige Jesuiten über den Jesuitenorden 1895, 49. 

Jesuitismus in unseren Tagen. S. Sächs. Kirchen- und Schulblatt 
1895, 361. | 

Probejahre im Jesuitenorden. S. Christliche Welt 1895, 1050, 
1075, 1099. 

Joder, Die rechtliche Stellung der nicht anerkannten religiösen 
Genossenschaften in Elsaß-Lothringen. Separat-Abdruck aus dem 
„Ecclesiasticum Argentinense“* (1895), 8. 3. 


1896— 1900. 


v. Hammerstein, Das katholische Ordenswesen (65. Ergän- 
zungsheft zu den „Stimmen aus Maria Laach“ 1896, S. 11ff.). 
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Sächsischer Protest gegen den Jesuitismus vor 50 Jahren. 8. 
Neues sächs. Kirchenblatt 1398, Nr. 35, 36. 

* Nach 25 Jahren. S. Stimmen aus Maria Laach 1898, I. B., 1—4. 

Duhr, Ungedruckte Briefe zur Geschichte des sogenannten Jesu- 
itenkrieges in Paraguay. S. Zeitschrift für katholische Theologie 1S9S, 
689— 708. 

Stachelin, Entstehung des Jesuitenordens. S. Theologische 
Zeitschr. aus der Schweiz 1898, 81—104. 

Zöckler, Beitrag zur Jesuitenfrage. S. Evangelische Kirchen- 
zeitung 1898, Nr. 45. 

Neue Arbeiten über das Jesuitendrama. S. Hist. pol. Blätter für 
das katholische Deutschlaud 1899, 123. B., 377—83, 456—61. 

Benrath, Ansiedelung der Jesuiten in Preußen. Nach Orig.- 
Berichten an den Ordensgeneral aus den Jahren 1565—72. S. Deutsch. 
evangelische Blätter 1899, 238—50, 

Dürrwächter, Das Jesuitendrama und die literarhistorische 
Forschung am Ende des Jahrhunderts. S. Hist. pol. Blätter für das 
katholische Deutschland 1899, 124. B., 276—93, 316—64, 414—27. 

Die Jesuiten und die Vorbildung der katholischen Priester. S. 
Deutsche Stimmen 1900, 2. B., 61. 

Wiederzulassung des Jesuitenordens in Deutschland. S. Allgem. 
evang.-luth. Kirchenzeitung 1900, Nr. 46. 

Blumenschein, Der Kölner Bürger Hermann von Weinsberg 
über die Jesuiten in Köln. S. Deutsche Stimmen 1900, 2. B., 424 
bis 425. 

Duhr, Die deutschen Jesuiten im 5°/o-Streit des 16. Jahrh. S. 
Zeitschrift für katholische Theologie 190, 209—49. 


1901—1905. 


Ausweisung der Jesuiten aus den spanischen Besitzungen 1767. 
S. Export 1901, Nr. 44, 45. 

Toleranz und Jesuiten im Spiegel der Geschichte. S. Allgem. 
evang.-luth. Kirchenzeitung 1901, Nr. 18—20. 

Verruchte Jesuiten-Moral. S. Katholisches Kirchenblatt für Sachsen 
1901, Nr. 3, 4. 

Baars, Geistliche Schwarzkunst (Monita secreta, dtsche.).S. Deut- 
sches Protestantenblatt 1901, Nr. 39. 

Gebert, Kritische Nachklänge zu den Jesuitenvorträgen (im 
kathol. Kasino). S. Beilage z. Allgem. Zeitung 1901, Nr. 267. 

Jentsch, Jesuitenmoral. S. Die Zukunft 1901, 37. B., 87—92. 
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v. Liebenau, Römer Briefe über Aufhebung des Jesuiten- 
ordens. S. Kath. Schweizer-Blätter 1901, 201—28. 

Lühr, 24 Jesuitendramen d. litauisch. Ordensprov. S. Altpreuß. 
Monatsschrift 1901, 1—61. 

Rosegger, Eine Stichprobe auf jesuitische Wahrheitsliebe 
[P. Hamerle betr.]. S. Heimgarten 1901, 26. J., 72—73. 

Zöckler, Ueber Verfassung und Tendenz des Jesuitenordens. 
S. Daheim 1901, 17. J., Nr. 17. 

Germanicus, Jesuiten und Wissenschaft. S. Beilage z. Allgem. 
Zeitung 1902, Nr. 52. 

Zur neuesten Versicherung über das Jesuitengesetz. S. Evangel. 
Kircheuzeitung 1902, Nr. 8. 

Jesuitismus in seinem Wesen, seine Gefährlichkeit und Bekämpf- 
ung. S. Beilage zur Allgemeinen Zeitung 1902, Nr. 174. 

Zu den neuesten Verhandlungen über das ‚Jesuitengesetz. 8. Kirchl. 
Wochenschrift für evangel. Christen 1902, Nr. 11 und Kirchl. Korres- 
pondenz f. d. Mitglieder des evang. Bundes 1902, 57. 

Wahrheit über die Jesuiten. S. Kirchl. Korrespondenz f. d. Mit- 
glieder des evang. Bundes 1902, 171—-174. 

Kaemel, Deutschland und die Jesuiten. S. Grenzboten 1902, 
Nr. 19. 

Karp, Jesuiten-Polemik; Eutgegnung. S. Freistatt 1902, Nr. 46. 

Lanz-Liebenfels, Die Armee des schwarzen Papstes. S. Das 
freie Wort 1902, 394—402, 451—59. 

Mundwiler, Deutsche Jesuiten in spanischen Gefängnissen 
im 18. Jahrh. 8. Zeitschr. für katholische Theologie 1902, 621—72. 

Paulsen, Jesuiten-Polemik. S. Freistatt 1902, Nr. 41. 

Reichmann, Methodus dirigendae intentionis, ein Grundsatz 
der Jesuitenmoral. S. Zeitschrift für Kirchengeschichte 1902, 68 —84. 

Schwarz, Staatshilfe gegen die Jesuiten. S. Banner der Freiheit 
1902, 81. H., 15—32, 82. H., 17—30. 

Zur Würdigung des Jesuitenordens. S. Allg. evang.-luth. Kirchen- 
zeitung 1903, Nr. 15--17. 

Aufhebung des $ 2 des Jesuitengesetzes. S. Evangel. Kirchen- 
zeitung 1903, Nr. 8. 

Jesuitengefahr. S. Ethische Kultur 1903, Nr. 10. 

Zur Jesuitenfrage. Anfang von Ende. Ein katholisches Urteil 
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vista di diritto pubblico), Milano, 1911. 

F. Settin, La Chiesa cattolica e la proprieta privata, con in- 
troduzione del Dr. E. Insabato, Bassano Veneto, 1911. 

T. Santachiara, Giustizia civile e giustizia ecclesiastico (in 
Rassegna di Diritto ecclesiastico 1911—12. 

M. Svampa, Il Capitolo di S. Ambrogio in Milano, Milano, 
1911. 

A. Lizier, Istituzioni della Chiesa novarese, Novara, 1911. 

Mons. F. Magani, Ordinamento canonico della Diocesi di 
Parma, organizzazione in genere della Chiesa parmense, le plebanie e 
chiese dipendenti, Parma, 1910—11, 2 Bde. 

G. Savagnone, Le origini del sinodo diocesano e la interpre- 
tatio alla c. 24 C. Theod., XVI, 2, 13 (in Studi in onore di B. Brugi), 
Palermo, 1911. 

Foccherini, Il contrabbando di guerra all’epoca delle crociate, 
Parma, 1911. 

F. Savio, Saluzzo e i suoi vescovi (1575—1601), Saluzzo, 1911. 

G. Martinotti, Prospero Lambertini (Benedetto XIV) e lo 
studio dell’anatomia a Bologna, Bologna 1911 (in Studi e memorie per 
la storia dell’ Universita di Bologna). 

A. M. Chiara, Le abbazzie del Novarese, Novara, 1911. 

S. Rumor, Vicentini eletti Vescovi dal 1000 ai giorni nostri, 
Vicenza, 1911. 

l. Fausti, Del sepolero di S. Giovanni arcivescovo di Spoleto 
martire, con uno studio critico intorno a una distruzione saracena di 
Spoleto secondo un documento del X. secolo e con una introduzione 
sopra la letteratura agiografica locale relativa alle origini ed allo svi- 
luppo primitivo della Chiesa spoletina, Castelplanio, 1911. 

Rostirolla, Cronaca della parrocchia di Nogare, Treviso, 1911. 

Bayard (Raymund), La verita sulla controversia fra i Catto- 
lici tedeschi intorno ai sindacati cristiani. I. La questione della com- 
petenza dell’autoritä ecclesiastica rispetto alle organizzazioni professio- 
nali, Roma, 1911. 

S. Fino, Le istituzioni economiche cattoliche, Torino, 1912. 
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Le organizzazioni operaie cattoliche in Italia (Pubblicazione del 
Ministerio di agricoltura, industria e commercio. Direzione generale 
della statistica e del lavoro. Ufficio del lavoro), Roma, 1911. 

L. Carcereri, Riforma e Inquisizione nel Ducato di Urbino 
verso la metä del sec. XVL., Verona, 1911. 

E. Meynier, Il Cristianesimo e la liberta religiosa. Studio 
storico, Firenze, 1911. 

6. Rosadi, Il processo di Gesü, Firenze, 1912, 5 A. 

A. Carlini, Fra Michelino e la sua eresia, Bologna, 1912. 

R. Della Casa, La parrcechia di Angala nell’ Emilia. Note 
storiche, Bologna, 1912. 

L. M. Levati, Provincie piemontesi-liguri dei chierici regolari 
di S. Paolo detti Barnabiti. Notizie cronologiche e biografiche, Ge- 
nova, 1912. 

C. Crispoltie Aurelio Guidi, La politica di Leone XIII 
da Luigi Galimberti a Mariano Rampolla, su documenti inediti, Roma, 
1912. 

P. Cerato, Censurae hodie vigentes eorumque declaratio prac- 
tice certa, collatis auctoribus et ss. rr. cc. decretis recentioribus, Vi- 
centiae, 1912, 3 A. 

G. Beani, La Chiesa pistoiese dalle sue origini ai tempi nostri. 
Appunti storici, Pistoia, 1912, 2 A. 

A. Foccherini, La dottrina canonica del diritto della guerra 
da S. Agostino a Balthazar Ayala, Modena, 1912. 

A. M. Micheletti, De pastore animarum, enchiridion asceti- 
cum, canonicum ac regiminis iuxta recentior. ss. Pontif. encycel. ac ss. 
Tr. cc. novissimas leges digestum, Romae, 1912. 

V. Finzi, Una bolla inedita di Papa Clemente VIII (15 ott. 1797), 
Cagliari, 1912. 

E. Guasco, Murisengo, Notizie generali, feudali, ecclesiastiche 
6 comunali, Casale Monferrato, 1912. 

Abbe Henry, La paroisse de Valpelline, Aoste, 1912. 

7 Soli, La Chiesa e il monastero di S. Marco in Modena, Modena, 
12. 

P. Piacenza, In constitutionem „Divino afflatu* Pii P. X. 
commentarium, Romae, 1912. 

L. Cappelletti, La riforma, Torino, 1912. 

A. Arena, Il lavoro manuale nella Chiesa cattolica, con prefa- 
zıone del Prof. G. Toniolo, Roma, 1812. 
C. Mondino, La Chiesa nella societä, Mondovi, 1912. 
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G. Buttini, La Chiesa della Madonna del Paschero in Verzuolo. 
Cenni storici con note e documenti, Saluzzo, 1912. 

F. M. Cappello, Errori modernistiei nello studio del diritto 
pubblico ecclesiastico, Roma, 1912. 

D.S.Caraccıiolo diTorchiarolo, Il celibato ecclesiastico. 
Studio storico-teologico, Roma, 1912. 

L. A. Villari, Le chiese cristiane. Considerazioni dı un libero 
credente non modernista, Lugano, 1912. 

M. Degli Alberti, Il riscatto dell’ Abbazzia di Altacomba, 
Torino, 1912. 

A. Castellucci, Appunti di storia ecclesiastica nocerina. Le 

origini dell’episcopato in Nocera Umbra, Nocera Umbra, 1912. 

G. Costantini, La Chiesa di S. Giacomo in Venezia. Notizie 
di storia e d’arte, Venezia, 1912. 

G. P. Mattalia, Vigone, notizie storiche, civili e religiose, To- 
rino, 1912. 

L. Oliger, De origine regularium ordinis S. Olarae, Ad Claras 
Aquas, 1912. 

A. Malagola, Le teorie politiche di S. Tommaso d’Aquino, 
Bologna, 1912. 

P. C. da Bagno, Memorie storiche sui cappuceini emiliani, II, 
Parma, 1912. 

E. Pasteris, Umanesimo e cristianesimo nei primi secoli e le 
origini della civilta moderna, Firenze, 1913. 

F. M. Cappello, De visitatione ss. liminum et dioceseon ac 
de relatione S. Sedi exibenda. Commentarium in decretum „Ä remo- 
tissima ecclesine aetate*, I, Romae, 1912. 


Staat und Kirche. 


Labriola (Teresa), Chiesa e Stato da S. Agostino a Emanuele 
Kant, Roma, 1910. 

G. Manzone, Stato e Chiesa, Napoli, 1911. 

B. Spaventa, La politica dei Gesuiti nel sec. XVI—XIX, Mi- 
lano, 1911 (in Biblioteca storica del Risorgimento italiano, Serie VI, 
Vol. 8). 

F. Moriconi, Papato e clero, Siena, 1910. 

F. Scaduto, Lo Stato e le confessioni religiose, Roma, 1911 
(S. A. aus La coltura contemporanea, Antrittsrede). 

R. Murri, La Spagna e il Vaticano, Milano, 1911. 
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N. Mengozzi, Papa Onorio III e le sue relazioni col regno 
d’Inghilterrs, Siena, 1911. 

Bonomelli (Mons), L’obbedienza dei cattolici alle potestä 
terrene, Roma, 1911. 

Garavani, La costituzione della Repubblica romana nel 1797 
e nel 1849, Fermo, 1911. 

G. Leti, Roma e lo Stato Pontificio dal 1849 al 1870, Ascoli 
Piceno, 1911, 2 A. 

E. Meynier, Il Cristianesimo e la libertä religiosa, Firenze, 1911. 

G. Piola, La posizione giuridica della S. Sede in Italia, To- 
rino, 1912. 

V. Cesarini-Sforza, Per la storia delle relazioni fra Stato 
e Chiesa nel Ducato Farnesiano di Parma e Piacenza, Firenze, 1912. 


Italienisches Staatskirchenrecht. 


F. Brandileone, I lasciti per l’anima e la loro trasformazione. 
Saggio di ricerche storico-giuridiche, Venezia, 1911 (S. A. aus den 
Memorie del R. Istituto Veneto, vol. XXVIII, n. 7). Anläßlich der 
Erörterung über die strittige Interpretation des italienischen Gesetzes 
von 1890 über die Wohltätigkeitsunstalten und seine Anwendung auf 
die Legaten für Kultuszwecke, gibt der Verf. eine historische Dar- 
stellung der Verfügungen pro anima nach den italienischen Urkunden 
und Formularen vom XII. bis zum XVII. Jahrhundert, welche einen 
wichtigen Beitrag zur kirchlichen Rechtsgeschichte der vermögens- 
rechtlichen Einrichtungen der katholischen Kirche in Italien liefert. 

Mons. G. Bertolotti, Il parroco italiano nei suoi rapporti 
colle leggi dello Stato, Roma, Pustet, 1911, 2 Bde. Das bekannte und 
in Italien sehr verbreitete Buch des Mons. Bertolotti erscheint hier- 
mit in dritter vermehrter Auflage und enthält eine klare und über- 
sichtliche Zusammenstellung des italienischen Staatskirchenrechts in 
bezug auf die Pfarreien und niederen Pfründen. Die Ausführungen 
über die Geschichte des Benefizialwesens sind dagegen ungenügend 
und entsprechen nicht mehr der modernen kirchenrechtlichen For- 
schungen. 

F. Seaduto, Precedenza delle confraternite e sanatoria nel 
Napoletano, Alatri, 1911 (S. A. aus der Rassegna di diritto eccle- 
slastico). 

Schiappoli, L’obbligo dei Comuni per le spese di culto, Milano, 
1911 (S. A. aus d. Rivista di diritto pubblico). 
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C. Santucci, L’insegnamento religioso nello statopresente della 
nostra legislazione scolastica, Milano, 1911. 

G. Savagnone, La condizione giuridica dei capellani sacra- 
mentali nelle parrocchie di Palermo, Palermo, 1910. 

Cascavilla, La vera condizione dei cappellani sacramentali, 
Palermo, 1911. 

A. Fontana, La parrocchia in sede vacante nei riguardi dei- 
l’economo spirituale, Milano, 1911. 

Il segreto di confessione ai Tribunali di Roma. Relazione docu- 
mentata del processo di diffamazione del P. Carlo Bricarelli contro 
(sustavo Verdesi, Roma, Civilta cattolica, 1912. 

L. V. Longo, Le disposizioni testamentarie a favore degli enti 
regolari soppressi, Torino, 1912. 

F. Giorgetti, Il massimario ecclesiastico. Raccolta delle prin- 
cipali massime di giurisprudenza in materia ecclesiastica pronunciata 
nell’ ultimo trentennio, Nlacerata, Tip. Giorgetti, 2 Bde., 1911—12. 
Eine sehr umfangreiche, nützliche und übersichtliche Zusammenstellung 
der kirchenrechtlichen Rechtsprechung der italienischen Behörden in 
den letzten dreißig Jahren. Den einzelnen Abteilungen sind zahlreiche 
Literaturangaben beigefügt. 

F. Scaduto, Fabbricerie siciliane (Maramme), Napoli, 1911. 
Eine gelehrte und erschöpfende Darstellung der verwickelten Rechts- 
verhältnisse der sogenannten „Maramme“ oder sizilianischen Kirchen- 
fabriken. Scadutos Arbeit ergänzt in manchen Teilen die Ausführungen 
Tessitores Abhandlung „La Maramma o fabbriceria siciliana“, Torino, 
1910. 

A. Mocci, Le decime ecclesiastiche sarde, I. Sassarı, 1911. Eine 
Fortsetzung der Untersuchungen über die sardinische Zehnten von 
demselben Verfasser, wodurch die Entwicklung des Zehntenwesens 
in Sardinien auf Grund kritischer Bearbeitung des urkundlichen Ma- 
terials verfolrt wird. 

Vincenzo DelGiudice, Rivendicazione e svincolo, riversione 
e devoluzione dei beni ecclesiastici, I. Storia e dottrina degli istituti, 
Roma, 1912. Die Arbeit behandelt die Stellung der Stifter und ihrer 
Rechtsnachfolger, betrefiend das Stiftungsvermögen nach dem italieni- 
schen Staatskirchenrecht, welches mit seinen Inkamerazionsgesetzen die 
Devolution der Stiftungen geregelt hat. Nachdem nunmehr die ver- 
schiedenen Fragen über die Anwendung der diesbezüglichen gesetz- 
lichen Bestimmungen im Laufe der Jahre großenteils gelöst sind, wendet 
sich die Forschung auf diesem Gebiete hauptsächlich an die histori- 
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schen und kanonischen Voraussetzungen der italienischen (tesetzgebung. 
Der Verf. behandelt zuerst (Kap. I) die kirchlichen Stiftungen und 
ihre juristische Formen, dann die öffentlichen und Privatrechte, welche 
in der Sukzession der juristischen Personen beteiligt sind (Kap. II), 
und zuletzt die Beteiligung von Privatpersonen bei der Liquidierung 
des Kirchenvermögens nach dem italienischen Staatskirchenrechte. Die 
tüchtige Arbeit zeigt eine gute juristische und historische Schulung, 
und eine ausgedehnte Kenntnis der Quellen und der einschlägigen 
Literatur. 

S. Tessitore, Gli enti ecclesiastici nel diritto publico italiano, 
Torino. 1912. 


Eherecht. 


N. Tamassia, La famiglia italiana nei sec. XV e XVI, Pa- 
lermo, 1911. 

Tassini, Nozze e divorzio in Aquileia. Linee generali e con- 
elusioni, Udine, 1911. 

P. de Caroli, Dei matrimonii illegittimi, Torino, 1912 (Diss.). 

P. Rivetta, Il matrimonio nel diritto cinese, Scansano, 1912. 

P. Gottie E. Manci, Disposizioni riguardanti lo stato civile 
coordinate sistematicamente e commentate, Milano, 1912. 

R. Grassetti, Il divorzio, 3 ediz. Roma, 1912. 


Geschichte der Protestanten. 


T. Gay, Histoire des Vaudois refaite i d’apres les plus recentes 
recherches, Florence, 1912. 
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I. Abhandlungen. 


—n--. 


Religiöse Kindererziehung nach sächsischem Recht. 
Von 


Dr. jur. Erwin Jacobi, 


Privatdozenten des Kirchenrechts an der Universität Leipzig. 


Der Kampf um das — vorläufig gescheiterte — neue sächsi- 
sche Volksschulgesetz hat für Sachsen die viel umstrittenen 
Probleme der religiösen Kindererziehung wieder ganz besonders 
in den Vordergrund gerückt. Namentlich sind es Glaser und 
Baring, die in fruchtbarer literarischer Fehde die bisherigen 
Grundsätze der sächsischen Gesetzgebung auf dem Gebiete der 
religiösen Kindererziehung kritisch beleuchtet und Vorschläge für 
eine künftige gesetzliche Neuregelung gemacht haben". | 

In bewußtem Gegensatze zu diesen von legislativ-politischen 
Gedanken getragenen Arbeiten soll die folgende Schrift sich streng 
auf das gegenwärtig in Sachsen geltende Recht der religiö- 
sen Kindererziehung beschränken. Eine Untersuchung in dieser 
Richtung anzustellen, ist nicht müßig. Auch die Ausführungen 
von Glaser und Baring haben wieder gezeigt, daß das bei dem 


—_ 


! Glaser, Religiöse Erziehung der Kinder, Ein Beitrag zur Reform 
des Sächsischen Volksschulgesetzes, Sächsisches Arthiv für Rechtspflege 
VII 1912, S. 193 ff. — Baring, Die religiöse Erziehung der Kinder, Eine 
Entgegnung und Ergänzung, a. a. O. S. 209 ff. — Glaser, Die religiöse 
Erziehung der Kinder, Eine Replik, a. a. 0. S. 284 ff. — Baring, Die 
religiöse Erziehung der Kinder, Eine letzte Entgegnung, a. a. O. S. 364 f. 
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komplizierten Stande der sächsischen Gesetzgebung schwer erkenn- 
bare geltende Recht der religiösen Kindererziehung noch 
nicht allenthalben geklärt ist!; vollständige Aufarbeitung des 
geltenden Rechts ist aber notwendige Voraussetzung für ersprieß- 
liches Einsetzen neuer Gesetzgebung. Zudem wird ein neues 
Volksschulgesetz, selbst wenn es den Schulreligionsunterricht nach 
ganz veränderten Gesichtspunkten behandeln sollte, das geltende 
sächsische Recht über religiöse Kindererziehung nur zum kleinen 
Teil aufheben, da dessen wesentlichste Bestimmungen in anderen 
Gesetzen enthalten sind, ohne deren Aufhebung eine durch- 
greifende Aenderung undenkbar ist. Endlich aber ist dem 
Bearbeiter des geltenden sächsischen Rechts das lockende Ziel 
gesteckt, den andauernden Gegensatz zwischen der sächsischen 
Wissenschaft und Praxis in Fragen der religiösen Kindererziehung 
zu ergründen und damit zu beheben. Als bisher außer acht ge- 
lassenes Mittel bietet sich dabei der Vergleich mit dem Recht der 
religiösen Kindererziehung in anderen deutschen Staaten, bei denen 
ja infolge gleicher kultureller Entwicklung die Probleme im we- 
sentlichen dieselben sein müssen wie die, mit denen die sächsische 
Wissenschaft und Praxis ringt. 

In einem der wichtigsten und umstrittensten Punkte, näm- 
lich bei der von der Wissenschaft wiederholt falsch beantworteten 
Frage, ob die Gewährleistung der Gewissensfreiheit in $ 32 der 
Sächsischen Verfassung einer bindenden gesetzlichen Festlegung 
der Konfession der Kinder entgegenstehe, hat die folgende Unter- 
suchung ganz neuerdings eine erfreuliche Bekräftigung durch ein 
amtlich noch nicht publiziertes, aber dem Inhalte nach bereits 

ı Daß „eine spezielle, zusammenhängende und ausführliche Abhand- 
lung“ über die religiöse Erziehung der Kinder in Sachsen fehlt, stellt auch 
Albrecht Graf von Montgelas im Vorwort seiner Schrift: Die reli- 
giöse Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen im Königreich Sachsen, 
Leipzig 1911, jur. Diss., fest, ohne jedoch die Lücke mit seiner Arbeit aus- 


füllen zu können. Vgl. meine demnächst erscheinende Besprechung in 
der Kritischen Vierteljahrsschrift. 
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bekannt gegebenes! Urteil des Oberlandesgerichts Dresden? ge- 
funden. Hier wird nämlich ausgeführt: „Die verfassungsmäßige 
Anerkennung der Gewissensfreiheit und ähnliche „Grundrechte“ 
nach dem Vorbilde der französischen Verfassung vom 3. Septem- 
ber 1791 bedeute regelmäßig nicht sowohl eine rechtliche Schranke 
als vielmehr nur eine politische Richtlinie für die spätere Gesetz- 
gebung. Die in der zweiten Hälfte von Art. 32 Sächs. Verf. 
enthaltene Bestimmung über den Schutz der Gottesverelhrung trage 
diesen Charakter deutlich. Es spräche aber auch nichts dagegen, 
die in seiner ersten Hälfte enthaltene Bestimmung über die Ge- 
wissensfreiheit ebenso aufzufassen; ja manche sonstige Bestim- 
mungen der Verfassung seien mit einer anderen Auffassung des 
Art. 32 geradezu unverträglich. So sei aus diesem nur der Rechts- 
satz zu entnehmen, daß die Verwaltungsbehörden ohne 
besondere yesetzliche Ermächtigung die Gewissensfreiheit nicht 
antasten dürften; dagegen sei danach die Gültigkeit der einzelnen 
Gesetze, die dem Grundrechte der Gewissensfreiheit nur un- 
vollständig Rechnung trügen, keineswegs davon abhängig, daß 
beim Erlasse des Gesetzes die bei einer Verfassungsänderung zu 
beobachtenden Formen gewahrt worden wären. In diesem Sinne 
sei der Art. 32 von den gesetzgebenden Faktoren in der Folge- 
zeit aufgefaßt worden.“ 


8 1. Wesen der religiösen Erziehung. 


Die religiöse Erziehung bedeutet einen Teil der Erziehung 
überhaupt, denn die geistigen und sittlichen Anlagen des. Kindes 
neben den körperlichen wachzurufen und zu entwickeln, das ist 
es, was wir unter Erziehung verstehen®. Nicht ist hier die Frage 
aufzurollen, ob zur vollen Erreichung des Erziehungszweckes eine 


! Baring, Ein grundlegendes Urteil über Fragen aus dem Rechte der 
religiösen Erziehung, Sächsisches Archiv für Rechtspflege VIII 1913 S. 284f. 

2 Vom 13. Februar 1913 (208 IT S 1912). 

® R. Drache, Die religiöse Erziehung der Kinder nach dem Entwurf 
des bürgerlichen Gesetzbuchs für das Deutsche Reich und Abänderungs- 
vorschläge, Flugschriften des Evangelischen Bundes, Heft 32, Halle 1889, 
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religiöse Erziehung unerläßlich ist, es ist nur festzustellen, daß, 
wo es sich um religiöse Erziehung handelt, diese einen Teil der 
Erziehung überhaupt bildet. 

Eine neuere Lehre freilich zerlegt die religiöse Erziehung 
in zwei scharf voneinander getrennte Teile, in die als „Rechts- 
akt“ aufgefaßte „Konfessionsbestimmung“ und in die als rein 
tatsächlicher Vorgang hingestellte „religiöse Erziehung im engeren 
Sinne“!. Nur die letztere wird dann folgerichtig? als ein Teil 
der Erziehung angesehen, während die Konfessionsbestimmung, 
bei der es sich „um ein Hinaustreten in die Außenwelt, um eine 
Begründung von Rechten Dritter, um die Begründung eines An- 
spruchs der vom Gewalthaber gewählten Glaubensgesellschaft auf 
die Erziehung des Kindes nach ihren Normen“? handelt, ihre 


S.6. — Emil Sehling, Die religiöse Erziehung der Kinder und der Ent- 
wurf eines bürgerlichen Gesetzbuches für das Deutsche Reich, Erlangen 
und Leipzig 1891, S. 13f. — Egid Eck, Die Begründung der kirchlichen 
Mitgliedschaft nach kanonischem und bayerischem Rechte, Würzburger 
jur. Diss. 1900, S. 35. — Otto Kämper, Die religiöse Erziehung der 
Dissidentenkinder im Königreiche Sachsen, Fischers Zeitschrift für Praxis 
und Gesetzgebung der Verwaltung XXXI 1906 S. 273 ff., S. 282. — Lorenz 
Krapp, Die religiöse Erziehung unehelicher Kinder nach bayerischem 
Staatskirchenrecht, Würzburger jur. Diss. 1909 S. 50 f. — J. v. Staudin- 
ger, Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch und dem Einführungs- 
gesetze, IV’. TheodorEingelmann, Familienrecht 7 und 8, München und 
Berlin 1913, zu $ 1631 S. 897 unter 2. — H. Hellmuth, Der Einfluß des 
Religionswechsels dritter Personen auf die religiöse Erziehung Minderjäh- 
riger nach bayerischem Staatskirchenrecht, Archiv für katholisches Kir- 
chenrecht XCUI, 1913 S. 67 ff. 

ı Carl Sartorius, Die religiöse Erziehung der Kinder aus gemisch- 
ten Ehen nach bayerischem Recht, Erlanger jur. Diss. 1887 S. 59. — Karl 
August Geiger, Die reichsgesetzliche Regelung der religiösen Kinder- 
erziehung in Deutschland, Archiv für katholisches Kirchenrecht LXXII 
1895 8. 257 ff, 269. — Eck (o. S. 279 Anm. 3) S. 40 ff. — Paul Oert- 
mann, Bayerisches Landesprivatrecht, Halle 1903, S. 610f. — Krapp (o. 
S. 279 Anm. 3) S. 5lf. — Joseph Graßinger, Die religiöse Kinder- 
erziehung in ungemischten Ehen im Königreich Bayern, Würzburger jur. 
Diss. 1910, S. 9f., 22 ff. 

?2 Namentlich betonen diese Konsequenz Oertmann, Krapp und 
Graßinger.a. a. O. (o. Anm. ]). 

® Krapp (o. S. 279 Anm. 3) S. 52. 
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eigenen Wege gehen und unter Umständen einen ganz anderen 
als dem Erziehungsberechtigten, nämlich dem zur Vertretung 
des Kindes Berechtigten zustehen soll. So scharfsinnig diese 
Scheidung ist, kann sie doch für die Behandlung der religiösen 
Erziehung nach deutschem Staatskirchenrecht — und um eine 
solche handelt es sich hier — keine Verwertung finden!. Das 
deutsche Staatskirchenrecht kennt nicht einen „Rechtsakt“, durch 
den ein für allemal die Konfession des Kindes bestimmt würde. 
Nicht einmal die Taufe durch einen katholischen oder evange- 
lisechen Geistlichen entscheidet über die künftige katholische oder 
evangelische Konfession des Täuflings, sondern ausschließlich die 
religiöse Erziehung, die dem Kinde zuteil wırd?. Hiernach fallen 
aber für das deutsche Staatskirchenrecht „Konfessionsbestimmung“ 
und „religiöse Erziehung im engeren Sinne“ zusammen. 

Von anderer Seite — und hier steht die sächsische Rechts- 
wissenschaft an der Spitze — wird der Versuch gemacht, die 
gesamte religiöse Erziehung aus der sonstigen Erziehung der 
Kinder dadurch herauszuheben, daß man den öffentlich-rechtlichen 
Charakter der religiösen Erziehung betont. 

Diese Bewegung setzt ein im Zusammenhang mit der Kodi- 
fikation auch des Familienrechtes durch das neue deutsche bürger- 


ı Für Bayern wird sie ausdrücklich abgelehnt von August Hof- 
mann, Das Recht der unehelichen Mutter zur Bestimmung des Glaubens- 
bekenntnisses und der religiösen Erziehung ihres Kindes, Zeitschrift für 
Rechtspflege in Bayern III 1907 S. &f., hiergegen Paul Oertmann, Die 
Bestimmung der Religion unehelicher Kinder, ebenda S. 117 ff. 

2 Johann Friedrich Schulte, Das katholische Kirchenrecht II, 
Gießen 1856 S. 574. — Aemilius Ludwig Richter, Lehrbuch des ka- 
tholischen und evangelischen Kirchenrechts, bearbeitet von Richard 
Dove und Wilhelm Kahl®, Leipzig 1886, S. 1014f. — Carl August 
Geiger, Die religiöse Kinder-Erziehung in gemischten Ehen nach baye- 
rischem Rechte, Augsburg 1894, S. 168. — Derselbe, Arch. für kathol. 
Kirchenrecht LXX S. 105 ff. — Wilhelm Kahl, Die Konfession der Kin- 
der aus gemischter Ehe, Freiburg i. Br. und Leipzig 1895 S. 19. — Karl 
Köhler, Lehrbuch des deutsch-evangelischen Kirchenrechts, Berlin 1895, 
8. 209. — Eck (o. S.279 Anm.1) S. 34, 48. — Paul Schoen, Das evan- 
gelische Kirchenrecht in Preußen, I, Berlin 1903, S. 312. 
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liche Gesetzbuch!. Die Motive? werfen die Frage auf, ob die 
religiöse Erziehung ein „Ausfluß des elterlichen Erziehungsrechtes“, 
mithin eın Bestandteil des bürgerlichen Rechtes, oder öffentlich- 
rechtlich und deshalb der Kompetenz des Reiches entzogen sei. 
Sie entscheiden sich dahin, „daß die landesgesetzlichen Bestim- 
mungen vorwiegend dem öffentlichen Rechte, nämlich dem 
interkonfessionellen Kirchenstaatsrechte, angehören“, daß also die 
religiöse Erziehung sich der Regelung durch das neue bürgerliche 
Gesetzbuch entziehe?®. Hiergegen erheben sich zahlreiche Streit- 
schriften, die sämtlich im Endergebnis dem Reiche die Kompetenz 
zusprechen und in der Begründung bei mannigfachen Verschieden- 
heiten wenigstens insoweit übereinstimmen, daß sie das Verhältnis 
von Privat- und öffentlichem Rechte bei der religiösen Erziehung 
abweichend von den Motiven darlegen‘. 

Aus der Fülle der aufgestellten Theorien entwickelt sich zur 
herrschenden allmählich die, daß die religiöse Erziehung als ein 


! Unabhängig von diesem praktischen Anlaß haben dieselbe Frage be- 
rührt Stötzel im preußischen Justizministerialblatt 1874 S. 154. — Carl 
Sal. Zachariae v. Lingenthal, Handbuch des Französischen Civil- 
rechts®, herausgegeben von Sigismund Puchelt, Heidelberg 1875, III 
S. 189 Anm. 3,’ herausgegeben von Heinrich Dreyer, Heidelberg 1886, 
III S. 192 Anın. 3. — F. Scaduto, Rivista Italiana per le scienze giuri- 
diche, IX 1890 p. 116. — Derselbe, Diritto ecclesiastico vigente in Ita- 
lia?, Torino, II 1894 n. 534, p. 830 s. — Doch sind alle diese Ausführungen 
sehr unbestimmt gehalten. 

?2 Motive zu $ 1508, Amtliche Ausgabe Bd. IV S. 757f. 

® Dies die herrschende Auffassung der zitierten Stelle aus den Motiven, 
Die Auslegung, die ihr Karl Schmidt, Die Confession der Kinder nach 
den Landesrechten im deutschen Reiche, Freiburg 1890, S. 517 gibt, daß 
nämlich die Kompetenz bejaht und nur aus Zweckmäßigkeitsgründen die 
Regelung unterlassen werde, ist mit Recht vereinzelt geblieben. 

* Otto Gierke, Der Entwurf eines bürgerlichen Gesetzbuchs und das 
deutsche Recht, Leipzig 1889 S. 142. — E. Volkmar, Die Religion im 
neuen bürgerlichen (resetzbuch, Christliche Welt 1890 N. 27 Sp. 622f. — 
Drache (o. S. 279 Anm. 3) S.4f. — Schmidt (o. Anm.3) 8. 516ff. 
— Sehling (o. 8.279 Anm.3) S. 9ff. — Adolf v. Scheurl, Die Staats- 
gesetzgebung über die religiöse Kindererziehung, Deutsche Zeitschrift f. 
Kirchenrecht, I 1892 S.5f. — Kahl (o. S. 281 Anm. 2) 8. 27 ff. — 
Geiger, Archiv LXXIII (o. S. 280 Ann. 1) S. 257 ff. 
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Teil der Erziehung überhaupt den familienrechtlichen Rechtsver- 
hältnissen einzugliedern und deshalb den Sätzen des BGB. über 
die elterliche Gewalt zu unterstellen sei, soweit nicht die durch 
EGBGB a 134 ausdrücklich aufrecht erhaltenen landesgesetzlichen 
Bestimmungen über religiöse Erziehung eingreifen. Ob die landes- 
gesetzlichen Bestimmungen dabei den Charakter von privaten oder 
öffentlichen Rechtssätzen tragen, wird mit Recht für unerheb- 
lich erklärt!. 

Während aber nun diese Meinung in Preußen? wie in Bayern’, 


! Vgl. wegen der Entwicklung der herrschenden Lehre: Drache (o. 
S. 279 Anm. 3) S. 5ff. — Gierke (o. S. 282 Anm.4) S.142. — Schmidt 
(0. S. 282 Anm. 3) S. 480, 517f. — Sehling (o. S.279 Anm.3) S. 13f., 40. 
— Scheurl (0.8.284 Anm. 4) S. 5f., 8 — Reatz, Die zweite Lesung des 
zweiten Entwurfs eines bürgerlichen Gesetzbuchs für das Deutsche Reich 
unter Gegenüberstellung der ersten Lesung, Archiv für Bürgerliches Recht, 
außerordentliche Beilage 1892 ff., Il S. 145 n.2. — Gerhard v. Buchka, 
Vergleichende Darstellung des Bürgerlichen Gesetzbuchs für das Deutsche 
Reich und des gemeinen Rechts, Berlin 1897, S. 337 Anm. 1. — Karl 
August Geiger, Die religiöse Erziehung der Kinder im deutschen Rechte, 
Seelsorger-Praxis VII und VIII, Paderborn 1903 S. 25f. — Wilhelm 
Güttler, Die religiöse Kindererziehung im deutschen Reiche, Berlin und 
Leipzig 1908 S. 39 f. — Emil Friedberg. Lehrbuch des katholischen 
und evangelischen Kirchenrechts®, Leipzig 1909, S. 287 mit Anm. 15. — 
Johannes Baptist Sägmüller, Lehrbuch des katholischen Kirchen- 
rechts ®, Freiburg i. Br. 1909 S. 642. — J. v. Staudinger, Kommentar zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch und dem Einführungsgesetze, VI. L. Kuhlen- 
beck, Einführungsgesetz 5 uud 6, München und Berlin 1911, zu art. 134, 
S. 345 unter 3. Vgl. auch die Zitate u. Anm. 2, 3, S. 284 Anm. 1, 2. 

» Schoen (o. 8. 2831 Anm. 2) II 1906 S. 231 ff. und die dort zitierte 
Literatur. 

3 E. Mayer, Die Kirchen-Hoheitsrechte des Königs von Bayern, Münch- 
ner jur. Diss. 1884, S. 207 ff. — Sartorius (o. 8. 280 Anm. 1) S. 57. — 
Franz Lindner, Die Konfession der Kinder nach dem geltenden baye- 
rischen Rechte, München 1894 S. 25. — Karl August Geiger, Die Wahl 
des Glaubensbekenntnisses nach bayerischem Recht, Regensburg 1899, S. 24. 
— Eck (o. 8. 279 Anm. 3) S. 39, 50 ff. — Oertmann (o. S. 280 Anm. ]) 
Ss. 591 ff., 609 ff. — Max von Seydel, Das Staatsrecht des Königreichs 
Bayern, herausgeg. von Josef Graßmann, Handbuch des Oeffentlichen 
Rechts II 4, Tübingen und Leipzig 1903 S. 346. — August Hofmann, 
Die religiöse Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen in Bayern, Mün- 
chen 1906 S. 3. — Krapp (o. S. 279 Anm. 3) S. 50. — Graßinger (o. 
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in Württemberg! wie ın Baden? von Wissenschaft und Praxis 
zur Grundlage des geltenden Rechts der relisiösen Erziehung ge- 
macht wird, erhält sich in Sachsen eine auffällige Betonung des 
öffentlich-rechtlichen Charakters der landesgesetzlichen Bestim- 
mungen über religiöse Kindererziehung. Und man folgert aus die- 
sem der herrschenden Lehre gar nicht widersprechenden Charakter 
der Landesgesetzgebung mißverständlich, daß in Sachsen die ge- 
samte religiöse Erziehung dem öffentlichen Rechte angehöre, daß 
es folgeweise unmöglich sei, sie ins Familienrecht einzugliedern 
und daß hiernach eine subsidiäre Anwendung der Sätze des BGB. 
über die elterliche Gewalt für Sachsen nicht in Frage komme: 

„Bis zum Jahre 1836 waren ın Sachsen nur die drei in Deutsch- 
land rezipierten Kirchen, die evangelisch-lutherische, die evange- 
lisch-reformierte und die römisch-katholische aufgenommen. .. . 
Es besteht nun kein Zweifel darüber, daß die genannten Kirchen, 
insbesondere die hier in Frage kommende römisch-katholische 
Kirche, von dem Rechtssatze ausgingen und noch jetzt ausgehen, 
daß die Zuführung der Kinder zur Erziehung im eigenen Be- 
kenntnisse eine Pflicht der Angehörigen der Kirche ist und daß 
S.280 Anm. 1) S. 8 Anm. 3, 22ff., 30 ff. — Franz Eichelsbacher, Der 
Zwang zu religiöser Betätigung in Familie und Schule, Würzburger jur. 
Diss. 1911 S. 12. — E. Girisch, H. Hellmuth, H. Pachelbel, Hand- 
wörterbuch des Bayerischen Staatskirchenrechts, München 1912, unter 
„Kindererziehung religiöse“ S. 199. — H. Hellmuth, Die religiöse Er- 
ziehung der Adoptivkinder, Archiv für öffentliches Recht XXIX 1912 S. 233. 
— Derselbe, Der Einfluß des Religionswechsels (0. S. 279 Anm. 3) 8.67. — 
Allerdings hält Eck a. a. 0. S.39 es für möglich, daß durch die Staats- 
gesetzgebung die religiöse Erziehung ganz oder teilweise von der sonsti- 
gen Erziehung abgesondert und zu einem Bestandteil des Öffentlichen 
Rechts gemacht werden könne. 

ı Karl Fauser, Die Konfession der Kinder in Württemberg nach 
dem gegenwärtigen Stand der Gesetzgebung und Rechtsprechung, Deutsche 
Zeitschrift für Kirchenrecht XXI 1911/12 S. 1ff., 6£., 18, 111ff. — Ent- 
scheidung des OLG. Stuttgart (I. ZS.) vom 23. November 1910, Zeitschrift 
für die freiwillige Gerichtsbarkeit und die Gemeindeverwaltung in Württem- 
berg, LIII 1911 S. 75 ff. 


: Max Keller, Die religiöse Erziehung der Kinder nach badischem 
Recht, Karlsruhe 1913 S. 19, 22, bes. 23 f. 
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auf eine Verletzung dieser Pflicht kirchliche Strafen angedroht 
sind... Mit dieser öffentlich-rechtlichen Ver- 
pflichtung hat dieStaatsgesetzgebung zu rech- 
nen... . Nicht einen Gegensatz gegen die kirchlichen Rechts- 
normen hat das Gesetz vom 1. Nov. 36 beabsichtigt, sondern nur 
unter grundsätzlicher Anerkennung der kirchlichen Verpflichtungen 
das nötige positive staatliche Recht geschaffen, insoweit es da 
unentbehrlich ist, wo beide Ehegatten verschiedenen Kirchen an- 
gehören, die kirchlichen Pflichten daher zu einem unlöslichen 
Konflikte führen. Aber weder im Gesetz vom1.Nov. 36 
noch in irgend einem späteren Landesgesetze 
hat der Gedanke einerunbeschränkten Konfes- 
sıionswahl in der Kindererziehungsfrage als 
Ausfluß derelterlichen Gewalt für die aufgenomme- 
nen christlichen Kirchen einen Ausdruck gefunden. .... 

Schon hieraus geht zur Genüge hervor, daß diesächsische 
Gesetzgebung die Frage der religiösen Kinder- 
erziehung nicht alseineFrage der privatrecht- 
lichen Elterngewalt und überhaupt nicht aus 
privatrechtlichem@Gesichtspunkte behandelt. Uebri- 
gens hat auch weder die ältere Zivilrechtsgesetzgebung noch das 
Sächsische Bürgerliche Gesetzbuch die Frage als privatrechtliche 
behandelt und geregelt. Wie wenig eine solche privatrechtliche 
Beurteilung der Materie beabsichtigt ist, ergibt sich auch daraus, 
daß in & 19 des Gesetzes vom 1. Nov. 36 nicht nur Streitigkeiten 
über die religiöse Erziehung der Kinder den Verwaltungsbehörden 

. überwiesen, sondern diese auch angewiesen worden sind, von 
Amts wegen dafür Sorge zu tragen, daß dem Gesetze in allen 
Punkten nachgegangen werde, wie denn auch durch Zulassung 
der Anfechtungsklage an das Oberverwaltungsgericht (G. vom 
19. Juli 00 $ 73 Ziff. 8d) der öffentlich-rechtliche Charakter der 
Materie neuerdings anerkannt worden ist !.* 


.. ‘ Entscheidung des Ministeriums des Kultus und öffentlichen Unter- 
rıchts vom 24. Mürz 1906, Fischers Zeitschrift für Praxis und Gesetzgebung 
der Verwaltung XXXI 1906 S. 99 ff., 102 ff. 
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„. . . dem Bestreben, aus denprivatrechtlichen Vor- 
schriften über die elterliche Gewalt weitergehende 
Folgerungen für diese Frage zu entnehmen, sind Bedenken ent- 
gegenzustellen. Daß die Frage der religiösen Kindererziehung 
von der sächsischen Gesetzgebung von jeher als öffentlich- 
rechtliche behandelt worden ist, ist erst neuerdings... aus- 
gesprochen worden!.“ 

„Die sächsische Gesetzgebung und Praxis hat von je die Frage 
der religiösen Erziehung als öffentlich-rechtlich behandelt?.“ 

„Die kontessionelle Erziehung ist keine Frage desPri- 
vatrechtsund der privatrechtlichen Elternge- 
walt?.“ 

Trotz der apodiktischen Fassung dürften alle diese Ausfith- 
rungen kaum ernstlich darauf hinzielen, der religiösen Erziehung 
ihren Platz als Teil der Erziehung überhaupt und damit ihren 
Zusammenhang mit dem Familienrecht streitig zu machen. Was 
in Wahrheit gemeint ist, wird klar, wenn man untersucht, wo- 
gegen sich die Spitze des so stark unterstrichenen Satzes von der 
öffentlich-rechtlichen Natur der religiösen Kindererziehung in 
Sachsen richtet. Alle jene Ausführungen, namentlich aber die 
zitierte Ministerialentscheidung, bekämpfen den von Kloß* und 
Kämper° unternommenen Versuch, die herrschende Lehre in 
der Weise ins Sächsische Recht zu tbertragen, daß die nach 


ı Walter Schelcher in Fischers Zeitschrift für Praxis und Gesetz- 
gebung der Verwaltung, XXXI 1906 S. 273 Anm. l, zu der Abhandlung 
von Kämper (o. S. 279 Anm. 3). 

?P. vv. Seydewitz, Das Königlich Sächsische Volksschulgesetz ®, 
bes. von Franz Böhme, Leipzig 1910, S. 418. 

®Gurtvon der Mosel, Handwörterbuch des Sächsischen Verwal- 
tungsrechts !?, Leipzig 1912 unter „konfessionelle Verhältnisse“ S. 510 Sp. 2. 

*R. Kloß, Sächsisches Landesprivatrecht, 2. Aufl. Halle 1908 S. 374 f. 

5 (0. S.279 Anm. 3) S. 284: „Auch auf die religiöse Erziehung als wich- 
tigen Bestandteil der Erziehung überhaupt erstreckt sich die Erziehungs- 
gewalt, und überall da, wo Sondervorschriften des Landesrechts über die 
religiöse Erziehung und ihre Träger fehlen, sind die „allgemeinen Bestim- 
mungen des Deutschen bürgerlichen Gesetzbuchs heranzuziehen®. 
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deutschem! wie sächsischem ? BGB begründete freie Bestim- 
mung der Erziehungsberechtigten über die Erzie- 
hung des seiner Fürsorge unterliegenden Kindes auch bezüglich 
der religiösen Erziehung Platz greifen soll, soweit nicht im 
„positiven Rechte“ Ausnahmen gesetzt sind. 

Mit Recht wird gegenüber dieser Lehre betont, daß die säch- 
sische Gesetzgebung gerade bei der religiösen Erziehung nicht 
vom Grundsatze der Erziehungsfreiheit ausgegangen sei. Die im 
Verhältnis zu anderen Staaten sehr zahlreichen Bestimmungen des 
sächsischen Rechts über religiöse Kindererziehung, namentlich das 
„Gesetz vom 1.Nov.1836 über die Ehen unter Personen evangelischen 
und katholischen Glaubensbekenntnisses und die religiöse Erzie- 
hung der von Eltern soleher verschiedener Konfessionen erzeugten 
Kinder“ lassen zweifelsfrei erkennen, daß wenigstens bezüglich der 
christlichen Kirchen grundsätzlich eine Bindung der Eltern 
hinsichtlich der Konfession ihrer Kinder gewollt ist. Mag dieser 
Satz auch nirgends ausdrtcklieh ausgesprochen und deshalb viel- 
leicht kein „positiver“ Rechtssatz im Sinne von Kloß sein, so 
ist er doch Inhalt des sächsischen Rechts der religiösen Kinder- 
erziehung und damit gemäß al34 EGBGB in Geltung geblieben, 
unabhängig davon, ob man ihn nun als öffentlich-rechtlich oder 
privatrechtlich ansieht. 


ı 88 1627, 1631, 1686, 1793. 

2 5S 1802, 1922 f. 

® Auch für Bayern wird die Meinung vertreten, daß man aus den Vor- 
schriften des Religionsedikts über die religiösen Verhältnisse der Kinder 
aus gemischten Ehen Grundsätze für die religiöse Kindererziehung über- 
haupt schöpfen dürfe, die dann gleichfalls die Anwendung der Normen des 
BGB. über Erziehungsrecht insoweit nicht zulassen, vgl. vor allem Josef 
Stangl, Konkordat und Religionsedikt, München 1895, 8. 8, 173ft. und, 
weitaus gemäßigter, Entscheidung des Kgl. Bayerischen Verwaltungsge- 
richtshofs (Il. S.) vom 27. Juli 1907, XXVIII S. 167, vom 16. März 1910 
(U. S.), XXXI S.78. — Girisch, Hellmuth, Pachelbel (o. $. 283 
Anm. 3) S. 199. — Hellmuth (o. S. 283 Anm. 3) 8. 233f. Gleichwohl 
wird deshalb die religiöse Erziehung nicht ausschließlich für das öffent- 
liche Recht vindiziert und die Anwendbarkeit des BGB. nicht von vorn- 
herein ausgeschlossen. Uebrigens ist für Bayern die Möglichkeit, derartige 


288 Abhandlungen. 


Anstatt sich aber nun mit diesen Feststellungen zu begnügen, 
schießen die zitierten Ausführungen über das Ziel hinaus, indem 
sie die gesamte religiöse Kindererziehung in Sachsen ins öffent- 
liche Recht verweisen und jede Anwendung des BGB.s ver- 
werfen!. Das ist unrichtig®. Auch in Sachsen darf man dort, 
wo weder geschriebene noch ungeschriebene Sätze des Landes- 
rechts eingreifen, die familienrechtlichen Bestimmungen des BGB.s 
heranziehen. 

Ist aber sonach die religiöse Kindererziehung nichts anderes 
als ein Teil der Erziehung überhaupt, so können hinsichtlich des 
Objekts und der Dauer der religiösen Erziehung schon jetzt die 
aus dem Wesen jeder Erziehung folgenden Sätze aufgestellt wer- 
den, einmal daß es die religiöse Erziehung nur mit Minder- 
jährigen, nicht etwa auch mit den in der Handlungsfähigkeit 


ungeschriebene Rechtssätze festzustellen, weit weniger zweifelsfrei als in 
Sachsen, s. die Zitate S. 283 Anm. 3. 

! Ein Gegenstück zu diesem Verhalten der sächsischen Praxis bildet 
der Versuch des württembergischen Ministeriums des Innern und des 
Kirchen- und Schulwesens, eine unbequeme, den Vater bindende Bestim- 
mung des Religionsedikts vom 15. Oktober 1806 über die religiöse Erziehung 
der Kinder aus gemischten Ehen dadurch aus der Welt zu schaffen, daß 
man diese zweifellos öffentlich-rechtliche Vorschrift „nieht als eine 
staatspolizeiliche, sondern nur als eine dem Privat 
recht angehörige Vorschrift“ bezeichnete, „welche dem Vater 
der Mutter gegenüber ein Recht gibt, auf das er zugunsten der Religion 
der letzteren zu verzichten nicht gehindert ist...“ Vgl. Erlaß des ge- 
nannten Ministeriums an das evangelische Konsistorium vom 14. Juli 1831 
unter N. 3, I. Ergänzungsband zum Regierungsblatte 1838 S. 335. — Hier- 
gegen Schmidt (o. 8.282 Anm. 3) S. 379f., bes. S. 3880 Anm. 3. — Vgl. 
aber Fauser (o. S. 284 Anm. 1) S. 70—73. 

%2 Ebenso unrichtig ist es aber auch, mit Glaser (o. S. 277 Anm. |) 
S. 194, 286 das Recht der religiösen Erziehung ganz dem Privatrecht zu- 
zuweisen, oder es mit Baring (o. S. 277 Anm. 1) S. 214 ff. vor 1870 als 
öffentliches, nachher als Privatrecht zu behandeln. Die ganze Zuspitzung 
der Frage auf den (regensatz zwischen öffentlichem und Privatrecht ist un- 
fruchtbar. Es handelt sich um Familienrecht, in dem sich privatrechtliche, 
öffentlichrechtliche (vgl. z. B. $ 1827 BGB.), und spezifisch familienrecht- 
liche Elemente begegnen. 
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beschränkten Volljährigen zu tun hat!, und weiter, daß diereli- 
giöse Erziehung endet, sobald für das Kind kein Be- 
dürfnis mehr danach besteht ?, d. h. sobald es das moralische 
Selbsturteil in religiösen Dingen erlangt hat, 
was bei den christlichen Kirchen im Zweifel mit der Konfir- 
mation oder ersten Kommunion anzunehmen sein dürfte. 

Tritt mit dieser Beendigung der religiösen Erziehung — wie 
das z. B. in Sachsen der Fall ist* — kraftpositiver gesetz- 
lieher Vorschrift noch nicht das kenfessionelle Selbst- 
bestimmungsrecht der Minderjährigen ein, so ist doch die religiöse 
Erziehung abgeschlossen, der Erziehungsberechtigte kann, falls 
ihm überhaupt ein Wechsel in der Konfession gestattet war, jetzt 
keinesfalls mehr das Kind einer anderen Konfession zuführen. 
Die Konfession des Kindes ist bis zum Eintritt seines eigenen 
religiösen Selbstbestimmungsrechtes endgültig festgelegt. 

Vor allem aber folgt aus dem Wesen der religiösen Erziehung 
als Teil der Erziehung überhaupt, daß, soweit eine Verpflichtung 
zur religiösen Erziehung in einer bestimmten Konfession aufge- 
stellt wird, sich diese Verpflichtung wie jede Erziehungspflicht 


ı So auch Eck (o. S. 279 Anm. 3) S. 33, 42 ff, Graßinger (o. S. 280 
Anm. 1) S. 9 Anm. 2. 

? J.v. Staudinger IV (o. S.279 Anm. 3) zu $ 1631 unter 5 8.900: 
„Die Erziehungsgewalt endigt, da sie Bestandteil der Sorge für die Person 
ist,.. . mit der Beendigung der Sorge für die Person. Aus dem Inhalt 
der Erziehungsgewalt ergibt sich ferner; daß sie trotz Fortdauer der Sorge 
für die Person endigt, wenn zu ihrer Ausübung im Interesse des Kindes 
ein Bedürfnis nicht mehr besteht.“ — Motive IV S. 750. 

® So auch Max v. Seydel, Bayerisches Staatsrecht ®%, III Freiburg ı. Br. 
und Leipzig 1896 S. 502. — Eck (o. S. 279 Anm. 3) S.42ff. — Eichels- 
bacher (o. 5.283 Anm.3) S. 13f. — A. A. Sartorius (0.8S.280 Anm. 1) 
S. 55, Oertmann (o. S. 280 Anm. 1) S. 609, Graßinger (o. 9. 280 
Anm. 1) S. 9 Anm. 2, die die Erziehung ausnahmslos auf die ganze Dauer 
der Minderjährigkeit ausdehnen. 

* Hierüber se. u. 

5 Diese Verpflichtung kann auch in Rechtssätzen ausgesprochen sein, 
die an sich nur von der Konfessionszugehörigkeit reden, da ja diese nur 
durch die Erziehung erzielt wird (o. S. 281). In dem irrigen Bestreben, 
Konfessionsbestimmung und religiöse Erziehung im engeren Sinne zu schei- 
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im modernen Recht! nicht in einem dem Erziehungspflichtigen 
gerenüber geübten Zwang zu eigenen positiven Erziehungshand- 
lungen, sondern nur negativ äußert: Der Erziehungspflichtige muß 
das Kind am kirchlichen und Schulreligionsunterricht ın der frag- 
lichen Konfession teilnehmen lassen, er kann das Kind nicht einer 
anderen Konfession oder dem Heligionsunterricht einer solchen 
zuführen und muß sich aller auf einen Konfessionswechsel gerich- 
teten Einwirkungen enthalten?, widrigenfalls er ein Einschreiten 
der Vormundschafts- oder sonstigen Aufsichtsbehörde zu gewär- 
tigen hat. 


$ 2. Grundsätze der gesetzlichen Regelung. 


Die gesetzliche Regelung der religiösen Kindererziehung wird 
ım wesentlichen von folgenden Grundgedanken beherrscht: 

I. Der Erziehungsberechtigte hat volle Freiheit der Ent- 
schließung zu beanspruchen, ob er überhaupt seine Kinder reli- 
giös erziehen wıll und bejahendenfalls in welcher Konfes- 
sion die Erziehung stattfinden soll. Begründet wird das mit 
der im modernen Staat herrschenden, durch das Reichsgesetz vom 
3. Juli 1869 anerkannten Gewissensfreiheit , wohl auch mit dem 


an nn 


den, bezieht jene neuere Meinung in Bayern die Bestimmungen des Reli- 
gionsedikts nur noch auf dıe Konfessionszugehörigkeit und leitet die Ver- 
pflichtung der Eltern zur Erziehung des Kindes in dieser Konfession aus 
dem BGB. ab. Vgl. Eck (o. S. 279 Anm. 3) S. 49 ff. — Graßinger (o. 
S. 280 Anm. 1) S. 30 ff. — Eichelsbacher (o. S. 283 Anm. 3) S. 21. 

ı Vgl.z. B.BGB. $$ 1627 ff., bes. 1631 Abs... — Scheurl(o.S. 282 Anm. 4) 
S.5. — Kahl (o. S. 281 Anm. 2) S.20f. — Mayer (o. 8. 283 Anm. 3) 
S. 213££ — Kümper (o. S. 279 Anm. 3) S. 293ff. — Eichelsbacher 
(0. S. 283 Anm. 3) S. 22. 

2 So auch Kahl (o. S. 281 Anm. 2) S. 20 f. 

® Allgemein $ 1666 BGB., hierzu Kämper (o. S. 279 Anm. 3) S. 295, 
für Sachsen $ 19 des Ges. vom 1. Nov. 1836, hierzu Barıing S. 223. 

* Vgl. hierzu die freilich nicht erschöpfenden Ausführungen von Al- 
brecht Graf von Montgelas, Die religiöse Erziehung der Kinder aus 
gemischten Ehen im Königreich Sachsen, Leipzig 1911, S. 19 ff. — Belege 
aus der Gesetzgebung werden im folgenden nicht ausdrücklich aufgeführt, 
Für Sachsen ergeben sie sich im weiteren Verlaufe der Abhandlung. 

5Schwarze, Zur Erläuterung des Gesetzes vom 1. XI. 1836, Zeit- 
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Naturrechte! oder der Zweckmäßigkeitserwägung, daß eine er- 
zwungene Verschiedenheit von Eltern- und Kindesreligion den 
Frieden in der Familie stören und der religiösen Erziehung der 
Kinder verderblich sein würde ?. 

Il. Der Staat hat für Stetigkeit in der religiösen Erziehung 
des Kindes zu sorgen und das Kind zu schützen vor willkürlichen 
Konfessionsänderungen seitens des Erziehungsberechtigten °. 

Schon diese beiden Gedanken (unter I und II) stehen in Wider- 
spruch zu einander. Jede Festlegung der einmal gewählten Konfession 
des Kindes verletzt die Gewissensfreiheit des Erziehungsberechtig- 
ten*. Freilich wird man dem zweiten Grundsatze auch nur eine be- 
schränkte Berechtigung zusprechen können. Denn ein Kind, das 
einmal unbeständige, unvernünftige, böswillige Eltern hat, kann 
durch keine gesetzliche Festlegung der Konfession vor einer un- 
steten, schlechten Erziehung auch in religiöser Hinsicht geschützt 


werden®., 


schrift für Rechtspflege und Verwaltung, zunächst für das Königreich 
Sachsen, Neue Folge I 1841, S. 233ff. — Friedrich Thudichum, 
Deutsches Kirchenrecht des 19. Jahrhunderts I, Leipzig 1877, S. 62. — 
Schmidt (o. S. 282 Anm. 3) S. 482 ff., bes. S. 490. — Kloß (o. S. 286 
Anm. 4) S. 377 ff. u. a. m. Natürlich handelt es sich hierbei um die Ge- 
wissensfreiheit des Erziehungsberechtigten. Auf die praktisch bedeutungs- 
lose Frage Eichelsbachers, ob nicht auch eine Gewissensfreiheit des 
Kindes bestehe, kann hier nicht eingegangen werden. Vgl. Eichels»- 
bacher (o. S. 283 Anm. 3) 8. 6 f. 

ı Ferdinand Walter, Naturrecht und Politik im Lichte der 
Gegenwart. Bonn 1863 8. 143f., S. 136f. — Schmidt (o. S. 282 Anm. 3) 
S. 490, 501, 516. — Entschließung des k. bayrischen Staatsministeriums vom 
8. Dezember 1840 bei Günther, Amtshandbuch für die protestantischen 
Geistlichen des Königreichs Bayern diesseits des Rheins. I. München 1883, 
S. 115 f. — Entscheidung des kgl. bayerischen Verwaltungsgerichtshofs (II. S.) 
v. 16. März 1910, XXXI S. 78. 

” Sehling (o. S. 279 Anm. 3) S. 15. — Schmidt (o. $S. 282 Anm. 3) 
8.490. — v. Montgelas (o. S. 290 Anm. 4) S. 54. 

® Motive zum BGB., Amtliche Ausgabe IV S. 757f., 986, 1099. — 
Kahl (o. S. 281 Anm. 2) 8. 23#. — v. Montgelas (o. S. 290 Anm. 3) 
8. 23 f. 

* A. A. allerdings Kahla, a. O. 8. 2%. 
° Vgl. auch Sehling a. a. O. 8. 33. 
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Hinter dem Satz vom Interesse des Kindes verbirgt sich ın 
der Tat auch oft genug ein anderes Interesse; er wird als Be- 
gründung für eine Einschränkung der Gewissensfreiheit genannt, 
wo es sich in Wirklichkeit um den dritten Gedanken handelt, der 
neben der Forderung der Gewissensfreiheit unser Recht der reli- 
giösen Kindererziehung in erster Linie beherrscht. Es ist 

III. der Gedanke, daß der Staat ein Interesse hat an der Zu- 
gehörigkeit seines Volkes zur christlichen oder überhaupt zu einer 
Konfession. Die Entwicklungsstufen, die dieser Gedanke durch- 
macht, sind in jeder Gesetzgebung zu verfolgen. Ursprünglich 
konzentriert sich das Interesse des Staates auf eine bestimmte 
christliche Konfession!. In den ersten 3—4 Jahrzehnten des 
19. Jahrhunderts ? suchen dann die Gesetzgebungen im Geiste der 
Aufklärung für die drei christlichen Religionspar- 
teien gleichmäßige Grundsätze hinsichtlich der religiösen Erzie- 
hung durchzuführen, ohne aber die ausschließliche Begünstigung 
der christlichen Konfessionen zu beheben? Erst im weiteren 
Verlaufe des 19. Jahrhunderts werden hinsichtlich der religiösen 
Erziehung auch andere Konfessionen mehr und mehr gleichmäßig 
mit den christlichen behandelt, doch ist die ganze Entwicklung 
noch gegenwärtig in Flusse* und, wie wir sehen werden, gerade 
in Sachsen bei weitem nicht abgeschlossen. Selbst bei völlig 
gleichmäßiger Behandlung aller Konfessionen in Fragen der reli- 
giösen Erziehung erhält sich aber fast durchgängig die Begün- 
stigung der religiösen, d. h. konfessionellen gegenüber der kon- 


ı Vgl. z. B. noch das Württembergische Religionsedikt vom 15. Okt. 
1806 (Reg.Bl. 1807 S. 609) unter VI und hierzu Fauser (o. S. 284 Anm. 1) 
S. 24 ff., 7Off. Irrig die Deutung von Schmidt (o. S. 282 Anm. 3) S. 380. 

? Schmidt. a. O. S. 482 ff. 

® Carl Vietor Fricker, Grundriß des Staatsrechts des Königreichs 
Sachsen, Leipzig 1891, S. 65 f. 

* Vgl. noch Sehling (o. 8.279 Anm.3) S. 17: „Aber da der moderne 
Staat, wenn auch kein konfessioneller, so doch ein christ- 
licher ist, so kann er auch das an sich freie Erziehungsrecht der Eltern 
einschränken und ihnen die Rechtspflicht der Erziehung der Kinder in den 
Grundsätzen einer anerkannten Religionsgesellschaft auferlegen.“ 
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fessionslosen Erziehung. Der Staat will, daß sein Volk religiöse 
Gefühle hege und sie im bürgerlichen Leben in gewissem Sinne 
verwirkliche!. Welche Gründe er dafür hat? und ob diese Gründe 
stichhaltig oder trügerisch sind, steht hier nicht zur Entscheidung. 
Wir haben nur festzustellen, daß die einzelstaatliche Gesetzgebung 
über religiöse Erziehung mehr oder weniger stark auch von diesem 
Gedanken beeinflußt ist. 

Wird sonach aber das Recht der religiösen Kindererziehung 
von mehreren sich gegenseitig widersprechenden Gedanken ge- 
tragen, so kann schon deshalb die von verschiedener Seite? auf- 
gestellte Behauptung, einer dieser Gedanken, nämlich der Grund- 
satz der Gewissensfreiheit, habe stillschweigend ihm ent- 
gegenstehenden Bestimmungen derogiert, nicht richtig sein. Es 
bleibt immer die Möglichkeit offen, daß die mit der Gewissens- 
freiheit unverträglichen Bestimmungen sich aus einem der beiden 


ı Vgl. Sehling (o. S.279 Anm. 3) S.31, Eichelsbacher (o. S. 283 
Anm. 3) S. 10, Glaser (o. S. 277 Anm. 1) S. 204 f. 

2 Eine ausführliche politische Beleuchtung der Gründe findet sich bei 
Sehling.a. a. O.S. 31ff, dem überhaupt das Verdienst gebührt, zum 
ersten Male das eigene Interesse des Staates an religiöser Erziehung mit 
Namen genannt zu haben. 

® Für Sachsen: Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S.376 ff. Für Bayern: Mini- 
sterialerlaß v. 26. April 1845 bei Karl Weber, Neue Gesetz- und Ver- 
ordnungensammlung für das Königreich Bayern mit Einschluß der Reichs- 
gesetzgebung III 8. 580 ff. — Eichelsbacher (o. S. 233 Anm. 3) S. 8f., 16, 
Es sei gleich hier hervorgehoben, daß in Bayern allerdings Wissenschaft 
und Praxis dazu gelangt sind, an die Stelle früherer Gebundenheit der 
Konfession bei Kindern aus ungemischten Ehen das freie elterliche Be- 
stimmungsrecht treten zu lassen, aber nicht auf Grund des geschilderten 
Derogationsgedankens, sondern indem man eine früher auch auf unge- 
mischte Ehen bezogene Bestimmung ($ 18) des Religionsedikts jetzt nur 
noch auf gemischte Ehen bezieht (s. unten S. 87) und nun für die unge- 
mischten Ehen beim Fehlen gesetzlicher Bestimmungen die Erziehungs- 
freiheit des BGB.s eintreten läßt. Vgl. Eck (o. S. 279 Anm. 3) S. 7, 54 ff. 
— Krapp (o. S. 279 Anm. 3) 8. 50. — Graßinger (o. S. 280 Anm.]l) 
S,. 31f. und die dort zitierte Literatur. Doch werden selbst hiergegen Be- 
denken laut, vgl. Gillmann unter Berufung auf J. Berchtold, Archiv 
für katholisches Kirchenrecht XCII 1912, S. 188. 
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anderen gesetzgeberischen Grundgedanken erklären !, und man 
wird sie als zu Recht bestehend anzusehen haben, solange nicht 
ihre gesetzliche? Aufhebung erfolgt ist. 

Während die bisher angeführten Grundsätze sich auf die reli- 
giöse Erziehung im allgemeinen beziehen, ist zum Schluß noch 
ein Gedanke zu erwähnen, der bei der Regelung der gemischten 
Ehen als maßgebend angeführt zu werden pflegt: 

IV. Die Staatsgesetzgebung soll durch Festlegung der Kon- 
fession von Kindern gemischter Ehen den Frieden zwischen den 
einzelnen Konfessionen und gleichzeitig den Frieden in der Familie 
sichern. Gerade hier spielt aber namentlich in den protestan- 
tischen Staaten wieder der Gedanke hinein, daß der Staat ein 
besonderes Interesse an der Erhaltung der protestantischen Kon- 
fession habe und deshalb als Gegengewicht gegen die Proselyten- 
macherei der katholischen Kirche zu einer absoluten Regelung der 
Konfession von Kindern aus gemischten Ehen vorschreiten müsse *. 


ı Vgl. auch Eibach, Die zwangsweise Zuführung der Dissidenten- 
kinder in den Religionsunterricht der Volksschule, Deutsche Zeitschrift für 
Kirchenrecht, XX1II 1913, S. 103 ff., bes. S. 114. 

? Die für eine Verfassungsänderung vorgeschriebenen Erfordernisse 
braucht das Gesetz nicht zu erfüllen, auch wenn in der Verfassung der 
Grundsatz der Gewissensfreiheit aufgestellt ist, gegen Eichelsbacher 
(0. S. 283 Anm. 3) S. 16 und Glaser (o. S. 277 Anm. 1) S. 202. 

® Schmidt (o. $. 282 Anm.3) S.495 ff. — Sehling (o. S.279 Anm.) 
S. 40 ff. — Kahl (0. 8.281 Anm. 2) S.14ff. — Eichelsbachera.a O0. 
S. 10, 18 u. a. m. | 

* Besonders deutlich in dem Gutachten des preußischen Ministers der 
auswärtigen Angelegenheiten über die Frage, ob der die Erziehung der 
Kinder aus gemischten Ehen absolut regelnde $ 77 II 2 des Allgemeinen 
Landrechts „als der Toleranz widersprechend und die Freiheit beschrän- 
kend aufzuheben sein dürfte“: Eine solche Beschränkung sei notwendig, 
das Gesetz müsse „den Protestanten zu Hilfe sein“, um zu verhindern, daß 
„in jeder gemischten Ehe eine protestantische Familie unfehlbar verloren 
gehe, und der Katholizismus immer mehr Platz greife“. Motive zur Gesetz- 
revision, Pensum XV, in Benkerts Religions- und Kirchenfreund, 1832, 
Ss. 691—693. — Schmidt, a. a. O. S, 140 Anm. 2. 
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$ 3. Begriff der ungemischten und gemischten Ehe im 
sächsischen Recht. 


Bevor in die Darstellung des sächsischen Rechts der religiösen 
Kindererziehung eingetreten werden kann, ist der Begriff der un- 
gemischten und gemischten Ehe zu erörtern, der wie überall so 
auch in Sachsen die Gesetzgebung über religiöse Erziehung be- 
herrscht. 

I. Die Wissenschaft spricht von gemischten Ehen! nicht nur 
bei Ehen zwischen Christen verschiedener Konfession, sondern 
auch dann, wenn ein Ehegatte einer christlichen, der andere einer 
nichtehristlichen oder wenn beide verschiedenen nichtchristlichen 
Religionsgesellschaften angehören, ja auch wenn ein Ehegatte 
konfessionslos ist. Im einzelnen ist hier vieles streitig: So gleich 
die Frage, ob mit Recht die Ehe zwischen einem Konfessionslosen 
und dem Angehörigen einer Religionsgesellschaft als gemischte 
bezeichnet werden kann oder ob der Begriff der gemischten Ehe 
nicht logisch die Zugehörigkeit eines jeden Ehegatten zu einer 
anderen Religionsgesellschaft voraussetzt?; weiter ob 
die Zugehörigkeit eines Teils zu einer Sekte ohne juristische Per- 
sönlichkeit für die Annahme einer gemischten Ehe genügt? oder 
ob man nicht verlangen muß, daß es sich um eine durch Ver- 
leihung der juristischen Person vom Staate anerkannte oder wohl 
gar um eine Öffentliche Religionsgesellschaft handle’; endlich 
ob es möglich ist, bei verschiedenen innerhalb desselben 
Glaubensbekenntnisses bestehenden Relissionsgesellschaften „ge- 


SS EHERNENEER 
h ' Freilich meist unter der schlecht gewählten Bezeichnung „Misch- 
eben“, 

* Für die erste Alternative: Se ydel, Staatsrecht (o. S. 289 Anm. 3) 
IN. S. 504 bei 47. — Eck (o. S. 279 Anm. 3) S. 58. — Oertmann (o. 
S. 280 Anm. 1) 8. 593 f.; für die zweite: Kahl (o. S. 281 Anm. 2) S. 18f. — 
Sartorius (0. S. 280 Anm. 1) S. 33. 

"So Geiger, Die religiöse Kindererziehung (o. 8.281 Anm. 1) 8. 76£. 
= Graßinger (0. S. 280 Anm. 1) S. 39. 

"So Kahla. a. 0. 8. 18f. — Sartorius aa. O. S,33. — Oert- 
Manna.a 0.S, 598. 

*Sartoriusa a. O. $. 33 Anm. 55. 
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mischte Ehen“ anzunehmen oder ob nicht eine Differenz des 
Glaubensbekenntnisses erfordert werden muß !. 

Es ist nicht unsere Aufgabe, de lege ferenda zu diesen 
Fragen Stellung zu nehmen. Wir haben nur den Standpunkt des 
sächsischen Rechts darzulegen. 

II. In Sachsen werden unterschieden?: 

A. Aufgenommene, mit dem Rechte öffentlicher Religionsübung 
begabte Kirchen, nämlich 

1. die evangelisch-lutherische‘®, 

2. die römisch-katholische ®, 

3. die reformierte $, 

4. die deutsch-katholische Kirche’. 

Zur evangelisch-lutherischen Kirche sind als Bekenner der 
Augsburgischen Konfession auch die Mitglieder der Herrnhuter 
und mährischen Brüdergemeinden zu rechnen ®. 

B. Durch besonderen Akt der Staatsregierung zu privater 
Religionsübung zugelassene Religionsgesellschaften, nämlich 

1. die jüdische Religionsgesellschaft?, 

! Beispielsweise: Ehen zwischen Lutherischen und Reformierten, Luthe- 
rischen und Herrnhutern, Römisch-Katholischen und Griechisch-Katholischen, 
Römisch-Katholischen und Altkatholiken. Für die Annahme gemischter 
Ehen auch hier: Eck (o. S.279 Anm. 3) 8.53, 58. — Oertmann (o. S. 280 
Anm. 1) S. 593. — Graßinger (o. S. 280 Anm. 1) S.37f. Dagegen: 
Stangl (o. S. 237 Anm. 3) 8. 21f., 182. — Kahl (o. S. 281 Anm. 2) 
Ss. 17. 

? Vgl. Kämper (o. 8. 279 Anm. 3) 8. 276. — Kloß (o. S. 286 
Anm. 4) 8. 52 fl. 

8 Verfassungsurkunde $ 56. 

* „in ihrer historischen Stellung als Landeskirche“, Kämper (a.a.0. 
S. 277). 

5 Mandat vom 16. Februar 1807, Paul v. Seyvdewitz, Codex des im 
Königreiche Sachsen geltenden Kirchen- und Schulrechts®, Leipzig 1890, 
S. 99. ' 
®° Mandat vom 18. März 1811, v. Seydewitz, Codex S. 101. 

? Gesetz vom 2. November 1848, GVBl. 1848 S. 204. — Zu 1—4 vgl. 
v.Seydewitz, Codex $S. 153 Anm. 21. 

® Vgl. Kämpera.a. O. S. 278. 


® Gesetz vom 10. Juni 1904, die israelitischen Religionsgemeinden betr., 
GVBl. S. 206 ff. 
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2. die griechisch-katholische!, 

3. die anglıkanische Kirche ?. 

Die aufgenommenen Kirchen (A) und die zugelassenen Re- 
ligionsgesellschaften (B) werden umfassend als anerkannte 
Religionsgemeinschaften bezeichnet. 

Ihnen stehen gegenüber die dissidentischen Reli- 
gionsgemeinschaften, von denen wieder gesetzlich her- 
ausgehoben sind: 

C. Die bestätigten dissidentischen Religionsgesellschaften ®, 
Sie haben im Wege der Bestätigung ihrer Statuten durch das 
Ministerium des Kultus und öffentlichen Unterrichts die staatliche 
Genehmigung und damit das Recht zu privater Uebung eines be- 
sonderen Kultus, auch zur Annahme eigener Prediger und Re- 
ligionslehrer erlangt. 

Hier sind zu nennen 

1. die neu-apostolischen oder katholisch-apostolischen Ge- 
meinden, 
die bischöflichen Methodisten, 

. die amerikanisch-bischöfliche Gemeinde, 

die separierten Lutheraner, 

die Tempelgesellschaft, 

die evangelische Gemeinschaft, 

dıe Baptisten. 

Alle übrigen nicht bestätigten dissidentischen Religionsgemein- 


nonpgm 


ı Reskript vom 7. August 1815, v. Seydewitz, Codex S. 107. 
®2 VO. v. 29. Mai 1839, 12. Maı 1866 u. a., s. v. Seydewitz, Codex 
S. 153f. N. 22. Dagegen dürfte die „amerikanisch-bischöfliche* Gemeinde 
mit Kloß (o. S. 286 Anm. 4) S. 52f. gegen Kämper (o. S. 279 Anm. 3) 
S. 279 und v. Montgelas (o. S. 290 Anm. 4) S. 44 nur zu den be- 
stätigten dissidentischen Religionsgesellschaften zu zählen sein. Vgl. auch 
VO. v. 25. TV. 1907, GVBl. S. 99 ff. 
? Ges. v. 20. Juni 1870 8 21, GVBl. 1870 S. 215 ff. 
*v. Seydewitz, Codex S. 429. — Kämper (o. S. 279 Anm. 3) 
Ss. 281f. — v. Montgelas (o. S. 290 Anm. 4) 8. 4öf. — Vgl. auch die 
oben zitierte Verordnung v. 25. IV. 1907. 
5 Siehe oben Anm. 2. 
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schaften sind nicht Religionsgesellschaften im technischen Sinn, 
sondern lediglich Privatvereine. Ihre Mitglieder werden von der 
Gesetzgebung auf eine Stufe gestellt mit 

D. den Konfessionslosen, den „Dissidenten im engsten Sinne“ !, 

III. Fragen wir nun, wann die sächsische Gesetzgebung von 
ungemischten und gemischten Ehen spricht, so lautet die Antwort 
einfach: Nur bei Angehörigen der aufgenommenen Kirchen?. Und 
zwar werden als gemischte bezeichnet Ehen zwischen 

evangelisch-lutherischen und römisch-katholischen, 

reformierten und römisch-katholischen, 

evangelisch-lutherischen und deutsch-katholischen, 

reformierten und deutsch-katholischen, 

römisch-katholischen und deutsch-katholischen 
Glaubensgenossen ®. 

Ungemischte Ehen sind also die zwischen evangelisch- 
lutherischen und reformierten Glaubensgenossen * und die zwischen 
Angehörigen derselben aufgenommenen Kirche. 

Sobald aber die Ehegatten oder auch nur einer von ihnen 
keiner aufgenommenen Kirche angehört, spricht die Gesetz- 


ıv. Montgelas (o. S. 290 Anm. 4) S. 46. Ebenso die Praxis in 
Bayern, vgl. Sartorius (o. S. 280 Anm. 1) S. 33, 68. A. A. Sehling (o. 
S. 279 Anm. 3), der die Konfessionslosen nicht zu den Dissidenten zählt. 

?2 Gesetz vom 1. November 1836 über die Ehen unter Personen evan- 
gelischen und katholischen Glaubensbekenntnisses und die religiöse Er- 
ziehung der von Eltern solcher verschiedener Konfessionen erzeugten Kinder, 
GVBl. S. 299 ff. 88 6, 12f. Gesetz vom 2. November 1848 über die Reli- 
gionsverhältnisse der deutsch-katholischen Glaubensgenossen $& 11. 

® So auch Schmidt (o. S. 282 Anm. 3) 8.311. — Kloß, (o. S. 286 
Anm. 4) 8.382. — v. Montgelas a. a. O. S. 26, der freilich die letzte Gruppe 
ausläßt. 

* Siehe die Zitate in der vorigen Anmerkung. Die Polemik v. Mont- 
gelas’ gegen diese Stellungnahme der Gesetzgebung vermag ich nicht 
zu billigen. Im Verhältnis zum Katholizismus kann immerhin lutherische 
und reformierte Kirche als eine große Kirscheinungsform des christlichen 
Bekenntnisses angesehen werden, und es wäre durchaus unrätlich, wollte 
der Staat die praktisch zurücktretenden Gegensätze der Bekenntnisse durch 
eine Ausdehnung des Begriffs der gemischten Ehe unterstreichen. Vgl. 
auch Kahl (o. S. 281 Anm. 2) S. 16. 
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gebung weder von gemischten, noch von ungemischten Ehen. 
Selbstverständlich hat sich die folgende Untersuchung auch auf 
diese Ehen zu beziehen. Der Begriff der gemischten und unge- 
mischten Ehe wird aber nur in dem eben dargelegten gesetz- 
lichen Sinne für Angehörige aufgenommener Kirchen verwendet 
werden. 

[Fortsetzung folgt.] 
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Gutachten über die Frage, ob sich das Seiner Durch- 
laucht dem Fürsten zu Ysenburg und Büdingen in 
Büdingen aufGrund des Patronatsrechts an der Pfarr- 
kirche zu Rohrbach zustehende Präsentationsr echt 
nur auf Bewerber hessischer Staatsangehörigkeit 
erstrecke. 


Erstattet von 


Dr. Julius Friedrich, 


früher Landgerichtsrat und a.o. Professor für Kirchenrecht etc. in Giessen, jetzt Professor 
für Oeffentl. Recht an der Verwaltungshochschule in Oöln a. Rh. 


Vorbemerkung. 

Seiner Durchlaucht dem Fürsten zu Ysenburg und Büdingen 
in Büdingen steht das Patronatrecht an der Pfarrkirche zu Rohr- 
bach unbestritten zu. Der Herr Fürst hat in Ausübung dieses 
Patronatrechts nach eingetretener Vakanz dem Gr. Oberkonsisto- 
rium in Darmstadt vier Bewerber namhaft gemacht, unter denen 
sich drei Hessen und ein Nichthesse, der aber die deutsche Staats- 
ansehörigkeit besitzt, befinden. 

Das Gr. Oberkonsistorium hat darauf während laufender 
Präsentationsfrist die Qualifikation der drei hessischen Bewerber 
gewürdist, von der Würdigung des Nichthessischen, aber deut- 
schen Bewerbers jedoch mit der Begründung abgesehen, daß ge- 
eissnete hessische Bewerber vorlıanden seien. 

Der Herr Fürst hat darauf erwidert, daß nach seiner Ansicht 
die Großh. Verordnung vom 31. Dezember 1860, betreffend die 
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Formen der Ausübung des Prüsentationsrechts zu evangelischen 
Pfarrstellen im Großherzogtum, noch in Kraft, und Gr. Oberkon- 
sistorium nach dieser Verordnung verpflichtet sei, über alle von 
dem Patron namhaft gemachten Bewerber Auskunft zu erteilen. 

Das Gr. Oberkonsistorium hat die Gültiskeit dieser Ver- 
ordnung in seinem Antwortschreiben nicht bestritten, jedoch mit 
Recht darauf hingewiesen, daß in ihr lediglich die formale Seite 
des Präsentationsverfahrens gereselt, und die Verordnung als 
Ausführungsverordnung zu Artikel 27 des Edikts vom 18. Juli 
1858, betreffend die Rechtsverhältnisse der Standesherrn anzusehen 
sei. Die materielle Frage, ob der Herr Fürst berechtigt sei, 
einen Ausländer auf eine inländische Pfarrstelle zu prä- 
sentieren, sei aber zu verneinen. Schon $ 40 Abs. 2 der Dekla- 
ration vom 1. August 1807, betreffend die staatsrechtlichen 
Verhältnisse der Standesherrn des Großherzogtums beschränke 
die Standesherrn bei der Präsentation auf die Wahl eines 
Inländers. Diese Bestimmung sei durch kein späteres Ge- 
setz, weder durch $ 50 des Edikts vom 17. Februar 1820, be- 
treffend die standesherrlichen Rechtsverhältnisse im Großherzog- 
tum, noch durch Artikel 37 des Verfassungsedikts vom 17. De- 
zember 1820, noch durch Artikel 25 ff. des Edikts vom 18. Juli 
1858, betreffend die Rechtsverhältnisse der Standesherrn, besei- 
tigt worden. Ihre fortdauernde Gültigkeitsei durch 
die Praxis eines Jahrhunderts bestätigt und von 
den Standesherrn — abgesehen von einem Fall aus der jüngsten 
Zeit — anerkannt worden. Das Gr. Oberkonsistorium sei somit 
zur Würdigung nichthessischer Bewerber nicht verpflichtet, und 
lehne die Auskunfterteilung über solche aus den hervorgehobenen 
Gründen des materiellen Rechts ab. 

In diesen Verhandlungen ist — theoretisch vollkommen be- 
rechtigt — die formelle und die materielle Seite der Frage aus- 
einandergehalten worden. Dem Gr. Oberkonsistorium ist aber 
darin Recht zu geben, daß es wohl dem Wortlaut, nicht aber 
dem Sinn der Verordnung vom 31. Dezember 1860 entspräche, 


302 Abhandlungen. 


wollte man von dieser Behörde eine mit Weitläufigkeiten verbun- 
dene Auskunfteinholung und Auskunfterteilung auch in solchen 
Fällen verlangen, in denen die Präsentation des Bewerbers nach 
dem materiellen Recht von vornherein ausgeschlossen erscheint. 
Die Frage ob dies der Fall ist, fällt also tatsächlich in praxi mit 
der formellen Frage, ob die oberste Kirchenbehörde alle nam- 
haft gemachten Bewerber würdigen muß, zusammen, und mein 
Gutachten hat sich im vorliegenden Falle auf die materiell- 
rechtliche Seite der Frage zu beschränken. 

In solcher Hinsicht halte ich nun aber die seitherige Frage- 
stellung nicht für ganz korrekt. Die Frage ist nicht, ob die 
Deklaration vom 1. August 1807 noch in Geltung sei. Denn 
diese Deklaration ıst ebenso zweifellos aufgehoben wie diejenige 
vom 1. Dezember 1807, welche sich auf die adeligen Gerichts- 
herrn bezieht (Deklaration über die Verhältnisse der ehemaligen 
unmittelbaren Reichsritterschaft). Die Deklaration vom 1. Au- 
gust 1807 ist aufgehoben durch das dieselbe Materie regelnde 
Edikt über die standesherrlichen Rechtsverhältnisse vom 17. Fe- 
bruar 1820, und dieses Edikt ıst samt der Deklaration vom 1. De- 
zember 1807 und einer inzwischen (am 13. Juni 1827) ergangenen 
Verordnung über die staatsrechtlichen Verhältnisse der Freiherren 
von Riedesel ausdrücklich in Artikel 15 des Gesetzes vom 7. August 
1848, betreffend die Verhältnisse der Standesherrn und adeligen 
Gerichtsherrn, welches zum dritten Male ım 19. Jahrhundert die 
ganze Materie geregelt hat, aufgehoben worden. Dieses ganze 
Gesetz ist aber wiederum durch das dieselbe Materie — jedoch 
nur hinsichtlich der Standesherrn — regelnde Gesetz vom 18. Juli 
1858, betreffend die Rechtsverliältnisse der Standesherin des Groß- 
herzogtums außer Kraft gesetzt worden, wobei man zum Ueber- 
fluß das Edikt vom 17. Februar 1820 in Artikel 42 nochmals 
ausdrücklich aufgehoben hat. Wiederholt sei bemerkt, daß das 
Gesetz vom 7. August 1848 hinsichtlich der Freiherrn von Ried- 


ı Oder in denen die hessische Kirchenregierung den — hessischen oder 
nichthessischen — Kandidaten a limine abweisen will, was ihr vollkommen 
freisteht, da niemand ein Recht auf Anstellung hat. 
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esel und der adeligen Gerichtsherrn nicht durch das Gesetz vom 
18. Juli 1858 beseitigt worden ist, wie auch A. Schmidt (Kir- 
chenrechtliche Quellen des Großherzogtums Hessen, Ergänzungs- 
heft, Gießen 1895 S. 4/5 Anm. 3) mit Recht hervorhebt, wobei 
dieser treffliche Kenner des hessischen Kirchenrechts übrigens 
ebenfalls die Deklarationen vom 1. August 1807 und vom 1. De- 
zember 1807, das standesherrliche Edikt vom 17. Februar 1820 
und die Deklaration vom 13. Juli (Juni?) 1827 als „älteres, durch 
spätere Bestimmungen außer Kraft gesetztes Material“ bezeichnet. 
Es ist also bedenklich, wenn auf $ 40 Abs. 2 der Deklaration 
vom 1. August 1807 die Praxis gestützt wird, „weil hiernach von 
den in Hessen Präsentationsberechtigten nur Inländer-Hessen 
vorgeschlagen werden konnten, auch heute noch nur solche zu 
würdigen und zu berücksichtigen“. Was dem Gr. Oberkonsi- 
storium vorschwebt, ist offenbar die staatsgrundgesetz- 
liche (wie man sie genannt hat: z.B. Köhler, Die kirch- 
liche Gesetzgebung des Großherzogtums Hessen, I Darmstadt 1847 
S. 184) Bedeutung des $ 40, der in $77 des Edikts vom 17. Fe- 
bruar 1820 übergegangen ist, und den wiederum Artikel 37 des Ver- 
fassungsedikts ausdrücklich erwähnt hat. Sie soll aber nur be- 
sagen, daß Absatz 1 des $ 40 die Kirchenhoheit des Landes- 
herrn und sein landesherrliches Kirchenregiment auch den Standes- 
herrn gegenüber aufrecht erhalte, ein Anspruch, der zwar hiernach 
verfassungsgesetzlich garantiert, aber auch in der Folge niemals mit 
Erfolg angezweifelt worden und durch die ganze staatskirchen- 
rechtliche Entwicklung ın Hessen längst gegenstandslos geworden 
ist. Wenn Köhler (Gesetzgebung S. 228 ff.) und Fertsch 
(Handbuch des besonderen Kirchenrechts der evangelischen Kirche 
im Großherzogtum Hessen, Friedberg 1853, S. 87 ff.) die Dekla- 
rationen von 1807 noch als gültig behandeln, so ist darauf hin- 
zuweisen, daß jenes Werk ım Jahre 1847, also vor Erlaß des 
Gesetzes vom 7. August 1848, und das Handbuch von Fertsch 
im Jahre 1853, also vor Erlaß des Gesetzes vom 18. Juli 1858 
erchienen ist, — aber auch daß Fertsch noch das Edikt vom 
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17. Februar 1820 (a. a. O. S. 91) erwähnt, obwohl es durch das 
Gesetz vom 7. August 1848 ausdrücklich aufgehoben worden ist. 

Geltendes Recht für die Patronats- und Prä- 
sentationsbefugnisse der Standesherrn sind 
gegenwärtig lediglich die Bestimmungen der 
SS 25 fi. des Gesetzes vom 18. Juli 1858, und es fraot 
sich nur, ob eine Vorschrift vorhanden und noch in Geltung ist, 
welche diese Bestimmungen modifizieren könnte. Eine solche 
Vorschrift ist nun in der Tat vorhanden und betrifft gerade die 
hier in Rede stellende Frage. Sie ist in den seitherigen Ver- 
handlungen gar nicht erwähnt worden. Das ist um so auflfal- 
lender, als auf ihr die mehrfach hervorgehobenen Sätze in & 40 
Abs. 2 der Deklaration vom 1. August 1807, welche inhaltlich 
übereinstimmen mit $ 36 Abs. 3 der Deklaration vom 1. De- 
zember 1807, beruhen. Darauf weist schon der Wortlaut des 
8 40 Abs. 2 zit. hin, wenn es hier heißt: In Ausübung dieses 
Rechts sind sie an die gesetzlichen Normen gebunden. 
Sie können daher nur solche Subjekte präsentieren, welche In- 
länder.... sind (Archiv der Gr. Hess. Verordnungen I, Darmstadt 
1834, S. 109, 172). Diese gesetzlichen Normen sind, seitdem es 
eine hessische evangelische Landeskirche gibt, für alle Pfarr- 
stellen dieselben gewesen, mögen sie nun dem Patronatrecht oder 
der freien landesherrlichen Kollatur unterliegen. Deswegen ent- 
halten die Deklarationen vom 1. August und 1. Dezember 1807 
nur Anwendungsfälle dieser gesetzlichen Normen, welche 
die Voraussetzungen für die Erlangung einer jeden Pfarrstelle in 
Hessen festsetzen. Diese Normen sind zum letzten Male festge- 
setzt worden in der Jandesherrlichen Verordnung 
vom 18. Aprıl 1807 und besagen, daß nur Inländer zu 
Pfarr- und Schulstellen präsentiert werden dürfen. Die Unter- 
suchung hat sich daher auf die formelle und materielle Gültig- 
keit dieser Bestimmung zu beschränken und die Deklaration vom 
1. August 1807 nur als Ausführungs- und Anwendungsverord- 
nungen zu jener Verordnung (die auch Edikt genannt wird) zu 
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berücksichtigen. Unter allen Umständen muß ein für beide Ver- 
ordnungen und für alle Pfarrstellenbesetzungen in Hessen ein- 
heitlicher Zustand erzielt werden. Wenn die Verordnung vom 
18. April 1807 noch gültig ist, durften im 19. Jahrliundert und 
dürfen noch heute Pfarr- und Schulstellen mit Nichthessen nicht 
besetzt werden. Jede entgegenstehende Praxis wäre ungesetzlich. 
Uns interessieren hier nur die Pfarrstellen. 

Die Fragen, welche ich mir vorzulegen habe, lauten also: 

1. „Ist die landesherrliche Verordnung vom 18. April 1807 
formell noch gültig oder ist sie aufgehoben ? 

2. Wenn die landesherrliche Verordnung vom 18. April 1807 
formell noch gültig ıst, muß sie dann trotzdem materiell als auf- 
gehoben angesehen werden, insoweit sie 

a) dem geltenden deutschen Reichsrecht widerspricht oder 

b) dem geltenden hessischen Staatsrecht oder Kirchenrecht 
widerspricht ? 

3. Wenn die landesherrliche Verordnung vom 18. April 
1807 sowohl formell noch gültig ist, als weder dem geltenden 
Reichsrecht noch dem geltenden hessischen Staatsrecht oder Kir- 
chenrecht widerspricht, wie ist der darin enthaltene Rechtsbegriff, 
‚Inländer‘ zu interpretieren ?*“ 


Gutachten. 
Einleitung. 


Das Patronatrecht ist von der evangelischen Kirche im Re- 
formationsjahrhundert aus dem katholischen Kirchenrecht herüber- 
genommen worden. Es unterliegt daher dem kanonischen 
Recht, insoweit es nicht gesetzlich oder gewohnheitsrechtlich 
dureh Landesrecht normiert ist, und dadurch die Bestimmungen 
des kanonischen Rechts ausdrücklich abgeändert worden sind. 

Im Großherzogtum Hessen ist das Patronatrecht von 
jeher — namentlich auch in mehrfachen Prozessen des Gr. Ober- 
konsistoriums gegen den Grafen zu Alt-Leiningen Westerburg 
resp. der Gemeinden Södel und Rendel gegen den Grafen — nach 
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kanonischem Recht beurteilt worden. Das Reichsgericht hat diese 
Auffassung der hessischen Gerichte als richtig bestätigt. 

Das Patronatrecht umfaßt nach kanonischem Recht 
außer der hier nicht ın Betracht kommenden Mitwirkung des 
Patrons bei der Verwaltung der von ihm oder seinen Vorfahren 
gestifteten Pfründe (der sogenannten cura beneficii), einigen Elıren- 
rechten und dem Anspruch, im Falle der Verarmung unterstützt 
zu werden, vor allem das Präsentationsrecht. Dies besagt, 
daß der Bischof (oder der Inbaber des landesherrlichen Kirchen- 
regiments) die vom Patron vorgeschlagene Person bestätigen muß, 
wofern diese geeisnet (persona idonea) ist, worüber der Bischof 
(oder Summusepiskopus) entscheidet. Ist die Präsentation nicht 
innerhalb einer Frist von 4 Monaten erfolgt, oder eine nicht ge- 
eignete Person oder ein Kandidat unter Verübung von Simonie, 
nämlich gegen Entgelt des Präsentierten, vorgeschlawen worden, 
so ist der Bischof (Summusepiskopus) der allein Vorschlags- und 
Ernennungsberechtigte. 

Das hessische Landesgesetzesrecht hat das kano- 
nische Recht der Präsentation materiell überhaupt nicht, sondern 
hat nur die Formen der Ausübung des Präsentations- 
rechts, und auch diese nur in nebensächlichen Punkten, abge- 
ändert. Die Großh. Verordnung vom 31. Dezember 1860 betr. 
die Formen der Ausübung des Präsentationsrechts zu evangelischen 
Pfarrstellen im Großherzogtum (Regierungsblatt 1861 Nr. 3), 
welche die Verordnung vom 5. Oktober 1808 über die Präsen- 
tationsfrist für die adelixen Gerichtsherrn und vom 19. November 
1808 über die Form der Präsentationen aufgehoben hat, setzt die 
Präsentationsfrist auf dre: Monate fest, eine Frist, die mit dem 
Tag des Ablaufs der bestehenden Konkurrenzfrist von 4 Wochen 
besinnt. Artikel 2 jener Verordnung bestimmt außerdem, daß 
innerhalb der ersten 4 Wochen der festgesetzten Präsentationsfrist 
die um die betreffende evangelische Pfarrstelle aufgetretenen Be- 
werber dem Oberkonsistorium von den Präsentationsberechtigten 
namhaft zu machen sind, worauf den letzteren von der genannten 
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Behörde über die einzelnen Bewerber, sobald als tunlich, jeden- 
falls so zeitig Auskunft zu erteilen sei, daß die Präsentation noch 
vor Ablauf der Präsentationsfrist erfolgen könne. — Diese Be- 
stimmungen enthalten die einzixen landesgesetzlichen 
Aenderungen des Patronatrechts im Großherzogtum Hessen. 
Das Hessische Gewohnheitsrecht hat nach der An- 
gabe von Köhler (Kirchenrecht der evangelischen Kirche des 
Großherzogtums Hessen S. 179) das Patronatrecht insoweit beein- 
flußt, als das Kirchenregiment bei Prüfung und Entscheidung 
darüber, ob der Präsentierte zur Uebernahme des Amts geeignet 
(persona idonea) sei. nicht nur die wissenschaftliche Vorbildung 
und Anstellungsfähigkeit im allgemeinen, sondern auch die Frage 
ıns Auge fasse, ob er die für die betreffende Pfarrstelle 
notwendigen Eigenschaften besitze. Daß sich ein solches Gewohn- 
heitsrecht in Hessen bilden konnte, hängt wohl damit zusammen, 
daß die Eisenacher Kirchenkonferenz im Jahre 1861 den Beschluß 
gefaßt hatte: Die Kirchenbehörden sind berechtigt und verpflichtet. 
die Bestätigung der Präsentation zu versagen. wenn der zwar im 
allgemeinen zum geistlichen Dienst befähigte Präsentierte der 
besonderen, entschieden hervortretenden Aufgabe einer geistlichen 
Stelle unbedingt als nicht gewachsen erklärt werden muß. — Es 
versteht sich von selbst, daß hier besondere Verhältnisse und 
Ausnahmefälle gemeint waren, wie sie übrigens auch bei An- 
stellungen von Geistlichen mittels freier Kollatur der Landesherrn 
ebenso vorkommen können. Die gewohnheitsreehtliche Bildung 
enthält also eigentlich etwas Selbstverständliches, aus den vor- 
handenen Vorschriften ohne weiteres zu Entnehmendes, und spielt 
im staatlichen Beamtenleben dieselbe Rolle, wie im kirchlichen. 
Man kann sie daher kaum als eine Besonderheit des Patronat- 
rechts ansprechen. — Weitere Modifikationen des Präsentations- 
rechts existieren auch im bessischen Gewohnheitsrecht nicht. 
Nach allem sind — und damit glauben wir diese in der 
Vorbemerkung bereits aufgestellte Behauptung bewiesen zu 
haben — die Voraussetzungen in der Person des 
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zu Präsentierenden dieselben, wie diejenigen 
bei Verleihung eines Kirehenamts durch freie 
landesherrliche Uebertragung (libera collatio). 

Zu den Bedingungen der Verleihung eines Kirchenamts gehört 
aber nach hessischem Staatskirchenrecht (Gesetz betreffend die 
Vorbildung und Anstellung der Geistlichen vom 5. Juli 1887 Art. 1 
— ebenso Art. 1 des Gesetzes gleicher Rubrik vom 23. April 
1875) die hessische Staatsangehörigkeit nicht, wohl aber die 
deutsche Staatsangehörigkeit. Darüber ist sich die gesamte 
Kirchenrechtsliteratur ausnahmslos einig. Vergleiche z. B. Säg- 
müller, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts, 2. Aufl. Frei- 
burg ı. B. 1909 S. 287; Friedberg, Lehrbuch des katholischen 
und evangelischen Kirchenrechts, 6. Aufl., Leipzig 1909 S. 358; 
Köhler, Kirchenrecht der evangelischen Kirche des Großherzog- 
tums ‚Hessen, Darmstadt 1884, S. 186, 187. 

Die Bedingungen der Verleihung eines Kirchenamts sind auch 
in der Person des vom Landesherrn frei und des von ihm auf 
Präsentation zu Ernennenden gesetzlich in Hessen stets voll- 
kommen gleich behandelt worden. So in $ 123 und $ 124 des 
Edikts vom 6. Januar 1874, betreffend die Verfassung der evange- 
lischen Kirche im Großherzogtum, wo es heißt, und zwar in $ 123: 
Die Besetzung der erledigten Pfarrstellen erfolgt, abgesehen von 
den Patronatstellen ... ., undin$ 124: „In gleicher Weise 
verlässigt sich, so lange nicht durch Vereinbarung mit den Pa- 
tronen oder auf dem Wege der Landesgesetzgebung eine Auf- 
hebung des Patronates erfolgt ist, das Kirchenregiment, ob ein 
von einem Patron Präsentierter für die Stelle geeignet sei.“ Die 
Gleichstellung der vom Landesherrn frei zu ernennenden und der 
zuvor zu präsentierenden Geistlichen geht sogar so weit, daß das 
Kirchengesetz vom 17. November 1888 betreffend die Besetzung 
der Pfarrstellen, welches die Mitwirkung der Gemeinden bei Be- 
setzung der evangelischen Pfarrstellen umschreibt, und jene $$ 123 
und 124 der Kirchenverfassung in $ 8 aufgehoben hat, den 
Kirchenvorstand in allen Fällen „über das Vorhanden- 
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seın besonderer, bei der Besetzung zu berücksichtigender Bedürf- 
nisse und Verhältnisse, sowie mit seinen etwaigen, die Personen- 
fragge betreffenden Anträgen“ hören läßt ($ 4 Abs. 2), wozu die 
Motive zum Gesetzentwurf ausdrücklich bemerkt haben: „Es ıst 
dabei nicht ausgeschlossen, daß der Kirchenvorstand auch Wünsche 
hinsichtlich derPerson des zuPräsentierenden 
ausspricht, da es den Präsentationsberechtigten nur angenehm 
sein kann, offizielle Nachricht über die Stimmung der Gemeinde 
zu erhalten“. Diese Auffassung ist auch durchaus zu billigen; 
denn der Geistliche ist, namentlich in der Seelsorge, in erster 
Linie für die Gemeinde da und nicht für den Patron und dessen 
Familie. vorausgesetzt, daß dieser überhaupt in der betreffenden 
Gemeinde wohnt. Der Gesetzgeber wollte also den Präsentierten 
in keiner Hinsicht ungünstiger stellen als den auf Vorschlag des 
Kirchenvorstandes direkt Ernannten. Das Gegenteil wäre auch 
eine große Unbilligkeit in Angelegenheiten, die Lebensfragen für 
den Betroffenen enthalten, und die der Gesetzgeber selbst für so 
wichtig hält, daß er in $ 4 Abs. 4 des Gesetzes vom 17. November 
1888 für gewisse Fälle bei Entscheidung der Personenfrage die 
Mitwirkung des durch den Landessynodalausschuß erweiterten 
Oberkonsistoriums vorschreibt. 

Kann man hiernach schon mit einiger Sicherheit sagen, daß, 
wenn nach geltendem hessischen Staats- und Kirchenrecht die 
hessische Staatsangehörigkeit nicht Voraussetzung für die Er- 
langung eines Kirchenamts in der Person des vom Landesherrn 
frei zu konferierenden Kandidaten ist, auch in der Person des 
von einem Patron zu Präsentierenden eine solche Beschränkung 
nicht vorgenommen werden darf, so ist jedenfalls, insofern sich 
in einem hessischen Gesetz eine gegenteilige Bestimmung finden 
sollte, diese Vorschrift mit größter Vorsicht zu interpretieren, — 
umso vorsichtiger, je weiter der Erlaß der Vorschrift zurückliegt. 

Eine solche Vorschrift existiert nun, wie in der Vorbemerkung 
bereits hervorgehoben wurde, allerdings in dem Edikt vom 18. April 
1807. Ist es noch gültig? 
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1. Frage: 

Ist die landesherrliche Verordnung vom 18. April 1807 formell 
noch gültig oder ist sie aufgehoben ? — 

Die Verordnung vom 18. (nicht vom 14., wie sie auch zitiert 
wird April 1807 ist eme staatliche. Sie kann daher, so 
lange und so weit die Materie, welche sie behandelt, eine staat- 
lieh-rechtliche ist, nur durch staatlich-rechtliche Gesetze 
Verordnungen oder Gewohnheitsrechte aufzehoben werden. Von 
dem Augenblick an, wo die Materie kirchlich-rechtlich geregelt 
ist, bestelit die Möglichkeit dieser dreifachen Art der Aufhebung 
auch kirchlich-rechtlich. 

Den Wortlaut der Verordnung vom 18. April 1807 festzu- 
stellen, ist mir erst nach längerem Suchen gelungen. Denn sie 
ist in keiner der offiziellen und inoffiziellen Sammlungen und Ar- 
chive hessischer Verordnungen aus dem 19. oder 20. Jahrhun- 
dert enthalten. Die Universitätsbibliothek ın Gießen besitzt in 
ihrer Sammlung einzelner hessischer Verordnungen (X 20022 
Nr. 285 folio) ein gedrucktes Folioexemplar, offenbar eine offi- 
zielle Ausfertigung, mit aufgedrucktem Siegel. Darnach lautete 
die Verordnung wörtlich: 

„Nachdem Wir Uns gnädigst bewogen gefunden haben zu 
verordnen, daß in sämtlichen Unseren neuen Landen, so wie es 
bereits in Unseren althessischen Staaten herkömmlich und ord- 
nungsmäßig war, Ausländer vom Pfarr- und Schuldienste aus- 
geschlossen seyn sollen: so befehlen Wir andurch gnädigst, daß 
in Zukunft an allen in Erledigung kommenden Pfarr- und 
Schul-Stellen Unserer neuen Lande, zur größeren Gleichstellung 
mit Unserer alten Lande keine anderen als Inländer ernannt, 
präsentiert oder auf irgend eine Art befördert werden sollen. * 

Die Verordnung bezieht sich also 

1. auf staatliche Schulstellen, 

2. auf geistliche Aemter., 

und ferner ist kein Unterschied gemacht zwischen 
1. frei übertragenen und 
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2. nach vorgängiger Präsentation übertragenen Stellen. 

Es versteht sich dies schon deshalb von selbst, weil damals 
die Organisationsedikte vom 12. Oktober 1803 (Köhler, Handb. 
1. 8. 5 ff.) noch in Kraft waren, die unter der Staatsverwaltung 
auch die Kirchen- und Schulverwaltung begriffen, auch zwischen 
der sogenannten Kirchenhoheit und dm Kirchenregi- 
ment des Landesherrn keinen Unterschied machten. Die Kirchen- 
und Schulräte für Starkenburg, Oberhessen und Westfalen waren 
reine Staatsbehörden. auf „territorialistischer* Grundlage auf- 
gebaut. 

Mitten in den zeitlichen Geltungsbereich dieser Organisations- 
edikte aber fallen alle die erwähnten Verordnungen und Edikte 
aus den Jahren 1807 und 1808, die deshalb alle als rein staat- 
lich-rechtliche Erlasse anzusehen sind und sich gleicherweise auf 
staatliche und kirchliche Stellenbesetzung beziehen, wenn nicht 
ausdrücklich zwisehen beiden unterschieden wird. Das ist aber 
in unserer Verordnung vom 18. April 1807 nicht geschehen. Eben- 
sowenig werden darin, wie gesagt, frei übertragene Stellen von 
Präsentationsstellen getrennt. Die Voraussetzung, daß der Amts- 
kandidat ein Inländer (Hesse) sein müsse, galt also für alle Schul- 
und Pfarrstellen, welch letztere aber auch als staatliche ange- 
sehen wurden, soweit sie der Landesherr besetzte, sei es frei, sei 
es auf Präsentation. 

Die von dem Gr. Oberkonsistorium erwähnte 100jährige Pra- 
xis, die sich hiernach auf Grund der Verordnung vom 18. April 
1807 bei der Besetzungvon Patronatpfarrstellen entwickelt hätte, wäre 
also als eine zunächst und insolange staatlich-rechtliche 
anzusehen, bis die Anstellung der Geistlichen in Hessen eine 
kir chlich-rechtliche Angelegenheit geworden ist. Dies 
ist aber in Hessen erst mit dem Inkrafttreten der Kirchenverfas- 
ung von 1874 der Fall gewesen. Denn auch das Edikt Lud- 
Wiss II. vom 6. Juni 1832, betreffend die Organisation der Be- 
hörden für die evangelischen Kirchenangelegenheiten, welches sich 
selbst als eine auf Grund des Artikel 73 der Verfassungsurkunde, 
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also als rein staatliche Großherzogliche Verordnung, erlassene 
staatlich-rechtliche Ordnung bezeichnet, hat zwar das Ober- 
konsistorium an Stelle der drei seitherigen drei Provinzialbe- 
hörden geschaffen, ihm aber sowohl die „Ausübung evangelisch- 
kirchlicher Gewalt“ wie die „Handhabung und Wahrung der lan- 
desherrlichen Rechte und Interessen in bezug auf die evangelische 
Kirche“ übertragen und es unmittelbar der Leitung und Aufsicht 
des Gr. Ministeriums des Innern und der Justiz unterstellt. Die 
oberste „Kirchenbehörde“ ıst also tatsächlich staatliche Mittel- 
behörde, also Staatsbehörde, und ihre Funktionen sind staat- 
lich-rechtliche geblieben. 

Es ist nun auffallend, daß die von Gr. Oberkonsistorium mit- 
geteilte — bis 1875 als staatlich-rechtliche anzusehende — hun- 
dertjährige Praxis sich bei Aufrechterhaltung der Verordnung 
vom 18. April 1807 einseitig auf die präsentierten Kir- 
chenamtsstellen beschränkt hat. Denn das bedarf wohl keines 
Nachweises, daß im Laufe des 19. Jahrhunderts zahlreiche staat- 
liche Schulamtsstellen, und daß weiter zahlreiche nicht 
präsentierte Kirchen stellen mit Nichthessen besetzt wor- 
den sind. 

Die Praxis des Oberkonsistoriums ist umso auffallender, als 
nach dem gleichzeitig mit dem Organisationsedikt vom 6. Juni 
1832 erlassenen Schuledikt zwar formell die Trennung zwischen 
Schul- und Kirchenverwaltung durchgeführt worden ist, aber die 
Geistlichen Mitglieder und Vorsitzende der Schulvorstände geblie- 
ben sind, und die Bezirksschulkommissionen aus Kreisräten und 
Geistlichen gebildet wurden, man also eine gleichmäßige Hand- 
habung der Gesetze hinsichtlich der Kirchen- und staatlichen 
Schulstellen erwarten sollte. 

Die Praxis des Gr. Oberkonsistoriums ist aber auch aus dem 
Grunde auffallend, als das langjährige Mitglied dieser Behörde, 
der verstorbene Oberkonsistorialrat und Superintendent Dr. phil. 
D. theol. Karl Köhler, zugleich ein ausgezeichneter Kenner 
des hessischen Kirchenrechts, bereits im Jahre 1884, als er sein 
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„Kirchenrecht der evangelischen Kirche des Großherzogtums Hes- 
sen* veröffentlichte, von jener Praxis nichts mehr 
weiß, sondern auf 8. 179 erklärt: „Das Präsentations- 
recht ist bezüglich der Eigenschaften der zu 
Präsentierenden.... an die landeskirchliche 
Gesetzgebung gebunden“ und auf Seite 187: „Dage- 
gen ist die Beschränkung auf eine bestimmte 
Staatsangehörigkeit dem kanonischen Rechte 
unbekannt. Die Motive (der Dienstpragmatik) sagen darüber: 
Die formell noch in Geltung stehende Bestim- 
mung (Edikt vom 18. April 1807), wonach im Groß- 
herzogtum nur Inländer argestellt, präsentiert oder befördert 
werden sollen, ist durch die Verfassung des Deutschen Reichs, 
welche (Art. 3) vorschreibt, daß jeder Deutsche in jedem Bundes- 
staat als Inländer zu behandeln ist, unhaltbar geworden...“ 
eine Anschauung, der sich Köhler offenbar anschließen wollte. 
Jedenfalls hätte er eine entgegenstehende Praxis des Oberkonsisto- 
rıums an dieser Stelle erwähnen müssen und zweifellos erwähnt, 
wenn sie ihm bekannt gewesen wäre. 

Aber das Gewohnheitsrecht, die gewohnheitsrechtliche Praxis, 
von der Gr. Oberkonsistorıum berichtet hat, besteht trotzdem, 
jedenfalls ist darnach die Verordnung vom 18. April 1807 nicht 
gewohnheitsrechtlich als aufgehoben anzusehen. Wir brauchen 
angesichts dieser Rechtslage nicht zu prüfen, ob etwa ein hessi- 
sches Gesetz oder eine hessische Verordnung jenes Edikt vom 
18. April 1807 hat beseitigen wollen — etwa durch die allge- 
meine Bestimmung, die sich in vielen hessischen Gesetzen (z. B. 
in demjenigen von 1848, welches oben zitiert ist) befindet, daß 
alle früheren entgegenstehenden Vorschriften als aufgehoben zu 
gelten haben, — da ja die Praxis des Oberkonsistoriums jene 
Verordnung für präsentierte Kirchenstellen ausdrücklich auf- 
rechterhalten hat. 

Die Verordnung vom 18. April 1807 ist damach als for- 
mell noch gültig anzusehen. Es ist aber weiter zu prüfen. ob 
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sie auch materiell als noch anwendbar bezeichnet werden kann. 
2. Frage: 

Wenn die landesherrliche Verordnung vom 18. April 1807 
formell noch gültig ist, muß sie dann trotzdem materiell als auf- 
gehoben angesehen werden, insoweit sie 

a) dem geltenden Deutschen Reichsrecht widerspricht, 

b) dem geltenden Hessischen Staatsrecht oder Kirchenrecht 
widerspricht ? 

Die Verordnung vom 18. April 1807 scheint in Hessen ziem- 
lich allgemein nicht mehr als gültig angesehen zu werden. Und 
zwar schon seit geraumer Zeit. Ich habe sie in keiner der Hes- 
sischen Gesetzes- und Verordnungssamnilungen aus dem 19. und 
20. Jahrhundert finden können. Die kirchenrechtlichen Quellen 
von A. Schmidt erwähnen sie nicht. Auch die neueste Hes- 
sische Gesetzessammlung von Reh, Heyer und Gros hat sie 
nicht aufgenommen. 

a) Seit Gründung des Deutschen Reichs haben wir in Deutsch- 
land ein gemeinsames Deutsches Indigenat (vergleiche Laband, 
Staatsrecht des Deutschen Reichs, 4. Aufl. 1901 S. 167 ff.). Das 
besagt, daß alle Angehörigen jedes Bundesstaats in jeden anderen 
als Inländer zu behandeln sınd, daß kein Deutscher in recht- 
licher Beziehung ungünstigeren kezeln unterworfen werden darf, 
als die Angehörigen des eignen Staats, daß alle Rechtsregeln. wo- 
nach Fremde ungünstiger zu behandeln sind als eigne Staatsan- 
gehörige, ın Ansehung der Bundesstaaten als aufgehoben zu be- 
trachten sind (TJ,aband a. a. O. S 168, 169). 

Hiernach wäre die Hessische Verordnung vom 18. April 1807 
materiell als reichsrechtlich, als von Reichs wegen 
aufgehoben anzusehen. 

Die Praxis des Hessischen Oberkonsistori- 
ums, welche eine hiernach materiell aufrehobene Hessische Ver- 
ordnung, in der eine ausdrückliche Beschränkung auf einen bun- 
desstaatlichen Inländerbevriff, stattrefunden hat, ausdrücklich auf- 
recht erhält, verstieße also seit Gründung des Deutschen 
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Reichs gegen Artikel3 der Reichsverfassung. 

Gegen diese letzte Deduktion könnte man nun ein Doppeltes 
vorbringen. Einmal, daß eine ganze Reihe von Deutschen Bun- 
desstaaten (Bayern, Baden, Württemberg, Oldenburg, Weimar) an 
dem Erfordernis der Landesstaatsangehörigkeit als einer Bedingung 
der Verleihung eines Kirchenamts festhalten. Diese Gesetze ver- 
stießen demnach alle gegen Artikel 3 der Reichsverfassung und 
wären insofern nichtig. Man müßte losisch konsequent in 
der Tat zu einem solchen Ergebnis kommen. Die wanze obige 
Deduktion leidet aber an dem Mangel einer wesentlichen Voraus- 
setzung. Und das ist die zweite Einwendung, die dagegen vor- 
gebracht werden muß. Nur die rechtlich-ungleiche Behand- 
lung von Hessen und Nichthessen in einem Hessischen Gesetz 
würde dieses wegen Verstoßes gegen Artikel 3 der Reichsver- 
fassung nichtig erscheinen lassen. Bei der Uebertragung eines 
Kirchen amts handelt es sich aber gerade so wenig um einen 
Rechtsanspruch des Kandidaten auf das Amt, wie bei Ver- 
leihung eines Staatsamts. Jene steht im Belieben des Kirchen- 
resiments, diese im Belieben der Staatsregierung, auch wenn der 
Kandidat alle gesetzlichen und sonstigen Voraussetzungen erfüllt 
hat. Es kann daher wohl jeder Bundesstaat den Besitz der Lan- 
desstaatsangehörigkeit zur Bedingung der Verleihung eines Kirchen- 
amts stellen. — Hessen hat dies aber nicht getan. 

Nach allem ist es zweifelhaft, ob die Handhabung der 
Verordnung vom 18. April 1807 durch Gr. Oberkonsistorium dem 
Artikel 3 der Deutschen Reichsverfassung widerspricht oder nicht. 
Es bleibt nach dieser Praxis freilich das Bedenken, daß der prä- 
sentierte Nichthesse tatsächlich ungünstiger gestellt ist, als der 
frei konferierte Hesse und Nichthesse und als der präsentierte 
Hesse. 

b) Die Hessische Gesetzgebung steht in ihren 
Staatsgesetzen staatlich-rechtlich und in ihren Kirchengesetzen 
kirchlich-rechtlich durchaus auf dem Boden des Artikel 3 der 
Reichsverfassung. Sie hat weder in der Hessischen Kirchenver- 
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fassung noch in den Gesetzen über Vorbildung und Anstellung 
der Geistlichen noch in der Dienstpragmatik für die Hessischen 
evangelischen Geistlichen vom 11. Juli 1879 (4. November 1903) das 
allgemeine Erfordernis der Hessischen Staatsangehörigkeit für die 
Verleihung der Kirchenämter aufgestellt. 

Die Motive zu dem Entwurf des Gesetzes betreffend die Vor- 
bildung und Anstellung der Geistlichen vom 23. April 1875 (ver- 
gleiche Verhandlungen der II. Kammer der Hessischen Stände. 
Beilagen Band V, Darmstadt 1874, 8. 7 ff.) sagen: „Der Besitz der 
Eigenschaft als Deutscher ist Bedingung der Verleihung eines 
Kirchenamts (8. 7). Bezüglich des Erfordernisses des Indigenats 
ist durch die Bestimmung des Entwurfs nicht ausgeschlossen, daß 
die Eigenschaft als Deutscher erst zum Zweck der Erlangung 
eines Kirchenamts erworben werden kann.“ 

Was aber die materiellen Erfordernisse der Uebertragung 
eines Kirchenamts auf einen von dem Patronatberech- 
tigten Präsentierten anlangt, so sind sie in Hessen stets 
dieselben gewesen wie im Falle der freien Kollation. Daß die 
Deklarationen von 1807, die sich nur als Anwendungsfälle der 
Verordnung vom 18. April 1807 in dem hier streitigen Punkte 
darstellen, längst als aufgehoben zu gelten haben, ist oben dar- 
getan worden. Damit war diese Verordnung selbst, soweit sie 
auf präsentierte Stellen zu beziehen war, eigentlich selbst schon 
als aufgehoben anzusehen. Sie ist aber zweifelsohne in dem 
Augenblick obsolet geworden, in welchem sich die gesamte Hes- 
sische Gesetzgebung auf den Standpunkt des Artikel 3 der Reichs- 
verfassung gestellt und — das ist sehr wichtig — sowohl in der 
Kirchenverfassung ($3 123, 124) wie in dem diese Bestimmungen 
aufhebenden Gesetz, betreffend die Besetzung der Pfarrstellen mit 
präsentierten Kandidaten befaßt hat. Daß auch die Ge- 
setze, betreffend die Vorbildung und Anstellung der Geistlichen 
vom 23. April 1875/5. Juli 1887 die präsentierten Kandi- 
daten mitumfassen wollten und mitumfaßt haben, versteht sich 
von selbst. 
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Die Gründe, welche die Hessische Kirchenregierung bestimmt 
haben, die allgemeine Bestimmung der Verordnung vom 18. April 
1807 — nicht formell, aber materiell und unzweideutig aufzuhe- 
ben, vermag ich nicht ın klarere Worte zu kleiden, als sie Gr. 
OÖberkonsistorium selbst seinem Entwurf einer Dienst- 
pragmatik beigegeben hat (vergleiche Verhandlungen der 1. ordent- 
lichen Landessynode 1875—1879 Bd. II. Darmstadt 1879, Bei- 
lage Nr. 97). Dabei ist zu bedenken, daß dieses Kirchengesetz 
auf Grund des $ 120 der Kirchenverfassung er- 
lassen worden ist. Es heißt hier (S. 2): „S 1 redet von den all- 
gemeinen Erfordernissen zur Erlangung eines geistlichen Amtes. 
Von der bisherigen Ordnung weicht der $ darin 
ab, daß er unter den angegebenen Bedingungen jeden Deut- 
schen evangelischen Theologen für anstellungsfähig in 
der Landeskirche erkennt. Die formellnochinGeltung 
stehende Bestimmung (Edikt vom 18. April1807), 
wonach im Großherzogtum nur Inländer angestellt, präsen- 
tiert oder befördert werden sollen, ist durch die Verfas- 
sung des Deutschen Reichs, welche (Artikel 3) vor- 
schreibt, daß jeder Deutsche in jedem Bundesstaat als Inländer 
zu behandeln ist, unhaltbar geworden und steht nicht im 
Einklange mit dem sich überall geltend machen- 
den Zuge, eine innere Einheit des Deutschen 
Protestantismus auch durch eine engere Ver- 
bindung dereinzelnen Landeskirchen zum Aus- 
druck kommen zu lassen.“ 

Daß sich gegen den mit solcher Deutlichkeit ausgesprochenen 
» Willen des Gesetzgebers“, wie er sich in Gesetzesmotiven, in 
Kirchengesetzen, die teilweise auf der Kirchenverfassung beruhen 
oder diese in Einzelheiten ersetzen, in Staatsgesetzen und in der 

Kirchenverfassung selbst, die nach Artikel 39 der Hessischen 
Staatsverfassung den Schutz der politischen genießt, ein kirchlich- 
rechtliches Gewohnheitsrecht, eine alle diese Gesetze mit Rechts- 
wirkung in dem beregten Punkt aufhebende, oder ein obsolet ge- 
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wordenes Gesetz aufrechterhaltende Praxis rechtsgültig nicht bil- 
den kann, versteht sich von selbst. 

Die Verordnung vom 18. April 1807 ist also durch die Hes- 
sische staatlich-rechtliche und kirchlich-rechtliche Gesetzgebung 
materiellausdrücklich, und keineswegs nur stillschwei- 
gend, aufgehoben worden. 

Nur für den Fall, daß man alle unsere Argumente unter b) 
zur zweiten Frage nicht gelten lassen wollte, nehme ich zur drit- 
ten Frage Stellung. 


3. Frage: 
Wenn die landesherrliche Verordnung vom 18. April 1807 
sowohl formell noch gültig ist, als — weder dem geltenden 


Reichsrecht noch dem geltenden Hessischen Staatsrecht oder Kir- 
chenrecht widerspricht, wie ist der darin enthaltene Rechtsbegriff 
„Inländer* zu interpretieren ? 

Ein ltechtsbegriff kann dogmatisch d. i. aus dem Inbegriff 
des zurzeit der Interpretation geltenden Rechts oder historisch d. i. 
aus dem Inbegriff des zurzeit seiner Entstehung geltenden Rechts 
interpretiert werden. Welches die richtige Interpretation ist, muß 
von Fall zu Fall entschieden werden. 

So hat der Begriff „Inländer“ im Deutschen Kolonialrecht 
einen anderen Begriffsinhalt in der Gegenwart als in der Zeit, zu 
der wir noch keine Kolonien hatten. Würde man in noch gel- 
tenden Deutschen Reichsgesetzen den Begriff „Inländer* für ko- 
loniale Rechtszwecke stets nur rein historisch deuten, so würde 
man zu ganz falschen Resultaten kommen. 

Wie in unserem Falle der Begriff gedeutet werden muß, hatte 
der Gesetzgeber in der auf der Verordnung vom 18. April 1807 
basierenden Deklaration vom 1. August 1807 zum unmißverständ- 
lichen Ausdruck gebracht. Es heißt hier (vergleiche Archiv der 
Gr. Hessischen Verordnungen Band I. Darmstadt 1834 S. 109): 
„In Ausübung dieses Rechts (des Präsentationsrechts) sind sie 
(die Standesherrn) an die gesetzlichen Normen gebun- 
den. Sie können daher nur solche Subjekte präsentieren, welche 
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Inländer sind.“ „Die„gesetzlichen Normen“ sind die je- 
weils gültigen. Heute ist in der gesamten Hessischen Ge- 
setzgebung das Deutsche Indigenat akzeptiert, und die Standes- 
herrn können daher heute Inländer im Sinne des Artikels 3 der 
Reichsverfassung, welche in den Hessischen Staats- und Kirchen- 
gesetzen als Deutsche bezeichnet werden, zu Hessischen Kirchen- 
ämtern präsentieren. Anders wäre nur dann zu entscheiden, wenn 
ein Hessisches Gesetz nach Gründung des Deutschen Reichs die 
präsentierten Pfarramtskandidaten ausdrücklich von den „Deut- 
schen“ der Hessischen Gesetze ausgenommen und bei ilınen die 
Hessische Staatsangehörigkeit als Bedingung der Verleihung eines 
Kirchenamts normiert hätte. Die entgegenstehende Praxis der 
höchsten Kirchenbehörde vermag die Interpretationsmittel Deut- 
sche Reichsverfassung, Hessische Kirchen- und Staatsverfassung, 
Hessische Staats- und Kirchengesetze nicht zu eliminieren. 

Ich komme zum Schlusse und fasse meine Ansicht dahin 
zusammen: 

I. Die Verordnung vom 18. April 1807 hat als durch die 
Hessische Staats- und Kirchengesetzgebung seit Gründung des 
Deutschen Reichs materiell und ausdrücklich aufge- 
hoben zu gelten, d. i. der Hessische Gesetzgeber hat zum Aus- 
druck gebracht, daß er Sinn und (Gedanken dieser Verordnung 
nicht mehr billige, mag sie auch formell d. i. dem Wortlaut nach 
noch bestehen. 

Il. Die Interpretation, welche Gr. Oberkonsistorium 
diesem Wortlaut gibt, steht nicht im Einklang mit den Absichten 
des Gesetzgebers in 

1. dem Artikel 3 der Deutschen Reichsverfassung, 

2. der Hessischen Kirchenverfassung in $$ 123, 124, 

3. dem diese garantierenden Artikel 39 der Hessischen Staats- 
verfassung, 

4. den Hessischen Staatsgesetzen über die Vorbildung und 
Anstellung der Geistlichen vom 23. Aprıl 1875 und 5. Juli 1887, 

5. den Hessischen Kirchengesetzen, betreffend die Besetzung 
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der Pfarrstellen vom 17. November 1888 und, betreffend die 
Dienstpragmatik für die Geistlichen der evangelischen Kirche vom 
11. Juli 1879 (4. November 1903). 

Ich vermag daher die noch zurzeit von Gr. Oberkonsistorium 
in Darmstadt geübte Praxis, wonach bei den auf Grund eines 
Patronatrechts in Hessen präsentierten Pfarrstellenkandidaten außer 
den übrigen Bedingungen der Verleihung eines evangelischen 
Kirchenamts noch die Hessische Staatsangehörigkeit verlangt wird, 
als rechtlich begründet nicht anzuerkennen. 


32l 


Die Umlagen der bürgerlichen Gemeinde für kirchliche 
Zwecke, hier die Voraussetzungen der Umlagenfreiheit. 


Von 


Dr. H. Hellmuth, k. Assessor in Speyer. 


Unter den Gesetzesbestimmungen, die durch die seit 1. Januar 
1913 geltende Kirchengemeindeordnung (= KGO.) eine Abän- 
derung erfuhren, befindet sich auch der Artikel V des Umlagen- 
gesetzes vom 22. Juli 1819 (Weber II, 9). Er wurde von der 
KGO., Artikel 112 Abs. I A Ziffer 2, außer Kraft gesetzt und 
an seiner statt erhielt die Gemeindeordnung für die Landesteile 
diesseits des Rheins sowie die Gemeindeordnung für die Pfalz eine 
neue Bestimmung eingefügt als Artikel 60 a bzw. als Artikel 44 a. 

Damit wurde die Frage, für wen und unter welchen Be- 
dingungen eine Beitragsbefreiung eintreten kann, wenn bürger- 
liche Gemeinden oder Ortschaften Leistungen für reine Kultus- 
zwecke freiwillig übernehmen und durch Erhebung von Gemeinde- 
umlagen oder Ortsumlagen decken wollen, einer neuen gesetz- 
lichen Regelung unterzogen, die gegenüber der bisherigen Rechts- 
übung den Vorteil der Klarheit und Billigkeit i. S. eines gerechten 
Ausgleichs aufweist. 

Der bisher geltende Artikel V des Umlagengesetzes vom 
22. Juli 1819 lautete: „Kein Staatsbürger ist verbunden, zur Be- 
friedigung der Bedürfnisse von Kirchen (und Schulen) einer Re- 
ligions-Parthey, zu welcher er nicht gehört, mittelst Umlagen 
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beyzutragen, wenn nicht ein gemeinschaftlicher Genuß oder ein 
besonderes Rechtsverhältnis besteht.“ 

Der Inhalt dieses Artikels V läßt sich nach der herrschen- 
den Meinung in folgender Weise auslegen: 

Keine natürliche Person soll, wenn sie Befreiung 
fordert, verbunden sein, zu freiwillig übernommenen Leistungen 
einer bürgerlichen Gemeinde oder Ortschaft für Kultusbedürfnisse 
einer Religionsgesellschaft, der sie nicht angehört, mit Gemeinde- 
oder Ortsumlagen beizutragen, soweit nicht sie oder ihre 
eigene Religionsgesellschaft mit der fremden einen 
gemeinschaftlichen Genuß hat oder ein besonderes Rechtsver- 
hältnis eine Beitragspflicht begründet. 

Artikel V regelte also die gemeindliche Umlagenfreiheit unter 
den von ihm angegebenen Bedingungen. Doch gewährte er die 
Umlagebefreiung nur natürlichen Personen, gleichviel welcher 
Konfession sie angehörten. Juristische Personen und derglei- 
chen konnten eine Freilassung von solchen Umlagen auf Grund 
des Art. V nicht verlangen, da ihnen der Bekenntnischarakter 
fehlte. Wurden daher in einer bürgerlichen Gemeinde oder Ort- 
schaft Umlagen für kirchliche Zwecke erhoben, so konnten die 
juristischen Personen den Art. V des Umlagengesetzes nicht als 
Befreiungsgrund geltend machen. Eine Lücke war dabei insofern 
vorhanden, als eine gesetzliche Regelung der Frage fehlte, 
ob juristische Personen für jede Konfession mit 
dem ganzen Steuersatz beizutragen hatten. An sich 
erschien nämlich hier jedes neue kirchliche Bedürfnis, für das 
eine bürgerliche Gemeinde aufkommen wollte, den umlagenpflich- 
tigen juristischen Personen gegenüber von gleicher Bedeutung, 
wenn schon einmal die Konfession keine ltolle spielte. Doch 
wurde die Gefahr einer Doppelbesteuerung dieser juristischen 
Personen bisher von der Praxis auf die Art vermieden, das die 
juristischen Personen und dgl. zu solchen Umlagen für den Kul- 
tusbedarf mehrerer Religionsgesellschaften jeweils nur nach einem 
ermäßigten Verhältnisse beizutragen hatten. 
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Wie bereits gesagt, sind die eben entwickelten Grundsätz e 
des Artikels V Uml.G. durch die neuen Artikel 60 a bzw. 44a 
der beiden Gemeindeordnungen in einer dem praktischen Bedürf- 
nisse entsprechenden Weise umgeändert worden; KGO. Art. 93 
und 94. 

1. Wenn nämlich fürderhin eine Gemeinde oder Ortschaft 
Leistungen für einen reinen Kultusbedarf freiwillig über- 
nommen hat, so kann die Umlagenentrichtung hiefür durch recht- 
zeitige Erinnerung gegen den Voranschlag jeder ablehnen, der 
im Falle der Deckung des Kultusbedarfs durch Kirchen - oder 
Kultusumlagen nicht beitragspflichtig wäre. Die Ablehnung kann 
hierbei als für künftige Jahre fortwirkend bezeichnet werden; Art. 
60a/44a Abs. I der Gem.O. 

Abs. I a.a. O. soll einerseits wie jener Artikel V zugunsten 
der Angehörigen eines fremden Bekenntnisses bei freiwilliger 
Uebernahme eines Kultusbedarfs durch eine bürgerliche Gemeinde 
oder Ortschaft wirken, anderseits aber auch zugunsten von Um- 
lagenpfliehtigen die nicht natürliche Personen sind. Darin liegt 
der Fortschritt gegenüber dem bisherigen Rechts- 
zustand. Juristische Personen können künftig in solchen 
Fällen die Umlagenentrichtung ablehnen, wenn sie bei Deckung 
des betreffenden Kultusbedarfs durch Kirchenumlagen zu sol- 
chen nicht herangezogen werden könnten. 

Diese Befreiung der juristischen Personen von der Beitrags- 
pflicht kommt demnach zugute: 

1. Den juristischen Personen und nicht rechtsfähigen Ver- 
einen des bürgerlichen Rechts bei Deckung anderer als 
baulicher Kirchenbedürfnisse durch die Gemeinde oder Ört- 
schaft; vgl. KGO. Art 21 Abs. I und II; 

2. den juristischen Personen des öffentlichen Rechtes, 
sowie den Körperschaften, Vereinen, Stiftungen, Anstalten und 
Kassen des bürgerlichen Rechtes, soweit sie öffentlichen 
Zwecken dienen, auch bei Deckung eines Kultusbaubedarfs; 


vgl. KGO. Art. 21 Abs. IV; 
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3. den juristischen Personen und nicht rechtsfähigen Ver- 
einen, die in ausschließlicher Beziehung zu einer Privatkirchen- 
gesellschaft stehen oder an denen ausschließlich oder überwie- 
gend Angehörige einer Privatkirchengesellschaft oder bekenntnis- 
lose Personen beteiligt sind, auch bei Deckung eines Kultusbau- 
bedarfs; a. a. O. Abs. V. 

Mit Rücksicht auf die Privatkirchengesellschaften ist in Abs. I 
des Art. 60 a/44a nicht nur von Kirchen-, sondern auch von 
„Kultusumlagen“ die Rede. Wer bei Deckung des Bedarfs durch 
Kultusumlagen z. B. durch solche einer israelitischen Kultusge- 
meinde, nicht getroffen werden könnte, soll bei dessen freiwilliger 
Befriedigung durch Gemeinde- oder Ortsumlagen die Beitrags- 
leistung zu solchen ablehnen können. 

Als freiwillig übernommene Leistungen zu rei- 
nen Kultusbedürfnissen gelten auch Leistungen, die auf einer frei- 
willig übernommenen Verpflichtung einer Gemeinde 
oder Ortschaft beruhen. Es übernimmt z. B. bei Errichtung einer 
Pfarrei eine bürgerliche Gemeinde freiwillig die Baupflicht an den 
Kultusgebäuden. Es ist daher nicht der Begriff der freiwilligen 
Leistungen im engeren Sinne als maßgebend zu betrachten. 

Durch Abs. I a. a. O0. wird an sich den Umlagenpflichtigen 
das Recht eingeräumt, die Umlagenentrichtung „abzulehnen“. 
Daraus ergibt sich, daß mangels einer Ablehnung, also nament- 
lich bei vorbehaltloser Zahlung, nicht etwa eine Nichtschuld ge- 
zahlt wurde. Hiedurch werden nachgeschleppte Störungen der 
gemeindlichen oder ortschaftlichen Finanzwirtschaft hintange- 
halten. 

Bei dennatürlichen Personen ergibt sich aus Abs. la.a. 0. 
ohne weiteres die gleiche Rechtslage wie bisher, daß sie nämlich 
nicht zu den Gemeinde- oder Ortsumlagen für den Kultusbedarf 
einer anderen für sie fremden Konfession beizutragen haben; 
denn insoweit könnten auch Kirchen- oder Kultusumlagen sie 
nicht treffen. 

Unberührt von dieser Neuregelung bleiben die Vorschriften, 
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welche den bürgerlichen Gemeinden eine weitgehende finanzielle 
Selbständigkeit einräumen. Wenn daher eine Gemeinde Leistungen 
für den Kultusbedarf etwa aus den Renten des Gemeindevermö- 
gens ohne Umlagenerhebung freiwillig übernimmt, so hat hie- 
gegen kein Angehöritser einer anderen als der unterstützten Kon- 
fessionsgemeinde ein Einspruchsrecht. 

2. Aus dem Vorstehenden folgt, daß juristische Personen 
und niclıt rechtsfähige Vereine des bürgerlichen Rechtes künftig 
nur insoweit die Umlagenentrichtung gegenüber den bürgerlichen 
Gemeinden ablehnen können, als es sich um die Deckung anderer 
als baulicher Kirchenbedürfnisse handelt. Soweit bauliche Zwecke 
in Frage, können die gen. Rechtsgebilde gemäß Art. 21 Abs. I und 
II KGO. zu den hiefür nötigen Kirchenumlagen sowohl in der 
katholischen wie protestantischen Kirche herangezogen werden, 
so daß Abs. I a.a. OÖ. ihrer Heranziehung zu Gemeinde- oder 
Ortsumlagen für Kultusbedürfnisse beider oder wo auf prote- 
stantischer Seite lutherische und reformierte Kirchengemeinden 
in Betracht konımen, dreier Kirchengesellschaften nicht entgegen- 
steht. | 

Einer mehrfachen Belastung soll aber durch eine Herab- 
setzung des Maßes der jeweiligen Beitragspflicht nach Verhältnis des 
Anteils des einzelnen Bekenntnisses an der Bevölkerungszahl vor- 
gebeugt werden. Daher bestimmt Art. 60a/44a Abs. II der 
beiden Gemeindeordnungen, daß juristische Personen und nicht 
rechtsfähige Vereine, für die nach Abs. I a. a. O. keine Befreiung 
eintritt, eine verhältnismäßige Abminderung der Beitragsleistung 
verlangen können, wenn die Möglichkeit einer Heranziehung 
zu Gemeinde- oder Ortsumlagen für Zwecke mehrerer Religions- 
teile besteht. Sie werden alsdann für die Zwecke des einzelnen 
Bekenntnisses nur mit jenem Teile des Gesamtbetrages ihrer 
Steueransätze (Artikel 24 und 25 des Umlagengesetzes) beigezogen, 
der dem Anteile des Bekenntnisses an der Gesamteinwohnerzahl 
der Gemeinde oder Ortschaft entspricht. Der Anteil wird als 
Hundertsatz berechnet; Bruchteile von mehr als einhalb werden 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIII. 3. 22 


396 Abhandlungen. 


auf eins vom Hundert aufgerundet, andere bleiben außer Ansatz. 

Mit dieser Bestimmung wurde ein bisher nur auf der Ver- 
waltungspraxis beruhender, also immerhin unsicherer Bechtszu- 
stand durch eine klare Gesetzesbestinnmung ersetzt. Dabei soll 
die Voraussetzung der Ermäßigung ı. S. des ebengenannten Ab- 
satzes II nur sein, daß der Pflichtige zur Beitragsleistung für 
Zwecke mehr als eines Religionsteiles beigezogen werden kann 
(„... wenn die Möglichkeit einer Heranziehung .... besteht“), 
nicht daß er tatsächlich bereits doppelt oder dreifach beiträgt; 
denn wenn überhaupt mehrere Bekenntnisse in der Gemeinde oder 
Ortschaft vertreten sind, kann der Leistung für Zwecke des einen 
jederzeit eine solche für Zwecke des anderen folgen. Gerade der- 
artige freiwillige Leistungen bürgerlicher Gemeinden und Ort- 
schaften ziehen vielfach Konsequenzen zugunsten des bisher nıcht 
berücksichtigten Religionsteils nach sich. Ist das Verlangen nach 
verhältnismäßiger Herabminderung einmal gestellt und hat es sich 
gegenüber der Gemeinde oder Ortschaft als begründet erwiesen, 
so muß auch für weitere Rechnungsjahre von der betr. bürgerlichen 
Gemeinde oder Ortschaft darauf Rücksicht genommen werden, es 
müßte denn eine Aenderung eintreten, die dem Verlangen die 
Grundlage entzieht. 

Eine solche Aenderung kann sich aus Abs. III a.a.O. er- 
geben, der besagt: „Die Bestimmungen in Abs. I und II finden 
keine Anwendung, 

1. soweit eine Gemeinschaft des Bedürfnisses oder Gebrauches 
besteht; 

2. wenn ein besonderes Rechtsverhältnis eine Beitragspflicht 
oder eine andere Bemessung des Beitrags begründet ; 

3. wenn in sonstigen Fällen jene Leistungen der Gemeinde 
oder Ortschaft insgesamt für das Rechnungsjahr weniger als drei 
vom Hundert der Steuersumme betragen, die sich nach Art. 24 
und 25 des Umlagengesetzes ergibt.“ 

Auch dieser Abs. III hat gegenüber dem bisher geltenden 
Abs. V des Uml. Ges. v. 1819 zunächst den Vorteil der Klarheit. 
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Durch die allgemeine Wendung in Ziffer 1: „soweit eine Ge- 
meinschaft des Bedürfnisses oder Gebrauches be- 
steht“, soll ausgedrückt werden, daß es bei diesen Ausnahne- 
fällen sich im Prinzip sowohl um Beziehungen zwischen den Re- 
ligionsparteien als auch um solche zwischen dem mit Umlagen 
für den fraglichen Zweck in Anspruch Genommenen selbst und 
der betreffenden Religionspartei handeln kann. Bei der bis- 
herigen Rechtsübung bestand über diese Frage Meinungsverschie- 
denheit; vgl. Meurer I 117 Ziff. 3. 

Eine solche Gemeinschaft kann nach einer allgemeinen 
Norm, z. B. nach $ 100 Rel. Ed., oder rein tatsächlich bestehen, 
z. B. bezüglich eines kirchlichen Friedhofs, wenn kein Anspruch 
nach jenem $ 100 gegeben ist. Eine solche Gemeinschaft des 
Bedürfnisses oder Gebrauches kann auch zwischen der Gemeinde 
oder Ortschaft und der Religionspartei vorkommen, so im Hin- 
blick auf Art. 38 der rechtsrh. Gem.-Ordg. bezüglich kirchlicher 
Friedhöfe, soweit sie gemeindliche entbehrlich machen. 

In den meisten Fällen wird die Gemeinschaft des Bedürfnisses 
zugleich mit jener des Gebrauchs gegeben sein. Immerhin kann 
auch ein gemeinschaftliches Bedürfnis bezüglich erst herzustellen- 
der Einrichtungen vorliegen, bevor von einem gemeinschaftlichen 
Gebrauch gesprochen werden kann, und anderseits kann ein ge- 
meinschaftlicher Gebrauch stattfinden, während den Bedürfnis des 
einen Teiles auch anderweit genügt wäre. 

Die Ziffer 3 des Abs. III hat sowohl für die Befreiungen des 
Abs. I als auch für Beitragsminderungen nach Abs. II erhebliche 
Bedeutung, insofern sie die durch Abs. I und II bedingten Be- 
schränkungen der Gemeinde oder Ortschaft ganz allgemein bei 
freiwillig übernommenen Leistungen für Kultuszwecke im Gesamt- 
jahresbetrage von unter 3% des umlagenpflichtigen Steuersolls 
nicht festhalten will. Durch diese Vereinfachung bleiben dem 
bürgerlichen Gemeinwesen Schwierigkeiten und Weitwendigkeiten 
erspart, die sich unvermeidlich ergeben hätten, wenn Befreiungen 


oder Beitragsminderungen im angegebenen Sinne in größerer An- 
22 * 
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zahl verlangt worden wären. Auch wird es eine wesentliche Ge- 
schäftsvereinfachung herbeiführen, wenn einerseits nicht wegen 
irgend eines relativ unbedeutenden Kultusbedarfs zur Erhebung 
von Kirchenumlagen geschritten werden muß und anderseits die 
dafür eintretende Gemeinde desweren nicht zu umständlichen 
Sonderberechnungen gezwungen werden kann. Eine Kautel gegen 
Mißbräuche liegt ın dem Erfordernis staatsaufsichtlicher Geneh- 
migung zur Uebernahme der Leistung bei einer gewissen Größe 
derselben; vgl. Art. 159/91 Ziff. 7 der Gem.Ordgen. 

Im ganzen betrachtet bedeutet Art. 60 a/44a einen Fortschritt; 
denn er schlägt zwischen dem gänzlichen Ausschlusse und der 
schrankenlosen Zulassung des freiwilligen Eintretens der Gemein- 
den und Ortschaften für Kultusbedürfnisse einen angemessenen 
Mittelweg ein. 
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Zur Anfechtung der Glaubenswahl. 
Nach bayerischem Recht. 


Von 


Dr. H. Hellmuth, k. Assessor in Speyer. 


I 


Der Fabrikarbeiter Otto Kemmer, welcher als Sohn protestan- 
tischer Eltern getauft und mit dem 14. Lebensjahr konfirmiert 
wurde, ist vor Vollendung des 18. Lebensjahres olıne Wissen seiner 
Eltern zur katholischen Konfession übergetreten. Eine Anzeige 
dieses Uebertritts bei dem protestantischen Pfarrer in Birkenfeld, 
in dessen Sprengel der gen. Kemmer eingepfarrt war, ist nicht 
erstattet worden. 

Von dem protestantischen Pfarramt wurde alsbald nach Kennt- 
nisnahme dieses Schrittes Beschwerde zur vorgesetzten Kreis- 
regierung erhoben und beantragt, den Uebertritt des Kemmer zur 


katholischen Konfession für ungültig zu erklären. 


11. 


1. Bei Prüfung der formellen Seite dieser pfarramtlichen 
Beschwerde muß vor allem untersucht werden, ob im vorliegenden 
Falle das gen. Pfarramt überhaupt ein Recht des Eingriffs in den 
geschilderten Uebertrittsakt besitzt. 

Die 2. Verfassungsbeilage (= RE.) besitzt zwei Möglich- 
keiten zur Anfechtung eines vorgenommenen Konfessionswechsels : 
den $ 23 und den $ 9 RE. 
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$ 23 RE. gibt den geistlichen Obern, den nächsten Bluts- 
verwandten, den Vormündern und Paten das Recht, darüber zu 
wachen, daß die Anordnungen der $$ 12—22 RE. (betreffend die 
religiöse Kindererziehung) befolgt werden. Die hier genannten 
Personen haben das Recht zur Antragstellung und Beschwerde- 
führung bei den hiefür zuständigen Staatsbehörden behufs Siche- 
rung des Vollzugs der verfassungsmäßigen Bestimmungen über 
die religiöse Kindererziehung. Zwar handelt es sich hiebei in 
erster Linie um die konfessionelle Erziehung der Kinder aus ge- 
mischten Ehen (vgl. die Ueberschrift des 3. Kapitels der 2. Ver- 
fassungsbeilage: „Religionsverhältnisse der Kinder aus gemisch- 
ten Ehen‘), doch räumt die herrschende Praxis dem aufgeführten 
Personenkreis. in erster Linie den geistlichen Obern, auch gegen- 
über der religiösen Erziehung der Kinder aus ungemischten 
Ehen ein ähnliches Recht der Ueberwachung ein; cf. „Hand- 
wörterbuch des Bayer. Staatskirchenrechtes“ von E. Girisch, 
Dr. H. Hellmuth und H. Pachelbel s. v. „Kindererziehung reli- 
giöse“ Ziffer VIII a. EE — 823 RE. gewährt sonach den geist- 
lichen Obern, besonders den Pfarrern, ein formelles Anfechtungs- 
recht in Fällen, wo die religiöse Kindererziehung nicht den ver- 
fassungsmäßigen Grundsätzen der $$ 12—22 RE. entspricht. 

Das Anfechtungs- und Beschwerderecht des $ 23 RE. kann 
aber ım vorliegenden Fall keineswegs zur Anwendung kommen, 
da dieser nicht mehr die religiöse Kindererziehung betrifft. Diese 
ist bei dem Fabrikarbeiter Kemmer bereits abgeschlossen, da sie 
— wie in der Regel -- auch bei ihm mit der Beendigung der 
Schulpflieht aufhörte; VGH. Bd. 14 S. 221. 

Das Anfechtungs- und Beschwerderecht des protestantischen 
Pfarramts Birkenfeld kann sich somit nur auf $ 9 RE. stützen. 
8 9 RE. gibt denjenigen, welche die Religionserziehung 
zu leiten haben, ein formelles Anfechtungsrecht bei Wechsel 
der Glaubensangehörigkeit nach $6 ff. RE. — Ob aber auch die 
geistlichen Obern der übertretenden Person, insbesondere die 
Pfarrer, ein Anfechtungsrecht nach $ 9 RE. besitzen, ist Gegen- 
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stand geteilter Meinungen. Piloty-Sutner und Leuckart stellen ein 
dergestaltiges Recht der geistlichen Obern in ihren Kommentaren 
zur Verfassungsurkunde des Königreichs Bayern in Abrede. — 
Seydel, Bd. III S. 513, nimmt sogar an, daß $ 9 nur hinsichtlich 
solcher Personen ein Anfechtungsrecht verleiht, die noch unter 
religiöser Erziehung stehen („$ 9 bat nur solche Personen im 
Auge, welche noch unter einer Erziehungsgewalt stehen. Dies 
ergibt sich daraus, daß das Recht, die Glaubenswahl anzufechten, 
nur denjenigen zugestanden wird, welche die Religionserziehung 
zu leiten haben. Dies sind, wohl zu bemerken, nur die Eltern, 
Vormünder usw., nicht die im $ 23 genannten Personen. Daraus 
erhellt also, daß der Zweck des 8 9 der Schutz der Erziehungs- 
gewalt gegen deren Verletzung durch unbefugte Glaubenswahl 
der Gewaltunterworfenen ist. Mit anderen Worten, es handelt sich 
um Fälle der sogenannten religiösen Kindererziehung.“ Seydel 
a. a. O.). — Seydel stellt damit das Anfechtungsrecht des $ 9 
dem des $ 23 RE. gleich, wenn er beides auch auseinanderzu- 
halten versucht, dadurch, daß er den Kreis der Anfechtungsberech- 
tigten in beiden Fällen verschieden zieht. Insbesondere verneint 
auch er ein Anfechtungsrecht der geistlichen Obern, besonders 
der Pfarrer, nach $ 9 RE. 

Sämtliche dargelegte Ansichten dürften aber dem Zweck und 
Inhalt des $ 9 RE., besonders mit Rücksicht auf seine Stellung 
zu $8 23 RE., nicht entsprechen. Eine Gleichstellung des Inhalts 
der SS 9 und 23 RE. verbietet sich schon aus dem Uırmnstande, 
daß beide Bestimmungen in grundverschiedenen Gesetzesabschnitten 
stehen; 8 9 in der Materie über die Wahl des Glaubensbekennt- 
nisses, & 23 bei dem Kapitel über die religiöse Kindererziehung. 
Auch hätte es keinen Zweck, über ein und dasselbe Anfechtungs- 
recht bei religiöser Kindererziehung gleich zwei Gesetzesbestim- 
mungen, noch dazu, durch eine Reihe von Vorschriften anderen 
Inhalts voneinander getrennt zu erlassen und darin ohne jeden 
ersichtlichen Grund zwei verschiedene Gruppen von Anfechtungs- 


berechtigten aufzustellen. 
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Die einzig praktisch verwertbare Auslegung des 89 RE. geht 
dahin, daß er selbständig und mit einem besonderen Zwecke dem 
8 23 RE. gegenübersteht. Er will im Gegensatz zur Bestimmung 
der Konfessionszugehörigkeit einer Person durch Willenserklärung 
Dritter, insbesondere der Erziehungsberechtigten, ein Anfechtungs- 
recht für die Fälle einer selbständigen Wahl des Glaubens- 
bekenntnisses durch eine Person schaffen, ein Anfechtungsrecht, 
welches durch seine Geltendmachung eine Verletzung der Voraus- 
setzungen für eine freie Glaubenswahl ($$ 6 ff. RE.) verhüten soll. 
Eine praktische Deutung des $ 9 kann nur dahin gehen, 
daß unter „denjenigen, welche die Religionser- 
ziehung zu leiten haben“, mithin auch das gen. Anfech- 
tungsrecht besitzen, nicht jene verstanden werden können, welche 
ım einzelnen Fall diese Erziehung zu leiten haben, wenn die 
religiöse Erziehung noch fortdauert, sondern alle jene, welche 
„im allvemeinen“ die religiöse Erziehung zu leiten 
haben; cf. $ 38d RE. Dabei ist es nicht notwendig, daß jene, 
auf welche sich das Anfechtungsrecht bezieht, noch unter religiöser 
Erziehung stehen; denn dieses Recht will gerade die Fälle eines 
Glaubenswechsels nach Beendigung der allgemeinen Schulpflicht, 
nach Vollendung des jugendlichen religiösen Unterrichts treffen. 

Die religiöse Erziehung und ihre allgemeine Beaufsichtigung 
und Leitung gehört nun nach SS 38 und 39 RE. zu den vor- 
nehmsten Aufgaben einer Kirchengesellschaft, insbesondere zu den 
ersten Obliegenheiten der kirchlichen Obern, z. B. der Pfarrer. 
Somit erscheint in unserem Falle das Anfechtungsrecht 
desprotestantischen PfarramtsBirkenfeld gegen- 
über dem Konfessionswechsel des Otto Kemmer wohl begründet. 

Würde man sich zu einer der oben genannten Meinungen be- 
kennen, insbesondere der Seydelschen Ansicht folgen, so käme 
keine Anfechtungsmöglichkeit für das protestantische Pfarramt 
Birkenfeld in Betracht, nach $ 23 RE. nicht, da die Schulpflicht 
Kemmers zu Ende ist, nach 8 9 RE. nicht, da diese Vorschrift 
nicht für die geistlichen Obern gelten soll. Man könnte ledig- 
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lich noch an die Bestimmungen in den $$ 38, 39 mit 51, 81 RE. 
denken. Allein deren Anwendung wäre daran geknüpft, daß es 
sich in der behandelten Angelesenheit um einen innerkirchlichen 
Gegenstand dreht; denn $ 51 RE. gibt das Recht, die weltliche 
Gewalt anzurufen gegenüber jeder VerletzungihrerRechte 
und Gesetzedurch Handlungen der eigenen oder einer fremden 
Kirchengewalt, beschränkt sich also auf die rein innerkirchlichen 
Angelegenheiten. Um eine solche handelt es sich aber bei Fra- 
gen der Glaubensangehöriekeit und der relı- 
sıösen Kindererziehung nicht. Unbeschadet des kirch- 
lichen Ueberwachungsrechts im Rahmen der $$ 38 und 39 RE. 
erscheinen vielmehr diese in der Verfassungsurkunde geregelten 
Verhältnisse als solche des staatliehen Rechts — 
Eine Heranziehung des $ 81 R. bleibt schon deshalb ausge- 
schlossen, weil aus unserem Falle ein Anrufungsrecht des staat- 
lichen Schutzes wegen angeblicher Verletzung der einer Religions- 
gesellschaft gebührenden Achtunz (SS 80, 81 zit.) nicht herge- 
nommen werden kann. 

Die 2. Verfassungsbeilare stellt in den 8$ 5—8 die materiellen 
Erfordernisse und in $ 10 die formellen Erfordernisse eines gül- 
tigen Glaubenswechsels auf. Dementsprechend kann sich auch 
das in 8$ 9 RE. eingeräumte Anfechtungsrecht gegenüber einer 
vorgenommenen Glaubenswahl beziehen auf: 

1. Mangelndes Unterscheidungsalter; 8 6 RE. Dieses ist für 
beide Geschlechter auf die gesetzliche Volljährigkeit, d. i. auf die 
Vollendung des 21. Lebensjahres, bestimmt. Eine Volljährigkeits- 
erklärung genügt dazu nicht. 

2. Mängel in bezug auf den Geistes- und Gemütszustand; 
8 7 RE. Hier sind die $$ 104 und 105 BGB. vergleichsweise 
‚heranzuziehen. 

3. Anwendung von Zwang oder List; $ 8 RE. 

4. Mängel in der Form der Erklärung über die Glaubenswahl; 


8 10 RE. 
Diesen letzten Punkt will Seydel (Bd. III S. 512 a. E.) von 
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den Gegenständen des Anfechtungsrechtes nach $ 9 RE. aus- 
schließen. Mit Unrecht; denn aus der Stellung des $ 9 vor dem 
$ 10 kann dies unmöglich gefolgert werden. Sodann aber sind 
die für jeden Uebergang von einer Kirche zur anderen bestehen- 
den Formvorschriften von einer derartigen Bedeutung, daß sie 
beı ihrer Verletzung zum mindesten in der gleichen Weise 
von den daran interessierten Personen zur Geltung gebracht zu 
werden verdienen wie die vorausgehenden materiellen Bedingungen. 
Wäre das nicht der Fall, so ließe sich der Konfessionswechsel, 
da er keine Anfechtung wegen Außerachtlassung von Formvor- 
schriften zu fürchten brauchte, in einer völlig ungehemmten Art 
vollziehen. Gerade das aber sollte nach dem Inhalte des $ 10 RE. 
erschwert werden, dadurch, daß der Austritt aus der bisherigen 
Glaubensgesellschaft „allezeit bei dem einschlägigen Pfarrer der 
verlassenen Kirche persönlich erklärt werden muß“. Würde 
sich das Anfechtungsrecht des 8 9 RE. somit nicht auf die Ver- 
letzung der Formvorsehriften des $ 10 RE. erstrecken, so wäre 
die wichtige Bestimmung des $ 10 RE. ihres Zweckes und ihrer 
sicheren Durchführbarkeit beraubt; denn ein Einschreiten 
von Amts wegen findet bei Verletzung der Normen über die 
Wahl des Glaubensbekenntnisses ebensowenig statt wie eine amt- 
liche Ueberwachung und ein staatliches Einschreiten beim Vollzug 
der Gesetzesbestimmungen über die religiöse Kindererziehung. 
Mit der Anfechtung des Uebertritts des Kemmer zur katho- 
lischen Konfession durch das protestantische Pfarramt Birken- 
feld ist ein Streit über einen Glaubenswechsel entstanden. Ueber 
derartige Streitigkeiten wegen des Konfessionswechsels einer Per- 
son, die binsichtlich ihrer Religionszugehörigkeit keinem fremden 
Bestimmungsrecht mehr untersteht, trifft weder das Verwaltungs- 
gerichtsgesetz noch die Verfassungsurkunde eingehendere Be- 
stimmungen. Es liegt weder eine Verwaltungsrechtssache noch 
eine Verwaltungsstreitsache vor. Die Verfassungsurkunde hat 
vielmehr einen eigentümlichen Weg geschaffen: der Fall wird von 
der angerufenen Kreisregierung untersucht, alsdann erstattet sie 
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hierüber an das Kultusministerium Bericht. und letzteres trifft 
dann die Entscheidung ; 8$ 34 Abs. 4, 37 der Formationsverord- 
aung vom 17. XII. 1825 (Weber Il. 279), $ 5 der Verordnung 
vom 17. II. 1847 (Weber IH. 659) nebst der Verordnung vom 
16. III. 1849 und der Ministerialentschließung vom 4. V. 1839 
(Weber IIL. 286). Die Entscheidung des Ministeriums kann nun 
dahin lauten, daß der Glaubenswechsel für unzulässig erklärt wird 
oder bei Unbegrünrdetheit der Anfechtung, daß der Beschwerde 
nicht stattgegeben werden kann. 

Hat das Kultusministerium seine Entscheidung auf Unzulässig- 
keit des Glaubenswechsels getroffen, so beschränkt sich deren 
Vollzug naturgemäß auf die bürgerlich rechtliche Seite; denn von 
einem Zwangsvollzug der verfassungsmäßigen Bestimmungen auf 
dem Gebiete des Gewissens kann keine Rede sein. Daher bleibt 
eine Nötigung zur Teilnahme an den religiösen Uebungen der 
früberen Glaubensgemeinschaft ebenso ausgeschlossen als eine 
Zurückweisung von den Uebungen der neugewählten Glaubens- 
gesellschaft; Ministerialentschließung vom 6. III. 1878 (Günther 1.93). 

Verwaltungsrechtlich kann die Frage des Glaubens- 
wechsels nur dann entschieden werden, wenn sie in einem Ver- 
waltungsrechtsstreite auftaucht, z. B. über religiöse Kindererziehung 
(Art. 8 Ziff. 4 VGG.), falls die Religion der Eltern in Frage 
steht, bei Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zu einem Pfarr- 
und Kirchengemeindeverband (Art. 10 Ziff. 12 VGG.) oder über 
die Stolgebühren oder über die kirchliche Umlagenpflicht (Art. 10 
Ziff. 13 VGG.). Wenn es für andere Rechtsverhältnisse, z. B. 
für stolgebührenpflichtige Handlungen von Belang ist, kann auch 
nach dem Tode einer Person über deren Glaubenszugehörigkeit 
bzw. über die Gültigkeit ihres Glaubenswechsels entschieden 
werden. Nur wird in solchen Fällen kein selbständiger Aus- 
spruch dahin ergehen, daß die verstorbene Person einer be- 
stimmten Glaubensgesellschaft angehörte, sondern diese Feststel- 
lung erfolgt nur incidenter im Rahmen und zwecks Streitentschei- 
dung des anderen strittigen Rechtsverhbältnisses, dessen Anhängig- 
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keit zur Würdigung des betreffenden Konfessionswechsels führte. 

2. Bei der materiellen Würdigung des Beschwerde- 
gegenstandes sind die Vorschriften der 2. Verfassungsbeilage 
8 5 ff. und ergänzend die Normen des BGB. anzuwenden. 

Nach $5 RE. ist es jedem Staatseinwohner, nicht 
bloß den Staatsangehörigen, gestattet, den Glauben zu wählen, 
welchen er will; also eventuell auch gar keinen Glauben. Doch 
ist nach $6 RE. diese Freiheit der Glaubenswahl an die Vollen- 
dung des 21. Lebensjahres geknüpft. Uebertrittserklärungen Min- 
derjähriger haben überhaupt keine rechtliche Bedeutung. 

Im vorliegenden Falle ist der Fabhrikarbeiter Otto Kemmer, 
der als Sohn protestantischer Eltern nach den Grundsätzen des 
bürgerlichen Rechts in der Religion seiner Eltern erzogen wurde, 
durch seine Konfirmation gesetzmäßig in die protestantische Kirche 
aufssenommen worden. Mit diesem Akt wurde einerseits seine 
Unabhängigkeit in der Konfessionszugehöriokeit von dem Willen 
der Eltern begründet. Andererseits konnte Otto Kemmer von 
diesem Zeitpunkte an bis zur Erreichung der Volljährigkeit selbst 
seinen Glauben nicht ändern; & 18 RE. 

Somit war der Uebertritt des erst achtzehnjährigen Kemmer 
zur katholischen Kirche rechtsunrültig. Dementsprechend hat 
auch die Entscheidung des Ministeriums zu lauten. 

Ueberdies würde neben diesem materiellen Grund auch ein 
Verstoß gegen die Formvorschrift des 8 10 RE. die Unzulässigkeit 
und Ungültigkeit des besprochenen Glaubenswechsels bewirken; 
denn Kemmer hat auch die in $ 10 RE. ausdrücklich vorge- 
schriebene persönliche Anzeige seines Austritts aus der 
protestantischen Kirche beim zuständigen protestantischen Pfarrer 
von Birkenfeld unterlassen. 
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Das kirchliche Disziplinarrecht in Hamburg. 


55 31, 48, 50 Nr. 6, 31 und 44 Nr. 4 der Verfassung der 
evangelisch-lutherischen Kirche im Hamburgischen Staate vom 
26. Februar 1896. 


Von 


Rechtsanwalt Dr. jur. Eduard Brackenhoeft, Hamburg, 


Mitglied des Kirchenrates der evangelisch-lutherischen Kirche im Hamburgischen Staate. 


Inhalts-Uebersicht. 

I. Einleitung. Die kirchliche Disziplinargesetzgebung der Deutschen 
evangelischen Landeskirchen. Die zuständigen Behörden. Das Bedürfnis 
nach Erlaß eines kirchl. Disziplinargesetzes auch für Hamburg. — II. Die 
Bestimmungen der Kirchenverfassung v. 26./II. 1896 betr. das Disziplinar- 
recht für die Geistlichen. Die $8 31, 48, 50 Nr. 6 und $ 34 der Kirchen- 
verfassung. Inhalt und Bedeutung dieser Bestimmungen. Die Diszipli- 
nargewalt steht allgemein dem Kirchenrate zu. Disziplinare Befugnis der 
geistlichen Kollegien gegenüber ihren Mitgliedern: Rügerecht bei Un- 
regelmäßigkeiten in Amts- und Lebensführung; kein Recht, auf Disziplinar- 
strafen zu erkennen. Recht des Kirchenrats zur Initiative, Kontrolle und 
Remedur auch in diesen Fällen. — III. Unzulässigkeit der Generalisierung 
der singulären genau umgrenzten Bestimmung des $ 34 der Kirchenver- 
fassung. Darauf bezügliche Mißverständnisse. Das Gegenteil ergeben sowohl 
der Inhalt der $$ 31, 48, 50 der Kirchenverfassung als die Entstehungs- 
geschichte dieser Bestimmungen. Der Kommissionsentwurf der Verfassung 
(1861/62) und dessen Motive. Im wesentlichen dieselben Bestimmungen hin- 
sichtlich des Rügerechts der geistlichen Kollegien und der Rechte des Kirchen- 
rats ın der Kirchenverfassung von Lübeck vom 2. Jan. 1895. — IV. Bean- 
standung der dem Kirchenrnt im Falle des $ 34 zustehenden Rechte bei 
Beratung des ersten Entwurfs der Verfassung. Vorschlüse der 1880er Sy- 
nodalkommission auf Präzisierung des $ 34. Antrag der Ministerialkommis- 
sion und des Ministerialgutachtens vom Jahre 1881 auf Streichung des $ 27, 
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jetzt 8 31 der Kirchenverfassung. Ablehnung durch Synodalkommission und 
Synode. Präzisierung der Rechte des Kirchenrats durch Einfügung des 
Worts „Disziplinar“-Behörde in den $ 31 der Verfassung 1895/96. — V. Son- 
stiger Inhalt der Kirchenverfassung, betr. das Disziplinarrecht. Nach $S 44 
Nr. 4 ist die Synode die höchste Instanz in allen Disziplinarsachen: keiner- 
lei Vorschriften über das Verfahren. Mängel dieser Organisation. Vorschläge 
des Herrn Senior D. Kreusler. — VI. Kurze Bemerkungen über die wesent- 
lichsten Bestimmungen eines zu erlassenden Disziplinargesetzes für die ev.- 
luth. Kirche im Hamburgischen Staate. 


Während eme größere Anzahl der deutschen evangelischen 
Landeskirchen' die Disziplinar-Verhältnisse der Geistlichen durch 
besondere Disziplinargesetze geregelt hat, fehlt es in der evange- 
lisch-lutherischen Kirche im Hamburgischen Staate an einem 
solchen Gesetze. Die von der Synode am 16. Mai 1895 zur Be- 
ratung der Vorlage des Kirchenrats betr. Aenderung der Ver- 
fassung niedergesetzte Kommission hat sich, wenn auch nur neben- 
her mit der Frage beschäftigt, ob ein kirchliches Disziplinargesetz 
zu erlassen sei. Sie hat indes erklärt: „die Ausarbeitung eines 
kirchlichen Disziplinargesetzes wird nicht für erforderlich ge- 


halten.“ 
Vgl. Protokoll der 5. Sitzung vom 10. Oktober 1895 (Bera- 


tung des $ 31 der Verfassung). 

Und doch ist der Erlaß eines Disziplinargesetzes für die 
Geistlichen auch in Hamburg schon um deswillen ein Bedürfnis, 
weil nur in einem solchen Gesetze das Disziplinarrecht und seine 
Anwendung diejenige Regelung finden kann, deren es im Inter- 
esse und zum Schutze der Geistlichen dringend bedarf. Das gilt 
ganz besonders von der Gestaltung des formellen Verfahrens in 
einer den modernen Rechtsanschauungen entsprechenden Art durch 
Bestimmungen über das Ermittlungsverfahren, die Hauptverhand- 

ı Besondere Disziplinargesetze sind für folgende Landeskirchen er- 
lassen: Mecklenburg, Schwarzburg-Sondershausen 1880; Großherzogtum 
‘Hessen 1883; Anhalt, Preußen (ältere Provinzen), Oldenburg, Baden 1886; 
Schleswig-Holstein 1889; Braunschweig 1890; Bayern jenseits des Rheins, 
Sachsen 1891; Konsistorialbezirk Wiesbaden 1892; Hannover 1894; Würt- 


temberg, Konsistorialbezirk Cassel 1895; Großherzogtum Sachsen 1898; 
Schaumburg-Lippe 1904 ; Lippe 1906. 
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lung, die Beweisaufnahme, die Verteidigung, die Wiederaufnahme 
des Verfahrens usw. 

Die Disziplinarbehörden werden teils (so in Württemberg, 
Hessen, Mecklenburg, Oldenburg, Braunschweig, Anhalt, Schaum- 
burg-Lippe, Lippe) durch besondere Disziplinar-Gerichtshöfe ge- 
bildet, teils sind die kirchenregimentlichen Behörden zugleich die 
Disziplinarbehörden. Auch da, wo die kirchenregimentlichen Be- 
hörden zugleich die Disziplinarbehörden sind, ist mehrfach wie 
in Baden („erweiterter Oberkirchenrat“) die Hinzuziehung syno- 
daler Elemente oder auch des gesamten Synodalausschusses vor- 


gesehen. 

Die hamburgische Kirchenverfassung von 1896 — in diesem 
Punkte seit ıhrer ersten Publikation im Jahre 1870 bis zu ihrer 
letzten Revision 1895/1896 im wesentlichen unverändert — ent- 


hält in dieser Beziehung nur wenige grundlegende Bestimmungen. 
Diese betreffen vorzugsweise die Disziplinargewalt über die Geist- 
lichen und die zuständigen Instanzen. 

Es sind das folgende im Laufe der Zeit mehrfach nicht ganz 
genau in ihrem gegenseitigen Verhältnisse verstandene Bestim- 
mungen: 

Im V. Abschnitt „Vom Pfarramte“* heißt es im Schlußpara- 
graphen 31: „Die amtliche Aufsichts- und Disziplinarbehörde für 
sämtliche Geistliche ist der Kirchenrat.“ 

Im IX. Abschnitt „Von dem Kirchenrate“ bestimmt der $ 48: 
„Die Aufsichts- und Verwaltungsbehörde der gesamten evangelisch- 
lutherischen Kirche im hamburgischen Staate ist der Kirchenrat.“ 

Und der 8 50 eben dieses Abschnittes lautet: „Zu dem Ge- 
schäftskreise des Kirchenrats gehört vornehmlich: 


1.31. — — —  -— -— - -— - - - -  - 
6. „Die Oberaufsicht über alle kirchlichen Aemter und Ver- 
waltungen — namentlich auch über die gottesdienstlichen Ein- 


richtungen bei den öffentlichen Anstalten und milden Stiftungen 
(Waisenhaus, Werk- und Armenhaus, allgemeine Krankenhäuser, 
Gefängnisse usw.) sowie bei denjenigen Kirchengemeinschaften, 


340 Abhandlungen. 


welche kein Kirchspiel bilden — und über die Amtsführung der 
dabei angestellten Pastoren. Katecheten und Kandidaten.“ 

In dem VI. Abschnitt „Von dem Ministerium und den geist- 
lichen Kollegien der übrigen Kirchenkreise“ lautet der $ 34: 

„Den Ministerium steht das Recht der eigenen Disziplin über 
die ihm angehörigen Geistlichen und Kandidaten in der Art zu, 
daß es wahrgenommene Unregelmäßigkeiten in Amts- und Lebens- 
führung selbständig rügen kann. In gleicher Weise stelıt den 
Kollegien der Geistlichen der übrigen Kirchenkreise das Recht 
der eigenen Disziplin über die ilınen angehörigen Geistlichen zu. 
Der Kirchenrat wird ein weiteres disziplinarisches Verfalıren erst 
dann eintreten lassen, wenn auf seine Aufforderung und innerhalb 
der von ihm gesetzten Frist das ihm erforderlich Erscheinende 
durch das betreffende Kollegium der Geistlichen nicht veranlaßt 
worden ist. 

Gegen die Entscheidung eines geistlichen Kollegiums ist die 
Beschwerdeführung an den Kirchenrat und von diesem an die 
Synode zulässig.“ 

Aus diesen Bestimmungen ergibt sich das Folgende: 

Die eigentliche Disziplinargewalt steht dem Kirchenrate zu. 
Der Kirchenrat und nur dieser wird am Schlusse des das Pfarr- 
amt betreffenden V. Abschnittes, in den eine Bestimmung betr. die 
Disziplinargewalt über die Geistlichen speziell gehört, in einem 
besonderen Paragraphen (31) ganz allgemein als „die amtliche 
Aufsichts- und Disziplinarbehörde über sämtliche Geistliche“ be- 
zeichnet. Seine Aufgabe in seiner Stellung als „Aufsichts- und 
Verwaltungsbehörde der gesamten evangelisch-lutherischen Kirche 
im hamburgischen Staate“ ist es ferner nach der oben wiederge- 
gebenen Bestimmung des $ 50 Nr. 6 aus dem die Aufgaben des 
Kirchenrats ex professo behandelnden IX. Abschnitt der Verfas- 
sung u. a.: „die Oberaufsicht über alle kirchlichen Aemter und 
Verwaltungen — — — und die dabei angestellten Pastoren, Kate- 
cheten und Kandidaten“ zu führen. 

Diesen die Rechte des Kirchenrats normierenden Bestimmungen 
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steht eine singuläre Bestimmung im VI. Abschnitt: 

„Von dem Ministerium und den geistlichen Kollegien der 
übrigen Kirchenkreise gegenüber, die dem geistlichen Ministerium 
und den geistlichen Kollegien der übrigen Kirchenkreise in bezug 
auf ihre Mitglieder für gewisse Fälle ein Rügerecht verleiht. Dieses 
Recht der eigenen Disziplin der geistlichen Kollegien beschränkt 
den Kirchenrat in seinen vorstehend darsselesten Rechten in keiner 
Weise. Sıe betrifft nach dem klaren Wortlaute des $ 34 keines- 
wegs ein eigentliches Disziplinarverfahren, vielmehr nur eine genau 
umgrenzte Befugnis der geistlichen Kollegien gegenüber ihren 
Mitgliedern bei wahrgenommenen Unregelmäßigkeiten ın Amts- 
und Lebensführung. Diese Befugnis beschränkt sich in den an- 
gegebenen Fällen auf ein Rügerecht. Das ergibt zur Evidenz 
der Wortlaut: „in der Art, dad — — — (das Kollegium) rügen 
kann.* | 

Durch die Fassung: „in der Art, daß“ usw. ist das hier 
statuierte „Recht der eigenen Disziplin* sowohl dem Gegenstande 
als auch nach Inhalt und Umfang genau umgrenzt. Wie der 
Ausdruck „rügen“ beweist, handelt es sich dabei um keine eigent- 
liche disziplinare Strafgewalt, sondern nur um „die ehemalige 
censura morum, die Rügebefugnis gegenüber den Mitgliedern eines 
geistlichen Kollegiums“ (Friedberg). 

Der Ausdruck „Rüge“ bezeichnet allgemein ein tadelndes 
Urteil, insbesondere ein solches eines Vorgesetzten gegenüber 
einem Untergebenen. dann auch die Anzeige eines geringeren Ver- 
gehens. 

In der Befugnis der geistlichen Kollegien zu rüwen, ist 
nicht das Recht enthalten, auf Disziplinarstrafen (einerseits 
Ordnungsstrafen wie Warnung, Verweis, Geldstrafe, andererseits 
die Strafe der Entfernung aus dem Amte — Amtsenthebung unter 
Belassung der Rechte des geistlichen Standes, namentlich der 
Anstellungsfähigkeit, mit Gewährung eines Ruhegehalts oder Dienst- 
entlassung mit von Rechts wegen eintretendem Verluste aller 
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Rechte des geistlichen Standes, insbesondere des Titels und des 
Anspruchs auf Ruhegehalt) zu erkennen. 

Das selbständige Rügerecht der geistlichen Kollegien ist 
andererseits dadurch beschränkt, daß der Kirchenrat in den Fällen 
dieser Art, vor Einleitung eines weiteren disziplinarischen Ver- 
fahrens dem betreffenden Kollegium, bei seinem Ermessen nach 
ungenügender Erledigung der Sache, auferlegen kann, innerhalb 
bestimmter Frist das ihm erforderlich Erscheinende zu veranlassen. 
Das Kollegium hat in einem solchen Rügefall nicht einınal die 
ausschließliche Kompetenz, vielmehr regelt sich auch dieser aus- 
schließlich nach dem Ermessen des Kirchenrats, der über das ihm 
erforderlich Erscheinende frei bestimmt. 

Das Recht und die nach öffentlich-rechtlichen Grundsätzen 
diesem Rechte korrespondierende Pflicht des Kirchenrats zum diszi- 
plinarischen Einschreiten besteht generell. Nur für den speziellen 
Fall, daß ein geistliches Kollegium in einem Rügefall bereits tätig 
geworden ist, hat er das Ergebnis dieses Einschreitens erst abzu- 
warten. 

Daraus folgt zunächst, daß der Kirchenrat, solange das 
betreffende Kollegium ein Rügeverfahren nicht eingeleitet hat, 
seinerseits zur Einleitung eines eigentlichen Disziplinarverfahrens 
unbeschränkt berechtigt ist. 

Der Kirchenrat hat aber wie das Recht der Initiative so im 
Falle des $ 34 auch das Recht der Kontrolle und der Remedur. 

Es ist zwar versucht worden, die Bestimmungen des $ 34 
der Kirchenverfassung unter völligem Absehen von dem hierin 
nur behandelten Spezialfalle dahin zu generalisieren, daß der 
Kirchenrat allgemein nur dann ein Recht habe, gegen einen 
Geistlichen disziplinarisch einzuschreiten, wenn zuvor das zustän- 
dige geistliche Kollegium eingeschritten sei, dabei indes das dem 
Kirchenrat erforderlich Erscheinende nicht ausgeführt habe, so 
daß das geistliche Kollegium in Disziplinarsachen eines ihm an- 
gehörenden Geistlichen eigentlich die erste, der Kirchenrat erst 
die zweite Disziplinarinstanz wäre. Völlig mit Unrecht. 
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Ein solches Mißverständnis ist nur möglich, wenn man, ohne 
die sonstigen die Kompetenzen des Kirchenrats ex professo be- 
handelnden Bestimmungen der Kirchenverfassung ($ 31, $ 48, 
8 50 Nr. 6) zu beachten, lediglich den aus dem Zusammenhange her- 
ausgerissenen $ .34 ins Auge faßt, ohne zu beachten, daß derselbe 
nicht von den Rechten des Kirchenrats als solchen handelt, viel- 
mehr in dem Abschnitt „Vom Ministerium! und den geistlichen 
Kollegien der übrigen Kirchenkreise* steht. Von der Disziplinar- 
gewalt des Kirchenrats als solcher ist in dem $ 34 cit. nicht die 
Rede. Diese konnte hier auch gar nieht normiert werden, weil 
eine solche Bestimmung in den von den geistlichen Kollegien 
handelnden VI. Abschnitt der Kirchenverfassung überall nicht 
gehört. 

Die Bestimmungen über die Disziplinargewalt des Kirchenrats 
finden sich, so weit die Geistlichen in Frage kommen, in dem 
oben angezogenen $ 31 der Kirchenverfassung im V. Abschnitt: 
„Vom Pfarramte“. In diesem Abschnitt werden die Rechte und 
Pflichten, die Wahl und Berufung, die Versetzung in den Ruhe- 
stand und die Entlassung der Geistlichen in den $$ 26—30 be- 
handelt. Diesen Bestimmungen folgt dann als Schluß des ganzen 
Abschnitts: „Vom Pfarramte* der mehrerwähnte $ 31, in dem 
ganz allgemein bestimmt wird: „Die amtliche Aufsichts- und 
Disziplinarbehörde für sämtliche Geistliche ist der Kirchenrat.“ 

Damit ist ganz klar ausgesprochen, daß die eigentliche Auf- 
sichts- und Disziplinargewalt über die Geistlichen dem Kirchen- 
rate zusteht. 

Hiermit stimmt es überein, wenn es in dem „Von dem Kirchen- 
rate“ handelnden IX. Abschnitt in $ 48 heißt: „Die Aufsichts- und 
Verwaltungsbehörde der gesamten evangelisch-lutherischen Kirche 
im Hamburgischen Staate bildet der Kirchenrat.“ Im unmittel- 
a Der Ausdruck „Ministerium* statt „geistliches Ministerium“ ist etwas 
ungenau. Diese Bezeichnung ist s. Zt. auf Grund des dem geistlichen Mi- 


nisterium 1881 erstatteten Kommissionsberichts gewählt worden. Der Vor- 
schlag „das Wort: geistliche“ zu streichen, wurde in diesem Berichte wie 


folgt begründet: 
93* 
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baren Anschluß daran wird im $ 50 dieses Abschnitts wie oben 
schon angeführt als zu dem Geschäftskreise des Kirchenrats vor- 
nehmlich gehörend unter Nr. 6 aufgeführt: 

„Die Öberaufsicht über alle kirchlichen Aemter und Ver- 
waltungen — — — und über die Amtsführung der dabei ange- 
stellten Pastoren, Katecheten und Kandidaten.“ 

Dies sind die Bestimmungen, welche die Rechte des Kirchen- 
rats ganz allgemein und grundsätzlich normieren. Der $ 31 be- 
trifft eine spezielle Anwendung und Normierung dieser Grund- 
sätze in bezug auf die Inhaber des Pfarranits. 

Die Richtigkeit dessen, was vorstehend aus den Bestimmungen 
der Kirchenverfassung nachgewiesen ist und den Beweis dafür, 
daß dies auch dem entspricht, was der Gesetzgeber hei Erlaß der 
Verfassung gewollt hat, ergibt zur Evidenz ein Blick in die Ent- 
stehungsgeschichte der in Frage stehenden Bestimmungen der 
Verfassung. 

In dem von der Februar 1861 niederwesetzten Kommission 
— bestehend aus 3 Senatsmitgliedern, 3 Sechzigern und 3 Mini- 
sterialen — mit Beschluß vom Mai 1862 dem Senate übergebenen 
„Eintwurf einer Verfassung für die evangelisch-lutherische Kirche 
im Hamburgischen Staate“ finden sich über die hier einschlagenden 
Fragen folsende Bestimmungen: 

IV. Abschnitt „Von dem Pfarramte.* 

8 26. „Die dienstliche ! Aufsichtsbehörde für sämtliche Geist- 

ı Die spätere Aenderung des Wortes „dienstliche* in „amtliche“ be- 
rubt auf einem Vorschlage des Kirchenkollegiums von St. Petri. Der Be- 
richt des Prüfungsausschusses dieses Kollegiums (Seite 39) fand den letz- 
teren Ausdruck „würdiger“. 

„Das Beiwort „geistlich* ist als ungehörig gestrichen. Das Kollegium 
der städtischen Geistlichen heißt ministerium verbi divini und bedarf der 
Unterscheidung von etwelchen anderen Ministerien durch ein hinzugefügtes 
Adjectiv um so weniger als solche in Hamburg nicht existieren.* 

Daß überall auch staatliche Ministerien existieren, so daß außerhalb 
Hamburgs das Wort einen ganz anderen Sinn hat, ist dabei übersehen. 
Die Bezeichnung „geistliches Ministerium“ war um so weniger unrichtig, 


als in derselben Ueberschrift des Abschnitts auch von den geistlichen 
Kollegien der übrigen Kirchenkreise die Rede ist. Der Staatskalender ist 


Brackenhoeft, Das kirchliche Disziplinarrecht in Hamburg. 345 


liche ist der Kirchenrat (siebe $ 37 und 8 47 sub 5) 1.“ 

S 37. „Das dem geistlichen Ministerium bisher zugestandene 
Recht der eigenen Disziplin über die ihm angehörigen Geistlichen 
und Kandidaten soll demselben in der Art erhalten bleiben, daß 
dasselbe wahrgenommene Unregelmäßigkeiten in Amts- und Lebens- 
führung selbständig rügen kann und daß auch der Kirchenrat ein 
weiteres disziplinarisches Verfahren erst dann eintreten lassen wird, 
wenn auf seine Aufforderung und innerhalb der von ihm gestellten 
Frist das ihm erforderlich Erscheinende durch das Ministerium 
nicht veranlaßt worden ist. Gegen Entscheidungen des Ministe- 
riums ist innerhalb 10 Tagen die Beschwerdeführung an den 
Kirchenrat und von diesem eventuell an die nächste Synode zulässig. “ 

Ferner heißt es im VIII. Abschnitt , Von dem Kirchenrate* in$ 45: 

„Jede Synode ernennt in ihrer ersten Versammlung für die 
Dauer ihrer Wahlzeit einen ständigen Ausschuß, der seinen Sitz 
in Hamburg hat und die oberste Aufsichts- und Verwaltungs- 


denn auch bei der Bezeichnung: geistliches Ministerium verblieben. In 
anderen Staaten, die ebenfalls kein Staatsministerium kennen, z. B. in 
Lübeck hat man zur Vermeidung von Mißverständnissen die Bezeichnung: 
„Geistliches Ministerium“ auch in der Kirchenverfassung vom 3. Jan. 1895 
art. 9 beibehalten. 

ı Die Verweisung auf die $$ 36 und 46 sub 5 des Verfassungsent- 
wurfs hatte ihre Berechtigung. Es wurde dadurch darauf hingewiesen, daß 
die Bestimmung des $ 26 zu den $$ 37 und 47 sub 5 in innerer Beziehung 
stehe, daß also diese Bestimmungen durch die Bestimmung in $ 26 ihre 
weitere Erläuterung in Beziehung auf das Pfarramt fänden. Das hatte 
einen guten Sinn, weil daraus hervorging, daß insbesoudere das im $ 37 
Jetzt & 34 der Verfassung behandelte Recht der eigenen Disziplin des 
geistlichen Ministeriums sich näher nach der allgemeinen Vorschrift des 
$ 26 („Die dienstliche Aufsichtsbehörde für sämtliche Geistliche ist der 
Kirchenrat*‘) bestimme und daß die im $ 47, 5 aufgeführten Rechte des 
Kirchenrats („die Oberaufsicht über alle kirchlichen Aemter und Verwal- 
tungen... . und die Amtsführung aller dabei angestellten Pastoren, Kate- 
cheten und Candidaten“) dadurch nicht alteriert werden. Die Streichung 
dieser Verweisungen, welche im Grunde ein Mißverständnis wie das oben 
Seite 7 fine erst ermöglicht hat, erfolgte in Gemüäßheit einer Denkschrift 
der Herren Prof. Dr. Aegidi und Dr. Ernst Goßler („Vorschläge zu einiger 
Aenderung des Commissions-Entwurfs zu einer Verfassung der ev.-luth. 
Kirche im Hawb. Staate vom April 1865“, Seite 10). 
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behörde der gesamten Hamburgischen Kirche bildet. Er führt 
den Amtsnamen: „evangelisch-lutherischer Kirchenrat‘“. 

$ 47: „Zu dem Geschäftskreise des Kirchenrats gehört vor- 
nämlich: 

5. „Die Oberaufsicht über alle kirchlichen Verwaltungen, 
namentlich auch über die gottesdienstlichen Einrichtungen beı den 
öffentlichen Anstalten und milden Stiftungen (Waisenhaus, Kran- 
kenhaus, Gasthaus, Werk- und Armenhaus, Gefängnisse usf.) und 
die Amtsführung der dabei angestellten Pastoren, Katecheten und 
Kandidaten.“ 

In den Motiven zu diesen Bestimmungen des Kommissions- 
entwurfs im VI. Abschnitt „Von dem geistlichen Ministerium“ 
wird der $ 37 des Entwurfs — $ 34 der jetzigen Verfassung — 
folgendermaßen begründet: 

„Die Beibehaltung des dem geistlichen Ministerium bisher 
zugestandenen Rechts der eigenen Disziplin über die ihm zuge- 
hörigen Geistlichen und Kandidaten hat die Kommission, selbst- 
verständlich unter der nach $ 26 (siehe oben) notwendig werden- 
den Beschränkung, nicht allein unbedenklich, sondern weil die bis- 
herige Ausübung sich als zweckmäßig und heilsam bewährt hat. 
auch für wtinschenswert gehalten. 

Es wird diese Disziplinarbefugnis des geistlichen Ministeriums 
in Zukunft nur auf die Abstellung wahrgenommener Unregel- 
mäßigkeiten in Amts- und Lebensführung — soweit solche nicht 
als eigentliche Amtsvergehen zu qualifizieren sind — sich er- 
strecken, und bleibt dem Kirchenrate auch in diesen dem Mini- 
sterium zur Rüge und Wandelschaffung zuständigen Fällen „das 
Recht der Initiative, der Kontrolle und der Remedur“ vorbehalten. 

Zum eigentlichen Disziplinarverfahren wird dagegen von dem 
Kirchenrate nur dann geschritten werden, wenn das Ministerium 
das Gerügte nicht in einer dem Kirchenrate genügenden Weise 
abgestellt hat ($ 37). 

Durch diese Bestimmung dürfte ebensosehr der Gefahr einer 
von seiten des Ministeriums geübten schädlichen Schlaffheit als 
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einer bureaukratischen Maßregelung durch den Kirchenrat vorge- 
beugt sein.* 

Diese Ausführungen der Motive zum $& 37 des Entwurfs der 
Kirchenverfassung ($ 34 der jetzigen Verfassung) beweisen zur 
Evidenz die Richtigkeit der oben gegebenen Darlegung über die 
Bedeutung der hier ın Frage stehenden Bestimmungen der $$ 31 
und 34 der Verfassung. 

Die Disziplinargewalt steht allgemein, und nur durch das 
Recht der Beteiligten zur Beschwerdeführung bei der Synode! 
beschränkt, dem Kirchenrate zu, der allein ein eigentliches Diszi- 
plinarverfahren einleiten und auf disziplinare Strafen erkennen 
kann, während dem Ministerium und (infolge einer später erfolgten 
Ergänzung der Verfassung) auch den den geistlichen Kollegien der 
übrigen Kirehenkreise nur in den im 8 34 der Verfassung erwähnten 
speziellen Fällen die disziplinare Befugnis zur Rüge, Abstellung 
und Wandelschaffung, die schon vor Erlaß der ersten Kirchen- 
verfassung dem Ministerium zustand, verblieben ist: jedoch auch 
hier unter Vorbehalt des Rechts der Initiative, der Kontrolle und 
der Remedur für den Kirchenrst. 

Eine nicht uninteressante Parallele der Bestimmungen der 
hamburgischen Kirchenverfassung über das Rügerecht der geist- 
lichen Kollegien gegenüber ihren Mitgliedern und die Disziplinar- 
gewalt des Kirchenrats über sämtliche Geistliche findet sich in 
der „ Verfassung der evangelisch-lutherischen Kirche im Lübecki- 
schen Staate vom 2. Januar 1895*. 

Der Art. 10 dieser Verfassung bestimmt: 

Dem Ministerium? steht zu: 

1—5.... 

„6. Die Erteilung von Rügen an seine Mitglieder und an 
zu gelassene Kandidaten bezüglich ihres Wandels und ihrer Lehre, 


ı Nach art. 9 cit. besteht das „geistliche Ministerium“ aus sämtlichen 


im Amte befindlichen Geistlichen des Lübeckischen Staates. 
2 $ 44, 4 der Hamb. Kirchenverfassung siehe Seite 20 ff. 
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soweit nicht der Kirchenrat zur Einleitung des Disziplinarverfah- 
rens sich veranlaßt findet.“ 

Und im Artikel 6 heißt es: 

„Zum Wirkungskreise des Kirchenrates gehören insbesondere: 

7. die Oberaufsicht über die Amtsführung der Geistlichen 
sowie, bis zum Erlasse eines Kirchenzresetzes, über Amtsvergehen 
von Geistlichen und über das Disziplinarverfahren gegen dieselben, 
die Entscheidung über Amtsvergehen angestellter Geistlicher, ins- 
besondere über deren vorläufige Amtsenthebung und über deren 
Entlassung aus dem Amte. Entscheidungen über Amtsvergehen 
bezüglich der Lehre können nur nach Einholung der gutacht- 
lichen Erklärung des geistlichen Ministeriums getroffen werden.“ 

Die dem Kirchenrate der evang.-lutherischen Kirche im Ham- 
burgischen Staate im Falle des $ 34 der Kirchenverfassung bei- 
gelegten Befugnisse wurden bei Beratung der ersten Kirchenver- 
fassung (von 1880) von einer Seite bekämpft. So heißt es ın 
der Denkschrift („Bericht des Ausschusses des St. Petri-Kirc hen- 
Kollegiums zur Prüfung des Kommissionsentwurfs“) Seite 47: 

„Es ist recht bedenklich, dem Kirchenrate die Veranlassung 
eines disziplinarischen Verfahrens zu gestatten, wo sich das Mini- 
sterrum zur Anwendung eigner Disziplin nicht veranlaßt sieht. 
Die von dieser Bestimmung betroffenen Fälle werden jedenfalls 
so zweifelhafter Natur sein, daß es um so weniger geraten sein 
kann, diejenige Behörde für sie als erste Instanz zu setzen, welche 
begrifflich auch die höchste Instanz sein muß, überdies aber 
mit dem ÖOberaufsichtsrechte ausgerüstet ist“. 

Diese wohl auf mißverständlicher Auffassung des $ 37 des 
Kommissionsentwurfs beruhende Anregung fand indes keinerlei 
Unterstützung. 

Von den Mitgliedern der Kommission betr. Revision der 
Kirchenverfassung (niedergesetzt durch Beschluß der Synode vom 
16. Dezember 1820) bemerkten die Herren G. Ed. Lembcke, 
Alex. Kähler jr., Dr. E. J. Th. Brabanı, Pastor J. Cropp, Haupt- 
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pastor D. Calinich und Hauptpastor Glitza im Februar 1881 zu 
8 31, jetzt 34 der Kirchenverfassung: 

„Das Recht Ministerii der eignen Disziplin läßt in der 
jetzigen Formulierung der Paragraphen eine Klarlegung und ge- 
nauere Grenzbestimmung als wünschenswert erscheinen. Sowohl 
dem Kirehenrat wie dem Ministerium muß eine genaue Grenzbe- 
stimmung wünschenswert sein“. 

In der Kommission wurde dieser Anrezung keine Folge ge- 
geben. 

Dagegen wurde demnächst seitens des geistlichen Ministeriums 
die Streichung des $ 27 des Entwurfs zur Revision der Kirchen- 
verfassung von 1870, den die von der Synode am 16. Dezember 
1880 erwählte Synodalkommission dem Kirchenrat am 9. Juni 1881 
überreicht hatte. beantragt. 

Der $ 27 lautete in diesem Entwurfe unverändert wie bisher: 
„Die amtliche Aufsichtsbehörde für sämtliche Geistliche ist der 
Kirchenrat. “ 

Der dem Ministerium erstattete Kommissionsbericht zur Vor- 
bereitung des Ministerialsgutachten nach $ 53 der Verfassung, 
beantragte die Streichung dieser Bestimmung unter folgender 
Motivierung: 

„8 27 des Entwurfs wird nach einstimmigem Urteil der Kom- 
mission als nicht hierher gehörig gestrichen, zumal seine Fassung 
eine zu allgemeine sein würde, so daß er mit 8 30, jetzt 34 kol- 
lidieren würde. Das Aufsichtsrecht des Kirchenrats ist durch 
S 47 (46) festgestellt“, Gutachten Seite 17. 

Das von Herrn Senior Dr. Hirsche am 23. Oktober 1881 
dem Kirchenrate überreichte Gutachten des Ministeriums schloß 
sich diesem Vorschlage an. 

Dieses Gutachten führt zur Begründung der Streichung dieses 
Paragraphen folgendes aus: 

„Eine Reihe von Amendements tragen einen lediglich redak- 
tionellen Clıarakter, z. B. wenn der frühere $ 27 gestrichen ist, 
so soll damit durchaus nicht das Aufsichtsrecht des Kirchenrats 
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über sämtliche Geistliche bestritten oder auch nur beschränkt 
werden; dasselbe ist aber schon durch 8 46 (jetzt & 50) festge- 
stellt, (übrigens dürfte die allzu allgemeine Fassung des früheren 
$ 27 auch den Bestimmungen von $ 30 [$ 31 des Entwurfs] wi- 
dersprechen): .... Diese Veränderungen von geringer Bedeutung 
vorweg anzufübren und zu begründen, ist nicht nötig.*® 

Gegen den Antrag auf Streichung des $ 27 wandte sich mit 
Recht der derzeitige Herr Vorsitzende des Kirchenrats und der 
Kcmmission zur Revision der Kirchenverfassung Bürgermeister Dr. 
Münckeberg in einem Votum vom 28. August 1881 in seinen „Be- 
meıkungen zum Entwurf der Ministerialkommission®. Es heißt 
darin: 

„Die Streichung des $ 27 scheint mir bedenklich. Entweder 
soll die Sache unverändert bleiben: dann empfiehlt sich, die einfache 
und klare Bestimmung beizubehalten, oder es soll dem Kirchen- 
rat das Aufsichtsrecht besehränkt werden, dann entspricht das 
m. E. der verfassungsmäßigen Bestimmung dieser Behörde nicht. 
Bisher hatte das Ministerium keineswegs das ausschließliche Recht, 
die Mitglieder zu disziplinieren (s. $ 31 in der bisherigen Fas- 
sung). Der Senat hat stets selbständig einschreiten können, 
Strafen verhängt usw. Der Bestimmung in $ 27 habe ich mich 
erst kürzlich im .... schen Falle mit Erfolg bedient, um das 
Einschreiten des Senats bei den seit Erlaß der Kirchenverfassung 
veränderten Verhältnissen auszuschließen.“ 

Der Vorschlag, den mehrberegten $ 27 des Entwurfs der 
Synodalkommission zu streichen, fand denn auch mit Recht nicht 
die Billigung der zuständigen Organe. Dieser Paragraph wurde 
vielmehr als $ 29 der Verfassung durch Beschluß der Synode 
unverändert beibehalten. 

Bei der in den Jahren 1895/1896 erfolgten weiteren Revision 
der Kirchenverfassung wurden in den $ 29 der Verfassung zur 
weiteren Klarstellung noch die Worte „und Disziplinarbehörde * 
eingeschaltet. 

Der 8 29 — nach Einschiebung zweier neuen Paragraphen 
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9 und 30 —, jetzt $ 31 der Kirchenverfassung von 1896 erhielt 
so die im Eingang dieser Untersuchung wiedergegebene Fassung: 

„Die amtliche Aufsichts- und Disziplinarbehörde für sämt- 
hehe Geistliche ist der „Kirchenrat.* 

Die Frage, wem die Disziplinargewalt über sämtliche Geist- 
liche zusteht, ist durch diese Bestimmung, wie im vorstehenden 
des genaueren dargelegt worden, erschöpfend geregelt. 

Die Disziplinargewalt steht, abgesehen von der durch & 34 
der Verfassung beibehaltenen Rügebefugnis der geistlichen Kol- 
legien gegenüber ihren Mitgliedern, also nicht gegenüber den 
Geistlichen der sog. Kapellen, diese gehören nicht zu den geist- 
lichen Kollegien, $ 32 der Kirchenverfassung — zwecks Abstel- 
lung und Wandelschaffung wahrgenommener Unregelmüßigkeiten 
in Amts- und Lebensführung, allgemein dem Kirchenrate zu, der 
allein ein eigentliches Disziplinarverfahren einleiten und auf Dis- 
ziplinarstrafen erkennen kann. 

Auf dieser verfassungsmäßigen Grundlage kann demnach ein 
kirchliches Disziplinargesetz nur erlassen werden, solange nicht 
eine Aenderung der bestehenden Verfassung erfolgt ist. 

Außer den im vorstehenden eingehender behandelten Vor- 
schriften über die Disziplinargewalt enthält die Kirchenverfassung 
weitere Bestimmungen nur wegen des Instanzenzuges. Der $ 44 
der Kirchenverfassung vom 26. Februar 1896 bestimmt unter 
No. 4: 

(Die Synode) „ist die höchste Instanz in allen Disziplinar- 
sachen*. 

Irgendwelche Bestimmungen über das Verfahren vor dem 
Kirchenrat und der Synode bestehen nicht. Daß nun die Synode 
in ihrer Gesamtheit (sie besteht zur Zeit aus 89 Mitgliedern) zur 
Entscheidung derartiger Fragen ein besonders geeignetes Organ 
sei, wird schon angesichts der großen Zahl ihrer Mitglieder nicht 
behauptet werden können. 

Diese Erwägung hat denn auch schon vor Jahren zu beachtens- 
werten Vorschlägen geführt. So ist es insbesondere empfohlen 
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worden, in Disziplinarsachen ebenso wie bei Beschwerden und bei 
streitigen Fragen innerhalb der evangelisch-lutherischen Kirche 
ım Hamburgischen Staate, für deren Entscheidung die Synode 
nach $ 34 Abs. 3 und $ 44.4 der Kirchenverfassung ebenfalls 
die höchste Instanz bildet, eine Art Vorinstanz (erweiterter Kir- 
chenrat oder Synodalausschuß) zu schaffen. 

Namentlich der verewigte Herr Senior D. Kreusler hat im 
Januar 1881 der damals tagenden Kommission zur Revision der 
Verfassung den Vorschlag unterbreitet, für die der Synode nach 
dem Vorstehenden zur Entscheidung als höchster Instanz über- 
wiesenen Angelegenheiten eine Vorinstanz zu schaffen, bestehend 
aus dem Kirchenrat und 8 von der Synode nach dem Verhältnis der 
Zusammensetzung des Kirchenrats von der Synode hinzugewählten 
Mitgliedern. Dieser erweiterte Kirchenrat würde, wie Herr Senior 
D. Kreusler ausführte, den großen Vorteil haben, daß ın allen der- 
artigen Fragen sehr rasch eine Entscheidung herbeigeführt werden 
könnte. Gegenwärtig sei es dem einzelnen fast unmöglich, gegen 
den Willen des Kirchenrats den Zusammentritt einer außerordent- 
liehen Synode zu erlangen. Infolge davon schleppten sich An- 
gelegenheiten dieser Art bis zur nächsten! ordentlichen Sitzung 
der Synode hin. Die alsdann gehäufte Arbeit beeinträchtige die 
eingehende Erledigung. Die Verspätung stelle Beschwerdeführer 
und Synode meist vor vollendete Tatsachen, denen alsdann Re- 
medur nicht mehr zu schaffen sei. Der Mangel prompter Er- 
ledigung wirke Verbitterung. Andererseits werde die Synode 
wieder leicht mit Kleinigkeiten behelligt, für die ihre Zeit viel 
zu kostbar sei, die in einer Vorinstanz sehr leicht erledigt werden 
könnten. Gerade Beschwerden gäben in der Synode erfahrungs- 
gemäß Veranlassung zu bitteren Auseinandersetzungen, welche 
doch tunlichst zu vermeiden seien. Diesen Uebelständen gesren- 
über empfehle es sich, eine Vorinstanz vor der Synode zu schaffen, 
der es aller Wahrscheinlichkeit nach gelingen würde, die Be- 


ı Das Wort „nächste* wurde wohl infolge dieser Darlegung bei der 
Revision 1880/1882 der Verfassung gestrichen. 
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schwerden rasch zu erledigen, eine ganze Anzahl Beschwerden aus 
der Welt zu schaffen, ohne die Synode zu behelligen und in den 
Rechtsuchenden Gliedern der Kirche so die Empfindung zu er- 
wecken, daß das Abhilfe darbietende Forum leicht erreichbar sei 
und nicht mehr fern liege in der unabsehbaren Ferne der ordent- 
lichen Synode. Der Vorschlag hat unlengbar viel für sich. 

Die Synode pflegt zwar in derartigen Füllen eine Kommission 
zu erwählen. Dadurch wird aber nur ein größerer Zeitverlust 
herbeigeführt, weil der Bericht einer solchen Kommission der 
Regel nach erst in der nächsten Sitzung der Synode zur Beratung 
und Erledigung kommen kann. Bei Schaffung eines Disziplinar- 
gesetzes insbesondere wird diese Fraxe jedenfalls ernstlich erwogen 
werden müssen. 

Für das förmliche Disziplinarverfahren wird es bei Regelung 
dieser Materie durch ein kirchliches Gesetz —, um dies hier nur kurz 
zu streifen —, genauerer Bestimmungen über das Ermittlungsver- 
fahren, den Eröffnungsbeschluß (Verweisung vor die Disziplinar- 
behörde), die Voruntersuchung durch einen besonders bestellten 
untersuchungführenden Beamten, den Vertreter der Anklage, die 
nichtöffentliche Hauptverhandlung mit Beweisaufnahme usw. vor 
einem kirchlichen Disziplinarhofe bedürfen. Dabei wird dem Be- 
schuldigten zu seiner Verteidigung auch unter Hinzuziehun: eines 
Verteidigers auskönmliche Gelewenheit veweben werden müssen. 

Als Strafen werden außer den Orinungsstrafen (Warnung. 
Verweis, Geldstrafe), die eigentlichen Pisziplinarstrafen (Entfer- 
nung aus dem Kirchenamte -- einerseits, Amtsenthebung mit 
Verlust des bekleideten Amtes, nicht auch der Anstellungsfähig- 
keit, unter Belassung der Rechte des geistlichen Standes, nament- 
lich des Titels und eines Anspruchs auf Ituhegehalt — andererseits 
Dienstentlassung (mit von Rechts wegen eintretendem Verluste aller 
Rechte des geistlichen Standes, insbesondere des Titels und des 
Anspruches auf Ruhegehalt) zu statuieren sein. 


ıWv 5 i 
Von ganz besonderem Werte wird es nach Erfahrungen der neuesten 


Zeit i Ä nn ER 
t (Fall G.) sein, die sogenannte Strafemeritierung zuzulassen. 
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Im Interesse des Verurteilten wird in den Fällen des $ 399 
der Reichsstrafprozeßordnung die Wiederaufnahme des Verfahrens 
zuzulassen sein. 

Die zuletzt berülhrten Fragen werden hier nur gestreift, weil 
den Gegenstand dieser Untersuchung im wesentlichen nur die 
Frage der Kompetenz des Kirchenrats und der geistlichen Kolle- 
gien auf dem Gebiete des kirchlichen Disziplinarrechts bilden sollte. 

Eine eingehende Behandlung der letzteren, im vorstehenden 
nur flüchtig berührten Fragen muß einer späteren Untersuchung 
im Zusammenhange mit dem Entwurfe eines kirchlichen Diszipli- 
nargesetzes vorbehalten bleiben. 
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Ueber das Recht der Kirchenräte zur Ausführung von 
kirchlichen Bauarbeiten und die Gemeinderäte nach 
elsass-lothringischem Kirchenrecht. 


Von 


Dr. Leo Ober in Straßburg-Neudorf. 


Zu den wichtigsten Normen des Kirchenrechts gehören ohne 
Zweifel jene, nach denen sich die Rechte und Lasten bei Bauten 
und Reparaturen von Kirchen und Pfarrhäusern verteilen. Die 
diesbezüglichen Bestimmungen der in Frankreich nach der Re- 
volution geschaffenen Gesetzgebung entbehren leider der wün- 
schenswerten Klarheit in hohem Grade. Die langwierigen Streitig- 
keiten, die sieh z. B. an die Fragen knüpften, wer für die Woh- 
nung des Pfarrers, wer für die sog. „grosses repartions“ der 
Kirchen und Pfarrhäuser aufzukommen habe, sind bekannt genug. 
Dabei gibt es aber noch eine ganze Reihe anderer, untergeordneter 
Fragen, die entstehen müssen, wenn der Bau oder die Reparatur 
einer Kirche oder eines Pfarrhauses nötig wird, welche die fran - 
zösısche Kirchenrechtsgesetzgebung im Dunkel ließ. 

Nach 1870 blieb in Elsaß-Lothringen das französische Kir- 
chenrecht bestehen. Es ist daher nicht zu verwundern, daß sich 
die Kirchenräte vielfach über ihre Rechte im Zweifel sind, wenn 
eine Bauarbeit nötig wird. Insbesondere ist es in solchen Fällen 
die Frage nach dem Verhältnis zum Gemeinderat, die im Vorder- 
grunde steht. Bedarf der Kirchenrat etwa dessen Zustimmung, 
wenn er irgend eine Bauarbeit an Kirche oder Pfarrhaus vor- 
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nehmen will? Oder braucht er sich um ıhn gar nicht zu küm- 
mern ? 

Es leuchtet ohne weiteres ein und entspricht nur der Bil- 
livkeit, daß der Gemeinderat mitzureden hat, wenn er ganz oder 
auch nur teilweise für die Kosten der Arbeit aufkommen muß. 
Das Fabrikdekret hat in seinen Artikeln 92 ff. für diesen Fall 
ausdrückliche Bestimmungen getroffen. Wie aber, wenn die 
Kirchenfabrik allein alle Mittel zur Verfügung stellt? Dies ist 
die Frage, die im folgenden untersucht werden soll. 

Die Frage ist sowohl für die Kirchenräte, als auch für die 
Gemeinderäte von Bedeutung. Wenn es sich nur darum handelt, 
ein neues Fenster ın die Kirchenmauer zu brechen, um etwa die 
Vorbühne besser zu beleuchten, so muß es den Kirchenrat: inter- 
essieren, ob er verpflichtet werden kann, deshalb die Zustimmung 
des Gemeinderats einzuholen, ob dieser vielleicht gar die Zu- 
stimmung verweigern und so die Ausführung der Absicht ver- 
eiteln kann. 

Auch die Gemeinderäte muß es ın hohem Grade interessieren, 
was an der Kirche oder am Pfarrhaus gebaut oder geändert wird; 
sind diese doch meistens ihr Eisentum. Und selbst wenn dies 
nicht der Fall sein sollte, so müssen sie doch subsidiarisch für 
alle Iteparaturen aufkommen. Auch für die Kosten, die der 
eigentliche Gottesdienst verursacht, haften sie in subsidiärer Weise. 
Daher mag es wohl manchmal einem Gemeinderat wünschenswert 
erscheinen. daß der Kirchenrat eine in Aussicht genommene Bau- 
arbeit unterlasse, aus Furcht, die Einkünfte der Fabrık möchten 
später selbst für die Gottesdienstkosten nicht mehr reichen. 

Die Antwort auf unsere Frage muß verschieden ausfallen, 
je nachdem das Gebäude Eigentum der bürgerlichen Gemeinde 
oder der Kirchenfabrik ist. Im folgenden wollen wir — stets 
unter der Voraussetzung, daß die Kirchenfabrik alle Kosten alleın 
trägt — sie zu beantworten versuchen, zunächst für den Fall, 
daß es sich um Gemeindeeigentum handelt; sodann für den Fall. 
daß das Gebäude der Kirchenfabrik gehört; endlich soll untersucht 
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werden, welcher Art denn das Mitwirkungsrecht, das gegebenen- 
falls dem Gemeinderat zusteht, sein mag. 


I. 


Will ein Kirchenrat an einer der bürgerlichen Gemeinde ge- 
hörenden Kirche oder Pfarrhaus mit eigenen Mitteln eine Bau- 
arbeit ausführen lassen, so kann der Gemeinderat ein Recht, vor- 
her gehört zu werden, nur geltend machen, entweder weil eine 
ausdr ückliche gesetzliche Bestimmung dies so bestimmt, oder aber 
weil der Gemeindevertretung ein solches Recht aus ihrer Eigen- 
tümereigenschaft erfließt. Grundlegend für die Regelung des 
Verhältnisses zwischen Kirchen- und Gemeinderat ist das Kirchen- 
fabrikdekret vom 30. Dezember 1809. Es wird zunächst nötig 
sein zu sehen, ob es vielleicht eine dahingehende ausdrückliche 
Bestimmung enthält. 

Den Interessen der bürgerlichen Gemeinde trägt das Fabrik- 
dekret in gewissem Maße dadurch Rechnung, daß dem Bürger- 
meister als geborenem Mitglied Sitz und Stimme im Kirchenrat 
zugewiesen wurde!. Als solches kann ja der Bürgermeister einen 
gerechten Ausgleich zwischen den Interessen der Gemeinde und 
der Kirchenfabrik suchen und seinen Einfluß in diesem Sinne 
geltend machen, eventuell durch Abgabe seiner Stimme. In den 

I Art. 4 Ziff. 2. Vgl. Leo Ober, Die Zusammensetzung der Kirchen- 
räte (Straßburger Diözesanblatt XXXI. 1912 S. 15 ff.); Der Kirchenratsvor- 
stand (Ebend. XXXII. 1913 S. 229); Portalis war allerdings der Ansicht, 
daß den Interessen der Gemeinden genugsam dadurch Rechnung getragen 
sei, daß die Mitglieder des Kirchenrats zugleich auch Bürger der politi- 
schen Gemeinden seien und als solche schon einen gerechten Ausgleich der 
Interessen suchen würden. Vgl. den Bericht vom Juli 1806 (Hermens, 
Handbuch der gesammten Staatsgesetzgebung über den christlichen Kultus. 
1852. IV. 813) „Leur vigilance vaut bien celle d’une maire ou d'un adjoint.“ 
Aber in dem Bericht zum Fabrikdekret vom Februar 1809, der vermutlich 
vom Staatsrat Portalis, dem Sohne des Ministers, stammt (vgl. H. Hüffer, 
Forschungen auf dem Gebiete des franz. und rhein. Kirchenrechts. Münster 
1863 S. 55 und 15), wurde dann vorgeschlagen, daß der Bürgermeister als 


geborenes Mitglied dem Kirchenrat angehören solle „comme le tuteur et 
le representant de la commune, dont il surveille partout les interets“. 
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Ministerialzirkularen ! ist mehrmals auf die Bedeutung dieser Stel- 
lung der Bürgermeister hingewiesen, die es ihnen ermögliche, ge- 
rade von allen auf Bauarbeiten bezüglichen Maßnahmen Kenntnis 
zu erlangen, und selbst durch einen Rekurs an die Oberbehörde, 
die Interessen der bürgerlichen Gemeinde, wenn nötig zu schützen. 
Insofern kann man von einem Mitwirkungsrecht der Gemeinde reden. 

Weitergehende Rechte aber sind dem Gemeinderat im Fa- 
brikdekret für den Fall, daß die Fabrikräte mit eigenen Mitteln 
Bauten oder Reparaturen an Kirchen oder Pfarrhäusern vornehmen 
wollen, nirgends ausdrücklich zuerkannt. Wohl ist im Artikel 95 
bestimmt, daß die Gemeinden ein Gutachten über den Kosten- 
anschlag von geplanten Reparaturen abzugeben haben: aber Ar- 
tikel 95 kann ja nur Anwendung finden, wenn die bürgerliche 
Gemeinde zu den Kosten beisteuern muß; nach unseren Voraus- 
setzungen trifft das eben nicht zu. 

Andererseits finden sich ım Fabrikdekret Stellen, auf Grund 
deren man wohl zur Ansicht kommen könnte, daß die Kirchenräte 
berechtigt sind, die positive Befugnis erhalten, Ausbesserungs- 
arbeiten an den Pfarrkirchen und Pfarrhäusern ganz selbständig vor- 
zunehmen. So heißt es gleich im Artikell: „Les fabriques. . . sont 
chargeesde veiller ä l’entretien et & la conservation des temples...“ 
Das sind übrigens dieselben Worte, mit denen Artikel 76 des Ger- 
minalgesetzes die Hauptaufgaben der Kirchenfabriken, deren Neu- 
schaffung jener Artikel zuerst ins Auge faßt, kennzeichnet. Ebenso 
heißt es im Artikel 37 wo die Lasten der Kirchenfabriken auf- 
gezählt werden unter Ziff. 4: „De veiller a l’entretien des eglises, 
presbyteres et cimetieröes...“ Zu diesen Stellen muß gesagt 
werden, daß sie viel zu allgemein, zu farblos sind, als daß man 
aus ihnen allein mit Sicherheit das Recht, kirchliche Bauarbeiten 
ausführen zu lassen, zugunsten der Kirchenräte ableiten könnte. 
Das gilt vor allem von den Ausdrücken „veiller“, wachen und 
„conservation* Erhaltung. Es ist dem Wortlaut durchaus genug 


ı Vgl. z. B. Min.Zirk. 27. April 1839 (J. F. = Journal des conseils de 
fabriques) 1838/9 V. 236); 6. Aug. 1841 (J. F. 1840/1 VII. 329). 
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getan, wenn man den Kirchenräten das Recht zuspricht, wenn 
Ausbesserungsarbeiten notwendig werden, die Initiative zu 
ergreifen, geeignete Maßregeln zu treffen, um jene die hierzu 
verpflichtet sind, zu bewegen, daß sie die Bauarbeiten ausführen !. 
Wollte man weitergehende Rechte zugunsten der Kirchenräte 
daraus ableiten — wir möchten es nicht als unbedingt unzulässig 
von der Hand weisen — so könnte man es doch wohl nur be- 
züglich der Unterhaltungsarbeiten (entretien) tun. 

In Artikel 37 ist ferner unter Ziffer 3 als Last der Fabriken 
aufgeführt: „De pourvoir ä la decoration et aux depenses rela- 
tives a l’embellissement interieur de l’eglise.* „Pourvoir* besagt 
mehr als „veiller“; es hat mehr den Sinn von: alles nötige be- 
sorgen. Man könnte daher mit gutem Grunde behaupten, daß 
auf Grund des Fabrikdekrets die Kirchenräte berechtigt sind, die 
Ausschmückung des Innern der Kirchen — auch hierzu können 
Bauarbeiten in Frage kommen — vorzunehmen. Was uns aber 
vor allem interessiert, ist die Frage, ob die Kirchenräte berech- 
tigt sind, umfangreichere Bauarbeiten an den den Gemeinden ge- 
hörigen Kirchen und Pfarrhäusern vorzunehmen, oder ob sie hierzu 
der Mitwirkung — der Erlaubnis, eines Gutachtens usw. — des 
Gemeinderates bedürfen; und hierfür enthält das Fabrikdekret 
keine positive Vorschrift. 

Sehen wir nun zu, wie in Frankreich die Verwaltung und 
die Rechtsprechung sich zu der Frage, die uns beschäftigt, stellten. 
Nicht allein ihre Auffassung werden wir dabei kennen lernen, 
sondern auch deren Begründung. Bei der hohen Bedeutung, die 
in Frankreich den Aeußerungen der Verwaltungsbehörden und 
der Rechtsprechung beigemessen wird, müssen wir hierauf schon 


ı Aus den Worten: „Les marguilliers et specialement le tresorier seront 
tenus de veiller & ce que toutes les reparations soient bien et promptement 
faites“ in Art. 41 kann man wohl auf ein Recht der Kirchenvorstands- 
mitglieder schließen, während deren Ausführung die Bau- 
arbeiten zu überwachen, nicht aber auf ein Recht des Kirchen- 
rats, irgend welche Arbeiten und Aenderungen an den Gebäuden vorzu- 
nehmen. 
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etwas näher eingehen ; umsomehr, als eventuelle Gegner, die sich 
etwa mit unserem Eindresultat nicht einverstanden erklären möchten, 
sicher hier ihre stärksten Stützen suchen würden. 

Unsere Frage kam zur Erörterung in einer Streitsache, die 
im Anfang der 30er Jahre zwischen dem Kirchenrat und der Ge- 
meindevertretung von Doudeville zum Austrag kam. Der Kır- 
chenrat wollte den Boden der Pfarrkirche neu mit Steinplatten 
belegen lassen. Zur Ausführung dieser Arbeit verlangte er zu- 
nächst einen Zuschuß von der bürgerlichen Gemeinde; auf ein 
der Arbeit ungünstiges Gutachten des Gemeinderats, versagte 
aber der Präfekt die Ermächtigung. Nun beschloß der Kirchen- 
rat einen andern Weg einzuschlagen. Er faßte aufs neue einen 
Beschluß, stellte ausreichende eigene Mittel zur Verfügung und 
holte die bischöfliche Approbation ein. Der Präfekt war nun 
im Zweifel, ob er immer noch die Ermächtigung versagen solle 
und wandte sich an den Kultusminister um Aufschluß; dieser 
legte die Sache dem Staatsrat vor. In einem Gutachten von 
12. Oktober 1831 ! sprach sich dieser nun dahin aus, daß trotz 
des Widerstandes des Gemeinderats, und obwohl die Nützlichkeit 
der in Aussicht genommenen Arbeit mit Recht bestritten werden 
könne, dennoch die Ermächtigung durch die staatliche Oberbe- 
hörde erteilt werden könne. Der Staatsrat ging hauptsächlich 
von folgenden Erwägungen aus: „Considerant, qu’ aux termes du 
decret precite (30. Dec. 1809) les fabriques sont exclusivement 
chargees de pourvoir ä tout ce qui concerne la reparation et l’em- 
bellissement des batiments destines a la celebration du culte ; Que 
les conseils munieipaux ne sont appeles a deliberer sur ces de- 
penses que lorsqu’elles tombent & la charge des communes par 
suite de l’insuffisance des revenus des fabriques...“ In diesen 
Worten des Staatsrats ist jene Ansicht enthalten, die in der ersten 
Hälfte des 19. Jarhdts. ın Frankreich die herrschende war: ge- 
stützt insbesondere auf die oben genügend beleuchteten Wen- 
dungen im Fabrikdekret: «Les fabriques .... sont chargees de 


ı J. F. 1837/83 IV. 358. 
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veiller & l’entretien et & la conservation des temples....» im Ar- 
tikel 1 und auf die ähnlich lautenden im Artikel 37 Ziff. 3 und 4, 
sprach man den Kirchenräten das Recht zu, alle Reparaturen, 
welcher Art und von welchem Umfange sie auch sein mochten, an 
der Kirche und am Pfarrhaus vorzunehmen. Das Recht knüpfte 
man nicht an die Voraussetzung, daß der Gemeinderat irgendwie 
mitwirke, wofern die Kirchenfabrik von der Gemeinde keinen Zu- 
schuß verlangte. 

Weniger günstig für die Fabriken klingen die Worte eines 
Ministerialzirkulars vom 27. April 1839!. Gewisse unverständige 
Kirchenräte hatten künstlerisch wertvolle Teile des Gotteshauses 
— Giasfenster, Holzschnitzereien usw. — veräußert und durch 
neue, künstlerisch wertlose Stücke ersetzen lassen. Solchen Miß- 
bräuchen tritt das Zirkular entgegen. Der Minister geht davon 
aus, daß die Gemeinden Eigentümer der Kirchen seien, die Fa- 
briken aber nur deren Gebrauch (usage) hätten. Die Fabriken 
seien gesetzt, um über die Unterhaltung und Erhaltung der 
Kirchen „zu wachen“; aber daraus folge nicht, daß sie nun nach 
Belieben damit verfahren, sie verstiimmeln (mutiler), sie zu deren 
Nachteil verändern (alterer) könnten; der Gemeinderat könne sich 
der Zerstörung irgendeines Teiles des Gebäudes widersetzen. 
Damit ist nun keineswegs etwa das Recht des Kirchenrats, jede 
Art von Reparaturen selbständig auszuführen, von der Zustimmung 
des Gemeinderats abhängig gemacht. Vielmehr erscheint jenes 
Recht wiederum implieite anerkannt, da ja der Gemeinderat nur 
den Verschlechterungen (devastation, destruction) sich wider- 
setzen darf. 

Damals schien manchen Freunden der Kirchenfabriken dieses 
Zirkular noch zuweit zu gehen: in der Julinummer desselben 
Jahres 1839 polemisierte das einflußreiche Journal des conseils 
de fabriques? schon gegen das Zirkular; es scheint auch einige 


ı J. F. 1838/9 V. 236 f. 
2 De la conservation des objets d’art dans les eglises, et des travaux 
ä effectuer dans ces Edifices (1838/9 V. 257 ff.). 
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Wirkung ausgeübt zu haben!. Man begann damals lebhafter die 
verschiedenen Rechtsfragen zu erörtern, die entstehen, wenn Bau- 
arbeiter an einer Kirche oder an einem Pfarrhaus nötig werden. 

Am 6. August 1841? erging daher wieder ein Zirkular des 
Kultusministers, das sich ausführlich mit diesen Fragen befaßt 
und wie kein anderes offizielles Schriftstick den Fabriken günstig 
erscheint. Soweit dessen Inhalt uns hıer interessiert, ist im 
wesentlichen ausgeführt: Die Kirchenräte sind gesetzt, um über 
den Unterhalt und die Erhaltung der Gebäude zu „wachen“. 
Jedoch, „les reparations aux batiments prevues au budget ou 
deliberees specialement, quelleque soit leur nature, ne 
seront pas toutes entreprises de plein droit et sans quelque 
precautions preliminaires“. Zunächst seien die Formalitäten der 
Artikel 41 und 42 des Fabrikdekrets einzuhalten; in bestimmten 
Fällen sei die Approbation des Präfekten oder des Ministers ein- 
zuholen. Sodann kommt das Zirkular auf die Rechte der Ge- 
meinden zu sprechen: „Quant aux communes et aux administra- 
tions municipales elles n’ont & intervenir que lorsque les fabriques, 
manquant de resources, sont obligees de recourir & elles.... 
Vainement, partant de ce principe maintenant hors de toute con- 
troverse, que les eglises sont des proprietes communales, preten- 
drait-on que les conseils municipaux ont le droit de veiller a leur 
conservations et d’interposer & leur gr& leur autorite. Cette argu- 
mentation serait vicieuse. L’espece de propriete communale dont 
il sagit echappe a ladministration et & la sur- 
veillancehabituelle des municipalites; un conseil 
special est charge de la regir pour la commune et ä sa place.“ 
Es bedarf keiner längeren Ausführungen: nach diesem Zirkular 
führen die Kirchenräte alle Reparaturen aus, welcher Art sie 
auch seien, ohne daß die Gemeinderäte dabei irgendwie mitzu- 


! Vgl. Des reparations, reconstructions, changements et autres travaux 
a effectuer dans les eglises et presbyteres in J. F. 1840/1 VII 321 #f.; auch 
Bou6 J. F. 1857/8 8. 3. 

2 J. F. 1340/41 VII. 327 £.; Dursy I. 297. 
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reden hätten, wofern die Fabriken für alle Kosten aufkommen, 
Auf Grund des Fabrikdekrets können sıe dies Recht für sich be- 
anspruchen. 

Wie nun Ariste Bou& in einem im Oktober 1857 veröffent- 
lichten Aufsatze mitteilt?, hatte der Kultusminister unter Um- 
gehung der gewöhnlichen Formen dies Zirkular promulviert, ohne 
es vorher dem Minister des Innern unterbreitet zu haben. Letz- 
terer habe sich nachträglich mit dessen Inhalt nicht einverstanden 
erklärt. Er habe in dem Zirkular die Absicht des Kultusministers 
erblicken wollen, den Kirchenräten das ausschließliche Recht zu- 
zuerkennen, alle Arbeiten, die an den Kirchen ausgeführt würden, 
zu leiten und zu überwachen, ohne Rücksicht auf die Natur der 
Arbeit, ohne Rücksicht auch auf deren Bedeutung für die Er- 
haltung des Gebäudes. Es seien Verhandlungen zwischen den 
beiden Ministern geführt worden; der Minister des Innern habe 
schließlich gegen das Zirkular Protest erhoben; es sei vorge- 
schlagen worden, die Sache dem Staatsrat zu unterbreiten; aber 
der Ministerrat habe auf Wunsch des Kultusninisters beschlossen, 
den Verhandlungen weiter keine Folge zu geben. Jeder der 
beiden Minister habe nun zunächst in seinem Sinne Instruktionen 
an die Präfekten erteilt. Erst 1850 seien die Verbandlungen 
wiederaufgenommen worden, und bald sei man dann auch zu einer 
Einigung gelangt. 

Es ist nun zweifellos richtig, daß seit Mitte der 50er Jahre 
die Praxis der Verwaltung in mehreren Fragen, die bei der Vor- 
nahme von Bauten und Reparaturen von Kirchen und Pfarrhäusern 

ı Auch Min.-Ent. 30. Jan. 1847 (J. F. 1853/4 S. 272) ist mindestens 
ebenso klar als das Zirkular vom 6. Aug. 1841, nur nicht so ausführlich, 

2 Des travaux d’entretien, de reparations, de reconstructions et autres 
des eglises et presbyteres (J. F. 1857/38 S. 1fl.). Vgl. dort nüheres über 
jene Vorgänge. Wir können die Angaben natürlich nicht nachprüfen, da 
uns alle Quellen fehlen; an deren Richtigkeit ist aber nicht zu zweifeln. 
Ariste Bou& de Verdier (t 1867; vgl. J. F. 1866,/7 S. 169.) war über 30 Jahre 
Mitarbeiter und dann Direktor des J. F. — Die Angaben bei Andre, Cours 


... de 1a legislation civ. eccl. IV 482f., sind wörtlich dem Artikel von 
Boue 1. c. 8. 29 ff. entnommen, 
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entstehen, eine Aenderung erfuhr, daß Gegensätze, wie sie vorher 
zwischen dem Ministerıum des Innern und des Kultus bestanden, 
von nun an verschwinden. Auch bezüglich unserer Frage wurde 
damals eine Einigung erzielt. 

Die neuen Prinzipien finden wir in einer Entscheidung vom 
Jahre 1856 !, welche der Minister des Innern zuvor mit dem 
Kultusminister beraten hatte, und die er einem Präfekten auf 
dessen Anfrage erteilte: Handelt es sich um einfache Unterhal- 
tungs-, Appropriations- oder Verschönerungsarbeiten, so ist es 
nach den Bestimmungen des Germinalgesetzes in Verbindung mit 
jenen des Fabrikdekrets, in allen Fällen Sache der Fabrik, diese 
Arbeiten ausführen zu lassen: „au contraire, s’il s’agit de travaux 
plus importants pouvant modifier la disposition primitive des &di- 
fices, la fabrique, a moins qu’elle ne soit proprietaire, ne saurait 
se passer de l’assentiment du Conseil municipal, alors m&me 
qu’elle subviendrait & la totalit€E de la depense.*“ Die gleichen 
Prinzipien finden sieh von nun an sehr häufig in einer ganzen 
Reihe von Entscheidungen entwickelt, zum Teil klarer und prä- 
ziser, als in der eben erwähnten vom Jahre 1856. 

Die neuen zwischen den Ministern vereinbarten Regeln, wie sie 
sich aus den Entscheidungen ergeben, können wir folgendermaßen 
zusammenfassen: Selbst wenn der Kirchenrat alle Kosten trägt, 
so darf er doch nur Unterhaltungsarbeiten, Verschönerungsar beiten 
und Arbeiten, welche die zweckentsprechende Herrichtung des 
Gebäudes zum Ziele haben (travaux d’appropriation) ausführen, 
ohne daß er der Mitwirkung des Gemeinderats bedürfte. Was 
die Bauarbeiten anderer Art betrifft, so finden sich Aussprüche, 
nach denen die Gemeinderäte das Recht besitzen, vorher gehört 
zu werden, falls die Arbeiten geeignet sind, die Festigkeit des 
Gebäudes zu gefährden (compromettre la solidite de l’edifice) oder 


! Bull. Int. (= Bulletin officiel du ministere de l’Interieur) 1856 no. 63 
S. 245 (J. F. 1856/7 S. 222). Derselbe Jahrgang des Bull. Int. enthält 
no. 13 S. 110 (J. F. ıbid. 59) eine wörtlich fast gleichlautende, nur kürzer 
gefaßte Entscheidung. 
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Aenderungen ın der Anordnung der Teile des Gebäudes herbei- 
zuführen (modifier les dispositions primitives). Daneben aber wird 
häufig und ganz klar ausgeführt, daß der Gemeinderat bei allen 
anderen Arten von Bauarbeiten stets das Recht habe, gehört zu 
werden, mögen es große Reparaturen (grosses reparations), Um- 
bauten (reconstructions), Vergrößerungsarbeiten (argrandissements) 


oder Abbrucharbeiten sein. 

t Bull. Int. 1858 no. 19 (J. F. 1858/9 S. 109) Versetzung einer an einen 
Pfeiler angemauerten steinernen Kanzel; die Schreiben vom 13. Juli und 
19. Juli 1861; 4. Februar und 25. April 1862; dazu StRE. 7. Mai 1863 (alle 
J. F. 1863/4 S. 48 ff.); Bull. Int. 1862 no. 54 S. 487 (J. F. 1864/5 S. 108 f.) 
Vergrößerung der Kirche; Bull. Int. 1863 no. 19 (J. F.) 1863/4 S. 223); 
Min.-Ent. 14. November 1864 (J. F. 1865/6 S. 303) Durchbrechung der Mauer 
zum Zwecke der Neuöffnung einer Türe oder eines Fensters; Bull. Int. 
1863 no. 65 8. 378 (J. F. 1864/5 S. 276f.) Abbrucharbeit; Bull. Int. 1868 
no. 43 (J. F. 1868/9 S. 26 f.) Abbruch einer Scheidemauer zwischen Kirche 
und Sakristei; Min.-Ent. 18. Aug. und 14. Sept. 1869 (J. F. 1871 S. 296 ff.); 
Bull. Int. 1870 no. 4 S. 72 (J. F. 1869/70 S. 246 f.) Zumauern einer Türe; 
Bull. Int. 1870 no. 19 S. 205 (J. F. 1869/70 S. 277); Min.-Ent. 13. Juni 1870 
(J. F. 1872 S. 36 ff.) Umbau eines Kirchturnms; Min.-Ent. 20. März 1872 (J. 
F. 1872 S. 175£.) Neubelegung des Bodens mit Steinplatten; Min.-Ent. 
29. Juli und 5. Aug. 1873 (J. F. 1873 S. 265 f.) Umbau der einsturzdrohen- 
den Kirche; Min.Ent. 30. Okt. 1874 (J. F. 1875 S. 124); Min.-Ent. 26. Jan. 
und 12. Febr. 1876 (alle J. F. 1876 S. 250 ff.). Später — es war nach 1870 
und interessiert uns daher weniger — suchte die französische Verwaltung 
die Rechte der Kirchenräte noch mehr zu beschränken, So heißt es z. B, 
in einem Brief des Kultusministers vom 4. September 1877 (J. F. 1879 
S. 138) „En principe le bureau des marguilliers et la fabrique peuvent ... 
faire executer ... sans qu'il soit besoin ... d’avis prealable du conseil 
municipal, les reparations d’entretien ou autres qui ne depassent pas les 
limites determinees par les articles 12 et 41 du decret du 30 dec. 1809. 
J’estime toutefois que m&eme dans ces conditions restreintes il est indispen- 
sable que le conseil municipal soit consulte pour tous les travaux qui 
seraient de nature & compromettre la solidite de l'’edifice ou & modiltier 
plus ou moins profondement la propriete de la commune ..... Lorsque 
le chiffre des travaux depasse les limites fixees par les art. 12 et 41 precites 
.... lavis prealable du conseil municipal est dans tous les cas necessaire 
d’apres l’art 21 de la loi du 18 juillet 1837“. Die hauptsächlichste Neue- 
rung dieser Entscheidung besteht darin, daß es nicht mehr nur von der 
Art der Bauarbeit abhängt, sondern auch von der Höhe der Kosten, ob 
der Gemeinderat mitzuwirken habe oder nicht. Wie übrigens der ange- 
zogene Art. 21 zur Anwendung kommen könne, ist rütselhaft. 
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Von großem Interesse wäre es, nun zu wissen, wie die Minister 
diese neu vereinbarten Grundsätze begründeten. Leider sind ge- 
rade in diesem Punkt die Angaben in den Entscheidungen nicht 
sehr ausführlich !. 

Das Recht der Fabrikräte, alle Unterhaltungs-, Verschönerungs- 
und „Appropriations“arbeiten auszuführen ohne jede Mitwirkung 
der Gemeinden, leitete man aus den Artikeln 76 des Germinal- 
gesetzes und aus Art. 1 und 37 Ziff. 3 und 4 des Fabrikdekrets 
— speziell aus der Wendung „veiller ä l’entretien® — ab?. Was 
davon zu halten ist, haben wir oben dargelegt. 

Als kräftigsten Beweis dafür, daß bei allen anderen Arbeiten 
der Gemeinderat gehört werden müsse, führte man den Artikel 
19 des Gesetzes vom 18. Juli 1837 an und zwar sowohl Ziff. 3 
als auch Ziff. 6°. 

Im Artikel 19 des genannten Gesetzes sind jene Angelegenheiten 
aufgezählt, über welche der Gemeinderat zu beraten (deliberer) 
hat; unter Ziff. 3 sind aufgezählt: „Erwerb, Veräußerung und 
Tausch von Gemeindeeigentum ... und überhaupt alle Hand- 
lungen, welche sich auf dessen Erhaltung und Vermehrung be- 
ziehen“; unter Ziff. 6: „Alle Projekte über Bauten, große Re- 
paraturen und Abbruch, sowie überhaupt alle Projekte über aus- 
zuführende Arbeiten.“ Diese Bestimmungen wenden die Minister 
auf den Fall an, daß die Kirchenräte mit eigenen Mitteln eine 
Bauarbeit an der Kirche oder am Pfarrhaus vornehmen lassen, 
und folgern, daß der Gemeinderat darüber einen Beschluß zu 
fassen habe, da ja Kirche und Pfarrhaus Eigentum der Gemeinde 
seien. 

An zweiter Stelle weisen die Minister auf die Pflicht der 


ı Das hängt wohl damit zusammen, daß uns vielfach nicht der Text 
der Entscheidungen selber zur Verfügung steht, sondern nur kurze Aus- 
züge, die im Bull. Int. veröffentlicht wurden. 

22. B. M.E. 20. März 1872 (J. F. 1872 S. 175). 

3 Vgl. z. B. Bull. Int. 1358 no. 19 (J. F. 1858/9 S. 109); Ebenda 1863 
no. 19 (J. F. 1863/4 S. 223); Min.-Ent. 14. Novemb. 1864 (1865/6 S. 302). 
Häufig ist nur auf das Gesetz verwiesen und kein Artikel speziell genannt. 
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bürgerlichen Gemeinden in subsidiärer Weise für die Lasten der 
Fabriken aufzukommen: falls nun auch die Fabriken Mittel genug 
zur Verfügung hätten, um die geplante Bauarbeit auszuführen, 
so sei doch Gefahr vorhanden, daß später für die Gemeinden 
daraus Kosten erwachsen könnten, sei es daß die Arbeit aus un- 
vorhergesehenen Gründen höher zu stehen komme, als der Vor- 
anschlag annehme, sei es, daß nach Ausführung der Arbeit der 
gewöhnliche Unterhalt des Gebüudes höher zu stehen komme und 
so die überdies erschöpften Mittel der Fabrik nicht mehr aus- 
reichten, selbst für die gewöhnlichen Kosten für den Unterhalt 
des Gottesdienstes!. 

Endlich findet sich in den Entscheidungen des Ministers noch 
ein anderes Argument, das nicht positiven Gesetzesbestimmungen 
entnommen, sondern aus dem Rechtsverhältnis, das zwischen dem 
Kirchenrate als Nutznießer und der bürgerlichen Gemeinde als 
Eigentümerin des Gotteshauses besteht, abgeleitet ist. Mit Klar- 
heit ist es formuliert ın einer Entscheidung vom Jahre 1863 ?: 
„Les travaux qui n’ont pas pour objet exclusif l’entretien ou la 
decoration d’un edifice peuvent ätre de nature a en modifier les 
dispositions primitives ou & en compromettre la solidite; or, la 
fabrique, simple usufruitiere ne saurait les entreprendre sans 
que le conseil municipal, organe de la Commune proprietaire, 
aıt ete entendu.* Auf dies Argument wird allerdings stets nur 
hingedeutet, wenn Bauarbeiten in Frage stehen, die geeignet sind, 
die Festigkeit des Gebäudes zu gefährden oder Aenderungen in 
der Anordnung der Teile des Gebäudes herbeizuführen; nur in 
dieser beschränkten Weise machen die Minister von diesem Ar- 


gument Gebrauch. 


ı Vgl. z.B. Min.-Ent. 14. Novemb. 1864 (1. c.); Bull. Int. 1864 no.19 (1. c.). 

® Bull. Int. 1863 no. 19 (J. F. 1863/4 S. 223). In anderen Entschei- 
dungen ist dies Argument oft nur angedeutet, vgl. die oben zitierten vom 
Jahre 1856; Min.-Ent. 14. Novemb. 1864 (J. F. 1565/6 S. 303); Bull. Int. 
1868 no. 43 (J. F. 1868/9 S. 26); Min.-Ent. 13. Juni 1870 (J. F. 1872 8.37). 

3 Beispiele solcher Bauarbeiten zählt Min.-Ent. 4. Septemb. 1877 (J. F. 
1879 S. 138) auf. 
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Was ist nun von diesen Argumenten zu halten? Darauf 
müssen wir selbstverständlich des näheren eingehen. Das werden 
wir weiter unten tun. Zunächst wollen wır zusehen, in welcher 
Weise die Gerichte zu unserer Frage Stellung genommen haben. 
Der Rechtsprechung kommt bekanntlich in Frankreich eine über- 
aus große Bedeutung zu. 

Die Gerichte haben sich wider Erwarten selten mit unserer 
Frage beschäftiet!. In einer Sache, die am 13. Januar 1876 ? 
vor dem Gericht von Cusset verhandelt wurde, stand sie wohl 
zur Entscheidung. Aber das Gericht ging von der Voraussetzung 
aus, daß die bürgerliche Gemeinde in primärer Weise für die 
„grosses reparations“ aufzukommen habe, und suchte von hier aus 
eine Lösung; daß dieser Weg aber völlig verfehlt ist, brauchen 
wir nicht erst noch darzutun. 

Um so interessanter ist aber für uns ein Urteil des Kassa- 
tionshofes vom 18. Juli 1888°?. Darauf wollen wir doch noch 
etwas näher eingehen, weil daraus zu ersehen ist, wie der höchste 
französische Gerichtshof, der sich natürlich nicht von Ministerial- 
entscheidungen leiten ließ, noch im Jahre 1888 sozusagen rat- 
los unserer Frage gegenüberstand. Der Pfarrkirche von Naizin 
war, durch die große Eingangstür von deren Inneren getrennt, 
ein Glockenhaus vorgebaut. Der Kirchenrat hatte nun die Ein- 
gangstür an den Eingang des Glockenlauses vorverlegt, dazu 
noch zwei Seiteneingänge desselben ebenfalls durch Türen geschlos- 
sen, so daß also der ganze Innenraum des Glockenhauses zum 
Kircheninnern hinzukam. Der Kirchenrat hatte es getan, einmal 
um die Kirchendiener beim Läuten besser gegen Unwetter zu 


I Gelegentlichen Bemerkungen in StRE. 7. Mai 1863 (J. F. 1863/4 
S. 53 ff.), StRE. 26. Febr. 1870 (D. 71. 3. 48), StRE. 17. Juli 1874 (D. 75. 3. 
71; J. F. 1876 S. 247); StRE. 4. Juni 1880 (D. 81. 3. 46) kann eine Bedeu- 
tung nicht zugemessen werden. In Bordeau 26. Januar 1876 (J. F. 1876 
S. 260 ff.) handelt es sich um die Frage, ob der Pfarrer bauliche Aende- 
rungen am Kirchengebäude vornehmen darf; das ist natürlich zu verneinen. 

2 J. F. 1816 S. 256 ff. 

® Sirey 88. 1. 370; Dal. 89. 1. 150. 
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schützen, sodann um die Verunreinigung des Innern dureh allerlei 
Unrat unmöglich zu machen. Der Gemeinderat, der nicht befragt 
worden war, klagte; schließlich kam die Sache vor den Kassa- 
tionshof. Hier führten nun die beiden Berichterstatter Chevrier 
und Demangeat, in ihren Auffassungen übereinstimmend im we- 
sentlichen aus: das Recht des Kirchenrats zur Vornahme von 
Reparaturen und Aenderungen baulicher Natur sei nicht zu be- 
messen nach den Normen, welche die diesbezüglichen Rechte des 
Nutznießers an einem Gebäude regeln; die Rechte jener seien in 
diesem Punkte umfangreicher, als die des Usufruktuars; das er- 
gebe sich aus der Natur ihrer Mission, die nach Artikel 1 des 
Fabrikdekrets die Pflicht umfasse, zu „wachen* über die Erhal- 
tung und Unterhaltung der Gotteshäuser, ferner die Ausübung 
und die Aufrechterhaltung der Würde des Gottesdienstes sicher 
zu stellen: nur dieser Pflicht sei der Kirchenrat nachgekommen 
und folglich nicht verbunden gewesen, den Gemeinderat um seine 
Zustimmung anzugehen. — Wie aus dem Texte seines Spruches 
ersichlich ist, schloß sich der Kassationshof diesen Anschauungen 
an und entschied dementsprechend '!. 

Auf die Begründung dieses Urteits des Kassationshofes müs- 
sen wir ebenfalls näher eingehen. Zunächst aber wollen wir 
noch — in möglichster Kürze — zusehen, wie die Wissenschaft 

ı Die belgische Rechtsprechung hat sich auch häufiger mit 
unserer Frage befaßt. Da sie bekanntlich bei den französischen Juristen 
großes Interesse findet, sei hier bemerkt, daß der Rechtszustand in Belgien 
eine wesentliche Veränderung erfahren hat durch Arrete vom 16. August 
1824; danach ist den Fabriken verboten, neue Gotteshäuser zu errichten, 
die bestehenden wieder aufzubauen (reconstruire) oder die Anordnung der 
Teile zu ändern (d’en changer l’ordonnance), ohne zuvor die Ermächtigung 
des Königs erhalten zu haben; sie müssen sich auf die Ausführung der 
Unterhaltungsarbeiten beschränken. die zur Erhaltung der Gebäude nötig 
sind. Dadurch sind die belgischen Kirchenräte einer Beschränkung unter- 
worfen worden, wie sie in Frankreich nicht besteht. Das ist wohl zu be- 
rücksichtigen, wenn man die belgische Rechtsprechung in unserer Frage 
herbeiziehen will. Vgl. z. B. Geigel 132’, Vgl. Liege 17. Juni 1882 (Pasi- 


crisie belge 32. 2. 204f.); 20. Dezemb. 1882 (Pas. 83. 2. 161); Gand 3, Febr, 
1883 (Pas. 82. 2. 239f.); Liege 12. Januar 1838 (Pas. 88. 2. 91f.). 
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zu unserer Frage Stellung nahm; wir können das nicht ganz 
umgehen. 

Wenn man weiß, welch großes Gewicht die französische 
Rechtswissenschaft den Entscheidungen der Verwaltungsbehörden 
beilegt, so wird man sich nicht darüber wundern, daß die Au- 
toren im allgemeinen zu den verschiedenen Zeiten den gleichen 
Standpunkt vertraten, wie die Verwaltungsbehörden; nach 1856 
also einen anderen als vorher. Das einflußreiche Journal des 
conseils de fabriques verteidigte vor 1850 die Ansicht, daß die 
Kirchenräte berechtigt seien, selbständig alle Arten von Bauar- 
beiten an den Kirchen und Pfarrhäusern vorzunehmen, wenn sie 
selber die Kosten zahlten; der Bürgermeister könne nur ein- 
schreiten bei Gefährdung der öffentlichen Sicherheit, als Organ 
der Polizei, „par mesure de police“; dies Recht ist also nicht 
etwa als Ausfluß des der Gemeinde zustehenden Eigentumsrechts 
aufsefaßt!. Auch die anderen französischen Schriftsteller des 
Kirchenrechts aus der ersten Hälfte des 19. Jahrhdts., lehren, 
soweit sie sich überhaupt mit unserer Frage befassen, im wesent- 
lichen dasselbe ?. 

Nachdem aber Mitte der 50er Jahre, die Einigung zwischen 
den Ministern zustande gekommen war, wie wir eben berichtet 
haben, vertraten alsbald auch die Autoren die neuen Prinzipien, 
wie sie sich aus den Ministerialentscheidungen ergaben. So z.B. 
Ariste Boue im Jahrgang 1857/8 des Journals des Conseils de 
fabriques ® und viele andere“. Besonders zu erwähnen ist hier 


1 Vgl. besonders J. F. 1835/6 II. 49° cons. S. 56; 1838/9 V. S. 260 f.; 
1840/1 VII. 360° cons. S. 314; ibid. S. 321 ff. 

?2 So z. B. Dieulin, Le guide des cur&s. Paris 1844. S. 313f.; Bulletin 
des lois civiles ecclesiastiques 1853 S. 329 no. 21, 22, 23 (Separat: De 
Champeaux, Code des fabriques. Paris 1862. I. 262f.); M. Gaudry, Traite 
de la legislation des cultes. Paris 1856. U. no. 849 S. 655; II. no. 913. 
S. 108; auch noch Andre, Cours alphabetique .... de legislation civile 
eccles. Paris 1877 * IV. 261. 

3 Des travaux d’entretien, de reparations, de reconstruction et autres 
des Errlises et presbyteres S. 1ff., 27 fl. 

* Vgl. z. B. A. Rousset, Code annote de la legislation civile concernant 
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F. Geigel; er schreibt: „Kein Gottes- oder Pfarrhaus darf her- 
gestellt, umsrebaut, geändert oder Gegenstand einer außerge- 
wöhnlichen Arbeit werden, ohne daß zuvor Plan und An- 
schlag dem Gemeinderat zum Gutachten vorgelegt war“ ’. Eine 


les eglises, presbyteres, cimetieres .... Paris 1867 S.59; J. M. Thephany, 
Guide pratique de l’administration temporelle des paroisses. Paris 1877. 
II. 26; F. Fanton, Traite des fabriques. Paris 1898 ? I. no.344 S. 142. 
(schließt sich anscheinend der oben erwähnten Entscheidung vom 4. Sept. 
1877 an). Recht unklar ist Dubief-Gottofrey, Traite de administration des 
eultes. Paris 1892 II. S. 422f.; ganz ungenügend ist Dalloz, Repert. 
methodique et alphabet. de legislation. Supplement. s. v. Culte no. 534 
(IV. 579); damit ziemlich wörtlich übereinstimmend ist Fuzier-Herman, 
Repert. gen. du droit frangais s. v. Fabriques et consistoires no. 327 
(Bd. 22 S. 180); hier ist auch zu nennen (anonym) Le Decret du 30 De- 
cembre 1809 (als Beilage zur Revue ecclesiastique de Metz 1893—96) 
S. 245 f.; La Jurisprudence civile ecelesiastique au presbytere (Petit supple- 
ment a l’ami du clerge) V. 1904 S. 88f. u. viele andere. — Dalloz 84. 2. 
113 222 = # ist der Nachweis versucht. daß die Kirchenräte speziell „re- 
constructions“ d. h. Abbruch schadhaft gewordener Kirchen und Wieder- 
aufbau derselben nicht ohne Mitwirkung des Gemeinderats ausführen 
können. Es wird dort ganz richtig davon ausgegangen, daß „reconstruc- 
tion“ nicht als „grosse r&paration® angesehen werden könne. Aber dann 
wird irrigerweise behauptet, daß nur allein im Gesetze vom 14. Februar 
1810 von den „reconstruction“ die Rede sei, während doch im Fabrikdekret 
art. 37 no. 4 und art. 98 das ebenfalls der Fall ist. Bei solch einer irrigen 
Voraussetzung ist es erklärlich, wenn dann die irrigen Folgerungen ge- 
zogen werden, daß die „reconstructions* stets der Gemeinde zur Last fallen 
und der Kirchenrat zur Ausführung von solchen Arbeiten stets der Mit- 
wirkung des Gemeinderats bedürfe. Die gleichen irrigen Ansichten finden 
sich bei Dubief-Gottofrey II. no. 1756 S, 425 f. 

ı Reichs- und reichsländisches Kirchen- und Stiftungsrecht. Straßburg 
1898. S. 131f., 132 als Anm. 7b: „Der Gotteshausvorstand kann, ohne den 
Gemeinderat zu befragen, schon mit Genehmigung der kirchl. Ober- 
behörde nur a) ganz gewöhnliche Unterhaltungsarbeiten anordnen, 
wie Verputz der Mauern .... b) Verzierungen.... Außergewöhn- 
liche Arbeit ist der Abbruch eines Turmes, Vorsprungs oder sonstigen noch 
so geringfügigen Gebäudeteils, selbst wenn der Einsturz droht.“ Geigel 
fügt reiche Kasuistik bei; als Belege ist hauptsächlich auf die Entschei- 
dungen der Minister hingewiesen; 8. 131? auch auf Gemeindeordnung 
vom Jahre 1895 88 59 u. 60°?; daß die Gemeindeordnung anwendbar sei, 
können wir nicht zugeben; vgl. darüber unten. Vgl. noch Geigel S. 210. 
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Ausnahmestellung unter den Autoren nimmt Ch. Borde ein; er 
kommt zu dem Resultat, daß die Fabrikräte sowohl Hauptrepa- 
raturen (grosses reparations) als auch Neuaufbauten schadhafter 
Gebäude (reconstruetions) ausführen könne, ohne selbst ein Gut- 
achten des Gemeinderats einzuholen, wenn sie mit eigenen Mitteln 
für die Kosten aufkommen. Damit setzt er sich in Gegensatz zu 
der Praxis, wie sie in Frankreich von der Verwaltung befolst 
wurde. Leider können wir unmöglich ın den breiten Ausfüh- 
rungen Borde’s einen stichhaltigen Beweis finden. Der größte 
Mangel bestelıt aber wohl darin, daß er es ganz unterläßt, zu 
sagen, für welche Bauarbeiten der Kirchenrat denn der Zustim- 
mung des Gemeinderats bedarf, daß er es unterläßt, die Scheide- 
linie zu ziehen zwischen jenen Bauarbeiten, zu denen der Fabrik- 
rat einer Mitwirkung des Gemeinderats nicht bedarf und jenen, 
zu denen eine solche notwendig ist. 

Kehren wir nun wieder zurück zu den Beweisen, die wir 
in den Entscheidungen der Minister und im Urteil des Kassations- 
hofes vom 18. Juli 1888 kennen gelernt haben. Der Kassations- 
hof suchte, wie man sich erinnern wird, aus Artikel 1 des Fa- 
brikdekrets das Recht des Kirchenrats zu erweisen, Arbeiten bau- 
licher Natur an der Kirche vorzunehmen, ohne der Zustimmung 
des Gemeinderats zu bedürfen; und zwar näherhin einmal aus 
der dort den Fahriken auferlegten Last, über die Unterhaltung und 
Erhaltung der Gotteshäuser zu „wachen“. Was hieraus gefolgert 
werden kann, haben wir bereits gesagt. Sodann aber — und 


ı Des droits et des obligations reciproques des communes et des fa- 
briques sur les &difices aflectes au culte paroissial. These. Paris 1886 
S. 361 ff. 

* Wir können uns unmöglich auf eine Auseinandersetzung mit Borde 
einlassen. Was sollen wir z. B. dazu sagen, daß er S. 365 die Entschei- 
dung Bull. Int. 1863 no. 19 als ein Zirkular ausgibt und behauptet, es sei 
„une circulaire ministerielle .. . absolument isolee* (S. 367); als Fundort 
des Zirkulars ist Andre V. Travaux p. 485 angegeben. Das ist nur ein 
Beispiel zur Kennzeichnung der Arbeitsweise. Anatole Bire, De la condi- 
tion juridique des edifices religieux. These. Paris 1890 S. 106 ff. gibt nur 
einige Bemerkungen ganz im Sinne von Ch. Borde wieder. 
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dies steht bei weitem im Vordergrund — argumentiert der Kas- 
sationshof daraus, daß der Kirchenrat verpflichtet sei, die Aus- 
übung und die Würde des Gottesdienstes sicherzustellen. Wohl 
sollen nach Artikel 1 die Kirchenräte „assurer cet exercice (du 
culte) et le maintien de sa dignite“; aber doch nur: „soit en . 
reglant les depenses qui y sont necessaires, soil en assu- 
rant les moyens d’y pourvoir“. Die beiden Teile des letzten 
Satzes des Artikels 1 dürfen doch nicht voneinander getrennt 
werden, und der Kassationshof läßt den zweiten Teil ganz außer 
Acht! Dieser zweite Teil stellt sich als eine Umgrenzung der 
Funktionen dar, die der Kirchenrat zur Sicherung des Gottes- 
dienstes und dessen Würde auszuüben hat; Funktionen, die hierzu 
etwa nötig sein sollten, aber außerhalb dieser gesteckten Grenze 
liegen, können daher nicht, wenigstens nicht auf Grund der an- 
gezogenen Stelle des Artikels 1, als Aufgaben des Kirchenrats 
angesehen werden. Die Ausführung von Bauarbeiten liegt aber 
außerhalb der gesteckten Grenze. Zweifel hieran könnten viel- 
leicht nur bei der Interpretation des Satzteiles: „soit en assurant 
les moyens d’y pourvoir“ entstehen. Dazu ist zu bemerken, daß 
man, um diesen Satzteil richtig zu interpretieren, unter „moyens“ 
nur „Geldmittel“ verstehen darf und das Pronomen „y“ auf „de- 
penses* beziehen muß. Das ist ja auch der nächstliegende Sinn 
des Satzteils. Wollte man unter „moyens* alle etwa zur Aus- 
übung des Kultus und zur Erhaltung dessen Würde erforderliche 
Mittel und Maßnahmen verstehen, und das Pronomen „y* auf 
„exercice du culte“ und „maintien de sa dignite“ beziehen, so müßte 
man zu den unhaltbarsten Konsequenzen gelangen: um nur eines 
zu nennen, müßte man dann nicht dem Kirchenrate das Recht, 
die Kirchenpolizei zu üben, zusprechen? Eine Bestätigung un- 
serer Ansicht finden wir auch im letzten Entwurf zum Fabrik- 
dekret !: dort ist im letzten Abschnitt des Artikels 1 nur von den 


ı Vgl. ihn bei H. Hüffer S. 367: Der letzte Teil des Art. 1 lautet dort: 
». . . . enfin de pourvoir aux depenses necessaires & l’exercice du culte 
paroissial et au maintien de sa dignite.“ 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIII. 8. 25 
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Geldmitteln die Rede; im Fabrikdekret ist ja der entsprechende 
Teil des Artikels 1 ziemlich viel verändert; aber nur die For- 
mulierung ist ausführlicher, der Sinn ist derselbe. Wir müssen 
also die Begründung des Spruches des Kassationshofes, als völlig 
verfehlt bezeichnen. 

Die Minister stützen, wie wir sahen, ihre Ansicht vor 
allem auf Art. 19 Ziff. 3 und 6 des Gesetzes vom 18. Juli 1837. 
Können diese Bestimmungen zur Anwendung kommen, wenn die 
Kirchenräte an der Kirche oder am Pfarrhaus Bauarbeiten aus- 
führen wollen? Es ist das eine für uns sehr wichtige Frage. 
Denkbar wäre es, da ja im Jahre 1837 bereits entschieden war, 
daß jene Gebäude Eigentum der bürgerlichen Gemeinden seien, 
soweit sie auf Grund der Art. 72 und 75 des Germinalgesetzes 
ihrer Bestimmung zurückgegeben worden waren!. Trotzdem 
müssen wir die Frage entschieden verneinen. Zunächst einmal 
deshalb, weil bei Erlaß des Gesetzes vom 18. Juli 1837 ausge- 
sprochenermaßen die Absicht bestanden hat, daß an den Rechten 
und Pflichten der Kirchenräte gar nichts geändert werden sollte, 
sofern nicht im Gesetz ausdrücklich unter Nennung der Fabriken 
etwas anderes bestimmt würde. Daher darf man aus Art. 19 
nicht für die Fabrikräte lästige Befugnisse zugunsten der Ge- 
meinderäte ableiten wollen. Bei der Beratung des Gesetzes in 
den beiden Kammern war man sich anfänglich nicht klar, wie 
man es in dieser Beziehung halten solle; aber bald erkannte man, 
daß es durchaus nicht zu empfehlen sei, im Rahmen eines Ge- 
setzes über die Gemeindeverwaltung die Verhältnisse der Fabriken 
mitregeln oder in deren Verhältnisse ändernd eingreifen zu wollen. 


1 Vgl. StRG. 29 Frimaire XII; 2 Pluv. XIII; StRG. 12. Juni 1829; 


3. Juli 1829 (beide bei Vuillefroy, Trait6 de l’administration du culte. Paris 


1842 S. 303 Anmerkg. b). StRG. 3. Novemb. 1836 (J. F. 1836/7 III 358); 
Grenoble 18. Mai 1827 (Sırey 27. 2. 218); Bordeau 19. Febr. 1834 (S. 35. 2. 
206) und viele andere. Vgl. Ch. Woeste, De la propriete des anciennes 
eglises, des ancıens presbyteres et des anciens cimetieres, Bruxelles 1871; 
Chr. Meurer, Begriff und Eigentümer der hl. Sachen. Düsseldorf 1885 II 
S. 362 ff. Weitere reiche Literatur: H. Tretzel, Die Kirchengemeinde nach 
pfälzischem Recht (D. Zeitschr. f. KR. XVII. 1907 S. 461); D. 84. 2. 113°. 
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So kam man zu dem Entschluß. dem der Berichterstatter M ou- 
nıer in der Kammer der Pairs in der Sitzung vom 27. März 
18371 mit folgenden Worten unzweideutigen Ausdruck verlieh: 
„Vous navez pas oublie, Messieurs, que vous n’aviez voulu ad- 
mettre dans le projet de la loi municipale aucune disposition 
nouvelle concernant les fabriques.*“ Die Verhältnisse der Fabriken 
sollten in einem später zu erlassenden Gesetze neu geordnet 
werden?. Schon hieraus folgt, daß aus dem erwähnten Art. 19 
ein die Befugnisse der Kirchenräte schmälerndes Recht der Ge- 
meinden nicht gefolgert werden darf. 

Der französische Minister des Innern war sich in den ersten 
Jahren nach 1837 wohl bewußt, welches das Anwendungsgebiet 
der Bestimmungen des Gesetzes vom 18. Juli sei. Damals wen- 
deten manche Präfekten den Art. 45 dieses Gesetzes irrigerweise 
auch auf Spitäler und Wohltätigkeitsanstalten an. In einem 
Zirkular vom 10. Februar 18403 heißt es deshalb: „Il est essen- 
tiel que vous ne perdiez pas de vue, «que la loı precitee n’est 
applicable a ces derniers etablissements, que dans les dispositions 
ou elle sen est expressement oceupee. Or, l’article 45 n’ayant 
statue que pour les communes ... .“ Was hier über Art. 45 und 
die Spitäler gesagt ist, muß analog auch für Art. 19 und die 
Kirehenfabriken gelten *. 

Daß bei der Abfassung des Gesetzes vom 18. Juli 1837 nie- 
mand auch nur daran dachte, daß man die Bestimmungen des 
Art. 19 zur Anwendung bringen könnte, wenn die Fabriken mit 
eigenen Mitteln eine Bauarbeit vornehmen wollten, wird man ohne 
weiteres zugeben, wenn man bedenkt, wie man damals über 
die Rechte der Kirchenräte in diesem Punkte dachte. Wir er- 
innern an das, was wir oben ausgeführt haben, insbesondere an 
das Zirkular vom 6. August 1841. Unmöglich hätte man damit 


ı Vgl. den Bericht bei Dalloz, Repertoire ... de legislation s. v. Commune 
IX. S. 264 !ff., insbesondere S. 267 no. 232 f. 
2 J. F. 1838/9 V. 314". 
3 Bull. Int. 1840 S. 84 ff. 
* Vgl. noch StRG. 21. Aug. 1839 (J. F. 1839/40 VI S.Iff.). 
25 * 
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die Anwendung des Art. 19 des Gesetzes vom 18. Juli 1837 in 
Einklang setzen können. 

Bezüglich des Art. 19 Ziff. 3 sei noch auf folgende Inkon- 
sequenz hingewiesen. Nach dessen Bestimmung hat der Gemeinde- 
rat zu beschließen, „im allgemeinen über alles, was die Erhaltung 
und Verbesserung (amelioration) der Besitztümer der Gemeinde 
(les proprietes communales) betrifft“. Verschönerungsarbeiten im 
Innern der Kirche sind ohne Zweifel als „Verbesserungen“ anzu- 
sehen. Will man also den Art. 19 Ziff. 3 bei Bauarbeiten der 
Fabriken an den Kirchen anwenden, so muß man dies auch bei 
den Verschönerungsarbeiten tun. Und doch wollen die Minister 
in ihren Entscheidungen den Art. 19 Ziff. 3 nur bei bedeuten- 
deren Reparaturen (grosses reparations etc.) angewendet wissen! 
Wollte man überhaupt die angezogene Ziff. 3 konsequent bei 
allen Maßnahmen des Kirchenrats anwenden, man würde zu Kon- 
sequenzen gelangen, die für die Fabrikräte wenig erfreulich sein 
möchten. 

Bezüglich Ziff. 6 sei endlich noch bemerkt, daß schon dem 
Wortlaut zu entnehmen ist, daß er in unserem Falle nicht ange- 
wendet werden darf!. „Le conseil municipal delibere sur... 
tous les travaux & entreprendre..“ A entreprendre von wem? 
Doch selbstverständlich nur von der Gemeinde selbst! Nicht auch, 
wenn eine andere, ganz unabhängige Körperschaft, wie der Fabrik- 
rat es ist, eine Bauarbeit unternimmt. Das ist unstreitig der 
Sinn der Ziff. 6. 

Uns scheint, das genügt überaus, um es außer allen Zweifel 
zu stellen, daß der Gemeinderat nicht das Recht beanspruchen 
kann, auf Grund des Art. 19 einen Beschluß zu fassen, wenn der 
Kirchenrat mit eigenen Mitteln eine Bauarbeit an Kirche oder 
Pfarrhaus ausführen läßt. Wenn vielleicht dem Gemeinderat ein 
solches Recht zusteht, so muß es ihm schon aus einer anderen 
Quelle zufließen. 


ı Auf dies Argument stützt sich auch Borde S. 369, um die Anwend- 
barkeit von Art. 19 Ziff. 3 ebenfalls abzulehnen. 
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Das Gesetz vom 18. Juli 1837 ist in Elsaß-Lothringen durch 
die Gemeindeordnung vom 6. Juni 1895 8 80 Ziff. 1 außer Kraft 
gesetzt. Es ist hier wohl der Ort, einiges darüber zu sagen, 
ob denn die neue Gemeindeordnung nun eine Bestimmung ent- 
hält, auf die sich die Gemeinderäte berufen könnten. In Betracht 
käme nıelleicht 8 56 Ziff. 6. Dieser Text ist aber in offenbarer 
Anlehnung an Art. 19 Ziff. 6 des Gesetzes von 1837 abgefaßt!, 
und dieser Umstand zeigt schon, daß bezüglich des Verhält- 
nisses der Gemeinderäte zu den Fabrikräten durch ihn nichts ge- 
ändert werden sollte. Deshalb kann er jetzt ebensowenig in dem 
uns beschäftigenden Falle zur Anwendung kommen, als dies früher 
bei Art. 19 Ziff. 6 des Gesetzes vom.Jahre 1837 der Fall war. 

Bezüglich des oben an zweiter Stelle aufgeführten Beweises 
der Minister — der auf die für die Gemeinden erwachsenden 
Gefahr, eventuell später in subsidiärer Weise für die Lasten der 
Fabrik aufkommen zu müssen, sich gründet — ist zu sagen, daß 
er keineswegs gebilligt werden kann. Aus derMöglichkeit 
allein, daß vielleicht später die Gemeinde der Fabrik zu Hilfe 
kommen muß, kann das bestimmte Recht zugunsten des Gemeinde- 
rats, bei der Vornahme von Bauarbeiten durch den Fabrikrat 
gehört zu werden, nicht gefolgert werden. Der Gemeinderat kann 
in solchem Fall nicht etwa die Rechte des Art. 95 des Fabrik- 
dekrets beanspruchen; das kann sie nur, falls sie tatsächlich 
etwas zu den Arbeiten beiträgt; das bedarf keines weiteren Be- 
weises. Uebrigens wurde bei den Verhandlungen über das Gesetz 
vom 18. Juli 1837 eingehend über die Rechte beraten, die den 
Gemeinden zu gewähren seien, um sie gegen die Gefahr, infolge 
unvernünftigen Geschäftsgebarens der Kirchenräte für irgend- 
welche Kultuskosten aufkommen zu müssen, zu schützen ; diesem 

Zweck sollten insbesondere die Bestimmungen der Art. 21 Nr. 7 

ı Das erhellt mit voller Klarheit aus $ 41 Ziff. 6 der Regierungsvor- 
lage zur Gemeindeordnung (der dem $ 56 Ziff. 6 des Gesetzes entspricht). 
Eine Umänderung des Wortlautes wurde dann vorgenommen, um den Ge- 


meinden Kosten zu ersparen. Vgl. Verhandlungen des Landesausschusses 
für Elsaß-Lothringen XXI. Session. Bd. II 1894 S. 556, 588, 734. 
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und 30 Nr. 14 betreffend die Abgabe eines Gutachtens über das 
Budget und die Rechnung durch den Gemeinderat dienen!. Dem 
Gesetzgeber schienen diese Bestimmungen zu genügen, und damit 
müssen sich auch die Gemeinderäte bescheiden. 

Ferner wenn dieses Argument beweiskräftig erscheint, wenn 
umfangreichere Arbeiten in Frage stehen, warum denn nicht bei 
Unterhaltungs-, Verschönerungs- und Appropriationsarbeiten ? 
Darin liegt ohne Zweifel eine Inkonsequenz. Denn auch diese 
können zuweilen hohe Summen verschlingen und dann liegt die 
gleiche Gefahr, subsidiär zu den Kultusausgaben herangezogen zu 
werden, für die Gemeinde vor. 

Wir kommen nun zu dem oben an dritter Stelle aufgeführten 
Beweis der Minister: ausgehend von dem zwischen der Gemeinde 
als Eigentümerin des Gebäudes und dem Kirchenrate als Nutz- 
nießer bestehenden Rechtsverhältnis, wird gemäß den Normen 
des Nießbrauchs den Kirchenräten das Recht abgesprochen, Bau- 
arbeiten auszuführen, welche die Festigkeit des Gebäudes gefähr- 
den oder eine Aenderung in der Anordnung der Teile herbeiführen 
könnten. 

Wir wüßten nun nicht, was man gegen das Argument ein- 
wenden könnte — vorausgesetzt, daß man es auf die Ar- 
beiten, welche die angedeuteten Folgen haben, beschränkt: gewiß, 
die Praxis der Minister läßt sich nieht in allen ihren Teilen 
mit diesem Argument rechtfertigen; denn, obwohl die Lehre des 
Code eivil über den Nießbrauch zu vielen Kontroversen Anlaß 
gegeben hat, so besteht doch darüber Einigkeit, daß der Nieß- 
braucher z. B. die Hauptreparaturen vornehmen darf, auch ohne 
der Einwilligung des Eigentümers zu bedürfen. 

Uns scheint, hier ist der einzig richtige Weg, auf dem die 


! Vgl. den Bericht Mouniers in der Sitzung vom 27. März 1837 (Dalloz 
V. Commune Bd. IX, S. 267 Anmerkung no. 232f.). Vgl. näheres hierzu 
bei Leo Ober, Eine aktuelle Frage betr. Budget und Rechnung der Kirchen- 
fabrık (Straßburger Diözesanblatt XXXI. 1912 S. 446 ff.). 

2 Zachartä-Crome, Handbuch des frz. Civilrechts 1894® I. 635; F. Lau- 
rent, Principes de droit eivil frangais 1872 VL. S. 677 ff. 
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gerechte Verteilung und die gegenseitige Abgrenzung der Rechte 
der Gemeinde- und der Fabrikräte bei jeder Art von Bauarbeiten 
gesucht werden muß; hier ist die feste Basis gegeben, von der 
aus die ganze Frage, die uns beschäftigt, eine verhältnismäßig 
einfache Lösung findet. Warum ist man in Frankreich niemals 
diesen Weg bis zu Ende gegangen? Den Grund glauben wir 
darin suchen zu miissen, daß man sich in Frankreich diesen Weg ver- 
sperrt hatte; vor 1850 dadurch, daß man auf Grund der damals 
beliebten Interpretation des Fabrikdekrets den Kirchenräten viel 
weitergehende Rechte zugestehen zu müssen glaubte, als dem 
Nießbraucher; nach 1850 dadurch, daß die Minister sich auf eine 
bestimmte Regelung der strittigen Frage einigten und festlegten, 
die sich als das Resultat eines Kompromisses zwischen zwei 
Ministern darstellt, nicht als eine Lösung auf der Grundlage des 
strengen Rechts. 

Was zunächst die Pfarrkirchen anlangt, so sind sie durch 
das Germinalgesetz dem Kultus „gewidmet“; es liegt also eine 
„affectation legale* vor. „Affectataires“ sind die Kirchenräte. 
Das ihnen als solchen zustehende Nutzungsrecht ist ein Nie&- 
brauchsrecht ganz eigener Art. Inhaltlich ist es 
durch eine Reihe von ausdrücklichen gesetzlichen Vorschriften 
näher bestimmt; soweit aber besondere Bestimmungen fehlen, 
konımen die Normen, die für den Nießbrauch maßgebend sind, 
sinngemäß zur Anwendung. Das kann als feststehendes Resultat 
der Rechtsentwieklung des verflossenen Jahrhunderts hingenommen 
werden!'. Da nun besondere Bestimmungen nirgends bestehen, so 


! Es kann hier nicht der Ort sein, ausführlich hierauf einzugehen; 
näheres an anderer Stelle. — Häufig finden sich wohl Ausführungen, wo- 
nach das Nutzungsrecht der Fabrikräte an den Kirchen kein Nießbrauchs- 
recht sei oder inhaltlich mit dem des Nutznießers nicht übereinstimme: 
vgl. z. B. @. Dufour, Traite general de droit administratif 1856 ? V no. 986 
8. 571; Th. Ducrocq, Des eglises et autres edifices du culte catholique. 
Poitiers 1866 S.44 f.; Dubief-Gottofrey II. no. 1928 S. 579; auch J. Fahrner, 
Das Eigentums- und Nutznießungsrecht am Straßburger Münster. Straßbg. 
1911 S. 22 ff. u. a. Damit kann nur gesagt sein, daß positive Gesetzes- 
bestimmungen den Inhalt abändernd beeinflussen; oder, daß es nicht der 
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müssen wir annehmen, daß auch die Kirchenräte berechtigt sind, 
in gleicher Weise alle jene Bauarbeiten an den Pfarrkirchen vor- 
zunehmen, die der Nutznießer ausführen darf, ohne der Zustim- 
mung des Eigentümers zu bedürfen. 

Etwas anders liegt die Sache bei den Pfarrhäusern. Nutzungs- 
berechtigt sind nicht die Kirchenräte, sondern die Pfarrer. Ihr 
Nutzungsrecht ist seiner Art nach — ganz ähnlich wie das der 
Kirchenräte an den Kirchen — wiederum als ein Nießbrauchs- 
recht sui generis zu bezeichnen!. Eigentlich steht also den 
Pfarrern das Recht zu, alle jene Bauarbeiten am Pfarrhaus aus- 
zuführen, die der Nutznießer am Gebäude vornehmen darf. Nun 
fallen aber den Pfarrern nur die sog. „reparations locatives“ 
zur Last?, während für alle übrigen Bauarbeiten die Fabriken 
aufkommen müssen; die Kirchenräte sind auch verpflichtet, sie 
im eigenen Namen — als Bauherren — ausfülren zu lassen ®, 
Diesen den Fabriken zur Last gelegten Verpflichtungen entspricht 
aber das Recht, solange sie ım Einverständnis mit dem Pfarrer 
handeln, alle jene Bauarbeiten auszuführen, die der Pfarrer, der 
Nutznießer, in erster Linie auszuführen berechtigt ist. 

Zur näheren Bestimmung des Inhaltes des dem Kirchenrate 
und dem Pfarrer an der Pfarrkirche resp. am Pfarrhaus zustehen- 
den Nutzungsrechts waren bis 1900 die Normen des Code civil 
heranzuziehen; letzterer ist nun durch BGB. ersetzt. Man könnte 
nun fragen, ob denn das Nutzungsrecht der Kirchenräte und der 
Pfarrer nach den Normen des BGB. zu bemessen sei, in dem 
Maße natürlich nur, in dem früher Code eivil herangezogen werden 
Nießbrauch des Privatrechts sei — was ganz richtig ist; das Rechtsver- 
hältnis ist nämlich publizistischer Natur. 

! Vgl. alles nähere Leo Ober, Die Art des Nutzungsrechts der Pfarrer 
am Pfarrhofe nach els.-lothr. Staatskirchenrecht (Arch. f. k. KR. 1913 
S. 50 ff.). 

2 Fabrikdekret art. 44; Dekret 6. Novemb. 1813 art. 21. 

3 Vgl. Min.-Zirk. 23. Juli 1854 (Bull. Int. 1854 S. 427 f£.; Dal. 55. 3. 19); 
3l. Aug. 1854 (Bull. des lois civ. eccl. 1855 S. 69); Bull. Int. 1858 no. 17 


u. 35 8. 65 u. 133; M.-E. 18. Juli 1859 (J. F. 1860/1 S. 329); 30. Aug. 1860 
(Bull. des lois eccl. 1866 S. 75) u. viele andere. 
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mußte? Zweifel könnten daher entstehen, weil das fragliche 
Nutzungsrecht ohne Zweifel öffentlich-rechtlicher Natur ist und 
das BGB. bekanntlich das öffentliche Recht unberührt läßt. Die 
Frage ist zu bejahen. Denn das Germinalgesetz, durch welches 
jenes Rechtsverhältnis zwischen den Kirchenräten und den Pfar- 
rern einerseits und den Gemeinden andererseits in letzter Linie 
begründet wurde, setzt stillschweigend die Heranziehung der 
Normen des Privatrechts voraus: in solchen Fällen sind aber die 
jeweils geltenden Privatrechtsnormen, auch für Rechts- 
verhältnisse Ööffentlich-rechtlicher Natur, als ergänzendes Recht 
heranzuziehen ? — in unserem Falle also die einschlägigen Para- 
graphen des BGB. Das ist für uns insofern angenehm, als wir 
uns um die verschiedenen Streitfragen, die über den Inhalt des 
Nießbrauchsrechts nach Code civil bestehen, nicht weiter zu 
kümmern brauchen. 

Somit kommen wiır zu dem Resultat, daß die Fabrikräte an 
den Pfarrkirchen und Pfarrhäusern alle jene Bauarbeiten aus- 
führen lassen können ohne der Mitwirkung der Gemeinderäte zu 
bedürfen, die nach den Bestimmungen des BGB. der Nutznießer 
an einem Gebäude vornehmen lassen darf, ohne der Mitwirkung 
des Eigentümers zu bedürfen. 

Wir bemerken jetzt nur noch, daß nach BGB. $ 1037 der 
Nießbraucher eine Sache nicht wesentlich umgestalten oder 
verändern darf; ob eine Veränderung wesentlich ist, ist Tatfrage. 
Nach $8 1043 und 1044 darf der Eigentümer es nicht verbieten, 
wenn der Nutznießer eine erforderlich gewordene Ausbesserung 
oder Erneuerung aus freien Stücken vornehmen will. Auf weitere 
Einzelheiten brauchen wir nicht einzugehen ?. Das alles gilt für 
die Fabrikräte. 

Demnach sind nach unserer Ansicht die Kirchenräte bei der 


! Vgl. 8 2 des Ges. betr. die Aufhebung von Landgesetzen vom 29. No- 
vember 1899; Molitor-Stieve, Das Gesetz betr. die Ausführung des BGB. 
in Elsaß-Lothr. Straßburg 1912? S. XXXIX; W. Kisch, Elsaß-Lothringisches 
Landesprivatrecht. Halle 1905 S. 8”®, 

% Vgl. die Kommentare. 
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Vornahme von Bauarbeiten an Kirchen und Pfarrhäusern von den 
Gemeinderäten erheblich unabhängiger, als nach der Praxis der 
Verwaltung, wie sie sich in Frankreich gestaltet hatte. 


II. 


Viel einfacher liegen die Verhältnisse, wenn der Fabrikrat 
Bauarbeiten vornehmen will an einer Kirche oder an einem Pfarr- 
haus, deren Eigentumssubjekt er selber ist. Solange die Fabrik 
für alle Kosten alleın aufkommt, ist nicht einzusehen, auf welchen 
Titel der Gemeinderat sich berufen könnte, um den Anspruch, 
vorher gehört zu werden, zu rechtfertigen: eine besondere gesetz- 
liche Bestimmung gibt es nicht und auf das Eigentumsrecht kann 
sich der Gemeinderat auch nicht berufen. Wir sind also der 
Ansicht, daß der Kirchenrat an solchen Kirchen und Pfarrhäusern 
Bauarbeiten jeglicher Art vornehmen kann, ohne den Gemeinderat 
irgendwie zu hören. 

Es scheint vielleicht etwas überraschend, aber unsere Ansicht 
ist nicht unbestritten. Noch in einer im Einverständnis mit dem 
Kultusminister gegebenen Entscheidung vom Jahre 1856? hatte 
sich der Minister des Innern im Sinne unserer obigen Ausfüh- 
rungen ausgesprochen. Aber in einer Entscheidung desselben 
Ministers vom Jahre 1863° ıst ausgeführt, daß, falls die Kirche 
oder das Pfarrhaus nicht der Gemeinde, sondern den Fabriken 
gehörten, und die vorzunehmenden Arbeiten nicht reine Unter- 
haltungs- oder Verschönerungsarbeiten seien, wenigstens das Gut- 
achten (avis) des Gemeinderats erforderlich „scheine“ (parait); 
die Ausdrucksweise läßt ja an Bestimmtheit zu wünschen übrig. 
Als Begründung ist beigefügt, die Bestimmungen des Fabrik- 
dekrets und des Gesetzes vom 18. Juli 1837, welche den Gemein- 


ı So auch Borde S. 382 f. 

2 Bull. Int. 1856 no. 63 S. 245 (J. F. 1856/7 S. 222f.): „S'il s’agit de 
travaux plus importants ... la fabrique, a moins quelle ne soit 
proprietaire, ne saurait se passer de l’assentiment du Conseil muni- 
cipal .. .*; vgl. auch Bull. Int. 1856 no. 13 S. 110 (J. F. 1856/7 S. 59). 

® J. F. 1363/4 S. 223 no, 19. 
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den die Last auferlegten. für die Kultusausgaben in subsidiärer 
Weise aufzukommen, zeigten „implicitement“, daß zuvor deren 
Rat über die Pläne eingeholt werden müßte, deren Verwirk- 
lichung später ihr Budget belasten könnte !. 

Manche Autoren haben sich dieser Ansicht angeschlossen: 
wir nennen besonders F. Geigel?. 

Ein anderer Beweis, als der in der erwähnten Entscheidung 
vom Jahre 1863 angegebene, findet sich nirgends. Es ist ganz 
der gleiche Beweis, den die Minister auch aufführen, um zu be- 
weisen, daß die Gemeinderäte das Recht haben, gehört zu werden, 
wenn die Kirchenräte Bauarbeiten an Kirchen oder Pfarrhäusern 
ausführen, die den Gemeinden als Eigentum gehören. Daß 
der Beweis nicht stichhaltig ist, haben wir oben gezeigt. Wir 
können uns daher darauf beschränken, auf unsere obigen Aus- 
führungen zu verweisen. 


II. 


Endlich bleibt uns noch die Frage zu beantworten: Wel- 
cher Art ist das Mitwirkungsrecht der Gemeinderäte, wenn sie 
tatsächlich berechtigt sind, ein solches geltend zu machen ? 

Nach dem Gesetze vom 18. Juli 1837 war nur ein Dreifaches 
denkbar: bestimmte Angelegenheiten hatten die Gemeinderäte end- 
gültig zu ordnen (regler; Art. 17); über andere hatten sie zu be- 
raten und einen Beschluß zu fassen (deliberer; Art. 19); wieder 
tiber andere hatten sie endlich nur ein Gutachten abzugeben (donner 
son avis; Art. 21). Wenn Bauarbeiten an Gebäuden, die der Ge- 
meinde gehörten, vorzunehmen waren, so hatte der Gemeinderat 


ı „Les dispositions combinees du decret du 30 Decembre 1809 et de la 
loi precitee qui imposent & la commune l'obligation de pourvoir aux de- 
penses du culte. en cas d'insuffisance des revenus de la fabrique, demon- 
trent implicitement, qu’elle doit &tre prealablement consultee sur les pro- 
jets dont la realisation peut grever ulterieurement le budget.“ 

®2 8. 210 mit Anmerkg. 6: „Plan und Kostenanschlag über Bau oder 
Aenderung sind dem Gemeinderate zum Gutachten vorzulegen, auch 

wenndie Gemeinde weder Eigentümerin ist, noch bei- 
tragen soll. Vgl. auch S. 131. 
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darüber zu beraten nach der Bestimmung des Art. 19, über 
dessen Ziff. 3 und 6 oben schon viel die Rede war. 

Wenn nun die Gemeinderäte bei kirchlichen Bauarbeiten ein 
Mitwirkungsrecht auszuüben berufen sind, so wird man daher dessen 
Art nach Art. 19 bestimmen müssen. Uns scheint, daß etwas 
anderes auch gar nicht übrig bleibt; denn an ein bloßes Gut- 
achten im Sinne des Art. 21 wird gewiß nicht zu denken sein; 
andererseits ist die Aufzählung im Art. 17 der Angelegenheiten, 
welche der Gemeinderat zu regeln hat, exklusiv zu fassen; das 
ist aber bei der Aufzählung im Art. 10 nicht der Fall, wie aus 
dem Schlußsatz klar hervorgeht. Tatsächlich haben die Minister 
in ihren Entscheidungen stets den Gemeinderäten ein Mitwirkungs- 
recht im Sinne des Art. 19 zugesprochen. Ein Zweifel hieran 
kann nicht bestehen; in manchen Entscheidungen ist ausdrücklich 
von „deliberer“ die Rede; übrigens geht das gleiche auch aus dem 
häufig widerkehrenden „assentiment“ hervor!. Mehrmals 
ist ja in den Entscheidungen ausdrücklich auf den Art. 19 des 
Gesetzes von 1837 verwiesen. 

Die Bestimmung der Art des Mitwirkungsrechts des Ge- 
meinderats nach Maßgabe des Art. 19 bedeutet nicht etwa eine 
unzulässige Anwendung des Gemeindegesetzes vom Jahre 1837 
auf die Kirchenräte: die Rechte dieser letzteren bleiben dadurch 
völlig unberührt. 

Die „deliberations“ im Sinne des Art. 19 unterlagen, ehe sie 
ausgeführt werden konnten, nach Art. 20 der oberbehördlichen 
Genehmigung, die der Präfekt gewähren oder verweigern konnte. 
Im allgemeinen galt das Prinzip, daß die Gemeindeaufsichts- 


! In einigen Entscheidungen ist von „avis“ der Gemeinde die Rede, 
„avis“ bedeutet „Gutachten“, nicht mehr „Beratung“. Aber, mit einer Aus- 
nahme, ıst stets nur von „avis contraire* die Rede und so widerspricht 
es nicht der Auffassung des Textes — nähere Ausführungen wohl über- 
flüssig. Das einzige Mal, wo das aber nicht zutrifft (Bull. Int. 1870 no. 19 
(J. F. 1869/70 S. 277) erklärt sich der mehrmalige Gebrauch dieses Aus- 
drucks in der Entscheidung daraus, daß zuerst ein Bürgermeister aus Un- 
genauigkeit oder Unkenntnis sich dieses Ausdrucks bedient hatte. 
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behörde den „deliberations“ nur die Genehmigung gewähren oder 
verweigern, nicht aber diese abändern oder den eigenen Willen 
an Stelle des Willens des Gemeinderats setzen konnte. 

Eine Schwierigkeit bestand nun nieht, wenn die Gemeinde der 
Absicht des Kirchenrats eine Bauarbeit vorzunehmen, zustimmte: 
der Präfekt konnte die Genehmigung erteilen oder verweigern, 
je nachdem ihm die geplante Arbeit nützlich schien oder nicht. 
Wie aber, wenn der Gemeinderat der Absicht des Kirchenrats ent- 
gegentrat? Konnte auch dann -— nach dem erwähnten Prinzip — 
die Oberbehörde ihren Willen nicht an Stelle des Willens der 
Gemeinde setzen? Konnte sie dem Kirchenrat die Ermächtigung 
zur Ausführung der geplanten Reparaturen nicht erteilen, obwohl 
diese Arbeit vielleicht dringend nötig war? Es wurde häufig 
entschieden, daß der Präfekt auch gegen den Willen des Ge- 
meinderats dem Kirchenrat die Ermächtigung erteilen könne, die 
Bauarbeit auszuführen. So gab schon im Falle der Gemeinde 
Doudeville, über den oben alles Nötige gesagt wurde, der Staatsrat 
am 12. Oktober 1831 sein Gutachten dahin ab, daß der Kirchenrat 
zur Ausführung der Arbeit ermächtigt werden könne, obwohl doch 
der Gemeinderat widerstrebte. Diese Entscheidung hat nichts 
Auffälliges, da man ja damals den Gemeinderäten das Recht, 
gehört zu werden, absprach. Aber im gleichen Sinne entschied 
der Staatsrat auch in späterer Zeit. So am 7. Mai 1863°; der 
Kirchenrat von Bellevue (Gemeinde Meudon) war am 13. Juli 1861 
gegen den Willen des Gemeinderats ermächtigt worden, eine Bau- 
arbeit an der Pfarrkirche vorzunehmen; der Gemeinderat klagte 
nun vor dem Staatsrat auf Vernichtung der Ermächtigung wegen 
Machtüberschreitung: sie wurde vom Staatsrat glatt abgewiesen, 
mit der Begründung, daß die Ermächtigung nur gegeben worden 
sei, um für die Bedürfnisse des Kultus zu sorgen, daß die Eigen- 


1 So entschieden zuerst StRE. 18. April 1861 (D. 61. 3. 57; dazu Note 
lu 2); weitere Belege D. 92. 3. 79 Note 2; Min.-Ent. Bull. Int. 1865 
8. 1386. Vgl. Halley-Bruck, Gemeindeordnung *? S. 307. 

2 J. F. 1863/4 8. 48 ff. 
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tümerrechte der Gemeinde nicht geschmälert und die Finanzen 
der Gemeinde nicht belastet worden seien. Der Staatsrat hat 
später noch mehrmals im gleichen Sinne entschieden!. Die 
Minister schlossen sich natürlich in ihren Entscheidungen an; 
häufig sprechen sie es aus, daß der Präfekt dem Fabrikrate die 
Ermächtigung auch gegen den Willen des Gemeinderats geben 
könne: „l’assentiment du conseil municipal n'est pas necessaire “?. 

Durch diese Entscheidungen wurde ohne Zweifel das Mit- 
wirkungsrecht, das man den Gemeinden eingeräumt hatte, wieder 
in seiner Bedeutung gewaltig herabgedrückt. Es war zu weit- 
gehend gewesen und daher sah man sich genötigt, auf anderem 
Wege eine Beschränkung desselben herbeizuführen, um einer 
Gefährdung der Interessen des Kultus vorzubeugen. Das geschah 
auf eine Weise, die allerdings mit dem Grundsatz, daß die Ober- 
behörde nicht befugt sei, ihren Willen an Stelle des Willens des 
Gemeinderats zu setzen, nieht in Einklang zu stehen scheint. 

Das Gesetz vom 18. Juli 1837 ist nun außer Kraft gesetzt 
durch $ 80 Ziff. 1 der Gemeindeordnung für Elsaß-Lothringen 
vom 6. Juni 1895. Dem Art. 18 Ziff. 6 des Gesetzes von 1837 
entspricht jetzt $ 56 Ziff. 6 der neuen Gemeindeordnung; in 
diesem Paragraphen sind jene Angelegenheiten aufgezählt, über 
welche der Gemeinderat „beschließt“; wenn man früher die 
Art des Mitwirkungsrechts des Gemeinderats bei kirchlichen Bau- 
arbeiten nach Art. 19 Ziff. 6 bestimmte, so wird man jetzt & 56 
Ziff. 6 der Gemeindeordnung als maßgebend betrachten müssen. 

Fraglich erscheint es aber, ob die Bezirkspräsidenten jetzt 
noch, in gleicher Weise wie früher die Präfekten, dem Kirchen- 
rate die Ermächtigung zur Ausführung der Arbeit verleihen 
können, selbst wenn der Gemeinderat einen ablehnenden Beschluß 
gefaßt hat. Der Genehmigung der Gemeindeaufsichtsbehörde 


! StRE. 26. Febr. 1870 (D. 71. 3. 48); 17. Juli 1874 (D. 75. 3. 71; J. F. 
1876 S. 247); 4. Juli 1880 (D. 81. 3. 46). 

® Bull. Int. 1862 no. 54 S. 487; M.-E. 14. Novemb. 1864 (J. F. 1865/6 
S. 303); Bull. Int. 1863 no. 65 S. 378; 1568 no. 43; M.-E. 18. Aug. und 
14. Sept. 1869 (J. F. 1871 8. 296 ff.); Bull. Int. 1870 no. 19 S. 205 u. öfter. 
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unterliegen Beschlüsse der Gemeinderäte, die sich auf geplante 
Bauarbeiten beziehen, nur noch, wenn der Gemeinde daraus Aus- 
gaben in einer durch 8 75 Ziff. 5 und $ 76 Ziff. 6 festgesetzten 
Höhe entstehen. Nach unseren Voraussetzungen erwachsen aber 
den Gemeinden überhaupt keine Ausgaben, da ja die Kirchenfabrik 
alle Lasten trägt. Die Bestimmungen der Gemeindeordnung 
scheinen somit keine Handlıabe zu bieten, um die Beschlüsse des 
Gemeinderats in unserem Falle als genehmigungspflichtig zu er- 
klären. 

Es ıst aber zu bedenken, daß der französische Staatsrat, wenn 
er den Präfekten das Recht zusprach, auch gegen den Willen 
des Gemeinderats den Kirchenrat zur Vornahme von kirchlichen 
Bauarbeiten zu ermächtigen, dies nicht auf Grund einer Bestim- 
mung des Gesetzes vom 18. Juli 1837 tat: dies Recht der Prä- 
fekten ruhte nicht auf einem Gesetzestext, sondern auf Gerichts- 
gebrauch. Wir dürfen daher wohl annehmen, daß das fragliche 
Recht doch auf die Bezirkspräsidenten übergegangen ist und an- 
dauernd besteht. 
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Bericht über die kirchenrechtlichen Ereignisse in 
Frankreich für das Jahr 1912. 


Von 


Universitätsprofessor Dr. R. Genestal in Caen 


I. 
Gesetze und Verordnungen. 


Eine Anzahl von Verordnungen haben neulich die Anwendung des 
Trennungsgesetzes in den französischen Kolonien geregelt (am 30. Dez. 
1911, 6. und 10. Jan. 1912 betreffend la Martinique, la Guadeloupe 
und la R&union, am 11. März betreffend Madagaskar). 

Am 4. Juli 1912 bestimmte eine Verordnung, daß die ehemaligen 
bischöflichen und erzbischöflichen Kirchen zu dem Ministerium der 
schönen Künste gehören sollten. Alle diese Kirchen wurden schon 
lange vorher zu den sog. historischen Gebäuden gezählt, und schon in 
dem Finanzgesetz des 17. April 1906 wurden die zu deren Erhaltung 
und Ausbauung bestimmten Geldsummen in das Budget des Ministe- 
riums der schönen Künste eingestellt. An den gesetzlichen Bestim- 
mungen, die die Kirchen zur freien Verfügung der Gläubigen und des 
Klerus lassen, hat diese Vorschrift nichts geändert. 

Am 20. Juli 1912 sind die Archiven der ehemaligen „Direction 
des cultes® in die „Archives nationales“ hinübergetragen worden; das 
ganze Konkordatswesen ist also jetzt nur eine geschichtliche Tatsache. 

I, 
Gerichtssprüche. 
1; 
Der rechtliche Zustand des Klerus. 

Neulich haben einige bedeutende Gerichtssprüche die rechtlichen . 

Verhältnisse der Geistlichen zu den Kultusvereinen oder zu der kirchlichen 
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Obrigkeit bestimmt. Weder an den Verein noch an den Bischof werden 
die Geistlichen durch einen eigentlichen Arbeitsvertrag gebunden. Daher 
dürfen sie nicht als obligatorisch Assekurierte (Gesetz des 5. April 1910, 
art. 1) betrachtet werden. So hat der Kassationshof am 24. Dez. 1912 
für die katholischen und am 23. April 1913 für die protestantischen 
Geistlichen entschieden. Das Tribunal civil von Draguignan hat am 
15. Jan. 1913 in den Verhältnissen zwischen Pfarrer und Bischof keinen 
zivilrechtlichen Vertrag erkennen wollen, kraft dessen der Pfarrer wegen 
der über ihn verhängten Suspension gegen den Bischof auf Schaden- 
ersatz klagen dürfte. Die weltlichen Gerichte haben kein Recht über 
die bischöf lichen Verordnungen ein billigendes oder verwerfendes Urteil 
zu fällen. Ebenso kann die Verweigerung des sog. „imprimatur“ oder 
des „celebret* keine Klage auf Schadenersatz begründen (Tribunal 
civil de la Seine 13. feb. 1912). Aus demselben Grunde ist der welt- 
liche Richter keineswegs befugt über Ernennung und Entsetzung pro- 
testantischer Pfarrer zu entscheiden. Den weltlichen Gerichtshöfen 
gehört nur das Recht, zu prüfen, ob durch die Uebung dieses Rechtes 
zu ernennen und zu ersetzen Jemandes Recht beschädigt wurde, und 
art. 1382 des bürgerlichen Gesetzbuches anzuwenden (Tribunal civil 
de la Seine, 2. nov. 1912). 


2. 


Kultusvereine. 


Ein katholischer Kultusverein darf die Güter der aufgehobenen 
Fabrik und die Nutznießung der Kirche nur in dem Falle bekommen 
und behalten, daß der Pfarrer vom Bischof ernannt oder anerkannt 
worden ist. In Lyon hatte ein sofort nach Verkündigung des Tren- 
Dungsgesetzes mit der Mitwirkung des damaligen Pfarrers gebildeter 
Kultusverein von der Fabrik selbst den Anfall des Fabrikvermögens 
regelmäßig bekommen (art. 4). Dieser Pfarrer wurde natürlich später 
vom Bischof suspendiert. Von diesem Augenblick an konnte der Kul- 
tusverein nicht mehr als den allgemeinen Grundsätzen der katholischen 
Kirchenverfassung entsprechend betrachtet werden und dürfte daher 
das Fabrikvermögen und die Nutznießung der Kirche nicht länger be- 
halten. Die Verleihung der Güter wurde deswegen wieder aufgehoben 
(Staatsrat, 14. Feb. 1913). 


3. 
Kirchengebäude und Zubehör. 


Kirchengebäude sind den Gläubigen und dem Klerus durch den 
Art. 5. des Gesetzes vom 2. Jan. 1907 zur freien Religionsübung ge- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIII. 3. 26 
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lassen. Der Lyoner Gerichtshof bestimmte am 23. Okt. 1912, ein Urteil 
des Tribunal civil vom 16. Juni 1911 bestätigend (siehe D. 2. f. KR. 
1912 S.195), daß die Nebengüter der Kirche (im vorliegenden Falle ein der 
Kirche anliegender Garten) auch in dem Gesetz gemeint sind. In einem 
Gutachten vom 14. März 1911 hatte der Staatsrat erklärt, daß ein vor 
dem Gesetz vom 9. Dez. 1905 als Sakristei gebrauchtes Nebengebäude 
nicht mehr der Kirchenübung entnommen werden konnte. 

Obgleich die Gerichtshöfe dem Pfarrer keine Polizeigewalt in der 
Kirche zuerkennen wollen, so besitzt derselbe mindestens alle zur freien 
Religionsübung notwendigen Rechte. Deswegen kassierte der Staatsrat 
den Beschluß, durch welchen ein Bürgermeister die Zeit zum Auf- und 
Zumachen der Kirchentüre bestimmt hatte. (11. April 1913.) 

Gleichwohl haben Klerus und Gläubige nur die Nutznießung der 
Kirche und des Kirchengeräts, und ein Pfarrer, der den Stühlen ge- 
wisse Zeichen hatte aufdrucken lassen und dieselben vermietete, ist 
zum Schadenersatz zum Vorteil der Gemeinde verurteilt. (Kassations- 
hof, 15. Juni 1912.) 

Nur eine Ministerialverordnung und nicht ein Beschluß des Bürger- 
meisters kann die Kirche der Religionsübung entnehmen. Das geschieht 
überhaupt, wenn sie gefährlich baufällig ist; es steht aber in der Ge- 
walt des Gemeinderats, die Kirche baufällig zu machen, nicht nur indem 
er irgendeine Geldsumme zur Erhaltung derselben verweigert, sondern 
auch dadurch, daß er selbst die von Privaten dazu angebotenen Geld- 
summen ausschlagen kann. Diese von einigen Gemeinderäten, übrigens 
seltenerweise, angenommene Stellung hat die öffentliche Meinung und 
die Deputiertenkammer, aber bis jetzt ohne Erfolg, beschäftigt (Vor- 
schlag von J. Reinah an die Deputiertenkanmmer, 7. Feb. 1913). Jeden- 
falls erklärte der Staatsrat in seinem Gutachten vom 1. März 1911, 
das Ministerium dürfe nicht durch eine Verordnung eine Kirche wegen 
unzugänglicher Erhaltung der Religionsübung entnehmen, wenn ein 
katholischer Verein gemäl3 des Gesetzes des 1. Juli 1901 sich in der 
Absicht für die Erhaltung der Kirchengebäude zu sorgen gebildet hat. 

Im Gegenteil hat der Art. 28 des Gesetzes vom Jahre 1905 den Ge- 
meinden verboten, religiöse Sinnbilder zu errichten. Folglich hatte ein 
Prüfekt den Beschlul kassiert, durch welchen ein (Gemeinderat ent- 
schieden hatte, ein von unbekannten Uebeltätern umgeworfenes Kreuz 
wiederherzustellen. Der Staatsrat hat aber gemeint, daß diese Wieder- 
herstellung nicht verboten sei, da es sich in der "Tat nicht um ein neues 
Sinnbild handelte (12. Jan. 1912). 

Das Recht zur Erhaltung der Kirche und des Kirchengerätes, das 
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der Gemeinde als Eigentümerin gehört, bietet den religiösgesinnten 
Gemeinderäten einen Weg, dem Gesetze auszuweichen und dem Kultus 
Geldhilfe zu bringen. So darf eine Gemeinde den Lohn eines Wächters 
der Gebäude und des Gerätes bezahlen (Staatsrat, 13. Dez. 1912). Die 
Gemeinde darf aber nicht einen Organist unterhalten, und der Präfekt 
hat mit Recht die betreffende Summe aus dem Budget der Gemeinde 
weggestrichen, auch wenn dieser (sehalt die Bedingung eines Legats 
ist, das schon vor dem Trennungsgesetze existierte. (Staatsrat, 17. 


März 1911.) 


4. 
Pfarrhäuser. 


Immer müssen die Präfekten einschreiten, um zu verhindern, daß 
die Gemeinderäte dem Pfarrer das Pfarrhaus unentgeltlich oder min- 
destens um einen geringfügigen Preis zur Verfügung stellen, was als 
eine vom Art.2 des Gesetzes vom 9. Dez. 1905 verbotene (eldhilfe 
betrachtet werden muß (Staatsrat, 7. April, 12. Mai 1911; 2. August, 
15. November 1912). 


5. 
Vermögen der aufgehobenen kirchlichen Anstalten. 


Die Verwaltung und Verleihung der Güter der aufgehobenen kirch- 
lichen Anstalten veranlaßt täglich Schwierigkeiten. Eine Anklage, die 
in der katholischen Welt eine ziemlich große Erregung verursachte, 
ist gegen den Bischof von Digne wegen Entwendung von der Meusa 
episcopalis gehörender Güter erhoben worden. Der Bischof wurde aber 
freigesprochen, weil er vom Papste, seit dem Trennungsgesetze ernannt, 
nicht als rechtlicher Vertreter der Mensa episcopalis betrachtet und 
daher nicht wegen Entwendung angeklagt werden konnte (Gerichtshof 
von Digne, 11. Juli 1912). 

Der Staatsrat hatte öfters zu entscheiden, ob eine Bedingung, 
welche die der Fabrik oder der Gemeinde gegebenen Güter belastet, 
als eine kirchendienstliche Last betrachtet werden muß, weil die Ge- 
meinden oder öffentlichen Anstalten, die das Fabrikvermögen erhalten 
haben, sich solchen Lasten nicht unterziehen dürfen (17. Mai 1912: die 
zum Bauen einer Kirche gegebene (jeldsumme, das der Fabrik ver- 
machte Haus unter der Bedingung, daß die Vikare darin wohnen sollen, 
müssen als kirchendienstlich belastet angesehen werden; im Gegenteil 
hat nichts kirchendienstliches die Bedingung, daß die Einkünfte der 
für die Armen vermachten Güter durch den Pfarrer verteilt werden 
sollen, 2. Aug. 1912). 

26 * 
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6. 
Zurückforderungsklage. 

Wenn die Bedingung kirchendienstliches Gepräge hat, und daher 
von den geschenkten öffentlichen Anstalten nicht vollzogen werden darf, 
so bleibt dem Schenker oder dessen Abkömmlingen eine Zurückforde- 
rungsklage offen (Gesetz des 13. Dez. 1908). 

Es wurde von Gerichtshöfen bestimmt, daß die zum Zweck ein 
Pfarrhaus zu bauen von den Unterzeichnern gezahlten Summen von 
denselben oder deren Erben zurückgefordert werden können, denn eine 
solche Unterzeichnung ist eigentlich eine Schenkung und kann nicht als 
eine Beitragsanerbietung zur öffentlichen Ausgabe angesehen werden. 
(Lyoner Gerichtshof, 27. Dez. 1911.) Ebenso ist die Klage denjenigen 
offen, die ihren Beitrag zur Errichtung eines sog. kleinen Seminars 
geliefert hatten (Nimer Gerichtsbof, 10. Juni 1912). Der Kassations- 
hof hat aber gemeint, daß der Bischof die zur Verbesserung der Men- 
salgüter verwendeten Gelder nicht zurückzufordern hat, weil eine solche 
Ausgabe kein Geschenk sei (6. Juni 1912). Der Pfarrer darf auch 
nicht die ihm von Schenkern gegebenen und von ihm der Fabrikkasse 
übertragenen Summen zurückfordern, da der Pfarrer im vorliegenden 
Falle als rechtlicher Vertreter der Fabrik gehandelt hat (Kassationshof, 
19. März 1912). 

Durch diese Zurückforderungsklage bekommt der Kläger nicht 
nur das gegebene (ut selbst, sondern die darauf errichteten Gebäude; 
nur muß er eine der Wertsteigerung gleiche Entschädigungssumme 
zahlen (Tribunal civil de Lyon, 29. Mai 1912). 

Es ist auch bestimmt worden, daß die Schenker das Recht haben, 
ihre Klage, wie sie wollen, beschränken können. Im vorliegenden Falle 
bestand das gegebene Gut in einer Kirche und dem umliegenden Boden, 
und die Erben des Schenkers, diesen Boden allein, ausgenommen den 
mit kirchlichen Gebäuden bedeckten Teil, zurückforderten, so daß die 
Stadt Le Havre, der Kirche und Boden als Vermögen der aufgehobenen 
Fabrik zugeteilt wurde, die Kirche, die nur Kosten verursachen kann 
halten und den Boden, der ein vorteilhaftes Eigentum bildete, verlieren 
mußte. Der Rouener Hof hat doch, gegen den (erichtsspruch des 
Tribunal civil du Havre, den Erben erlaubt ihre Zurückforderungsklage, 
wie beliebig, zu beschränken. 

T. 
Pensionen. 

Die Gemeinden, welche keine Geldhilfe der Kirche oder zum kirch- 

lichen Zweck leisten dürfen, dürfen doch kraft des Trennungsgesetzes 
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und machmal müssen Pensionen oder Entschädigungen den Geistlichen 
zahlen. 

Der von der (Gemeinde vor dem 9. Dez. 1905 besoldete Pfarrer 
kann von derselben eine Pension erhalten, wie sie der Staat selbst im 
gleichen Falle bewilligt (Staatsrat, 20. Dez. 1912). Der Geistliche aber, 
der nicht vom Staate oder von der Gemeinde, sondern von der Fabrik 
besoldet war, hat kein Recht dazu. (Staatsrat, 7. Feb. 1912.) 

Vor dem Gesetz von 1905 zalılten einige Gemeinden den vom Staate 
bestallten Geistlichen eine Entschädigung für Mietgeld, wenn es in dem 
betreffenden Ort kein Pfarrhaus gab und die Fabrik keine genügenden 
Einkünfte besaß. Diese Entschädigung mußte fünf Jahre lang nach der 
Verkündigung des Gesetzes bezahlt werden, ohne daß der Kultusverein 
zu beweisen hatte, seine Einkünfte ungenügend seien (Staatsrat, 15. 
Dezember 1911). 

8. 
Kultuspolizei. 
Aeußere Kirchengebräuche. 


Der Staatsrat bestätigt in dieser Beziehung seine ganz freigebige 
Gesinnung. Der Bürgermeister darf gemäß seiner Polizeigewalt keine 
gewöhnlichen äußeren Kirchengebräuchen verbieten, wenn die öffent- 
liche Ordnung nicht gefährdet wird. Der Rat meint im allgemeinen, 
ein Bürgermeister könne ernstliche Gründe haben, die Prozessionen, 
die eine Menschenmenge zusammenziehen, nicht aber das Leichenbe- 
gängnis oder das feierliche Tragen des Abendmahls zu den Sterbenden 
zu verbieten. 


Kirchenglocken. 

Die Streitigkeiten um Glockengeläute sind immer so zahlreich wie 
früher. Diese Streitigkeiten lassen sich dadurch erklären, daß die 
Kirchenglocken nie zur ausschließlichen Verfügung des Pfarrers ge- 
standen haben. Der Art. 27 8 2 und 3 des Gesetzes von 1905 bestimmte, 
daß „Les sonneries de cloches seront regl&es par arrete municipal, et 
en cas de desaccord entre le maire et le president ou directeur de l’asso- 
ciation cultuelle, par arrete prefectoral. Le reglement d’administration 
publique prevu par la presente loi determinera les conditions et les 
cas dans lesquels les sonneries civiles pourront avoir lieu.“ Da die 
Katholiken keine Kultusvereine gebildet haben, darf der Bürgermeister 
allein ohne mit irgendeiner kirchlichen Gewalt sich zu verständigen, 
das Glockengeläute regeln. Sein Recht ist aber in doppelter Weise 
beschränkt: 1. er darf das gewöhnliche Glockengeläute nur insoweit 
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einschränken, daß es die öffentliche Ruhe nicht stören kaun, da das 
Trennungsgesetz die freie Uebung jedes Kultus gewahrt; 2. er darf 
von den Glocken für weltliche Zwecke nur gemäß den Anordnungen 
des Dekrets vom 16. März 1906 Gebrauch machen. 

Dieser Grundsätze gemäß hat der Staatsrat die Bürgermeister 
verhindert, die gewöhnlichen Glockengeläute und überhaupt den sog. 
Angelus zu verbieten und die Glocken zu zivilen Zwecken, z.B. zu 
Zivilbegräbnissen oder um Anfang und Ende der Ackerarbeit oder 
Schul- oder Wahlzeit anzukündigen. (Staatsrat, 10. März, 8. April, 
28. Juli, 8. Dez., 22. Dez. 1911; 12. Jan., 2. Feb., 9. Feb., 24. Feb., 
8. März, 15. März, 7. Juni, 12. Juli, 2. Aug., 22. Nov. 1912; 28. Feb., 
9. März 1913.) 


III. 
Römische Akten. 


S. Poenitentiaria, 10. März 1912. Antwort der S. P. auf eine Frage 
des Bischofs von Verdun betreffend die cura anımarum der Soldaten 
und die Stellung der Geistlichen als Soldaten während einem Kriege, 
was die irregularitas ex defectu lenitatis anbelangt. 

ı S. Romana Rota, 7. Juli 1911. Ungültigkeit einer unter Androhung 
der Eltern geschlossenen Ehe. Der Vater hatte seinen Sohn mit Aus- 
stoßung und Mißhandlung gedroht. 

28. Juni 1912. Ungültigkeit einer ohne regelmäßig erteilten Auf- 
trag des proprius parochus vor dem Dekret „ne temere“ geschlossenen Ehe. 

17. Juli 1912. Kraft des Dekrets „tametsi* war die vor dem pro- 
prius parochus eines der beiden Brautleute geschlossene Ehe gültig. 
Derjenige der in einer Pfarrei Domizil gehabt hatte, behielt es so 
lange er dasselbe nicht mit bestimmter Absicht, nie zurückzukommen, 
verlassen hat. Von diesem Rotagericht ist appelliert worden. 

27. Juli 1912. Gültigkeit der unter metus reverentialis geschlosse- 
nen Ehe, wenn die Eltern nicht dazu kamen, die Braut mit Mißhand- 
lungen zu drohen. 

10. Aug 1912. Die Bedingung gegen die Unauflösigkeit der Ehe 
macht dieselbe ungültig, aber nur wenn der Wille, die Ehe unter dieser 
Bedingung abzuschließen, bewiesen werden kann. 

S. Congregatio Consistorialis, 20. April 1912. Dem Bischof von 
Tarbes wird fortan der Titel „Bischof von Tarbes und Lourdes“ zu- 
erkannt. 

! Die sul secreto ausgesprochenen und ohbne irgend Details bekannt 
gemachten Urteile werden hier nicht angegeben. 
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22. April 1912. Decretum de loco residentiae episcopi Aturensis. 
Der Bischof, der früher in Dax gewohnt hat, wird seine gewöhnliche 
Wohnung in Aire haben. 

5. Feb. 1913. Ein Koadjutor und Generalvikar für die Arron- 
dissements Lille, Hazebrouck und Dunkerque wird dem Bischof von 
Cambrai zugestellt. 

S. Congregatio Indicis. Die „Histoire ancienne de l’Eglise* von 
Mgr. Duchesne ist am 22. Feb. 1912 und der „Mariage des pretres“ 
von J. Claraz und die „Histoire de l’Inquisition/en France“ von Th. de 
Cauzons sind am 6. Mai in Index librorum prohibitorum gesetzt worden. 

S. Congregatio Rituum, 24. April 1912. Festum beatae Johannae 
de Arc in Gallia ad ritum duplicem secundae classis evehitur. 


IV. 
Bischöfliche Akten. 


Die französischen Bischöfe führen den Kampf gegen die weltlichen 
Schulen und die in denselben gebrauchten Büchern fort. Der Bischof 
von Verdun, indem er das naturrechtlich begründete Verbot der schlechten 
Bücher von neuem verkündigt, erklärt im Falle der Uebertretung die 
Kinder, ihre Eltern, die Schulmeister für schuldig, wie auch den Ge- 
meinderat selbst, wenn die verbotenen Bücher aus öffentlichen Fonds 
gekauft werden. Wenn der Lehrer die untersagten Bücher in der 
Schule gebrauchen will, und wenn es in der Nähe keine andere sog. 
freie Schule gibt, dann dürfen die Eltern vom Bischof selbst einen 
Dispens erhalten, aber nur wenn sie versprechen, den Kindern einen 
den Irrtümern der Schulbücher widerstreitenden Unterricht zu Haus 
zu geben oder denselben Unterricht vom Pfarrer geben zu lassen. 

Der Bischof von Chambery durch eine Verordnung vom 8. Okt. 
1912 verweigert den Schülern, die in den verbotenen Büchern studiert 
haben, das feierliche Abendmahl. 

Obgleich die katholische Kirche immer abgeneigt dazu gewesen ist, 
den Laien irgendeine Rolle in den Kirchensachen zu erkennen, haben 
einige Bischöfe sog. Pfarräte errichtet. Uebrigens werden die Mitglieder 
derselben vom Bischof gewählt und sind nur zum Rat und nie zum 
entscheidenden Beschluß berechtigt. Eine Verordnung des Erzbischofs 
von Bordeaux hat solche Pfarräte gebildet, bei denen man sich in 
Sachen der weltlichen Verwaltung Rat zu holen hat. Die Mitglieder 
sind vom Pfarrer präsentiert und vom Bischof ernannt und können 
von demselben entsetzt werden. 
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V. 
Protestantische Kirche. 


In der inneren Verfassung der protestantischen Kirche ist das be- 
deutendste Ereignis des Jahres 1912, daß die Union des &glises refor- 
mees unies (liberaux) und die Union des Eglises reformees (sog. union 
de Jarnac) sich unter dem Titel „Union nationale des Eglises reformees“ 
vereinigt haben!: ein Sieg des Strebens nach Einheit, das schon in 
der Union de Jarnac sich offenbart hatte. In einer am 25. Juni in 
dem Öratoire in Paris unter dem Vorsitz Wilfrid Monods gehaltenen 
Generalsynode wurde diese Vereinigung von den Vertretern beider 
Unionen festgestellt. Die Meinung der Synode ist aus der anfangenden 
Erklärung des Beschlusses leicht zu erkennen. 

„L’union nationale des &glises reformees de France, nee de la ren- 
contre A Jarnac le 24 octobre 1906 des representants de plus de cent 
eglises venus de divers points de l’horizon ecclesiastique, pour tra- 
vailler dans la communion avec Jesus Christ & la reconstitution de 
!’unite du peuple protestant, au rapprochement des esprits et des 
coeurs et au reveil des energies spirituelles, a et& fond&e en dehors 
et au dessus des partis, pour &tre un edifice ouvert A tous les fils 
de la Reforme de France. 

Resolus & poursuivre infatigablement le triomphe de la verite, de 
la saintete et de l’amour et A unir les volontes en vue d'une action 
commune, elle demande A toutes les eglises qui veulent se joindre 
ä elle, de declarer qu’elles s’approprient le but et les principes de 
foıi chretienne, de liberte intellectuelle, d’action sociale et missio naire 
qui sont exprimes dans sa declaration. 

Decidee A ne jamais rechercher une uniformite dogmatique incom- 
patible avec la foi personnelle, elle laisse & toutes les eglises qui 
s’unissent en elle, la pleine liberte d’affirmer leurs croyances propres 
dans l’un des divers symboles en usage dans le protestantisme, qui 
tous A travers l’insuffisance des pensees et des paroles humaines 
contiennent la substance de l’evangile et assurent & ceux qui s’en 
reclament droit de cite dans l’eglise protestante. 

Elle reste ouverte A tous les chretiens qui veulent maintenir les 
deux colonnes de la religion protestante, la foi et la liberte, la li- 
berte et la foi. 

Elle attend que sous la pression de l’esprit de Dieu se reunisse 


—. . 


! Weitere Nachrichten sind in den protestantischen Zeitungen über- 
haupt in der Vie nouvelle und in dem Protestant nachzusuchen. 
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l’assemblee generale des Reformes, qui seule pourra constituer une 
Union definitive vraiment assez vaste et comprehensive pour r&unir 
toutes les &glises separ6es, ou, si cette assemble&e tardait A &tre con- 
voquee, que d’autres &srlises viennent s’unir A elle dans la fraternite 
et pour l’action.“ 

Der Grundsatz ist also die Vereinigung aller Protestanten in einer 
allgemeinen Kirchenverfassung, wobei von den voneinander abweichen- 
den dogmatischen Meinungen abgesehen wird. Darf man hoffen, daß 
die sog. orthodoxen (union des £glises reforme&es evangeliques) eines 
Tages diesen Standpunkt der allgemeinen Vereinigung annehmen werden? 
Von dieser Seite wird dem Streben nach Einheit sicherlich größerer 
Widerstand geleistet werden. 

Ihrerseits haben die Orthodoxen ihre jährliche Synode am 5. bis 
11. Juli in der Kirche de l’Etoile in Paris gehalten. 

Die Geldfrage bleibt immer beunruhigend. Die Zentralkassen jeder 
Union hatten noch am Ende des Jahres ein Defizit, das in der Tat 
von freiwilligen Gaben schnell gedeckt worden ist. 

Die Pariser theologische Fakultät ist auch in einer ziemlich be- 
drohlichen Lage. Im Jahre 1910 fing eine schwierige Zeit {an, denn 
von diesem Datum an hat die unentgeltliche Nutznießung der zeitlich 
vom Staat zugegebenen Gebäude aufgehört. Die den alten Professoren 
vom Staat zugezahlten Pensionen sollen auch, durch Tod und Abschied, 
nach und nach verschwinden. Die Association pour le maintien et 
Ventretien de la facult6 de th&ologie protestante de Paris mußte an 
die Freigebigkeit der Gläubigen appellieren. 

Es bleibt immer schwer, Pastoren zu finden. Kirchenämter können 
hie und da nicht besetzt werden. Herr Pastor Lacheret schrieb in 
dem „Christianisme“ vom März v. J., daß 60 protestantische Kirchen, 
deren 30 in seiner Union, ohne Pastoren blieben. In solchen Um- 
ständen wird es notwendig, ernstlich daran zu denken, die unbesetzten 
Pfarreien mit sog. Evangelisten ohne theologische Studien und geist- 
liche Grade zu versehen. Deswegen hat der Zentralausschuß der Union 
nationale des eglises reformees am 20. und 21. Februar einen Entwurf 
a Ernennung innerer Missionare ohne geistliche Grade genehmigt. 
Die Generalsynode von Montbeliard (Union des &glises lutheriennes) 
hat sich mit derselben Frage beschäftigt!. Mit den unbesetzten Pfarreien 
werden Evangelisten für einige Zeit betraut. 


‘ Am 18. und 19. Juni 1913, in der Martinskirche in Montbeliard. 
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II. Literaturübersicht. 


Von 
Julius Friedrich. 


I. 


Allgemeines. — Entscheidungen. — Zeitschriften. — Gesetzes- und 
Quellensammlungen. 


l. Die Religion in Geschichte und Gegenwart 
(Tübingen, Mohr) hat den IV. Band (bis „Rogge“) abgeschlossen, Es 
ist zu erwarten, daß auch der noch ausstehende V. Band in Bälde 
erscheinen wird. Damit ist das monumentale Werk abgeschlossen, das 
dem Theologen, dem Kirchenrechtler und dem Laien in gleicher Weise 
eine Fülle der Belehrung bietet, und dem eine baldige zweite Auflage 
zu wünschen ist, um Unebenheiten, wie sie dem erstmaligen Erscheinen 
eines solchen Riesenwerks naturgemäß anhaften, auszugleichen. Nament- 
lich dürfte sich die Aufnahme eines Juristen in die Redaktion emp- 
fehlen. 

2. Handbuch der Kirchengeschichte, in Verbindung 
mit Ficker, Hermelink, Preuschen und Stephan herausgegeben von 
Gustav Krüger in Gießen. Registerband von stud. theol. Aug. Dell 
nebst Nachträgen und Berichtigungen (31 Seiten) III u. 137 S. Tü- 
bingen, Mohr. Mk. 3, geb. Mk. 4. 

Die Berichtigungen bestehen zum großen Teil in Richtigstellung 
falscher Verweisungen, wie sie bei einem mehrbändigen Werk mehrerer 
Verfasser kaum zu vermeiden sind. Die Nachträge bringen das Hand- 
buch, das in größeren Zeitzwischenräumen entstanden ist, namentlich 
bibliographisch auf den Stand der Gegenwart. Beide berücksichtigen 
die inzwischen veröffentlichte Kritik, soweit sie nicht grundsätzlicher 
Art war. Das Register zeichnet sich durch Genauigkeit und Vollständig- 
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keit aus, wenn auch das ideale Ziel des Herausgebers, in ihm ein Orts-, 
Personen- und Sachregister zu schaffen, nicht ganz erreicht worden ist. 
Jedenfalls sind Verfasser, Herausgeber und Verleger zur Vollendung 
des wichtigen und eine klaffende Lücke in der Literatur der Kirchen 
ausfüllenden Werks zu beglückwünschen. 


3. An Entscheidungen sind bei der Redaktion die Hefte 
7—9 des Ergänzungsbandes von Warneyers Jahrbuch der Entschei- 
dungen, enthaltend die Rechtsprechung des Reichsgerichts auf dem 
Gebiete des Zivilrechts, soweit sie nicht in der amtlichen Sammlung 
der Entscheidungen des Reichsgerichts abgedruckt ist, eingegangen. 
Die Hefte bringen diejenigen Entscheidungen, welche bis zum 12. Juli 
1913 ausgefertigt wurden. 


An Zeitschriften liegen mir vor: 

4. Archiv für katholisches Kirchenrecht, herausg. 
v. Nik. Hilling, Band 93 (4. Folge 1. Band) Heft 2 und 3. Abhand- 
lungen: Ass. Dr. H. Hellmuth, Die Bayer. Kirchengemeindeordnung 
v. 24. IX. 1912 (205—238, 385—409); Gillmann, Weibliche Kleriker 
nach dem Urteil der Frühscholastik (239—253); Hilling, Die Gesetz- 
gebung Leos XIII. auf dem Gebiete des Kirchenrechts, Forts. (254 bis 
276, 460—483); Grentrup, Die rechtl. Beziehungen der Missionsländer 
zur römischen Kurie in der Gegenwart (277—288); Tourneau, Das all- 
mähliche Schwinden des Einflusses der Kirche auf die Schule in 
Preußen (410447); Gillmann, Ueber die Abfassungszeit der Dekret- 
glosse des Olm 10244 (448-459). Außerdem kirchliche und staat- 
liche Erlasse und Entscheidungen, Kleine Beiträge und Nachrichten, 
Literatur. 

5. Zeitschrift für Kirchengeschichte v. Brieger u. 
Beß. Band 34 Heft 2und3. Gotha 1913. Abhandlungen: H.E. Rohde, 
Verfasser und Entstehungszeit der „Capita agendorum“ [von Kardinal 
Ailli für das Konstanzer Konzil in den Jahren 1409—1414 geschrie- 
bene Reformvorschläge] (164—187); Anton Dürrwaechter, Die Hin- 
richtung Johann Sylvans (188—220); Schulz, Der Einfluß der Ge- 
danken Augustins über das Verhältnis von ratio und fides in der Theo- 
logie des 8. und 9. Jahrh. (323—359); Schnitzer, Zur Wahl Alexan- 
ders VI. (360—377); Schornbaum, Die Brandenburg. Theologen- und 
das Maulbronner Gespräch 1564 (378—394). Außerdem: Analekten, 
Nachrichten. | 

6. Theologische Quartalschrift von Belser, Koch, Säg- 
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müller und Rießler. 35. Jahrgaug Heft2 u.3. Abhandlungen: Dr. Georg 
Graf, Christlich-Arabisches (161—192); Lic. theol. Eugen Stolz, Zur 
Geschichte des Terminus parochus (193—203); J. B. Sägmüller, Der 
Rechtsanspruch der kath. Kirche in Deutschland auf finanzielle Lei- 
stungen seitens des Staates (204—234); Dr. Karl Kastner, Der hl. 
Stall zu Bethlehem (235—246); J. E. Belser, Zur Evangelienfrage 
(323—375); Paul Rießler, Zur Geographie und Völkerkunde des AT. 
(376—401); Moritz Hartberger, Instantius oder Priscillian (401—430) ; 
Wilhelm Koch, Das Trienter Konzilsdekret de peccato originali 
(430—450); Rezensionen, Analekten. 

7. Historisches Jahrbuch der Görresgesellschaft, unter 
Mitwirkung von H. Grauert, G. Schnürer, K. Weymann und Franz 
Kampers herausg. v. Erich König. 34. Bd. H. 1, 2 u. 3. Aufsätze: 
Kroeß, Gutachten der Jesuiten am Beginn der kath. Generalreforma- 
tion in Böhmen (1—33, 257—294); Hellmann, Einhard, Rudolf, Megin- 
bard. Ein Beitrag zur Frage der Annales Fuldenses (40—64); Paulus, 
Zum Verständnis eigentümlicher Ablaßurkunden (295—327); Lehmann 
und Bühler, Das passionale decimum des Bartholomäus Krafft von 
Blaubeuren (493—537); Merkle, Grundsätzliches über Editionstechnik 
538—556). Kleine Beiträge, Rezensionen und Referate, Zeitschriften- 
schau, Novitätenschau, Nachrichten. 

8. Archiv für öffentlichesRecht von Laband, O. Mayer 
und Piloty. XXX.Bd. Heft 3 u.4, XXXI. Bd. Heft 1u.2. Aufsätze: 
H. Wittmaack, Ist die Reichsgesetzgebung befugt, einen vor der Grün- 
dung des Reiches zwischen zwei Bundesstaaten geschlossenen Vertrag 
aufzuheben oder abzuändern? (347—368); Rudolf von Laun, Eine 
Theorie vom natürlichen Recht (369—406); Wolfgang Mettgenberg, 
Die Monroedoktrin (407”—414); Emanuel Hugo Vogel, Die jüngsten 
Aktionen der Gesetzgebung auf dem Gebiete der Wohnungsfürsorge 
in Oesterreich (415—475); Erich Warschauer, Der Zeilersche Aus- 
legungsgerichtshof in rechtsenergetischer Beleuchtung (515—537); 
A. Affolter, Das Mandat im öffentlichen Rechte (538—547); Ignazio 
Tambaro, Die Wahlreform in Italien (548—574); H. Hellmuth, Bei- 
träge zum deutschen Staatskirchenrecht (575—581); Friedr. Tezoer, 
Das staatsrechtliche und politische Problem der öst.-ung. Monarchie II. 
(1—52, 157—189); Hans Kelsen, Zur Lehre vom öffentlichen Rechts- 
geschäft (53--98, 190—249); Karl Neumeyer, Vom Recht der aus- 
wärtigen Verwaltung und verwandten Rechtsbegriffen (99 — 130); Wolf- 
gang Mettgenberg, Der Mädchenhandel im Deutschen Auslieferungs- 
recht (131—138) ; Walther Rauschenberger, Der zeitliche Eintritt der 
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formellen Gesetzeskraft der Reichsgesetze (250—256); Arpäd Kirälyfi, 
Die Relation zwischen der öst. u. ung. Staatsbürgerschaft (257—310); 
H. Wittmaack, Ueber die Verpflichtung einer kriegführenden Macht, 
für den Gebrauch und die Beschädigung von Sachen auf feindl. Gebiet 
Ersatz zu leisten. Nordamerik. Recht (311—316); Ders., Der Fall 
Charlton (317—325); Buch, Das nichtkodifizierte Verwaltungszwangs- 
recht in Preußen (326—437). ö 

9. Historische Vierteljahrsschrift von Prof. Seliger, 
XVI. Jahrg. Heft 3. Aufsätze: Schöns Urteil über Stein als Finanz- 
mann v. Frl. Dr. Marg. Baumann in Berlin (337—365). Kleine Mit- 
teilungen, Kritiken, Nachrichten und Notizen etc. 


II. 


Kirchenrechtsgeschichte. — Kirchenkulturgeschichte. 


1. Gillmann, Ueber die Abfassungszeit der Dekretrlosse des 
Cen 10244 (AkKR 93, 448—459). 

2. Erich Seeberg, Lic. theol., Die Synode von Antiochien im 
Jahre 324/25. Ein Beitrag zur Geschichte des Konzils von Nicäa 
(16. Stück der neuen Studien zur Gesch. d. Theol. u. d. K., herausg. 
v. N. Bonwetsch u. R. Seeberg). Berlin 1913, Trowitzsch u. Sohn. 
VII u. 224 S. Mk. 8.60. 

Eine Preisarbeit der Universität Berlin (1909), später Lizentiaten- 
arbeite. E. Schwartz, Kaiser Konstantin und die _ christliche 
Kirche, Leipzig-Berlin 1913 konnte nicht mehr benutzt werden. Im 
Endresultat deckt sich Seebergs Studie mit E. Schwartz’ Buß- 
stufen und Katechumenatsklassen (Schr. der Gesellsch. d. Wissensch. 
z. Straßburg, 1911, 7). Die bisherige Diskussion über das Thema 
wird erörtert, die Ueberlieferung der Urkunde und ihr Text kritisch 
untersucht, die Canones und der Synodalbrief werden kritisch be- 
leuchtet, eine Skizze einer Geschichte des Konzils von Nicäa wird 
entworfen, und zum Schlusse einiges Zusammenfassende zur Chrono- 
logie der Synode von Antiochien beigefügt. Die Einzelheiten der 
Untersuchung der Streitfrage, ob die Synode stattgefunden hat, die 
Canones und der Synodalbrief echt sind (E. Schwartz ca. A. Harnack), 
können hier nicht wiedergegeben werden. Seeberg tritt für die Echt- 
heit ein (S. 178). Für ihn stellt die antiochenische Synode weder in 
der Art zu denen jener Zeit eine Neuheit dar, noch die Zahl der Teil- 
nehmer (56 Bischöfe), verglichen mit okzidentalischen und orientali- 
schen Synoden derselben Epoche; alles dies kann aus den besonderen 
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Lokal- und Zeitverhältnissen heraus erklärt werden (8. 185). Allge- 
meines Interesse dürfen auch die Ausführungen über Konstantins Re- 
ligions- und Kirchenpolitik (S. 192 ff.) beanspruchen. 

3. Dr. Hamilkar 8. Alivisatos, Die kirchl. Gesetzgebung 
des Kaisers Justinian I. (17. Stück der neuen Studien zur (Gesch. d. 
Theol. u. d. K., herausg. v. H. Bonwetsch u. R. Seeberg) Berlin 1913, 
Trowitzsch u. Sohn. VIII u. 133 8. Mk. 5.60. 

Eine auf Anregung Haucks (Leipzig) zurückzuführende Arbeit, 
die eine Lücke in der Literatur ausfüllt (Pfannmüller, Die kirchl. 
(sesetzgebung .Justinians, ist unvollständig). A. hat den Kodex und 
die Novellen nach kirchlichen Gesetzen Justinians durchgesehen. Die 
Arbeit ist als erster Teil einer größeren Untersuchung gedacht, deren 
zweiter Teil im Anschluß an den ersten das Verhältnis der heutigen 
Gesetzgebung der griechischen Kirche zur justinianischen behandeln 
soll. Nach kurzer Einleitung, die von Justinian als Theologen handelt, 
wird dessen kirchliche Gesetzgebung nach inneren (Glaubens-) und 
äußeren (Weltklerus, Mönchtum, Kirche und Staat) Angelegenheiten 
übersichtlich zergliedert und anhangsweise Ehe, Sittlichkeit und ord- 
nungsmäßiges Verhalten im religiösen Leben in Justinians Rechtssätzen 
untersucht. Sein „christliches Einheitsreich“ wird gut hervorgehoben; 
er stellte die kirchlichen Angelegenheiten den politischen gleich, läßt 
aber die Autorität der Kirche völlig unangetastet (S. 131). 

4. Hans Hirsch, Die Klosterimmunität seit dem Investitur- 
streit. Untersuchungen zur Verfassungsgeschichte des Deutschen Reiches 
und der deutschen Kirche. Weimar 1913, Böhlau. VIII u. 229 S. 
Mk. 6. 

Es handelt sich hier um die Immunitätsstellung der seit dem Be- 
ginn des Investiturstreites neu gegründeten Klöster. Verfasser hat 
das Material als Mitarbeiter der (3.) Wiener Diplomata-Abteilung der 
Mon. germ. hist. gesammelt. Brackmanns Studien und Vorarbeiten 
zur Germania pontificia Bd. I sind bereits berücksichtigt. H. betrachtet 
im 1. „Das Stadium der Vorreform“ überschriebenen Kapitel das Ver- 
hältnis des Eigenkirchenrechts zur Immunität und den kluniazensischen 
Einfluß auf die Fassung der Immunitätsurkunden des 12. ‚Jhdts. Dann 
wird die Verfassung der Reformklöster des Investiturstreites darge- 
gestellt, die Kompetenz der Vogteigerichtsbarkeit umschrieben und auf 
die Verfassung der Zisterzienserklöster näher eingegangen. Schließlich 
nimmt H. eine auch dem Strafrechtler interessante Differenzierung der 
Immunitäts- und Vogteirechte für den behandelten Zeitraum vor und 
stellt als Ergebnisse fest: Das dynastische Eigenkirchenrecht wurde 


Kirchenrechts- und Kirchenkulturgeschichte, 403 


nur auf dem Pergament in ein päpstliches verwandelt, in Wirklichkeit 
ward das weltliche Eigenkirchenrecht zur Vogtei, das grundherrliche 
Recht des Stifters zu einer öffentlich-rechtlichen Befugnis. Der wesent- 
liche Inhalt der Vogteirechte war die hohe Gerichtsbarkeit, die z.B. 
die Zisterzienser nur für einzelne Besitzungen und besonders bevor- 
rechtete Gebiete erworben haben. Allmählich wurde die Hochgerichts- 
barkeit des Vogtes auf die Blut- (Gegensatz: Sühne-) Gerichtsbarkeit, 
oft nur auf die schwersten Fülle oder gar nur auf die Vollstreckung 
der Urteile des Immunitätsgerichts beschränkt (S. 217). Eine ähnliche 
Differenzierung von Vogtei- und Immunitätsrechten vollzog sich auch 
auf territorialem Gebiet. 

d. Johannes Heepe, Die Organisation d. Altarpfründen an 
den Pfarrkirchen der Stadt Braunschweig im Ma. Göttinger Diss. 1913. 

Die Bedeutung vieler städtischer Pfarrkirchen in ihrem Verhältnis 
zu den Stiftskirchen liegt in der Stiftung von Pfründen für vorhan- 
dene oder neu zu errichtende Altäre. H.s Darstellung, die als eine 
grundlegende Untersuchung für das behandelte Gebiet anzusprechen 
ist, beschränkt sich auf die Stadt Braunschweig. Er unterscheidet drei 
Arten von Stiftungen, deren historisches Auftreten durch folgende 
Reihenfolge gekennzeichnet wird: die Kaplanei, die Befehlung und das 
Lehen. Nach Betrachtung dieser Rechtsformen der Pfründe wendet 
er sich zu deren Administration und dem Dienst der Pfründeninhaber. 
Der Schrift wäre eine weitere Ausarbeitung und Verwertung des wert- 
vollen Aktenmaterials zu wünschen. 

6. Eugen Stolz in Ergenzingen, Zur Geschichte des Terminus 
parochus (AkKR. 93, 193—203). Vgl. desselben Verfassers Aufsatz 
rarsınia, parochia u. parochus in AkKR. 89, 424—448. 

Er erblickt im sog. Pfaffenbrief, d.i. der Concordia inter episcopum 
Constantiensem et praelatos exemptos et non exemptos vel clerum Hel- 
vetiae v. 27. VII. 1493 das älteste bekannte Zeugnis für die Bezeich- 
nung parochus als rector ecclesiae. In Spanien kam der Terminus 
vermutlich schon etwas früher auf, wenn er sich auch bis jetzt erst in 
den 90er Jahren des 15. Jhdts. nachweisen läßt. 

7. J. B.’Sägmüller, Der Rechtsanspruch der kath. K. in 
Dtschld. auf finanzielle Leistungen seitens des Staates (AkKR. 93, 204 
bis 234). 

Württemberg zahlt rund 2 Mill., Preußen rund 10 Mill. Mark für 
kirchliche Zwecke. S. bejaht die Frage, ob Art. 35 Rd@s. („zum Be- 
hufe des Aufwands für Gottesdienst“) eine Rechtspflicht des Staates 
in dieser Hinsicht statuiert habe, auch wo andere privat-, staats- oder 
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zwecksrechtliche Titel nicht bestehen. Dies hat auch die Denkschrift 
der Bischöfe der Oberrhein. Kirchenprovinz 1851 getan (vgl. $$ 2, 3 
der „Grundzüge z. B. Vereinbarung üb. d. Verhältnisse d. kath. Kirche 
in Frankfurt 1818 fl. von deutschen Regierungsvertretern vereinbart 
wurden). 8. meint, die Regierungen, die sich im weitgehendsten Maße 
für verpflichtet hielten, für alle wesentlichen Bedürfnisse der katho- 
lischen Kirche aufzukommen, seien hienach rechtlich zur Leistung ver- 
pflichtet. Er schließt dies für Württemberg namentlich auch aus der 
Verordnung der Regierungen der Oberrhein. Kirchenprovinz vom 
30. I. 1830 betr. die Ausübung des verfassungsmäßigen Schutz- und 
Aufsichtsrechts des Staats über die kath. Landeskirche, ferner aus der 
Württemberg. Verfassungsurkunde von 1879 und aus der Zirkumskrip- 
tionsbulle Provida sollersque. 

8. Dr. jur. Alfred Krüger, Die geschichtl. Entwicklung der 
Verfassung der Kirche Augsburg. Konfession v. Elsaß-Lothringen 
von 1789—1852. Berlin, 1913, Frensdorf, brosch. Mk. 3.50, geb. Mk. 5.—. 

Bisher unveröffentlichte Dokumente und Briefe werden bei Dar- 
stellung dieser Geschichte der luth. Kirche des Reichslandes heran- 
gezogen. Die Persönlichkeiten der kirchenpolitischen Führer, Koch 
und Blessig, stehen bei Betrachtung der „Zeit der Aufklärung“ im 
Mittelpunkte der Ausführungen. Napoleons I. Verhältnis zur elsaß- 
loth. Geistlichkeit wird dargetan. Die „Organischen Artikel“ werden 
beleuchtet. Napoleons III. Dekret vom 26. III. 1852 wird erstmalig 
interpretiert. In einem Anhang werden sämtl. Schriftstücke abge- 
druckt, die sich auf das Zustandekommen des Dekrets vom 26. III. 
1852 beziehen (außer denen, die Vollzugsverordnungen betreffen). Ein 
für das Verständnis der neuerlichen Verfassungsreform wichtiges Buch. 


III. 
Staat und Kirche. — Staat und Religion. 


1. Allgemeines. 


1. H. Hellmuth, Beiträge zum deutschen Staatskirchenwesen 
(Arch. f. öff. R. 30, 575—581). 

H. eröffnet hier eine Artikelserie und behandelt zunächst die Zu- 
ständigkeitsausscheidung zwischen St. u. K. bei freier Wahl des 
Glaubensbekenntnisses nach bayer. Staatskirchenrecht. Die Zugehörig- 
keit zu einer (zlaubensgesellschaft ist in Bayern ein öffentlich-recht- 
liches Verhältnis. Bei der Begründung der Zugehörigkeit treffen staat- 
liche und kirchliche Normen zusammen. Dabei bleibt die kirchliche 
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Gesetzgebung so weit ausgeschlossen, als das staatliche Recht reicht. 

2. Dr. Bruno Eisenbacher, Staat, Recht und Gottesglaube. 
Ein Beitrag zur Erleichterung und Reform des deutschen Strafrechts, 
Siehe unter III, 6 Nr. 9. 

3. Joseph Freisen, Das Militärkirchenrecht in Heer und 
Marine des Deutschen Reiches nebst Darstellung des außerdeutschen 
Militärkirchenwesens. Paderborn, Schöningh, 1913, XIV u. 395 S. 

Langhäuser, Militärkirchenwesen in Kurbrandenburg u. kb.- 
preuß. Heer, 1912, ist noch benutzt. Gesetze, Verordnungen und Er- 
lasse, teilweise nicht veröffentlichte, sind gewissenhaft gesammelt und 
abgedruckt. Die dargestellte Rechtszersplitterung in Dtschld. recht- 
fertigt den Wunsch des Verfassers nach Reichsrechtseinheit auf dem 
behandelten Rechtsgebiete. Außerhalb Dtschld. sind Oesterreich-Un- 
garı, Spanien, die Republiken Zentral- und Südamerikas, Portugal, 
Frankreich, Italien, England und seine Kolonien, die Schweiz, die 
Niederlande, Belgien, Dänemark, Schweden und Norwegen, Rußland, 
die nordamerikanischen Freistaaten, sowie Japan behandelt. Für ein- 
gehende Besprechung von Kontroversen oder Problemen und Stellung- 
nahme hierzu war natürlich kein Raum. Doch ist das historische 
Verständnis überall zu vermitteln gesucht worden. Eine Einleitung be- 
handelt sogar das „Militärkirchenwesen“ (!) im Altertum und Mittel- 
alter. Nach meiner Ansicht ist der Begriff erst mit dem modernen 
Staat entstanden. Ein sehr brauchbares, empfehlenswertes Buch des 
längst anerkannten Verfassers. 

4. Die Jesuitenfrage im Lichte des Reiches Gottes. Siehe 
unter III, 5 Nr. 8. 


2. Die Trennung von Staat und Kirche. 
5. Mario Falco, Il concetto Guiridico di separazione della 
chiesa dallo stato. Torino, -Fratelli Bocca, 1913, 46 8. 
3. Kirche und Schule. 


6. Wilhelm Tourneau ‚ Landgerichtsrat in Magdeburg, Das 
allmähliche Schwinden des Einflusses der Kirche auf die Schulen in 
Preußen (AkKR. 93, 410—447). 


4. Begräbniswesen. 


: 7. Carl H. Fischer, Das Bayer. Feuerbestattungsrecht. Mün- 
“en, Schweitzer, IV, 79 S., Mk. 8.— 


D : 
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5. Ordens- und Klosterwesen. 


8. A. Sasse, Der Straf- oder Kriminalproze® im Franzisk.- 
Orden. Siehe unter IV Nr. 4. 

9. Die Jesuitenfrage im Lichte des Reiches Gottes. Ein 
ernstes Wort an die positive evangelische Christenheit. Von einem 
gläubigen ev. Christen, 1. u. 2. Aufl. Winnenden, 1913, Lämmle u. 
Müllerschön. 40 S., Mk. —.60. 

Der Verfasser ruft alle Christen vor die Front zum Kampf gegen 
den Feind, — zu dem aber nach seiner Ansicht die Jesuiten nicht 
gehören; deshalb ist er für Beseitigung des hemmenden Jesuiten- 
gesetzes, um freie Bahn zu gewinnen im Kampf der Geister gegen den 
Unglauben. 


6. Religionsdelikte. 


10. Dr. Bruno Eisenbacher, Staat, Recht und Gottesglaube. 
Ein Beitrag zur Erläuterung und Reform des deutschen Strafrechts 
(Schriften der Görresgesellschaft Heft 16). Paderborn, 1913, Schö- 
ningh, VII u. 76 S. 

Die begrifflichen und historischen Grundlagen stellen — wie übri- 
gens schon die Vorbemerkung — den rechtsphilosophischen Untergrund 
jeder Rechtsordnung gut heraus. Die Religion wird als eine der 
materiellen Voraussetzungen des Staates, als innerhalb seiner vertre- 
tenen menschlichen Interesses (im weit. Sinne) erfaßt, das Verhältnis 
von Staat und Kirche unter dem doppelten Gesichtswinkel der Supe- 
riorität oder Inferiorität einerseits, der „zweifachen Skala der Inter- 
. essen“ andererseits betrachtet. Dann folgt unter allen denkbaren Ge- 
sichtspunkten eine Untersuchung des Vergehens der Gotteslästerung 
im deutschen Strafrecht, und zwar juristisch und rechtspolitisch. Eine 
beachtenswerte Arbeit. 


7. Eherecht (inklusive rel. Kindererziehung). 

ll. Dr. jur. Max Keller, Religiöse Kindererziehung nach 
badischem Recht. Karlsruhe, 1913, Braun, 50 8. 

K. rügt den Mangel reichsgesetzlicher Regelung, behandelt ge- 
schichtlich die Entwicklung in Baden bis 1860, die Entstehung des 
Gesetzes vom 9. X. 1860 und die Veränderungen seit 1860. Der syste- 
matische Teil ist in vier Abschnitte (materielles, formelles Recht, per- 
sönliche und zeitliche Schranken des Gesetzes) gegliedert, erschöpft 
das geltende badische Recht und ist als eine Bereicherung der einzel- 
staatlichen Literatur über den Gegenstand zu begrüßen. Zum Schluß 
kritisiert K. den bestehenden Rechtszustand, um wiederum in die 
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Forderung reichsgesetzlicher Regelung der rel. Erziehungsfrage auszu- 
laufen. 

12. Dr. theol. et phil. Nico Cotlarciuc, Beiträge z. lebenden 
Ehe- und Familienrecht der Rumänen, insbes. jener im Süden der 
Bukowina, Abdruck aus Heft I/II u. III des XIX. Jahrggs. der „2. f. 
oestr. Volkskunde“. Wien, 1913, 28 8. 


IV. 
Kirchenverfassungs- und Kirchenverwaltungsrecht. 


1.RudolfPfeufer, Die bayer. Kirchengemeindeordnung. Siehe 
unten V Nr. 1. 

2. Prof. Lic. Dr. Sachsse in Rostock, Austritt aus der Landes- 
kirche durch Anschluß an Sekten nach Mecklenburg-Schwerinschem 
Kirchenrecht (DZKR. 23, 188—194). 

3. Ld. Thümmel, Kons.-Ass. in Stettin, Patronat und innere 
Kolonisation (DZKR. 23, 195—211). 

4. A. Sasse, Der Straf- oder Kriminalprozeß im Franziskaner- 
orden (DZKR. 23, 212—232). 

5. S. Hellmuth, Die bayer. Kirchengemeindeordnung. Siehe 
V Nr. 2. 

6. Hilling, Die Gesetzgebung Leos XIII. auf dem Gebiete des 
KR. Forts. u. Schluß (AkKR. 93, 254—276, 460483). 

7. Grentrup. Die rechtl. Beziehungen d. Missionsländer z. röm. 
Kurie in der Gegenwart (AkKR. 33, 277—288). 

8. Dr. Karl August Geiger, O. Prof. d. Kirchenrechts am 
Lyceum Dillingen. Handbuch für die gesamte Pfarramtsverwaltung im 
Königreich Bayern. 10. Aufl. der Anleitung, z. geistl. Geschäftsstil 
und z. geistl. Geschäftsverwaltung v. Dr. A. Müller. I. Teil XVII; 
912 S. Regensburg, 1910; II. Teil XVII, 1324 S. Regensburg, 1913, 
Mainz. Mk. 30.—, geb. Mk. 37.—. | 

Der erste Teil (Allgemeiner Teil und Personenrecht) ist im Ver- 
hältnis zur 9. (vergriffenen) Auflage um folgende Kapitel vermehrt 
worden: Verpflichtungen des bayer. Staates gegenüber der kath. K. 
auf Grund der Säkularisation; Trennung des Kirchendienstes vom 
Schuldienst in ihrem gegenwärtigen Entwicklungsstadium ; Eintragung 
der Kirchstuhlrechte in das Grundbuch. Umgearbeitet sind die Ka- 
pitel: Errichtung von Privattestamenten, insbes. d. Priestertestaments; 
Pfründenbesetzung (historisch u. dogmatisch); geistliches Dienstrecht 
und Dienststrafrecht, Emeritenversorgung, Kirchenstuhlrecht. Der 
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zweite Band, der das Verwaltungsrecht (Kirchenvermögen, Pfründen, 
Sakramente, äußerer Kultus, Schul-, Armenwesen etc.) enthält, konnte 
erst nach verfassungsmäßiger Erledigung des Kirchengemeindeordnungs- 
entwurfs fertiggestellt werden. Auch er hat im Verhältnis zur 9. Auf- 
lage eine Erweiterung erfahren. So ist z. B. das Kultusbaurecht ein- 
gehender behandelt als früher. Der bayerischen Kirchengemeindeord- 
nung vom 24. IX. 1912 ist im 30. Kapitel auf 241 Seiten eine aus- 
führliche systematische Darlegung geworden, und am Schlusse ist ihr 
Gesetzestext beigefügt. Ueberhaupt sind die staatlichen und kirch- 
lichen Gesetze und sonstigen Vorschriften (auch die wichtigsten Diö- 
zesananordnungen) gewissenhaft und vollständig verarbeitet. Das Buch 
ist in der Tat zu einem „Handbuch des bayerischen Diözesanrechts* 
geworden und kann kirchlichen und staatlichen Benutzern nur empfohlen 
werden. 

9. Dr. jur. F. Gebser, Die Verwaltung des Ephoralamts in den 
7 östl. Provinzen der preuß. Monarchie. Berlin, Heymann, 1913. 

Der rühmlichst bekannte Bearbeiter und Herausgeber der 3. Auf- 
lage der Verfassungs- und Verwaltungsgesetze der ev. Landeskirche 
in Preußen, der Verfasser der Kommentare zu der Verfassungsord- 
nung f. d. kirchl. Vermögen in den östl. Provinzen d. pr. Landesk. 
und der Kirchen- und Synodalordnung vom 10. IX. 1873 sowie der 
„Generalsynodalverordnung* vom 20. I. 1876 will hier ein „Hand- 
buch der Superintendenturverwaltung“ schaffen, wenigstens für die 
äußeren Angelegenheiten. Die Anmerkungen enthalten vielfach den 
wörtlichen Text der augezogenen Gesetze, Erlasse, Entscheidungen. 
Auch das Nebenamt der Kreisschulinspektion ist berücksichtigt, die 
geschichtliche und begriffliche Einleitung wird nicht unwillkommen 
sein. $& 72 und ein Anhang unterrichten über Geschäftsführung und 
Formulare nebst Mustern. 

10. Dr. Erwin Ruck, o. Prof. in Basel, Die Organisation der 
röm. Kurie. Tübingen, 1913, Mohr, VII u. 72. Mk. 2.—. 

Im wesentlichen eine akademische Antrittsrede des Basler Ordi- 
narius vom 26. XI. 1912. Die Kurialbehörden werden übersichtlich 
bezeichnet und gekennzeichnet, die Grundlinien der Reform Pius X. 
werden gezogen, die constitutio Sapienti consilio wird kritisch gewür- 
digt (ihr Text ist S. 58 ff. beigefügt)... Als die beiden hochragenden 
Türme des kurialen Schlosses werden (laubenskongregation und Staats- 
sekretariat erkannt. Eine zur Informierung über die Reorganisation 
der Kurie sehr geeignete, gut geschriebene Arbeit, die hoffentlich bald 
zu einem Buch über die Römische Kurie erweitert wird. 
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V. 
Kirchenvermögensrecht. 
1. RudolfPfeufer, Die Kirchengemeindeordnung f. d. König- 
reich Bayern vom 24. IX. 1912. Schluß (DZKR. 23, 149—187). 


2. H. Hellmuth, Die bayer. Kirchengemeindeordnung vom 
24. IX. 1912 (AkKR. 93. 205—238 u. 385—409). 
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Uebersicht über die französische Literatur. 
Von 


Universitätsprofessor Dr. R. G6nestal in Caen. 


I. 
Zeitschriften, Allgemeines, Lehrbücher, Enzyklopädien, Quellen. 
Zeitschriften. 


An Zeitschriften liegen mir vor!: 

Canoniste contemporain, XXXVe anne, 1912. Septembre-octobre: 
A. Villien, La procedure canonique pour l’expulsion des religieux 
(537—552); A. Boudinhon, Les nouveaux decrets de la 8. C. des 
Rites (552-579). Novembre: A. Boudinhon, L’histoire du secret 
de la confession d’apres un livre recent, suite (649—659); A. Bou- 
dinhon, Une dispense d’affinite au premier degre en ligne directe 
(659—665). Decembre: A. Villien, La procedure canonique pour 
l’expulsion des religieux, suite (713—719). — XXXVIe annee, 1913. 
Janvier: A. Villien, La procedure canonique pour l’expulsion des 
religieux, suite (9—23); A. Boudinhon, Sur l’histoire de la dime 
(23—34). Fevrier: A. Villien, La procedure canonique pour l’ex- 
pulsion des religieux, suite (65— 77); A.Boudinhon, Sur l’histoire 
de la dime (77—85); F. Nau, La version syriaque de l’Octateuque 
de Clement, liv. VIII (85—91). Mars: A. Villien, La procedure cano- 
nique pour l’expulsion des religieux, suite (129—143); A. Boudin- 
hon, Deux formules d’indults pour dispenses matrimoniales (143—151); 
F. Nau, La version syriaque de l’Octateuque de Clement, suite (151 
—159). Avril: A. Boudinhon, Le jubile extraordinaire de 1913 

! Kirchenrechtlich besonders interessierende Aufsätze sind unter den 
betreffenden Rubriken der Uebersicht besprochen. 
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(193—211); A. Villien, La procedure canonique pour l’expulsion des 
religieux, suite (211—222). Mai: A. Villien, La procedure cano- 
nique pour l’expulsion des religieux, suite (257—67); A.Boudinhon, 
les lois canoniques sur les confesseurs de religieuses (267—78). Juin: 
A. Villien, La procedure canonique pour l’expulsion des religieux 
(suite), p. 321—331; A. Boudinhon, Les lois canoniques sur les 
confesseurs de religieuses (suite), p. 331— 344. — juillet-aoüt: A. Bou- 
dinhon, Le confesseur peut-il pendant le present jubile, absoudre de 
l'excommunication encourue pour l’absolution du complice? p. 385—394 ; 
A. Villien, La reforme de la Curie romaine, la S. C. de la Propa- 
gande, p. 394-409; A. Boudinhon, Les lois canoniques sur les 
confesseurs de religieuses (suite), p. 409 —427. 

Revue d’histoire eccl&esiastique (universit& catholique de Louvain) 
1912, Heft 4: A. d’Ales, Tertullien et Calliste, l’edit de Calliste, fin 
(621—640); L. Dieu, Le „commentaire de saint Jean Chrysostöme 
sur Job“ (640—659); E. Lesne, La dime des biens ecclesiastiques 
aux ix et x. s., suite (659—674); Raymond M. Martin, O.P.,, 
Le p&che originel d’apres Gilbert de la Porr&e et son Ecole (674—692). 
— 1913, Heft 1: G. Kurth, Etude critique sur la vie de sainte Ge- 
nevieve (5—81); E. Vykoukal, O.S. B., Les examens du clerg6 
paroissial & l’&poque carolingienne (81—97); E. Lesne, La dime des 
biens eccl&siastiques aux ix et x. 3., suite (97”—113). Heft 2: J. Fla- 
mion, Saint Pierre & Rome examen de la these et de la methode de 
Mr. Guignebert (249—272); Ch. Terlinden, Le conclave de Leon 
XI (2 au 28 sept. 1823), d’apres des documents inedits (272—304); 
Ch. M@ller, Frederic Ozanam et son «uvre historique, 23 avril 
1813 ä 8 sept. 1853 (304—331). Heft 3: J. Flamion, Saint Pierre 
aA Rome. Examen de la these et de la möthode de Mr Guignebert (fin), 
p- 473—489; E. Lesne, La dime des biens eccl&siastiques aux IXe 
et X° siecles (fin), p. 489—51ll; .J. de Ghellink, 8. J., Les notes 
marginales du Liber sententiarum, p.511-—537; F.Claeys Boüuaert, 
Un seminaire belge sous la domination frangaise. Le s&minaire de 
Gand (1794—1812), p. 537—559. 

Nouvelle revue historique de droit francais et etranger, 1912, 
Heft 4: F. Desserteaux, Contribution A l’&tude de l’edit (423 & 
473); F. Aubert, Recherches sur l’organisation du Parlement de 
Paris au XVI s., fin (473—548). Heft 5: P.F.Girard, L’enseigne- 
ment du droit romain en 1912 (557—573); E. Chenon, Recherches 
historiques sur quelques rites nuptiaux (573—661). Heft 6: R. de 
Freville, Etude sur l’organisation judiciaire en Normandie aux XII 
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et XIII s. (681—737); G. Maurion, La formation de la Seine In- 
ferieure (737—798). 1913, Heft 1: E. Jobb&-Duval, Les idees 
primitives dans la Bretagne contemporaine (5—57); G. Maurion, 
La formation de la Seine Inferieure (57—122). Heft 2: H. Monnier 
et G. Platon, La meditatio de pactis nudis (135—169); F. Senn, 
La forme originelle et la forme la plus recente de la donatio mortis 
causa (169—202); A. Giffard, Etudes sur les sources du droit fran- 
gais: les etablissements de Saint Louis et le style des Maucreux (202 
—214); G. Maurion, La formation de la Seine Inferieure, suite 
(214—259). Heft3: F. Senn, Lin diem addictio, p. 275—311; H. 
Monnier et G. Platon, La meditatio de pactis nudis (suite) 
p. 311—327; P. Petot, Un nouveau manuscrit de la loi (fombette, 
p. 337—376; Andr& Lesort, Lettres inedites de Pardessus, p. 376— 
382. 

Revue d’histoire et de litterature religieuses, III, Heft 5: A. Loisy, 
Le totemisme et l’exogamie (401—421); P. Saintyves, Le thöme 
du bäton sec qui reverdit (421—455); L. Coulange, La legende de 
Jesus (455—483). Heft 6: F. Cumont, Fatalisme astral et religions 
antiques (51l3—544); A. Vanbeck, La penitence dans Origene (544 
a 558). Band IV, 1913, Heft 1: A. Loisy, Les mysteres paiens et 
le mystöre chretien (1—20); I. Coulange, Le Christ de Paul (20 
a 45); A. Loisy, Sociologie et religion (45—77). Heft 2: P. Sain- 
tyves, Les origines liturgiques du miracle de l’eau changee en vin 
(97’—115); A. Vanbeck, La p£nitence dans Origäöne (115—130); 
A. Loisy, Dionysos et Orphee (130—155); R. Massigli, Le de- 
cret pseudo gelasien. A propos d’un livre recent (155—171); A. Loisy, 
Le totemisme et l’exogamie, fin (171—187). Heft 3: A. Loisy, 
Les mysteres d’Eleusis (193—226); A. Lagarde, Saint Augustin 
a-t-il connu la confession? (226—261); A. Loisy, De quelques ar- 
guments contre l’historicite de la Passion (261—272). Heft 4: A. 
Loisy, Cybele et Attis, p. 280-327; L. Coulange, Le Christ 
Alexandrin, p. 327’—352; A. Loisy, Les eEcrits de Saint Luc, A propos 
d’un livre recent, p. 352—369. — Heft 5: A. Loisy, Isis et Osiris, 
p. 385—422; A.Vanbeck, La pe£nitence dans Saint Uyprien, p. 422— 
443. 

Analecta Bollandiana, tome XXXII, 1913, fasc. II et III: H. De- 
lehaye, Vita 8. Danielis stylitae, p. 121—230; Pio Franchi de’ Ca- 
valieri. Un’ antica rappressentazione della traslazione di S. Teodoro 
Studita, p. 230—236; Paul Peeters, S. Hilarion d’Iberie, p. 236 
a 270; Ch. van de Vorst, Note sur S. Macarie de Pelecete, 


Quellen. 413 


p. 270—274; L. Laurand, Le cursus dans les hagiographes domi- 
nicains, p. 274—278; F. van Ortroy, 98. Ignace de Loyola et le 
Pere Olivier Manare, p. 278—296. Appendice: chanoine Ulysse Che- 
valier, Repertorium hymnologicum, Addenda et corrigenda, fol. 6—9 
(p. 81—144). 

Quellen. 

L. Vonaux, Les actes de Paul et ses lettres apocryphes. In- 
troduction, texte, traduction et commentaire. (T,es apocryphes du Nou- 
veau Testament publies sous la direction de Bousquet et Amann.) Paris, 
Letouzey, 1913, 8°, 394 p. 

Goguel, La date et le lieu de composition de l’epitre aux 
Philippiens. Rev. hist. religions, 1912, LXVI, p. 330—42. 

Edme Champion, L’£pitre aux Galates. Rev. bleue, 1913 
p. 427—29. 

F. Prat, La question synoptique (suite), Etudes, 1913, p. 20—40; 
329—5l. 

F.Nau, La version syriaque de l’Octateuque de Clement, liv. VIII. 
Canoniste cont., 1913, p. 75—91, 129—143, 151—159. 

A. Lelong, Les P£res apostoliques, IV, Le Pasteur d’Hermas, 
traduction frangaise et texte grec. (Textes et documents pour l’eEtude 
historique du Christianisme, Collection Hemmer et Lejay.) Paris, Pi- 
card, 1912, in 16, 351 p. 

R. Massigli, Le de&cret pseudo-gelasien, ä propos d’un livre 
recent. Rev. hist. et litt. relig., 1913, p. 155—171. 

Nachdem er den von Dobschütz herausgegebenen und kommen- 
tierten Text gelobt, bestreitet M. einige Schließungen desselben und 
überhaupt was die Entstehungszeit des „Dekretum gelasianum“ betrifft. 
Er meint, das Werk sei nicht nach dem Anfang des VI. Jahrhunderts 
geschrieben worden. 

L. Dieu, Les commentaires de Saint Jean Chrysostöme sur Job. 
Rev. hist. eccles., 1912, p. 640—59. 

G. Kurth, Etude critique sur la vie de Sainte Genevieve. Rev. 
hist. ecclesiastique, 1913, p. 5—81. 

R. Massigli, Sur l’origine de la collection canoniqne dite Ha- 
driana augmentee. Melanges arch. et hist. &cole Rome, 1912, p. 363 
—393. 

J. de Ghellinck, 8. J., La litterature pol&mique durant la 
querelle des investitures. Rev. Quest. hist., 1913, p. 71—90. 

P. Fournier, L'origine de la collectio Anselmo dedicata. M6- 
langes Girard, Paris, Rousseau, 1912, I., p. 455 —479. 
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Die Collectio Anselmo dedicata ist für die Geschichte des kano- 
nischen wie für die des römischen Rechts im Mittelalter von gleicher 
Wichtigkeit. Die communis opinio war, daß die dem Erzbischof An- 
selm von Mailand (882—896) gewidmete Collectio in der lombardischen 
Gegend von Norditalien entstanden ist. Das jetzige Schreiben des 
berühmten französischen Forschers hat die Absicht, die communis opinio 
entschieden zu begründen. Von den zwei Gruppen, in die man die 
Handschriften teilen kann, erscheint die ältere im lombardischen 
Norditalien gegen Mitte des X. Jahrhunderts. In dieser und nur in 
dieser Gegend konnte damals der Kompilator alle Elemente seines 
Werkes finden. Es ist daher ganz sicher, daß der Anselmus, dem die 
Collectio gewidmet ist, der Erzbischof von Mailand (882--896) ist. 
Aus den politischen Ereignissen kann F. den Schluß ziehen, daß eine 
solche der päpstlichen Gewalt ganz günstige Sammlung dem Erzbischof 
eher im Anfange seiner Amtszeit gewidmet wurde. 

A. Noyon, Inventaire des &crits th&ologiques du XII® sidcle non 
inseres dans la Patrologie latine de Migne, fasc. 1, manuscrits 66 A 
2310 (notes pour servir au catalogue du fonds latin de la bibliotheque 
nationale). Rev. bibliotheques 1912. 

F. Gratien, Sermons franciscains du cardinal Eudes de Cha- 
teauroux, 1273, Etudes franciscaines, 1913. 

Dieterlen, Supplique et bulle du XIlIe s. Moy.-äge, 1913, 
p. 42—52. 

de Lagger, La bulle de Gregeire IX au monastere de Baignes 
en Saintonge, le avril 1232, d’apres l’original conserve au chäteau de 
Celeyran. Albia christiana, 1911. 

Elie Berger, Les registres d’Innocent IV publies ou analyses 
d’apres les manuscrits originaux du Vatican et de la bibliotheque 
nationale, IV, p. 1—256, Paris, Fontemoing, 1911, 4°, 256 p. 

P. Viollet, Guillaume de Mandagout, canoniste. Berenger Fre- 
dol, canoniste. Hist. litt. de France, tome XXXIV. Paris, 1913, p. 1 
a 178. 

Nachdem Guillaume de Mandagout zehn Jahre lang an der päpst- 
lichen Kurie im Amte geblieben war, wurde er vom Papst Bonifazius 
VIII. auf den erzbischöflichen Stuhl von Embrun erhoben, den schon 
ein berühmter Kanonist Hostiensis in der Mitte des vorigen Jahr- 
hunderts besetzt hatte. Er wurde in der Folge im Jahre 1311 Erz- 
bischof von Aix und im Jahre 1312 Kardinalbischof von Palästrina. 
Immer in engerem Verhältnis zu dem Papste stehend, war er einer 
der Sammler des Liber Sextus und vielleicht auch der Klementinen. 
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Sein persönliches Werk ist ein Tractatus de electionibus, den er vor 
1294 geschrieben hat, denn der Tractatus wird Berenger Fredol als 
subcantor von B£ziers gewidmet, welcher im Jahre 1294 zum Bischof 
von Beziers ernannt worden war. Später hat der Verfasser sein Werk 
selbst glossiert; diese Glosse enthält die angeführten Dekretalen und 
manchmal auch Aenderungen der in dem Tractatus angenommenen 
Meinungen. Sollte das nicht die Erklärung der undeutlichen Zeilen 
Johannes Andreä sein? „Quem libellum per certos legum doctores 
Togatus, in quantum jura nova illum secuta, scilicet Sexti, cujus prae- 
dieti ambo compositores fuerunt, et Clementinarum exigunt, brevissime 
reformavit.“ Anstatt „reformavit“ in „reformavi“ zu korrigieren, darf 
man nicht meinen, daß G. de Mandagout seinen Tractatus vor dem 
Liber Sextus und seine Glosse nach demselben geschrieben hat. Uebri- 
gens ist das Werk höchst interessant für die Entwicklung des kano- 
nischen Wahlrechts. In der electio in communi ersieht man ganz 
deutliche Spuren der Regel der Einstimmigkeit. Allerdings sagt der 
eligens „eligo talem nomine ... eorum qui in eum dirigunt vota sua*, 
was die Stimmenmehrheit und nicht die Einstimmigkeit bedeutet, aber 
G. gibt weiter an, daß man vermutet, daß alle Wähler der electio des 
von der major et sanior pars gewählten im voraus beistimmen. 
Päpstlicher Kaplan und Doktor im Dekret hat Berenger Fredol 
einige Jahre in Paris gelesen. Im Jahre 1294 wurde er zum Bischof 
von Böziers, im Jahre 1305 zum Kardinal durch den Papst ernannt. Er 
hat in den kirchlichpolitischen Ereignissen anfangs des XIV. Jahrhun- 
derts eine wichtige und vom Verfasser sorgsam durchgeforschte und 
beschriebene Rolle gespielt; nämlich in dem sog. Different zwischen 
Bonifazius VIII. und Philipp dem Schönen, in den gegen die Inquisitio 
vorgenommenen Untersuchungen, in dem Prozeß der Tempelherren usw. 
Sein im Mittelalter berühmter Tractatus de excommunicatione und de 
absolutione ad cautelam ist neulich von Vernay herausgegeben worden 
(siehe D. Z. f, KR. 1912 S. 294). Viollet gibt den Inhalt von einigen 
Briefen und von einem Gutachten von B. über die entworfene Ver- 
urteilung der Spiritualen (Bulle cum inter nonnullos) an. Ein anderes 
Schreiben des B. über die Frage des Eigentums Christi ist verloren 
8egangen. B. ist wahrscheinlich Verfasser einer Summa de confessione; 
hat sicher mehrere Repertorien verfaßt: 1. Inventarium juris cano- 
nicl aus dem Dekret, den Dekretalen, dem Apparatus von Innocen- 
tus IV. und dem Liber Sextus; dieses Inventarium ist Schulte unbe- 
kannt geblieben; 2. oculus copiosae, alphabetisches Verzeichnis der 
umma von Hostiensis; 3. Inventarium Speculi judicialis, das in meh- 
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reren Ausgaben des Speculum ohne Namen des Verfassers gedruckt 
worden ist. Also B. ist überhaupt ein Komplikator gewesen, denn 
sein Tractatus de excommunicationibus hat keine Originalität. 

Diese zwei vorzügliche Quellenstudien, schon vor zwei Jahren ge- 
schrieben, sind jetzt in dem 34. Band der Histoire litteraire de la 
France erschienen. 

Cartulaire de l’abbaye de Sainte Croix de Quimperle, Ann. Bre- 
tagne 1913. 

Etienne Deville, Cartulaire de l’eglise de la Sainte Trinite 
de Beaumont le Roger, Paris, Champion, 1912, 4°, 321 p. 

J. Rouquetteet A. Villemagne, Cartulaire de Magus'onne, 
I, Montpellier, Valat, 1912. 8°, 368 p. 

J. Depoin, Recueil de chartes et documents de Saint Martin 
des Champs, monastere parisien, I (Archives de la France monastique, 
vol. XIII), Paris, Jouve, 1912, 8°, 323 p. 

Clovis Brunel, Chartes des abbes de Saint Valery extraites 
des archives de New College A Oxford, Bull. soc. &mulation, Abbeville 
1910, p. 171—204. 

Jules Cartier, Le testament de Thibaud d’Hannogne, maitre 
physicien (1291). Rev. hist., Ardennaise, 1910, p. 195—200. 

A. Longnon, Pouilles de la province de Reims, ler partie 
(Recueil des historiens de la France publi& par l’Academie des inscrip- 
tion et belles lettres, Pouilles, VI). Paris, Klincksieck, 1908, 4°, CIV 
et 467 p. 

Ch. Aimond, Deux lettres de Charles le T&meraire relatives 
a l’evech&E de Verdun, Bull. soc. arch., Lorraine, 1911, p. 58—64. 

A. Fe&ron, Acta canonica concilii provincialis Rothomagensis 
Gallione habiti anno 1651 die 14 mensis januarii. Rev. cathol., Nor- 
mandie, 1912. 

M. Luthard, Journal des actes de Jean Plantavit de la Pause, 
eveque de Lodeve (1626—1630). Ann. Midi, 1913, p. 189—214. 

Rene Giard, Enquetes des doyens de Bergues en 1659 et 1673. 
Ann. comite flamand de France, XXX, 1911—12, p. 45—92. 

Bossuet, Correspondance. Nouvelle edition par Ch. Urbain et 
E. Levesque, tome VI, oct. 1693 aA dec. 1694 (Les grands &crivains de 
la France), Paris, Hachette, 1912, 585 p. 

F. Duine, Lettres inedites de Lamennais et documents nou- 
veaux. Ann. Bretagne, 1913, XXVIH, p. 178—203. 

Union regionale des £&glises reforme&es de Normandie. Compte 
rendu de la 35° session, 7° de l'union regionale, tenue A Caen, le 
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2l avril 1912. Bolbec, Yvon, 1912, 8°, 12 p. 

Reglement synodal sur les conges des Pasteurs (Eglise &vange- 
lique lutherienne) revise le 19 juin 1912. Rev. droit et jurisprud. 
1912, p. 159. 

Union nationale des Eglises reformees de France. Actes du synode 
general. Paris (Oratoire du’ Louvre) 25—38 juin 1912. Paris, 
secretariat general, 75 rue Cardinal Lemoine, 1912, 80, 207 p. 


1. 
Kirchenrechtsgeschichte. — Kirchenkulturgeschichte. 


Leon Maitre, Les debuts du Christianisme en Gaule, les 
martyrs et les monuments temoins de leur culte. Rev. hist. Eglise 
France, 1913, p. 5—28. 

Louis Bertrand, Saint Augustin. Rev. deux mondes, 1912—13. 

Abbe Mantel, Theoderic on Thierry, eväque d’Amiens, 1145 
& 1164. Bull. Soc. Autiqg. Picardie, XXIV, 1910—11, p. 29—43. 

M. P. Alphandöry, Notes sur le Messianisme medieval latin 
(XI-—XIIe s.) avec un rapport sommaire sur les conferences de l’exereice 
1911—12 et le programme des conferences pour 1912—13. Ecole pra- 
tique des hautes 6tudes, Section des Sciences religieuses. Paris, Imp. 
nat., 1912, 8°, 71 p. 

Chanoine O. Bled, Boulogne a-t-il &t& &veche avant le XVIe 
s Mem. Soc. Antiq. Morinie, XXXI, 1911. 

G. Constant, Le commencement de la restauration catholique 
en Angleterre par Marie Tudor, 1553. Rev. hist. CXII, 1913, p. 1—28. 

A. F&ron, Contribution & l’histoire du jansenisme en Normandie. 
D’attitude du clerg&e dans le diocese de Rouen sous l’episcopat des 
deux archev&ques de Harlay, 1630—1671. Rouen, Lestringant, 1913, 
80, 323 p. 

M. Dubrue l, Au temps de Pavillon et de Caulet. les dioceses 
d’Alet et de Pamiers d’apr&s une relation contemporaine inedite. Foix, 
Fra et Cie, 1913, 8%, 72 q. 

L. de Lanzac de Laborie, Un grand pape au XVIIIe s., 
Benoit XIV d’apres sa correspondance confidentielle avec le cardinal 
de Tencin. Correspondant, 1912. 

Abbe Entraygues, Me. de Royere, eveque de Treguier, 
u öv&que de Castres, d’apres des documents inedits, 1727—1802. 

“rs, Lethielleux, 1912, in 16, 380 p- 
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P. Pisani, Un janseniste, Pierre Brugiere cur& constitutionnel 
a Paris, 1730—1803. Rev. hist. Eglise France, 1913, p. 28—47. 

F. Mourret, Histoire generale de l’Eglise, VII, L’Eglise et la 
Revolution, 1775—1823. Paris, Bloud, 1913, 8%, 538 p. 

J. M. Alliot, Le clerge de Versailles pendant la Revolution 
frangaise. Versailles, Lebon. 1913, 80, 411 p. 

X. Raduget, La carriere politique de l’abbe Maury, 1786—91 
(suite). Rev. hist. Eglise France, 1912, p. 631—44. 

A. Callet, Jean Baptiste Royer, ev&que constitutionnel de 1l’Ain 
puis metropolitain de Paris, 1733—1807. Le Bugey, 1911—12. 

E. Sevestre, Le clerg& breton en 1801. Ann. Bretagne, 1913, 
p. 390—407. 

Me, Laveille, Chesnelong, sa vie, son action catholique et par- 
lementaire (1820—99). Paris, Lethielleux, 1913, 8%, 632 p. 

Albert Houtin, Histoire du modernisme catholique. Paris, 
chez l’auteur, 18rue Cuvier, 1913, in 12, 458 p. 

J. Vienot, Y-a-t-il une reforme frangaise anterieure A Luther? 
Bull. soc. hist. protestantisme frang., 1913, p. 97—109. 

Imbart de la Tour, Luther, Rev. deux mondes, 1912. 

H. Patry, Les debuts de la reforme protestante ä Bordeaux et 
dans le ressort du parlement de Guyenne. Rev. hist, CX, 1912, 
p. 291—321. 

Dieser Artikel ist ein Auszug des hier unten angegebenen Buchs. 

H. Patry, Les debuts de la Reforme protestante en Guyenne, 
1523—59, arrets du parlement. Bordeaux, Feret, 1912, 4°, 300 p. 

E.Pasquier, Un cure de Paris pendant les guerres de religion, 
Ren& Benoist, le pape des halles 1521—1608. Angers, Grassin, 1913, 
80, 404 p. 


III. 
Staat und Kirche. 


PaulAllard, Une nouvelle theorie sur le martyre des chretiens 
de Lyon en 177. Rev. quest. hist., 1913. 

L. Duchesne, L’empereur Anastase et sa politique religieuse. 
Mel. arch. et hist. &ecole Rome, 1912, p. 305—336. 

C.Boucaud, Le probleme de l’influence chretienne sur le droit 
romain. Universite cath., 1912. 

P. Beuzart, Les h£resies pendant le Moyen äge et la Reforme 
jusqu’a la mort de Philippe II (1598) dans la region de Douai, d’Ar- 
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ras et au pays de l’alleu. These theologie, Paris, 1912, 593 p. 

Th. Bessery, Les guerres de religion des XVI® et XVII® s. 
dans la region de Lavaur. Albia christiana, 1912, p. 401—428. 

G. Constant, Le commencement de la restauration catholique 
en Angleterre par Marie Tudor (1553). Rev. hist, 1913, CXII, 
p. 1—28. 

E. Guitard, Colbert et Seignelay contre la religion reforme&e. 
Etude inedite sur le röle des secretaires d’Etat de la maison du Roi 
entre 1661 et 1690 dans la revocation de l’Edit de Nantes particu- 
lierement & Paris, dans le Centre et dans l’Ouest. 2° @dition. Paris, 
Picard, 1912, 80 149 p. 

Jean Tournyol du Clos, Richelieu et le clerge de France, 
la recherche des amortissements, (1639—40). Paris, these droit, 1912, 
490 p. i 

Die finanziellen Verhältnisse zwischen Kirche und König in den 
drei letzten Jahrhunderten der alten französischen Monarchie sind 
neuestens mehrmals studiert worden und nach den Arbeiten, die sich 
auf längere Perioden erstrecken, ist es ja von gewissem Interesse, diese 
Verhältnisse in einer bestimmten kurzen Zeit bis ins Detail hinein 
durchzuforschen. Das hat T. mit ziemlich glücklichem Erfolg versucht. 

Am 19. April 1630 befahl der König ein Nachsuchen der abzu- 
lösenden Güter toter Hand (recherche des amortissements). Da diese 
Ablösungssteuer, die für jedes Erwerben von Immobiliargut zu zahlen 
war, nicht regelmäßig erhoben wurde, konnte König von Zeit zu Zeit 
eine große Summe von den kirchlichen Anstalten bekommen. Der 
französische Klerus war mit einer schweren Last bedroht, da alle Er- 
werbungen vom Jahre 1520 an berücksichtigt wurden, olıne das Amor- 
tissement general vom Jahre 1522 in Anschlag zu bringen. Der be- 
stimmte Betrag der Steuer war das Drittel des Wertes für die Lehn- 
güter und weniger als das Drittel für andere Güter; und jede kirchliche 
Anstalt hatte folglich ein Verzeichnis der erworbenen Güter zu liefern, 
in Ermangelung dessen ein Drittel der Güter gepfändet werden sollte. 
Die Kirche aber hoffte, eine Uebereinkunft mit dem König abzu- 
schließen; und daher wurden wenige Güterverzeichnisse geliefert. 

Im Jahre 1640 wurde infolge eines königlichen Erlasses die 
Summe der von dem Klerus bezahlten Renten vermindert und der 
König teilte dann den so frei gewordenen jährlichen Ertrag zwischen 
die Decimenbeamten, von denen er unter dem Vorstand einer Erhöhung 
des Geldwertes ihres Amtes eine ergänzende Summe verlangte. Was 
die Klerusversammlung in der Hoffnung dem Amortissement auszu- 
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weichen, annahm. Der Klerus konnte nur von den (rüterverzeichnissen 
und der Pfändung der Güter entlastet werden; und anstatt der Amor- 
tissementsteuer wurde nur eine T'otalsumme von 3600000 ]. gefordert. 

Die Geschichte dieser Verhandlungen und Besprechungen wird 
vom Verfasser in einer eleganten Form dargestellt. Das Werk ist doch 
mit ziemlicher Uebereilung verfaßt worden. Das Buch ist voll einer über- 
triebenen Masse von Zitaten, die T. aus gleichzeitigen Memoires und 
Streitschriften ausgezogen hat, so daß der Verfasser selbst sein Werk 
als „un recueil de morceaux choisis“ hat bezeichnen können (p. 11). 
Er hat doch Gedrucktes und Ungedrucktes mit Klugheit getorscht. 
Nur kann bemerkt werden, daß er die handschriftlichen Archiven des 
französischen Klerus besser und ergiebiger hätte benutzen können. 

F. Baudry,_ la revocation de l’edit de Nantes et le protestan- 
tisme au XVIIlIe s. en Bas-Poitou. Positions Ecole chartes, 1913, p. 1—7. 

P. Bruno, Ambassadeurs de France et capucins francais A Con- 
stantinople au XVII® s. Etudes franciscaines, 1913. 

J. du Breuilde Saint Germain, Les jansenistes A la Con- 
stituante, 1789—93. Rev. &tudes hist., 1911, p. 163—77. 

G. Hubert, Le clerge et le culte pendant la Revolution dans le 
canton de Lassigny. Bull, hist. et philolog., 1912, p. 279—96. 

A. F. Brochard, Les deux premiers &veques constitutionnels 
elus dans le departement de la Mayenne, Desvaupons et Villar. Revol. 
franc., 1913, p. 34—45. 

Em. Masure, La vente des eglises du dioc&se actuel de Cam- 
brai. Bull. Soc. etudes Cambrai, XV, 1910, p. 92—163. 

Abbe A. Gaillard, A travers le schisme constitutionnel en 
Gironde. Rev. hist. Bordeaux, 1912. 

RobertAnchel, Cinq proces de religion dans l’Eure, 1791—99. 
Revol. frane., 1912, S. 513—40; 1913, p. 1—33. 

Reuss, La constitution civile du clerge et le directoire du 
departement du Bas Rhin, juillet 1791—juillet 1792, fin. Rev. hist. 
CX, 1912, p. 247—69. 

P. Lemonnier, La fin de la deportation eccel&siastique dans 
les iles de R& et d’Oleron, 1802. (Publication de la Societe des 
archives historiques de Saintonge et Aunis) La Rochelle, 1913, 8°, 16 p. 

Comte MayoldeLupe, La captivit& de Pie VII d’apres des 
documents inedits Paris, Emile Paul, 8%, 1912, 707 p. 

(&. Goyau, Bismarck et la papaute. La paix. (188090). Rev. 
deux mondes. 1912—1913. 

G. Goyau, Bismarck et l’Eglise. Le Culturkampf, 1870—1887. 
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III 1878—83 ; IV. 1883—87. Paris, Perrin, 1913, 2 vol. in 16, 324 et 
355 p. 

J. Touruier, Le cardinal Lavigerie et son action politique, 
1863—92, d’apres des documents nouveaux et inedits. Paris, Perrin, 
1913, 8%, 416 p. 

Henry Taudietre, Le conseil d’etat et les desaffectations 
d’eglises. Rev. institutions cultuelles, 1912. p. 85—91. 

Paul L&on, La protection des @glises. Rev. Paris, 1913, 
p. 987—79. 

A. Lods, Les associations cultuelles et l’armee. Rev. droit et 
Jurisprud. 1912, p. 228—32, 256—9. 

R. Croll, La loi des retraites ouvrieres et les pasteurs. Rev. 
droit et jurisprud., 1912. 

Armand Lods, De la situation l&gale des diaconats. Rev. 
droit et jurisprud., 1912, p. 145—60. 

Armand Lods, L’affichage sur les Edifices servant & l’ex- 
ercice du culte. Rev. droit et jurisprud., 1912, p. 251—56. 

P.Ravier du Magny, Leröle des communes dans l’entretien 
des edifices cultuels. Rev. organisation et defense relig., 1912, p. 455—62. 

Aug. Rivet, Note sur la capacite juridique des congregations 
en instance d’autorisation. Rev. et organisation et defense, 1912, 
p- 449—55. 

G. Sortais, Le systeme de Suarez sur l’origine du pouvoir 
8-t-1l et& de&sapprouve par l’Eglise? Rev. prat. apologetique, 1913. 

E. Hedde, Le droit de guerre d’apres la morale chretienne. 
Universit6 cath., 1913. 


IV. 
Kirchenverfassungs- und Kirchenverwaltungsrecht. 


1. 
Katholisches Verfassungsrecht. 
Kirche undKlerus. 


R. Saleilles, L’organisation juridique des premieres commu- 
nautes chretiennes. Melanges P. F. Girard, tome II, p. 469—511. 
Paris, Rousseau, 1912, 80, 


Papstund Gebhilfen. 
‚ J- Flamion, Saint Pierre a Rome, examen de la these et de la 
methode de M. Guignebert. Rev. hist. eccles., 1913, p. 249—272. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXIU. 8. 28 
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Ch. Terlinden, Le conclave de le&on XII (2 au 28 sept. 1823) 
d’apres des documents inedits. Rev. hist. ecel&s., 1913, p. 272—304. 

Die sog. Ausschließung wurde von Oesterreich gegen den Kar- 
dinal Severoli gegeben, aber die Kardinäle wählten dann den derselben 
Partei (zelanti) gehörenden und von Severoli selbst bezeichneten Kar- 
dinal della Genga. Die Zukunft bewies, daß die österreichischen Be- 
fürchtungen grundlos waren. 

R. Parayre, Comment on devient pape. Universite cath., 1912. 

G. Grente, La diplomatie sous le pontificat de Saint Pie V. 
Rev. prat. apologetique, 1913. 


Patriarche und Primaten. 
E. Caillemer, Des conflits entre l’&glise de Lyon et l’eglise de 
Rouen relativement & la primatie (Acad. Lyon). Lyon, Rey, 1913, 8°, 
39 p. \ 


Bischöfe und Gehilfen. 


Pierre Bourdon, Nouvelles recherches sur Lodovico Canossa, 
eveque de Bayeux, 1516—1531. Bull. hist. et philolog., 1911. 

Dieser kurze Artikel ist von mehreren Standpunkten aus für 
Kanonisten wirklich interessant. Canossa trat das bischöfliche Amt 
in einer merkwürdigen Uebergangszeit an. Der Papst hat dem König 
denselben vor der Abschließung des Konkordats für das Bistum Bayeux 
empfohlen; da aber in dieser Zeit die Pragmatische Sanktion und daher 
das Wahlrecht der Domkapitel noch in Frankreich gültig war, bewil- 
ligt er dem Canossa durch einen merkwürdigen Indult das Recht, sich 
von irgendwelcher Kirche wählen oder postulieren zu lassen, unter 
der Bedingung, daß die Wahl vor zwei Monaten vom Papste bestätigt 
werde. So wurden alle, die einen Teil an der Besetzung der Bistümer 
beanspruchen konnten, berücksichtigt, nämlich der König, der kraft 
des zukünftigen Konkordats ernannte, die Domkanoniker, die kraft des 
alten Rechts und der pragmatischen Sanktion wählten, der Papst, der 
ein allgemeines Kollationsrecht besaß. In der Tat wurde Canossa nach 
königlicher Empfehlung von den Kanonikern von Bayeux postuliert, 
was der Papst bestätigte, indem er die königliche Empfehlung und die 
Postulation des Domkapitels erwähnte. Sehr freigebig für seinen ehe- 
maligen Nuntius hatte der Papst ihın das Vorrecht bewilligt, alle von 
ihm zu besetzenden Benefizien frei von irgendwelcher päpstlicher Re- 
servation zu besetzen. Er übte dieses ihm zugestandene Recht zur 
Gunst der Italiener und Humanisten aus. Er resignierte im Jahr 1531. 

de Lagger, Les circonscriptions administratives des trois dio- 
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ceses (Albi, Castres et Lavaur) &veches, archidiacones, archiprätres, les 
confsrences ecclesiastiques au declin du ÄVlIe s. Albia christiana, 
1911. 


Pfarrkırchen usw. 


de Lagger et Bessery, Litat des paroisses des diocöses 
dAlbi, de Castres et de Lavaur a la fin de l’ancien regime. Albia 
christiana, 1911—12. 

Roger Rodiere, L’eglise de Brutelles et le fief du Hamel au 
XVIIe s. Bull. soc. hist. Vimeu, 1911. 

G. Perouse, Les paroisses rurales d’un dioc&se de Savoie au 
XVIIe s. L’archeveche de Tarentaise. Rev. hist. eglise France, 1913, 
p. 113—141. 


Geistliche Gesellschaften. 


Dom Guilloreau, Les prieures anglais de l’ordre de Cluny. 
Ann. Acad. Mäcon, 1910, p. 291—373. 

Joly, Les commencements de la chartreuse de Portes Bull. soc. 
Gorini Bourges, 1911—12. 

M. Godet, La congregation de Montaigu, 1490—1580 (Biblioth. 
Ecole des hautes &tudes, sciences hist. philolog. fasc. 198). Paris, 
Champion, 1912, 8°, 230 p. 

H. Fouqueray, Histoire de la Compagnie de Jesus en France, 
des origines A la suppression (1528—1762), II, La ligue et le bannisse- 
ment, 1575—1604. Paris, Picard, 1913, 80, 742 p. 

Mortier, Histoire des maitres generaux de l’ordre des Freres 
Pröcheurs, VI, 1589—1650. Paris, Picard, 1913, 8°, 549 p. 

P. Cuthbert, La regle primitive des Freres Mineurs. Etudes 
franciscaines, 1913. 

P. Edouard, Les premiers couvents des F. M. Capucins,. Etudes 
franciscaines, 1913. 

Abbe F. Page, Le prieurs et le Chapitre de Meximieux. Bull. 
soc. Gorini, Bourges, 1911—12. 

F. Gratien, Ja fondation des Clarisses de l’Ave Maria. Ftu- 
des franciscaines, 1912. 

Eug. Berger, Etude historique et archeologique sur l’abbaye 
de Saint Pere de Chartres. Positions &cole chartes, 1913, p. 9—18. 

J. Mac quart de Terline, Etude sur l'abbaye de Cercamp 
(ordre de Citeaux, diocese d’Amiens). Positions &ecole chartes, 1913, 
P- 85—89, 
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Louis Gillet, L’abbaye de Chaalis. Rev. deux mondes, 1912, 
XI, p. 427—44. 

E. Vincent Dub6, Le monastere des Ularisses de Bar le Duc, 
1484—1792. Paris, libr. Saint Paul, 1912, 8°, 96 p. 

E. Roux, Les Ursulines de Perigueux (suite). Bull. soc, hist. 
Perigord, 1913, p. 66—85. 

E. Thomas, Le monastere de Saint Pierre de la Salvetat pres 
de Montdrageon (Tarn). Albi, Nouguies, 1912, 80, 126 p. 

P. Gauthier, La desolation de l’abbaye d’Auberive & la fin de 
la guerre de cent ans. Bull. hist. et philolog., 1912, p. 50—63. 

H. Rousseau, Guillaume Joseph Chaminade, fondateur des 
Marianistes, 1761—1850. Paris, Perrin, 1913, in 16, 393 p. 

Ch. de Lajudie, Les etablissements religieux anglais, &cossais 
et irlandais fondes A Paris avant la Revolution (suite). Universits 
cathol., 1913. 

C. G. Roland, Le reglement d’avouerie de Fumay et Revin en 
1262. Rev. hist. ardennaise, 1911, p. 297—310. 

Dr. E. G., Curieux contrat de location personnelle A vie de 
’abbaye de Saint Denis de Reims au XVIII: s. Rev. Champagne, 
1910—12. 

Abbe H. Dieudonne, La commende & l’abbaye de Saint Thierry. 
Rev. Champagne, 1910—12. 

Ct. Letonnelier, L’abbaye de Cluny et le privilege de 
l’exemption. Ann. Acad. Mäcon 1910, p. 247—63. 

A. Fre&zet, La confrerie du Saint Sacrement & Vouziers. Bull. 
disc. Reims, 1912. 

A. Callet, Les confreries d’autrefois, la confrerie de Saint Enne- 
mond & Ceyzerien, une visite pastorale en 1767. Bugey, 1911—12. 

E. Albe, La confrerie de la Passion, contribution A l’histoire de 
la compagnie du Saint Sacrement. Rev. hist. eglise France, 1912, 
p. 641—70. 

Louis Duval, La confrerie de la Sainte Vierge en l’Eglise 
N. D. de Courmesnil (doyenns d’Exmes). Bull. soc. hist. Orne, XXXII, 
1913, p. 223—35. 


Katholisches Verwaltungsrecht. 
Kirchliche Gerichtsbarkeit. 


J. Tixeront, La confession est-elle une institution du Moyen 
äge? Universit& cathol., 1913. 
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J. Tixeront, Comment se confessaient les chretiens des premiers 
siecles. Universite cathol., 1913. 

A. d’Ales, Tertullien et Calliste, l’edit de Calliste, fin. Rev. hist. 
eccles., 1912, p. 621—640. 

A. Vanbeck, La penitence dans Origene. Rev. hist. et litt. 
relig., 1912, p. 544—58; 1913, p. 113—130. 

Aus den die Vergebung der Sünde betreffenden Stellen bei Ori- 
gene zieht V. folgende Schlüsse: Durch die Buße bekommt der Sünder 
von Gott allein die Vergebung aller Sünde, die Apostusie ausgenom- 
men. Die Geistlichen sind die Aerzte der Seelen und ermahnen die 
Christen zur Buße. Der Pfarrer, vor dem ein Sünder seine Sünde 
bekennt, ist kein eigentlicher Beichtvater, denn er gibt keinen Ablaß. 
Der öffentliche Sünder wird vom Bischof aus der Kirche ausgeschlossen 
und nach Buße, d. h. nach von Gott selbst erlangter Vergebung in 
dieselbe wieder eingesetzt. 

A. Lagarde, Saint Augustin a-t-il connu la confession ? Rev. 
hist. et litt. relig., 1913, p. 220—61. 

Augustinus erwähnt drei Arten der Buße: 1. die Taufe, 2. das 
(tebet, besonders das Vaterunser (dimitte nobis debita nostra) und für 

-unschwere Sünden Almosen und Fasten, 3. die öffentliche Buße. 

Drei unterscheidende Merkmale dieser eigentlichen Buße (proprie 
poenitentes) sind folgende: 1. Kirchenbann muß vorhergehen ; 2. dem 
Sünder ist nur einmal solche Buße gestattet, obgleich Gott öfters ver- 
geben kann; 3. die B. ist öffentlich. Es werden der öffentlichen B. 
unterworfen: 1. die, welche von einem weltlichen Gerichtshofe ver- 
urteilt, demzufolge exkommuniziert sind; 2. die von der kirchlichen 
Gerichtsbarkeit Verurteilten, was aber nicht oft vorkommt; 3. die, 
welche sich selbst anklagen. Der Bischof ermahnt dazu diejenigen, 
die er als schuldig kennt. 

Diese den Sündern feierlich aufgelegte Buße wird im Falle jeder 
schweren Sünde (nicht aber ausschließlich im Falle der drei Todsünden) 
zur Anwendung gebracht. Aber die nicht öffentlichen Sünden können 
vom Gebet und Almosen mit dem bestimmten Willen, nicht mehr die- 
selben Fehler zu begehen, von Gott vergeben werden. 

Die Schlüsselgewalt der Kirche besteht darin, daß der Bischof den 
Sünder bindet und entbindet, d. h. aus der Kirche ausschließt und in 
die Kirche wieder einsetzt. Aber Gott allein kann vergeben. 

Also Augustinus kennt dreierlei Beichtarten: 1. es wird bei Gott 
für leichte Fehler gebeichtet; 2. für schwere Sünden auch bei Gott, der 
Sünder muß aber, um Vergebung zu bekommen, den bestimmten Willen 
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haben, dieselben Sünden nicht mehr zu begehen; 3. bei der Kirche, 
indem der Sünder die öffentliche Buße annimmt. 

P. Castillon, La probabilite de fait en matiere de juridietion 
penitentielle Nouv. rev. thelog., 1912. 

Boudinhon, L’histoire du secret de la confession d’apres un 
livre recent (suite). Canoniste cont. 1912 p. 549—59. 

Bespricht das Werk des P. Bertrand Kurtscheid OÖ. F. M. „Das 
Beichtsiegel in seiner geschichtlichen Entwicklung.“ 

G. Lizerand, Les depositions du grand maitre Jacques de 
Molay au proc&es des Templiers, 1307—1314. Moyen Age, 1913. 
p. 81—107. 

E. Vykoukal,O.S. B., Les examens du clerg& paroissial & l’Epo- 
que carolingienne. Rev. hist. eccles., 1913, p. 81—97. 

Die Prüfungen des Klerus sind: 1 Prüfung der Ordinanden, 2 der 
ausländischen Geistlichen, 3 Fastenprüfung ; nach dem Konzil von 743 c, 
muß jeder Pfarrer vom Bischof das Chrisam bekommen und ihm 
Rechenschaft geben. Aber schon ihm Jahre 818 kommen nicht mehr 
alle Pfarrer zur Fastenzeit zum Bischof. Dann wird die Prüfung auf 
einen anderen Tag gesetzt. In der zweiten Hälfte des Jahrhunderts 
ist davon keine Rede mehr. 4. Prüfung bei Gelegenheit der Diözesan- 
visitation, 5. Prüfung durch die Missi, 6. Prüfung in der Synode. 

J. Fontaine, Visites pastorales de l’archereque d’Albi, Le 
Goux de la Berchere en 1700. Albia Christiana, 1911—12. 

Paul Leplus, Une visite canonique A l’abbayede Beaupre en 
1770. Bull. comite flamand France, 1912, p. 83—87. 

Henry Taudiere, Des droits de l’Eveque en matiere de discipline 
eccelesiastique. Rev. institutions cultuelles, 1912, p. 25—4l. 

J. Besso n, Le decret „Maxima cura“ et le d&eplacement admini- 
stratif des cur6s. Nouv. rev. theolog., 1913. 

A. Villien, La procedure canonique pour l’expulsion des reli- 
gieux. Canoniste cont., 1912—13. 

In dem ersten Artikel gibt V. eine kurze Uebersicht des alten 
Rechtes an, seit den päpstlichen Dekreten vom Jahre 1624 und 1694 
bis zu das Dekret „auctis admodum“ vom 4. November 1892. Die 
folgenden enthalten die Erläuterung des Dekrets vom 16. Mai 1911, 
das für die Professe, die feierliche oder lebenslängliche Gelübde abge- 
legt, und für alle diejenigen, welche die sacri ordines erhalten haben, 
das Verfahren der Ausstoßung bestimmt geregelt hat. 

A. Boudinhon, Les lois canoniques sur les confesseurs de 
religieuses. 
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Eine Erläuterung des Dekrets der S. C. de religiosis vom 3. Febr. 
1913 (can. contemp. p. 2.7). Canoniste contemp. 1913, p. 267—278. 


Verwaltung des Kultus. 

J. Riviere, Un £pisode liturgieue du Gallicanisme: Quiqueron 
de Beaujeu, eveque de Castres et lV’office de Saint Gregoire VII. 
Albia Christiana, 1911. 

Boudinhon, JLes nouveaux decrets de la S. C. des Rites. 
Canoniste cont., 1912. Analysiert mit Bezug auf die vorigen Bande des 
Canoniste cont. den vi. Band der offiziellen Sammlung der Dekrete 
der S. C. Rituum (Akte der Jahre 1900—1911). 


Eherecht. 

JulesUauviere, Le lien conjugal et le divorce, l&gıslation du 
Bas Empire, suite. Rev. gen. droit, 1913, p. 124—136. 

E. Ch&non, Recherches historiques sur quelques rites nuptiaux. 
Nouv. rev. hist. droit, 1912, p. 573—661. 

Chenon hat den Ursprung einiger ehelichen Riten nachgeforscht, 
die heute entweder ganz außer (febrauch gekommen sind, oder minde- 
stens alle juristische Kraft verloren haben, die aber ursprünglich irgend- 
eine rechtliche Bedeutung gehabt haben sollen. 

Der Verlöbnisring ist römischen Ursprungs; zuerst ein förmliches 
Element des Vertrags wurde er dann als Pfand und Arrha gebraucht. 
Diese Bedeutung ist ihm von den Kirchenvätern zugeschrieben. Später 
wird er als Zeichen der versprochenen Treue gehalten (anulus fidei). 
In diesem doppelten und ziemlich unbestimmten Sinn ist der Ring im 
fränkischen Gallien gebraucht und ihm ist in den Gesetzen eine recht- 
liche Bedeutung zuerkammt worden. Da aber die fränkische Verlobung 
der wirkliche Ehevertrag ist, dem nur die Vollziehung noch fehlt 
(Trauung), sind die Riten der Verlobung mit denen der Ehe vermischt 
worden, und im IX. Jahrhundert wird die Einhändigung des Rings zu 
einem Ritus der Ehe. 

Der Kuß war auch schon bei den Römern ein Gebrauch des Ver- 
löbnisses, und er hat schon in römischer Kaiserzeit rechtliche Wirkungen 
gehabt. Daher hat im fränkischen Gallien und im mitteralterlichen 
Frankreich der Kuß (osculum, oscle) den Sinn von donatio ante nup- 
tias bekommen. Selten erscheint er noch hie und da als Ritus des 
Verlöbnisses, nicht aber der Ehe. 

Der Handschlag, der in der Ehe aller Völker der antiken Welt 
vorkommt, ist im Mittelalter nur eine Anwendung der allgemeinen Ver- 
tragsform der fides corporalis oder fiance, aus der das fran- 
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zösische Wort fiancailles (Verlöbnis) entsteht. Dieser Ritus der 
Ehe ist immer in Verlobung und Ehe üblich gewesen, 

Als Ritus der Ehe ist der Ring seit dem IX. Jahrhundert von 
allgemeinem Gebrauch; „sans &tre essentiel, ce rite ne s’omet jamais.“ 
Er ist ein Zeichen der Treue oder der Ehe selbst. Und daher wird 
der Bischofsring zum Zeichen der mystischen Ehe zwischen Bischof 
und Kirche. Hier verkennt aber der V. das hohe Alter der betreffen- 
den Auftassung, wenn er schreibt: „abandonner son eglise pour passer 
A une autre devient pour un &veque un veritable adultere*. Schon 
im dritten und vierten Jahrhundert hat man die Translation der 
Bischöfe dem Ehebruch gleichgesetzt. (Siehe: Ober, die Translation 
der Bischöfe in Arch. für kath. Kirchenrecht, 1908). 

Der Ursprung und der alte Sinn des Brauttalers ist leicht in 
der fränkischen Ehe „per solidum et denarium“ zu erkennen. 

Der Trauungsschleier (pallium) ist eher Ritus der Trausegnung 
als der Ehe selbst. Welchen Ursprungs derselbe auch sein mag, wird 
öfters der Schleier als Zeichen des Brautbetts betrachtet. Ch. ist der 
Meinung, daß derselbe über das Brautpaar in signum pudoris gehalten 
wird. Beide Auffassungen scheinen mir ganz verwandt zu sein. Und 
man muß bemerken, daß die vom Priester ausgesprochenen Formeln 
eine mehrfach wiederholte Anspielung auf die copula carnalis 
enthalten. So viel ist sicher, daß in jedem Falle der Trauungsschleier im 
XII. Jahrhundert als ein Zeichen des Betts betrachtet wird; sonst hätte 
man nie daran gedacht, die unehelichen Kinder unter den Schleier zu 
stellen, um dieselben zu legitimieren. Chenon hat selbst erkannt „en 
plagant ainsi les enfants sous le poile, ils semblaient issus du mariage, 
ils &taient une r&plique vivante au souhait de fecondit& formul& par 
le pretre.“ Ch. weicht auch von der communis opinio ab, wenn 
er zwischen der Legitimation unter dem Schleier und der Adoption 
unter dem Mantel keine Verwandschaft sieht. „Cette hypoth&se“, sagt er, 
„ne nous parait pas vraisemblable. Il s’agit ici d’une legitimation et 
non d’une adoption.“ Doch ist gegen diese Meinung entscheidend, 
daß dieselbe Tat in der Normandie von Wilhelm von Jumieges (oder 
besser von seinem Fortsetzer in der Mitte des XII. Jahrhunderts) als 
eine Legitimation unter dem Schleier und in Nordfrankreich von Ph. 
Mouskes im Anfang des VIII. Jahrhunderts als eine Mantellegitimation 
betrachtet wird. Und in Deutschland, wo der Trauungsschleier nicht 
im Gebrauch war, war die Legitimation unter dem Mantel bewirkt. 
Es hilft nichts, zwischen Legitimation und Adoption unterscheiden zu 
wollen; beide sind zu nahe verwandt. Solange eine eigentliche Liegi- 
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timation nicht existiert, tritt die Adoption an ihre Stelle, wie im 
klassischen römischen Recht. (Siehe darüber: Kogler, Beiträge zur 
Geschichte der Rezeption und Symbolik der Legitimatiopersub- 
sequens matrimonium, Zeitschr. der Sav. Stift., german. Abt. 
1904, p. 150 sqq. und R. G£nestal, La legitimation des enfant naturels 
en droit canonique, Bibl. de l’Ecole des hautes &tudes, sc. religieuses, 
fasc. XVIII, 1905, p. 147 sqgq). 

A. Boudinhon, Deux formules d’indult pour dispenses ma- 
trimoniales. Canoniste cont., 1913, p. 143—151. 

Boudinhon, Une dispense d’affinite au premier degre en ligne 
directe. Canoniste cont. 1912. 

Ein Reskript der 8. Poenitentiaria erlaubt einem Manne, die un- 
eheliche Tochter seiner gestorbenen Frau zu heiraten. Solche Er- 
lassung wurde bisher immer abgeschlagen. B. meint (gegen Vermaersch 
in Nouvelle revue tlıeologique 1912, p. 528) daß die Erlassung dies- 
mal eingeräumt wurde, weil es sich um einen Fall von affinitas illicita 
handelte. Man darf nicht aus diesem Reskript die Folge ziehen, dass 
die Erlassung im Falle von affinitas legitima eingeräumt werden konnte, 
denn im Kirchenrecht haben die beiden affınitates dieselben rechtlichen 
Wirkungen nicht. 

J. Besson, Empechement de crime et mariage civil. Nouv. rev. 
theolog., 1212. 

J. Besson, Empechements matrimoniaux de disparite de culte 
et de religion mixte. Nouv. rev. the&olog. 1913. 


Unterrichtswesen. 


A. Pr&vost, La formation du clerge avant l’etablissement. des 
seminaires dans le diocese de Troyes. Rev. Champagne, 1908—10. 

Bondon—Lathermes, L’ instruction publique au Puy sous 
l’ancien regime. Saint Etienne, Thomas, 1912 in 4°, 47 p. 

E. Thomas, Ecoles de garcons et de filles A Lautrec au XVIIIe s. 
Albia christiana, 1912. 

Jules Sion, Quelques mots sur la situation de l’instruction 
populaire au moment de la R£volution, notamment dans le Pas de 
Calais. Me&m. Acad. Arras, 1910, p. 146—157. 

Alfred des Cilleuls, La lutte pour la liberte de l’enseigne- 
ment secondaire dä Besancon au XVIIle p. Acad. Besancon, 1911. 

Charles Hirschauer, Textes interessant histoire de l’en- 
seignement A Saint Omer, Aire et Hesdin en 1569-70. Bull. Soc. 
antig. Morinie, 1912. 
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Louis Salembier, L’etudiant dans l’ancienne universite de 
Douai sous la domination frangaise, 1667—1794. Facultes cathol. 
Lille, 1911. 

F. Fabrege, Histoire de Maguelonne, III. Reunion de Mont- 
pellier a la France. L’Universit& de Montpellier. Paris, Picard, 1911, 
4°, 656 p. 

Wohltätigkeitsanstalten. 


G. Delamotte, La lepre A Saint Omer. Mem. soc. antig. 
Morinie, 1911. 

Louis Flipo, Conflit entre l’&veque d’Ypres et le chapitre de 
Saint Pierre a Cassel au sujet de l’&leetion d’une prieure Aä l’hopital 
de Cassel. Bull. comite flamand France, 1912, p. 115—122. 

A. Pidoux, La legislation de l’assistance en Franche Comte aux 


XVIe et XVIIe p. Bull. soc. Haute Saöne, 1910—11. 


Protestantisches Kirchenverfassungsrecht. 


Luthardt, Le protestantisme dans quelques localites du Bas 
Languedoc. „Bull. soc. hist. protestansisme frane., 1913, p. 17—53. 


V. 
Vermögensrecht. 


E. Lesne, La dime des biens eccl&siastiques aux IX® es Xe s,, 
suite. Rev. hist. eccles., 1912, p. 659—74; 1913, p. 97—113. 

Der Zehnt wird von allen Gütern der Abtei gegeben und die Art 
und Zeit der Zahlung wird bestimmt geregelt. Regelmäßig und früher 
wurde der Zehnt für das Türamt, d. h. für Wohltätigkeitszwecke be- 
stimmt; bald aber wird erstens der Zehnt nicht mehr ausschließlich 
für die Armen, sondern auch für die reichen und edlen Gäste der Ab- 
tei angewendet; dann hörte die mensa conventualis auf, denselben 
beizutragen und endlich eignete sie sich den von der mensa abbatis 
herrührenden Zehnt. 

A. Boudinhon. Sur l'histoire de la dime Canoniste cont., 
1913, p. 23—34, 77—85. 

Bespricht die „histoire de la dime ecclesiastique dans le royaune 
de France aux XIle et X11Ie siecles“ von P. Viard. 

R. N. Sauvage, Les recettes et les depenses de l’abbaye de 
Troarn en 1596—7. Caen, Delesques, 1912, 8°, 76 p. 

Marion, Benzacar et Candrillier, Documents relatifs & 
la vente desbiens nationaux dans le departement de la Gironde. (Coll, 
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documents in&dits sur l’hist. &conom. Revolution frang.) II. Paris, 
Leroux, 1912, 8%, 652 p. 

Henry Taudiere, Les fondations de messes depuis 1905. Rev. 
institutions cultuelles, 1912. p. 190—8. 

C. Houpin, Note sur les ınoyens pratiques d’assurer la conser- 
vation des immeubles necessaires aux oeuvres ou affectes au culte. Rev. 
organisation et defense relig., 1911, p. 481—5. 

Armand Lods, La situation financiere des &glises protestantes 
pendant l'’exercice 1911. Rev. droit et jurisprud., 1912, p. 193—198. 
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IIL Aktenstücke. 


Gesetze, Verordnungen, Entscheidungen u. dergl. im 
evangelischen Kirchenrecht. 


Von 


Konsistorialrat Dr. Gebser in Breslau. 


Von den im Jahre 1912 im Gebiete der deutschen evangeli- 
schen Landeskirchen erlassenen Gesetze ist zunächst besonders 
bemerkenswert das für die evangelische Landeskirche der 9 älteren 
Provinzen der preußischen Monarchie ergangene Kirchengesetz, 
betr. Pfarrbesetzungsrecht vom 12. März 1912 (K@üuVBl. S. 12). 

Es lautet: 

sl. 

Werden aus allgemeinen landeskirchlichen oder staatlichen 
Fonds für Pfarrstellen Zuwendungen (Dotationen, Renten, Bei- 
hilfen) gewährt, deren Jahreswert die Hälfte des Gesamtbetrags 
an Grundgehalt und Versicherungsbeitrag zur Alterszulagekasse 
erreicht, so steht fortan das Recht der Besetzung der Pfarrstelle 
der Kirchenbehörde abwechselnd mit den sonst Besetzungsberech- 
tigten zu. 

Ob die Zuwendungen die Hälfte erreichen, bestimmt sich für 
die seit dem 1. April 1899 errichteten oder später zu errichten- 
den Pfarrstellen nach dem Stande zur Zeit ihrer Errichtung, im 
übriren nach dem Stande am 31. März 1908. 

Die Kirchenbehörde ist berechtigt, das Besetzungsrecht erst- 
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malig beim Eintritt des nächsten Besetzungsfalles in Anspruch zu 
nehmen. 

Wenn der Jahresbeitrag der Zuwendungen während der drei 
letzten Rechnungsjahre vor Eintritt der Erledigung auf weniger 
als die Hälfte des Gesamtbetrags an Grundgehalt und Versiche- 
rungsbeitrag sich belaufen hat, so ruht das Besetzungsrecht der 
Kirchenbehörde so lange, als nicht ihre Zuwendungen den in 
Abs. 1 vorgesehenen Jahresbetrag wieder erreichen. 

Die Entscheidung, ob die Voraussetzungen des kirchenregi- 
mentlichen Besetzungsrechtes in Gemäßheit der vorstehenden Be- 
stimmungen vorliegen, trifft das Konsistorium. Gegen seine Ent- 
scheidung steht den Beteiligten innerhalb 14 Tagen die Beschwerde 
an den Evangelischen Oberkirchenrat zu. 

Die Vorschrift des $ 14 des Pfarrwahlgesetzes vom 15. März 
1886 (KGuVBl. S. 39) bleibt unberührt. 

S 2. 

Wird bei der Gründung einer Kirchengemeinde oder inner- 
halb zweier Jahre nach diesem Zeitpunkt in der Kirchengemeinde 
eine Pfarrstelle errichtet, so ist die Kirchenbehörde ermächtigt, 
die erstmalige Besetzung in Anspruch zu nehmen, falls die be- 
treffende Gemeinde aus allgemeinen landeskirchlichen oder staat- 
lichen Fonds Zuwendungen in einer Höhe von mehr als ein Vier- 
tel der hierzu erforderlichen Mittel erhält. 


83. 

Wird eine Pfarrstelle auf Grund der $$ 9--12 des Kirchen- 
Besetzes vom 16. Juli 1886, betreffend die Dienstvergehen der 
Kirchenbeamten und die unfreiwillige Versetzung derselben in den 
Ruhestand, oder des $ 5 Abs. 2 der Ruhegehaltsverordnung vom 
26. Mai 1909, oder des $ 14 des Kirchengesetzes vom 16. März 
1910, betreffend das Verfahren bei Beanstandung der Lehre von 
Geistlichen, oder durch Amtsniederlegung des Stelleninhabers unter 
Verzicht auf die Rechte des geistlichen Standes erledigt, so ist 
die Kirehenbehörde berechtigt, ihre nächste Wiederbesetzung für 
sich in Anspruch zu nehmen. 
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SA 


Die Bestimmungen der SS 1—8 werden hinsichtlich aller 
beim Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes bereits bestehenden 
Pfarrstellen und der später zu entrichtenden Pfarrstellen privaten 
(einschließlich des städtischen und standesherrlichen) Patronates 
wirksam erst mit dem Erlaß eines Staatsgesetzes, welches die 
Einschränkung des Besetzungsrechtes bei Stellen privaten Patro- 
nates regelt. 


88. 

| Hat die Kirchenbehörde eine Pfarrstelle in Gemäßheit der 
vorstehenden $$ 2 und 3 besetzt, so erfolgt da, wo nach $ 1 die- 
ses Gesetzes oder nach sonstigen gesetzlichen Bestimmungen die 
Besetzung der Pfarrstelle der Kirchenbehörde abwechselnd mit 
sonstigen Besetzungsberechtigten zusteht, beim Eintritt des näch- 
sten Besetzungsfalles die Berufung durch die letzteren, falls nicht 
etwa die Vorschrift des vorstehenden $ 3 wiederum Anwendung 
findet. 


5 6. | 
Auch das Verfahren bei Ausübung des in den $$ 1—3 der 
Kirchenbehörde eingeräumten Besetzungsrechtes finden die Vor- 
schriften über die Besetzung der der freien kirchenregimentlichen 
Verleihung unterliegenden Pfarrstellen Anwendung. 


87. 

Die Berufung eines Geistlichen in eine Pfarrstelle der V. bis 
VII. Grundgehaltsklasse ist nur bei einem Dienstalter von minde- 
stens 9 Jahren, die Berufung in eine Stelle der VIII. und IX. 
Grundgehaltsklasse nur bei einem Dienstalter von mindestens 12 
Jahren, die Berufung in eine Stelle mit einem Einkommen von 
6000 Mk. und darüber nur bei einem Dienstalter von min- 
destens 15 Jalıren zulässig. 

Der Evangelische Oberkirchenrat ist ermächtigt, wenn das 
kirchliche Interesse es erfordert, eine Ausnahme von dieser Vor- 


schrift zuzulassen. 
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8 8. 


Der Zeitpunkt, mit welchem dieses Gesetz in Kraft tritt, 
wird durch Königliche Verordnung bestimmt. 


89. 

Der Evangelische Oberkirchenrat wird mit Ausführung die- 
ses Kirchengesetzes beauftragt. 

Das Kirchengesetz ist auf Grund der gemäß $ 8 des Gesetzes 
erlassenen Allerhöchsten Verordnung vom 12. März 1912 mit dem 
1. April 1912 ın Kraft getreten. Die Vorgeschichte des Kirchen- 
gesetzes ist bekannt. 

Es verdankt seine Entstehung dem Notstande, der für das 
Kirchenregiment dadurch entstanden war und von Jahr zu Jahr 
dringender wurde, daß es der ihm obliegenden Verpflichtung, die 
ın die Heimat zurückkehrenden Auslandsgeistlichen, die Militär- 
und Marinegeistlichen, dıe Strafanstaltsgeistlichen und die Berufs- 
arbeiter der Inneren Mission in geeigneten Pfarrstellen unterzu- 
bringen, nicht in ausreichender Weise nachzukommen vermochte. 

Bereits die außerordentliche Generalsynode vom Jahr 1907 
'hatte deshalb einen entsprechenden Gesetzentwurf angenommen, 
der jedoch nicht die Königliche Sanktion erhielt, da seitens der 
Staatsregierung Bedenken wegen der in ihm enthaltenen Eingriffe 
in das Patronatsrecht erhoben worden waren. Während aber die 
kirchlichen Instanzen der Ansicht waren, daß ein das Kirchengesetz 
bestätigendes Staatsgesetz ausreichend sei, vertrat die Staatsregie- 
rung im Hinblick auf Art. 17 der Preuß. Verfassungsurkunde den 
Standpunkt, daß auch die in dem ihr vorgelegten Gesetzesent- 
wurfe vorgesehenen Eingriffe in das Patronatsrecht durch ein be- 
sonderes Staatsgesetz genehmigt werden müßten. 

Da sich nicht absehen ließ, wann dieses Staatsgesetz zustande 
kommen würde, fügte die Generalsynode des ‚Jahres 1909 in den 
ihr mit einigen formellen Aenderungen aufs neue vorgelegten 
Gesetzesentwurf den $ 4 ein, dureh welchen die Wirksamkeit der 
8S 1—3 hinsichtlich aller bei seinem Inkrafttreten bereits beste- | 
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henden Pfarrstellen und der später zu errichtenden Pfarrstellen 
privaten (einschließlich des städtischen und standesherrlichen) 
Patronates von dem Erlasse eines die Einschränkung des Be- 
setzungsrechtes bei Stellen privaten Patronates regelnden Staats- 
gesetzes abhängig gemacht wurde. 

Durch diese Bestimmung ist das Geltungsgebiet des Gesetzes, 
welches auch für die Provinzen Rheinland und Westfalen gilt, 
nachdem die eine der beiden Provinzialsynoden (die westfälische) 
ihre Zustimmung erklärt hat, ein außerordentlich beschränktes 
geworden. Es ıst noch beschränkter, als nach dem Wortlaut des 
$ 4 anzunehmen ist. Nach der Ausführungsanweisung des Evan- 
gelischen Oberkirchenrates vom 12. Juli 1912 bestand nach den 
Ausführungen des den Gesetzentwurf einbringenden Referenten 
der Generalsynode nicht die Absicht, die einzelnen bestehenden 
Pfarrstellen, sondern die bestehenden (Pfarr-) Kirchengemeinden 
überhaupt, also auch hinsichtlich neuer, in ihnen errichteter Pfarr- 
stellen von der Wirksamkeit des Gesetzes einstweilen freizulassen. 
Demgemäß sind die vom 1. April 1912 ab neu errichteten Kir- 
chengemeinden wie die nach dem 1. April 1912 aus der pfarr- 
amtlichen Verbindung mit einer anderen Kirchengemeinde ge- 
lösten und als selbständige neue Pfarrkirchengemeinden konsti- 
tuierten Kirchengemeinde, welche nicht einem Privatpatronat 
unterfallen, bis auf weiteres das alleinige Anwendungsgebiet für 
die Bestimmungen der 85 1—93. 

Im Gegensatz zu den $$ 1—3 gilt uneingeschränkt der $ 7 des 
Kirchengesetzes, durch welchen auch $ 4 des Pfarrwahlgesetzes 
vom 15. März 1886 (KGuVBl. S. 39) beseitigt ist. Er findet also 
auch Anwendung auf die Pfarrstellen privaten Patronates, denn 
seine Bestimmungen sind nicht als eine Beschränkung der Rechte 
des Patrons hinsichtlich der Auswahl der Geistlichen für die von 
ihm zu besetzende Pfarrstelle aufzufassen, sondern er schafft nur 
eine neue Bedingung in bezug auf die von den Geistlichen für 
bestimmte Stellen zu erfüllende Anforderungen. — 

Im übrigen sind innerhalb der preußischen Monarchie im 
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Jahre 1912 nur für die evangelisch-lutherische Kirche der Pro- 
vinz Hannover einige Gesetze ergangen und zwar die folgenden: 


a) Kirchengesetz, betr. Verlegung des Festes der Darstellung Jesu 
und des Festes der Verkündigung in den Inspektionen Badbergen, 
Bramsche und Georgsmarienhütte. Vom 6. April 1912. 
81. 

In den Inspektionen Badbergen, Bramsche und Georgsmarien- 
hütte können das Fest der Darstellung Jesu (2. Februar) und das 
Fest der Verkündigung (25. März), sobald Pastor und Kirchen- 
vorstand dies übereinstimmend beschließen, ın den einzelnen Ge- 
meinden auf einen Sonntag verlegt werden. 

Wird vom Pastor und Kirchenvorstand ein Beschluß auf Ver- 
legung der genannten Feste gefaßt, so ist in der betreffenden 
Gemeinde das Fest der Darstellung Jesu am folgenden Sonntage, 
das Fest der Verkündigung am Sonntage Judica zu feiern. 


$ 2. 
Dieses Kirchengesetz tritt mit dem 1. Januar 1913 ın Kraft. 


b) Kirchengesetz, wegen Abänderung der Ruhegehaltsordnung für 
die Geistlichen der evangelisch -lutherischen Kirche der Provinz 
Hannover vom 26. Mai 1909. Vom 16. Juli 1912. 


Einziger Artikel. 


Der Absatz 3 des $ 15 der Ruhegehaltsordnung für die 
Geistlichen der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Han- 
nover vom 26. Mai 1909 (Ges.-Samml. S. 439) wird aufgehoben 
und durch folgende Bestimmung ersetzt: 

Für die nicht bei der Alterszulagekasse versicherten Pfarr- 
stellen, mit welchen ein Einkommen von mehr als 6600 Mk. ver- 
bunden ist, bleibt der bislıerige Pfarrbeitrag von 2'/,% des 
Diensteinkommens bestehen. Die Feststellung des Dienstein- 
kommens erfolgt nach Anhörung des Stelleninhabers und des 
Bezirkssynodalausschusses durch das Konsistorium ohne Anrech- 
nung des Wertes der Dienstwohnung oder Mietsentschädigung. 
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c) Kirchengesetz, wegen Abänderung des Kirchengesetzes vom 

30. Mai 1894, betr. die Errichtung eines Landeskirchenfonds zur 

Abstellung kirchlicher Notstände in der evangelisch-lutherischen 
Kirche der Provinz Hannover. Vom 16. Juli 1912. 


Einziger Artikel 5. 

Der $ 8 des Kirchengesetzes vom 30. Mai 1894, betreffend 
die Erriebtung eines Landeskirchenfonds zur Abstellung kirchlicher 
Notstände in der evangelisch - lutherischen Kirche der Provinz 
Hannover (Ges.-Samml. S. 91) wird aufgehoben und durch folgende 
Bestimmung ersetzt: 

Der Gesamtbetrag der Kirchensteuer ($ 2) wird durch das 
Landeskonsistorium alljährlich festgestellt. Dabei ist das Ergeb- 
nis der Einkommensteuerveranlagung des voraufgegangenen Steuer- 
jahrs zugrunde zu legen. 


d) Kirchengesetz, wegen Abänderung des Kirchengesetzes vom 
26. Mai 1888, betr. die Deckung der durch die Beaufsichtigung 
des kirchlichen Bauwesens erwachsenden Kosten in der evangelisch- 
lutherischen Kirche der Provinz Hannover. Vom 16. Juli 1912. 


Einziger Artikel. 

Der $ 1 des Kirchengesetzes vom 26. Mai 1888, betreffend 
die Deckung der durch die Beaufsichtigung des kirchlichen Bau- 
wesens erwachsenden Kosten in der evangelisch-lutherischen Kirche 
der Provinz Hannover (Ges.-Samml. S. 222), erhält folgende 
Fassung: 

Zu den Kosten, die durch den den Konsistorialbehörden oder 
Kirchenkommissionen zu gewährenden Beirat eines Bausachver- 
ständigen erwachsen, hat jede Kirchengemeinde einen festen jähr- 
lichen Beitrag von 3.50 Mk. zu entrichten. 

e) Kirchengesetz, wegen Abänderung des Kirchengesetzes vom 
16. Juli 1906, betreffend die Verstärkung des landeskirchlichen 
Hilfsfonds.. Vom 15. Oktober 1912. 

81. 


Die Ausgaben, welche notwendig sind: 
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1. zur Durchführung des Kirchengesetzes vom 16. Juli 1906, 
betreffend die Anstellungsfähigkeit und Vorbildung der Geistlichen 
in der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Hannover 
(Ges.-Samml. S. 365), 

2. zur Vermehrung der Zahl der Kooperatoren und zur Auf- 
besserung der Bezüge, 

3. zur Aufbesserung des Gehalts der persönlichen Kollabo- 
ratoren, werden soweit sie nicht mit den aus Staatsmitteln zur 
Verfügung gestellten Beträgen gedeckt werden, auf den gemäß 
8 24 Abs. 1 des Pfarrbesoldungsgesetzes vom 2. Juli 1898 ge- 
gründeten landeskirchlichen Hilfsfonds übernommen. 


$ 2. 

Zu den in $ 1 angegebenen Zwecken dient die durch das 
Kirchengesetz vom 16. Juli 1906, betreffend die Verstärkung des 
landeskirchlichen Hilfsfonds (Ges.-Samml. S. 370), angeordnete 
jährliche Umlage von einem Viertelprozent der von den Mitglie- 
dern der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Hannover 
zu zahlenden Staatseinkommensteuer. 

Im übrigen wird das vorbezeichnete Kirchengesetz vom 
16. Juli 1906 aufgehoben. 

In Bayern hat das Jahr 1912 als neues Gesetz gebracht 
die „Kirchengemeindeordnung für das Königreich Bayern* vom 
24. September 1912. Auf sie an diesem Orte näher einzugehen, 
erübrigt sich, nachdem ihr Inhalt in Heft 1 und 2 dieser Zeit- 
schrift und dieses Jahrgangs einer eingehenden Besprechung unter- 
zogen ist. 

Im Königreich Sachsen wurde erlassen das Gesetz über die 
Versorgung der Hinterlassenen der evangelisch-Iutherischen und 
evangelisch-reformierten Geistlichen. Vom 21. Juni 1912. 


81. 
Die Witwen und ehelichen Kinder derjenigen im Dienst oder 
im Geenusse von Wartegeld oder Ruhegehalt verstorbenen evan- 
gelisch-lutherischen Geistlichen, die Mitglieder der Prediger- 
29* 
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witwen- und Waisenkasse sind, erhalten Gnadengenuß, Witwen- 
und Waisengeld, die Witwen und die ehelichen Kinder der evan- 
gelisch-reformierten Geistlichen Witwen- und Waisengeld nach 
Maßgabe der folgenden Vorschriften. 


I. Gnadengenuß. 


$ 2. 
Als Gnadengenuß ist das letzte Diensteinkommen, das Warte- 
geld oder der Ruhegehalt des Verstorbenen noch auf drei Mo- 
nate außer dem Sterbemonat fortzugewähren. 


88. 

Wegen des Gnadengenusses vom letzten Diensteinkommen 
bewendet es bei den Bestimmungen des Kirchengesetzes, die Dauer 
des Gnadengenusses der Hinterlassenen der evangelisch-lutherischen 
Geistlichen betreffend, vom 31. Mai 1898 (GuVBl. S. 79) und 
bei den jeweilig geltenden Vorschriften, nach denen von diesem 
Gnadengenusse die im Amte begründeten Ausgaben und die 
Kosten der Stellvertretung ganz oder teilweise zu bestreiten sind. 


5 4. 

Der Gnadengenuß vom Woartegelde sowie der vom Ruhe- 
gehalt auf Grund von $ 9 der Disziplinarordnung für die evan- 
gelisch-lutherische Kirche des Königreichs Sachsen vom 30. Juli 
1891 (GuVBl. S. 59) wird aus denselben Mitteln wie das Warte- 
geld oder der Ruhegehalt bestritten. 


$ 5. 
An welchen von mehreren Berechtigten der Gnadengenuß 
zu leisten ist, bestimmt, wenn der Geistliche Ruhegehalt oder 
Wartegeld bezog, das Evangelisch-lutherische Landeskonsistorium. 


8 6. 


1. Sind zum Gnadengenusse berechtigte Hinterlassene nicht 
vorhanden, so kann der Gnadengenuß nach Maßgabe der 85 2 
bis 5 ganz oder teilweise auch gewährt werden, wenn der Ver- 
storbene eheliche Abkömmlinge zweiten oder entfernteren Grades, 
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Verwandte aufsteigender Linie, Geschwister, Geschwisterkinder 
oder Pflegekinder, deren Ernährer er war, in Bedürftigkeit hinter- 
läßt, oder wenn der Nachlaß nicht ausreicht, um die Kosten der 
letzten Krankeit und der Beerdigung zu decken. 

2. Die Entschließung hierüber steht, wenn BRuhegehalt oder 
Wartegeld als Gnadengenuß zu gewähren ist, dem Evangelisch- 
lutherischen Landeskonsistorium zu. 


II. Witwen- und Waisengeld. 


87. 
1. Das jährliche Witwengeld beträgt, soweit nicht die ın 
Abs. 2. vorgesehenen Erhöhungen eintreten, ®°/ıoo des Dienstein- 


kommens, das der Verstorbene vor seinem Tode oder, wenn er 


im Genusse von Wartegeld oder Ruhegehalt gestorben ist, vor 
seiner Versetzung in Wartegeld oder in Ruhegehalt zuletzt be- 
zogen hat. 

2. Hatte der Verstorbene 10 Dienstjahre erfüllt, so steigt 
das Witwengeld mit je drei weiteren erfüllten Dienstjahren um 
Ilıoo des letzten Diensteinkommens. 

3. Der Höchstsatz des Witwengeldes beträgt °°/ıoo des letzten 
Diensteinkommens des Verstorbenen. 

4. Die Dienstzeit wird nach den jeweiligen Vorschriften be- 
rechnet, die bei der Ermittlung des Ruhegehalts der Geistlichen 
anzuwenden sind. Soweit hier gewisse Zeiten auf die Dienstzeit 
angerechnet werden können, kann diese Anrechnung auch bei 
der Ermittlung des Witwen- und Waisengeldes bewilligt werden. 


8 8. 

Das jährliche Waisengeld beträgt 

1. für jedes Kind, dessen Mutter noch lebt und zur Zeit des 
Todes des Geistlichen zum Bezug des Witwengeldes berechtigt 
war, %, des Witwengeldes, 

2. für jedes Kind, dessen Mutter nieht mehr lebt oder zur 
Zeit des Todes des Geistlichen zum Bezuge des Witwengeldes 
nicht berechtigt war, !/s des Witwengeldes. 
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$ 9. 
3. In Fällen besonderen Bedürfnisses kann das Witwengeld 
um °/ıoo des letzten Diensteinkommens, jedoch nicht über 3%, 
hinaus erhöht werden. Unter der gleichen Voraussetzung kann 
der Berechnung des Waisengeldes der erhöhte Satz des Witwen- 
geldes zugrunde gelegt werden. 


8 10. 

1. Witwengeld und Waisengeld dürfen zusammen den andert- 
halbfachen Betrag des Ruhegehalts nicht übersteigen, den der 
Verstorbene bezog oder zu beziehen gehabt hätte, wenn er am 
Schlusse des Sterbemonats in den Ruhestand versetzt worden 
wäre. Ist der Geistliche vor Vollendung des zehnten Dienstjahres 
im Dienste gestorben, so dürfen Witwen- und Waisengeld zu- 
sammen das anderthalbfache des niedrigsten Ruhegehaltssatzes 
nicht übersteigen. 

2. Ergeben Witwen- und Waisengeld zusammen einen hö- 
heren Betrag, so werden sie im Verhältnisse ihrer Höhe gekürzt. 
Beim Ausscheiden eines Berechtigten erhöhen sich die Bezüge 
der übrigen vom Beginne des folgenden Monats an bis zum zu- 
lässigen Höchstbetrage. 


Ss 11. 

Witwen- und Waisengeld nach $$ 7 bis 10 erhalten auch 
die Witwen und Waisen amtsenthobener sowie solcher aus dem 
Dienst ausgeschiedener oder entlassener Geistlicher, die bis zu 
ihrem Tode gemäß $ 4 Abs. 1 oder $ 10 Abs. 2 und 3 des Ge- 
setzes, Abänderungen der gesetzlichen Bestimmungen über die 
Pensionsverhältnisse der evangelisch-lutherischen Geistlichen und 
der Hinterlassenen dieser und der evangelisch-reformierten Geist- 
lichen betreffend, vom 3. Maı 1892 (GuVBl. S. 132) jährliche 
Unterstützungen bezogen haben. Die gemäß $ 10 Abs. 2 und 3 
des angezogenen Gesetzes der Familie eines entlassenen Geistlichen 
bewilliste jährliche Unterstützung wird hierbei einer dem Geist- 
lichen selbst bewilligten Unterstützung gleichgeachtet. 
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8 12. 


1. Keinen Anspruch auf Witwen- und Waisengeld haben die 
Witwen und Waisen, 

wenn der Geistliche die Ehe erst nach seiner Versetzung in 
Wartegeld oder in den Ruhestand oder nach seiner Entlassung 
geschlossen hat und nicht wieder in den Dienst als ständiger 
Geistlicher eingetreten ist. 

2. Keinen Anspruch auf Witwengeld hat die Witwe, 

1. wenn der Geitliche im Zeitpunkte der Eheschließung und 
von da ab bis zu seinem Tode krank und dienstunfähig ge- 
wesen ist, 

2. wenn die Witwe fünfundzwanzig oder mehr Jahre jünger 
ist als der Verstorbene und die Ehe erst nach vollendetem 
fünfundsechzigsten Lebensjahre des Mannes geschlossen wor- 
den ist, 

3. wenn der Geistliche zur Zeit seines Todes auf Scheidung 
wegen Verschuldens der Frau zu klagen berechtigt war und 
die Klage auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen 
Gremeinschaft erhoben hatte. 

3. Keinen Anspruch auf Waisengeld hat eine Waise, 

1. wenn sie beim Tode des Geistlichen das achtzehnte Le- 
bensjahr erfüllt hatte, 

2. wenn sie beim Tode des Geistlichen verheiratet war. 


8 13. 


1. Der Anspruch auf Witwen- und Waisengeld beginnt mit 
dem ersten Monat nach dem Ablaufe des Gnadengenusses. Für 
Waisen, die erst später geboren worden sind, beginnt der An- 
spruch mit dem Anfange des Geburtsmonats. 

2. Das Witwen- und Waisengeld wird monatlich im voraus 
gezahlt. An wen die Zahlung zu leisten ist, bestimmt das Evan- 
gelisch-lutherische Landeskonsistorium, hinsichtlich der Hinter- 
lassenen von evangelisch-reformierten Geistlichen das Ministerium 
des Kultus und öffentlichen Unterrichts. 
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8 14. 


Ist ein Geistlicher, dessen Hinterlassenen ım Falle seines 
Todes Anspruch auf Witwen- und Waisengeld zustehen würde, 
verschollen, so kann den Hinterlassenen das Witwen- und Waisen- 
geld schon vor der Todeserklärung gewährt werden, wenn das 
Ableben des Verschollenen mit hoher Wahrscheinlichkeit anzu- 
nehmen ist. 


8 15. 
Der Anspruch auf Witwen- und Waisengeld erlischt, 
1. mit dem Ablaufe des Monats, in dem der Berechtigte 
sich verheiratet oder stirbt; 
2. für jede Waise mit dem Ablauf des Monats, in dem sie 
das achtzehnte Lebensjahr vollendet. 


$ 16. 

1. Der Anspruch auf Witwen- und Waisengeld ruht, 

1. solange der Berechtigte nicht Reichsangehöriger ist, 

2. solange der Berechtigte im öffentlichen Dienst oder im 
Hofdienst angestellt ist und das Diensteinkommen aus dieser 
Anstellung bei der Witwe 2000 Mk., bei einer Waise 1000 Mk. 
übersteigt, in Höhe des Mehrbetrags des Diensteinkommens, 

3. solange die Witwe aus einer von ihr bekleideten Stelle 
im öffentlichen Dienst oder im Hofdienst einen Ruhegehalt von 
mehr als 1500 Mk. bezieht, in Höhe des Mehrbetrags dieses 
Ruhegehalts. 

2. Der Anspruch auf Witwen- und Waisengeld ruht ferner, 

4. solange den Berechtigten die bürgerlichen Ehrenrechte 
entzogen sind, 

9. solange der Berechtigte Zuchthausstrafe oder eine Ge- 
fängnisstrafe von mehr als einem Monate verbüßt oder zwangs- 
weise in einer öffentlichen Arbeits-, Erziehungs- oder Besse- 
rungsanstalt untergebracht ist, 

6. solange der Berechtigte unter sittenpolizeilicher Aufsicht 
steht. 


Gebser, Gesetze, Verordnungen, Entscheidungen u. dergl. 445 


3. Die Zahlung des ruhenden Betrags wird mit dem Ablaufe 
des Monats eingestellt, in dem das Ruhen eingetreten ist, wenn 
aber das Ruhen am ersten Tag eines Monats eingetreten ist, 
mit dem Beginn dieses Monats. Lebt der Anspruch auf, so hebt 
die Zahlung mit dem Beginne des Monats wieder an. 

8 17. 

1. Bei nachgewiesener Bedürftigkeit können unverheirateten 
Töchtern und gebrechlichen Söhnen von Geistlichen, wenn sie 
nach vollendetem achtzehnten Lebensjahr ohne ihr Verschulden 
außerstande sind, sich den Lebensunterhalt zu erwerben, jährliche 
Untersützungen bewilligt werden. 

2. Die Unterstützungen dürfen die Sätze des Waisengeldes 
nicht übersteigen, die sich bei Anwendungen von $$ 7 bis 10 
ergeben würden. 


III. Schlußbestimmungen. 


8 18. 

Hinterlassene haben keinen Anspruch auf Gnadengenuß, 
Witwen- oder Waisengeld, wenn sie den Tod des Geistlichen 
vorsätzlich herbeigeführt haben. 

S 19. 

Die Feststellung der nach diesem Gesetze zu gewährenden 
Bezüge liegt dem Evangelisch-lutherischen Landeskonsistorium 
hinsichtlich der Hinterlassenen der evangelisch-lutherischen Geist- 
lieben und dem Ministerium des Kultus und öffentlichen Unter- 
richts hinsichtlich der Hinterlassenen der evangelisch-reformier- 
ten Geistlichen ob. 

Diese Behörden haben auch die in $7 Abs. 4 Satz 2, $S 9, 
14 und 17 vorgesehenen Entschließungen zu fassen, das Evan- 
gelisch-lutherische Landeskonsistorium in den Fällen von $ 7 
Abs. 4 Satz 2, $ 9 und 14 im Einverständnisse mit dem Mini- 
sterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts. Die im zweiten 
Satze bezeichneten Entschließungen sind für das Gericht maß- 
gebend. 
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8 20. 


1. Die Ansprüche aus diesem Gesetze können weder abge- 
treten noch verpfändet, noch auf andere Weise übertragen werden. 

2. Der Staatsfiskus ist berechtigt, gegen Ansprüche aus diesem 
Gesetz auch insoweit aufzurechnen, als sie der Pfändung nicht 
unterworfen sind. 


8 21. 

1. Dieses Gesetz trıtt am 1. Juli 1912 in Kraft. 

2. Gleichzeitig treten, soweit dies noch nicht geschehen ist, 
außer Wirksamkeit: 

1. 8$ 15 bis 19 des Gesetzes, Abänderungen der gesetzlichen 
Bestimmungen über die Pensionsverhältnisse der evangelisch- 
lutherischen Geistlichen und der Hinterlassenen dieser und der 
evangelisch-reformierten Geistlichen betreffend, vom 3. Mai 
1892 (GuVBl. S. 132), 

2.88 9 Abs. 3, 10 Abs. 2 des Gesetzes, die Einrichtung 
einer Prediger-Witwen- und Waisenkasse betreffend, vom 1. De- 
zember 1837 (GuVBl. S. 185), 

3. 88 4 bis 7 des Gesetzes zur Abänderung und Ergänzung 
des Gesetzes vom 1. Dezember 1837, die Errichtung einer 
Prediger-Witwen und Waisenkasse betreffend, vom 9. April 1872 
(GuVBl. S. 110), 

4.8 6 Abs. 1 des Gesetzes, Pensionserhöhungen für frühere 

Geistliche, Lehrer und ıhre Hinterlassenen betreffend, vom 
24. Dezember 1908 (GuVBl. S. 377). 

3. Für die Versorgung der Witwen und Waisen von Geist- 
liehen, die vor dem 1. Juli 1912 gestorben sind, bleiben die bis- 
herigen Vorschriften mit folgenden Einschränkungen in Geltung: 

1. Die Ansprüche auf Witwen- und Waisengeld erlöschen 
und ruhen vom 1. Juli 1912 ab nur nach Maßgabe der 85 15 
und 16; $ 16 Abs. 1 Nr. 1 findet jedoch keine Anwendung 
auf Witwen und Waisen, die bereits vor dem 1. Juli 1912 die 
Reichsangehörirkeit verloren haben; 
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2.8 20 gilt für alle mit und nach dem 1. Juli 1912 fällig 
werdenden Versorgungsansprüche, $ 20 Abs. 1 jedoch nur un- 
beschadet der von Dritten vor dem 1. Juli 1912 erworbenen 
Rechte. 

4. Das Witwen- und Waisengeld der Hinterlassenen derje- 
nigen Geistlichen, die sich am 1. Januar 1909 im Ruhestande 
befanden und beim Beginn des 1. Juli 1912 noch am Leben sind, 
wird nach den bisherigen Vorschriften berechnet, wenn diese zu 
einem den Hinterlassenen günstigeren Ergebnisse führen als die 
Vorschriften dieses Gesetzes. — 

Ferner ist hier noch zu erwälınen 


Das Kirchengesetz zu weiterer Abänderung der Kirchenvorstands- 
und Synodalordnung. Vom 5. Juli 1912. 


Artikel 1. 

Der dritte und der vierte Absatz von $ 1 der Kirchenvor- 
stands- und Synodalordnung in der Fassung vom 22. November 
1906 (GuVBl. S. 412) werden durch folgenden Absatz ersetzt: 

(3) Kirchliche Ortsvorschriften aller Art (Ortsgesetze, Re- 
gulative, Statuten, Satzungen, Ordnungen u. dgl.) bedürfen, 
sofern nieht durch besondere Vorschrift etwas anderes bestimmt 
ist, der Bestätigung der Kircheninspektion. Soweit sie von 
allgemeinen Ordnungen der Landeskirche abweichen, bedürfen 
sie der Genehmigung der in Evangelicis beauftragten Staats- 
minister auf Vortrag des evangelisch-lutherischen Landeskon- 
sistoriums. 


Artikel II. 

In $ 7 der Kirchenvorstands- und Synodalordnung in der 
Fassung vom 22. November 1806 werden dem 1. Absatz als dritter 
und vierter Satz die folgenden Bestimmungen angefügt: 

Durch kirchliches Ortsgesetz kann bestimmt werden, daß, 
wie und mit welcher Wirkung bei solchen gemeinsamen 
Beratungen auch gemeinsame Beschlüsse gefaßt werden dür- 
fen. Das Ortsgesetz gilt als beschlossen, wenn es in über- 
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einstimmender Fassung von den Kirchenvorständen des Ortes 
angenommen ist. 


Artikel IH. 

In 8 8 der Kirchenvorstands- und Synodalordnung in der 
Fassung vom 22. November 1906 wird unter 4c hinter den Wor- 
ten „Revidierten Landgemeinde-Ordnung“* eingefügt: 

„verbunden mit dem Gesetz über die Einwirkung von 
Armenunterstützung auf öffentliche Rechte vom 21. März 1910 
(GuVBl. S. 60).“ 


Artikel IV. 
In $ 9 der Kirchenvorstands- und Synodalordnung wird der 
Abs. 2 durch folgende Abs. 2—4 ersetzt: 

(2) Erstreckt sich die Kirchengemeinde auf die Bezirke 
verschiedener politischer Gemeinden, so sind die nach den $$ 
3 und 6 zu wählenden Kirchenvorsteher je von den im Be- 
zirke der einzelnen politischen Gemeinde wohnenden Kirchenge- 
meindegliedern aus ihrer eigenen Mitte zu wählen. Vereini- 
gungen von politischen Gemeinden für diesen Zweck ($ 6 Abs. 1, 
Schluß) gelten als eine Gemeinde. 

(3) Gehört zur Kirchengemeinde ein selbständiger Gutsbezirk, 
so sind die denselben außer dem Gutseigentümer bewohnenden 
Kirchengemeindeglieder denjenigen in der politischen Gemeinde 
zuzurechnen. 

(4) Ueber die Wahl von Vertretern der Eigentümer selb- 
ständiger Güter zu vgl. $ 6 Abs. 2 Satz 2. 


Artikel V. 
In $8 17 der Kirchenvorstands- und Synodalordnung treten 
nachstehende Aenderungen ein. Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
(1) Das Amt der gewählten Kirchenvorsteher einschließlich 
derjenigen, die von den Eigentümern selbständiger Güter aus 
ihrer Mitte gewählt sind, dauert 6 Jahre, so jedoch, daß 
je nach 3 Jahren die Hälfte ausscheidet. Wer aus einem neuen 
Kirchenvorstande nach den ersten 3 Jahren auszuscheiden hat, 
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wird, soweit nicht eine gütliche Vereinigung zustande kommt, 
durch das Los bestimmt. 
Hinter Abs. 2 wird eingeschaltet folgender Absatz 3: 

(3) Die Mitgliedschaft im Kirchenvorstand erlischt durch 
Ausscheiden aus der Kirchengemeinde oder aus demjenigen Teile 
derselben, aus welchem der Kirchenvorsteher gewählt ist ($ 6, 
Abs. 1, $9, Abs. 2). Wer als Eigentümer eines selbständigen 
Gutes Mitglied des Kirchenvorstandes ist, verliert die Mitglied- 
schaft, wenn das ihn dazu berechtigende Eigentümerverhältnis 
aufhört. 

Die Abs. 3, 4 und 5 erhalten die Bezeichnung 4, 5 und 6. 
Im nunmehrigen Abs. 4 (seither 3) wird hinter „Zuwahl“ 
eingefügt: 

„unter Beobachtung von $ 6 Abs. 1.“ 


Artikel VI. 

Der erste Satz des sechsten Absatzes von $ 25 der Kirchen- 
vorstands- und Synodalordnung in der Fassung vom 22. November 
1906 erhält folgenden Wortlaut: | 

Kirchliche Beamte, mit Ausschluß der kirchenmusikalischen, 
sowie die sonstigen Bediensteten der Kirchengemeinden, allent- 
halben insofern deren, Stellen nicht mit Schulämtern verbun- 
den sind, ingleichen Beamte und sonstige Angestellte für kirch- 
liche Begräbnisplätze, werden von dem Kirchenvorstande frei 
gewählt und verpflichtet. 


Artikel VII. 
Hinter $ 30 der Kirchenvorstände und Synodalordnung wird 
eingefügt der nachstehende 


S 30a. 
Gesonderte Vertretung von Kirchgemeindeteilen. 

(1) Bedarf ein Teil einer Kirchgemeinde gesonderter kirch- 
licher Vertretung, so hat dafür die Kircheninspektion nach fol- 
genden Vorschriften zu sorgen. 

(2) In die Sondervertretung haben bei der ersten Zusammen- 


450 Aktenstücke. 


setzung diejenigen gewählten Mitglieder des Kirchenvorstandes 
einzutreten, welche nach ihrer Wohnung dem gesondert zu ver- 
tretenden Gemeindeanteil angehören. Dasselbe gilt von den in 
5 6 Abs. 2 und 3 genannten Besitzern selbständiger Güter, sofern 
diese im Bereiche des gesondert zu vertretenden Gemeindeteils 
liegen. 

Als Vorsitzender tritt der Pfarrer hinzu, es wäre denn, daß 
die besonderen Verhältnisse des Falles nach dem Ermessen der 
Kircheninspektion es sachgemäß erscheinen ließen, einen anderen 
Geistlichen zu beauftragen, welchenfalls dieser Mitglied und Vor- 
sıtzender der Sondervertretung wird. 

(3) Beträgt die Zahl der gewählten Kirchenvorsteher, welche 
nach Ziff. 2 Abs. 1 der Sondervertretung anzugehören haben, nicht 
wenigstens vier oder erachtet die Kircheninspektion das sonst unter 2 
bestimmte für die erste Zusammensetzung der Sondervertretung im 
gegebenen Fall als unzureichend, so ordnet die Kircheninspektion 
nach Gehör des Kirchenvorstandes aus denjenigen Mitgliedern 
des gesondert zu vertretenden Teils der Kirchgemeinde, welche 
zum Kirchenvorstande wählbar sind, der Sondervertretung noch 
soviel Mitglieder zu, als sie nötig findet. 

(4) Wenn das Bedürfnis gesonderter Vertretung ein dauern- 


des ist, oder doch sich voraussehen läßt, daß es die Mitglied- 


schaft einzelner bei der ersten Zusammensetzung eingetretener 
überdauern wird, so hat die Sondervertretung ein kirchliches Orts- 
gesetz aufzustellen, in welchem zu bestimmen ist, wie sie selbst 
fernerhin zusammengesetzt sein und ergänzt werden soll. Bei 
diesen Bestimmungen sind $ 3, 8 6, Abs. 1-3, 88 8—17 sinn- 
gemäß zu berücksichtigen. 

Ueber den Inhalt des Ortsgesetzes ist der Kirchenvorstand 
zu hören. Vor der Bestätigung hat die Kircheninspektion die 
Entschließung der Konsistorialbehörde einzuholen. 

Mit der Bestätigung des Ortsgesetzes wird der N zu 
vertretende Kirchgemeindeteil für diejenigen Angelegenheiten, für 
die die Sondervertretung bestellt ist, rechtsfähig. Diese Rechts- 


„iin, been — 
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fähigkeit erlischt mit der Beendigung der Sondervertretung oder 
der Aufhebung des Ortsgesetzes. 

(5) Die Sondervertretung hat in bezug auf diejenigen Ange- 
legenheiten, ftir welche es der gesonderten Vertretung des Kirch- 
gemeindeteils bedarf, die Befugnisse und Obliegenheiten eines 
Kirchenvorstandes. 

Die $$S 4, 7, 28, 29 und 30 finden entsprechende Anwendung. 

(6) In Angelegenheiten, in welchen der gesondert vertretene 
Gemeindeteil der übrigen Kirchengemeinde gegenübersteht, hat 
der Kirehenvorstand ohne diejenigen weltlichen Mitrlieder Beschluß 
zu fassen, die zugleich der Sondervertretung angehören. Seine 
Beschlußfähigkeit (8 28 Abs. 2) ist solchenfalls lediglich nach der 
Zahl zeiner übrigen Mitglieder zu beurteilen. Umfaßt diese weni- 
ger als drei gewählte Mitglieder, so ist deren Zahl durch außer- 
ordentliche Ergänzungswahl seiten desjenigen Teils der Kirch- 
gemeinde, welcher dem gesondert vertretenen Gemeindeteile 
gegenübersteht, auf drei zu bringen. Wählbar sind dabei nur 
Glieder des Teils der Kirchgemeinde, welcher die Ergänzungswahl 
vorzunehmen hat. Die Gewählten treten in den Kirchenvorstand 
nur für Angelegenheiten der vorbezeichneten Art ein. 

Das nämliche gilt, wenn ein vom Kirchenvorstande vertre- 
tenes Lehn dem gesondert vertretenen Gemeindeteil oder die übrige 
Kirchgemeinde einem von der Sondervertretung vertretenen Lehn 
gegenübersteht, ingleichen wenn auf beiden Seiten Lehne gegen- 
überstehen. 

Artikel VII. 

In $ 32 der Kirchenvorstands- und Synodalordnung wird 
das Wort „fünf“ durch „vier“ ersetzt und am Schlusse angefügt: 

„Die vierjährigen Zeiträume beginnen mit dem Jahre 1911.* 

Artikel IX. 

Ziff. 1 von $ 33 der Kirchenvorstands- und Synodalordnung 
erhält folgende Fassung: 

(1) 29 Geistlichen und 35 Laien, welche in 29 Wahlbezirken 
gewählt werden. 


452 Aktenstücke. 


Unter Ziffer 4 ebendaselbst wird das Wort „acht“ durch 
„zehn“ ersetzt. 


Artikel IXa. 


In $ 35 der Kirchenvorstands- und Synodalordnung erhält 
Abs. I folgende Fassung: 

(1) Nach Einführung der Synodalordnung in der Oberlausitz 
treten noch vier Geistliche und vier Abgeordnete des Laienstan- 
des in die Synode ein, welche in 4 Wahlbezirken gewählt 
werden. 


Artikel X. 

In $ 33 der Kirehenvorstands- und Synodalordnung erhalten 
die Abs. 1 und 2 folgende Fassung: 

(1) Die Wahl der Abgeordneten zur Synode geschieht durch 
geistliche und weltliche Wahlmänner. 

(2) Zu geistlichen Wahlmännern sind berufen die landeskirch- 
lichen ständigen Geistlichen des Wahlbezirk. Als weltliche 
Wahlmänner entsendet jeder Kirchenvorstand aus seiner Mitte so- 
viele Mitglieder, als ständige geistliche Stellen für die Parochie 
bestehen. Welche Kirchenvorstände außerdem entsprechend der 
Zahl ständiger Geistlicher, die im Wahlbezirke, aber nicht für 
eine mit Kirchenvorstand versehene Parochie angestellt sind, welt- 
liche Wahlmänner zu entsenden haben, bestimmt das Evangelisch- 
lutherische Landesk onsistorium. Diese Wahlmänner brauchen nicht 
dem sie entsendenden Kirchenvorstand anzugehören, müssen aber 
die zur Wählbarkeit für einen Kirchenvorstand erforderlichen Eigen- 
schaften haben. 

Abs. 6 wird wie folgt ersetzt: | 

(6) Ueberdies wird noch je ein weltlicher Abgeordneter in 
denjenigen 6 Wahlbezirken gewählt, welche nach der letzten 
Volkszählung die höchste Seelenzahl haben. 


Artikel Xa. 
$ 44 Abs. 2 der Kirchenvorstands- und Synodalordnung erhält 
folgende Fassung: 
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(2) Jeder Abgeordnete zur Synode erhält auf jeden Tag eine 
Auslösung und überdies Vergütung des nötigen Reiseaufwandes. 
Die Höhe der Auslösung richtet sich nach der jeweiligen Höhe 
der Tagegelder für die Mitglieder der Ständekammern, und wenn 
bei diesen eine Gesamtaufwandsentschädigung besteht, nach der 
Höhe der während eines außerordentlichen Landtags zu gewäh- 
renden Tagegelder. Die in Dresden wohnenden Mitglieder be- 
ziehen nur die Hälfte der Auslösung. 


Artikel XI. 

Hinter $ 44 der Kirchenvorstands- und Synodalordnung wird 

angefügt folgender 
8 45. 

Befreiung von Bestimmungen der Kirchenvorstands- und Syno- 
dalordnung. 

In besonderen Fällen kann auf Ansuchen von Bestimmungen 
der Kirchenvorstands- und Synodalordnung Befreiung erteilt wer- 
den ($ 7 Abs. la des Kirchengesetzes vom 15. April 1873 — 
GuVBl. S. 376 —). 


Artikel X. 
(1) Soweit zu diesem Kirchengesetze staatsgesetzliche Ge- 
nehmigung nötig ist, tritt es erst mit deren Verkündigung in Kraft. 
(2) Ueber seine Einführung in der Oberlausitz bleibt beson- 
dere Bekanntmachung vorbehalten. 


Artikel XlIIa. 

Die, welche nach dem bisherigen Abs. 6 von $ 38 sowie nach 
dem bisherigen $ 35 Abs. 1 ein Mandat haben, behalten es bis 
zum regelmäßigen Ablauf. In welcher Reihenfolge nach Ablauf 
dieser Mandate die Anwendung des neuen Abs. 6 von $ 38 und 
des neuen Abs. 1 von $ 35 sich vollzieht, bestimmt das Evange- 
lisch-lutherische Landeskonsistorium. 

Artikel XIII. 
. Das Evangelisch-lutherische Landeskonsistorium ist ermäch- 


tigt, den Text der Kirchenvorstands- und Synodalordnung so be- 
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kannt zu machen, wie er sich aus gegenwärtigem Kirchengesetz 
sowie aus den Kirchengesetzen über Kirchgemeindeverbände und 
über den Haushalt der evangelisch -lutherischen Kirchgemeinden 
ergibt. Dabei sind $ 30a als $ 31 und die seitherigen $8$ 31—44 
als SS 32—45, der neue $ 45 aber als $ 46 zu bezeichnen. Auch 
bewendet es dabei, daß in dem seitherigen $ 38 Abs. 4 die Worte 
„Ministerium des Kultus“ ersetzt worden sind durch die Worte 
„Evangelisch-lutherisches Landeskonsistorium*. — 

Das Kirchengesetz ist durch Staatsgesetz vom 12. Juli 1912, 
insoweit es das Gebiet der Staatsgesetzgebung berührt, genehmigt 
worden. 

Durch eine Verordnung des Evangelisch-lutherischen Landes- 
konsistorinms vom 5. Juli 1912 ist ferner das vorstehende Kir- 
chengesetz auch in der Oberlausitz zur Einführung gelangt. 

Endlich gab das genannte Kirchengesetz Veranlassung zu 
folgender Verordnung: 


‘Verordnung des Evangelisch - lutherischen Landeskonsistoriums 
zur Abänderung des $ 5 der Verordnung über das Verfahren bei 
den Wahlen zur evangelisch-lutherischen Landessynode. 
Vom 29. August 1912. 


Aus Anlaß der Abänderung, welche durch das Kirchenge- 
setz vom 5. Juli 1912 (GuVBl. S. 397.) 8 38 der Kirchenvorstands- 
und Synodalordnung in der Fassung vom 22. November 1906 
(GuVBl. S. 411) erfahren hat, wird hiermit die Vorschrift in $ 5 
der Verordnung, das Verfahren bei den Wahlen zur Evangelisch- 
lutherischen Landessynode betreffend, vom 11. März 1890 unter 
Wegfall des zweiten Absatzes wie folgt abgeändert: 

85 

Von den Superintendenturen, beziehentlich innerhalb der 
Oberlausitz von der Konsistorialbehörde, und von dem Pfarrer 
von St. Afra sınd dem Wahlkommissar alsbald nach dem Erschei- 
nen des Wahlausschreibens ($ 1) Verzeichnisse der innerhalb des 
Wahlbezirks bestehenden ständigen geistlichen Stellen und der 
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angestellten konfirmierten Geistlichen, einschließlich der vicarii 
perpetun mit der Verwaltung eines erledigten geistlichen Amtes 
beauftragten Geistlichen zu tibersenden. 


In Württemberg erging im Jahre 1912 zunächst das Kirchliche 
Gesetz, betr. die gottesdienstliche Begehung der Feiertage 
(Feiertagsordnung). Vom 3. Januar 1912. 


Artikel 1. 

Der Stephanusfeiertag, der Ostermontag und der Pfingstmon- 
tag sind mit einem Predigtgottesdienst, der Gründonnerstag ist 
mit einem Predigtgottesdienst oder einem selbständigen Abend- 
mahlsgottesdienst zu feiern. 

An den übrigen Feiertagen kann der Gottesdienst in den- 
jenigen Gemeinden, in denen für seine würdige Abhaltung Schwie- 
rigkeiten bestehen, nach Zustimmung des Kirchengemeinderats mit 
Genehmigung des Dekanatamts eingestellt werden. 


Artikel 2. 

In Gemeinden, in denen Art. 1 Abs. 2 nieht zur Anwendung 
kommt, kann an den in Abs. 1 nicht genannten Feiertagen auch 
ein anderer als ein Predigtgottesdienst gehalten werden. 

Das Evangelische Konsistorium ist mit Vollziehung dieses 
Gesetzes beauftragt. — 

Ferner ist zu erwähnen das 


Kirchliche Gesetz, betr. Abänderung des Gesetzes über. die Aus- 
übung der landesherrlichen Kirchenregimentsrechte im Falle der 
Zugehörigkeit des Königs zu einer andern als der evangelischen 
Konfession. Vom 22. April 1912. 
Einziger Artikel. 

Das kirchliche Gesetz, betreffend die Ausübung der landes- 
herrlichen Kirchenregimentsrechte im Falle der Zugehörigkeit des 
Königs zu einer anderen als der evangelischen Konfession, vom 
28. März 1898 (Kons. Amtsbl. S. 5149) wird in folgenden Punk- 


ten abgeändert: 
30* 
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a) In Art. 1 Abs. 2 werden die Worte „zwei dieser Kirche 
angehörigen ordentlichen Mitgliedern des Geheimenrats“ ersetzt 
durch die Worte: „zwei dieser Kirche angehörigen Staatsmini- 
stern oder Chefs der Verwaltungsdepartements.“ 

b) Art. 1 Abs. 3 wird aufgehoben. 

c) Art. 3 Abs. 1 und 2 werden durch folgende Bestimmungen 
ersetzt: 

Abs. 1. Sullte die erforderliche Zahl von Staatsministern 
oder Chefs der Verwaltungsdepartements (Art. 1) nicht oder 
nicht mehr vorhanden sein, so ist das Kollegium durch die 
Berufung von Ersatzmännern zu ergänzen. Diese werden in 
einem Zusammentritt des Vorstands und der wier dienst- 
ältesten Mitglieder der evangelischen Öberkirchenbehörde mit 
den Mitgliedern des Ausschusses der Landessynode durch Mehr- 
heit aller abgegebenen Stimmen gewählt. Im Falle der Ver- 
hinderung werden die Mitglieder des Synodalausschusses nach 
Maßgabe der Landessynodalordnung, der Vorstand der evange- 
lischen Oberkirchenbehörde durch seinen gesetzlichen Stellver- 
treter und die anderen zur Wahl berufenen Mitglieder der evan- 
gelischen Oberkirchenbehörde durch die im Dienstalter nächsten 
nicht selbst verhinderten Mitglieder dieser Behörde vertreten. 
Das Dienstalter bestimmt sich nach dem Eintritt als ordentliches 
Mitglied in die Oberkirchenbehörde. 

Abs. 2. Bei der Wahl ist mindestens die doppelte Anzahl 
der erforderlichen Ersatzmänner zu bezeichnen. 

d) In Art. 3 Abs. 5 werden die Worte „ordentlichen Mit- 
gliedern des Geheimrats* ersetzt durch die Worte: „Staats- 
ministern oder Chefs der Verwaltungsdepartements.“ 

Ferner wurde durch ein Kirchliches Gesetz vom 22. April 
1912 das Kirchliche Gesetz betr. die Perikopenordnung, vom 12. 
November 1894 (Kons. Amtsblatt X. S. 4735) ın wesentlichen 
Punkten geändert, so daß das Perikopengesetz nunmehr folgende. 
amtlich veröffentlichte Fassung hat: 
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Kirchliches Gesetz, betr. die Predigttexte (Perikopengesetz). Vom 
22. April 1912. 


Art. 1. 

1. Die im dritten Teil des Kirehenbuchs enthaltenen Schrift- 
abschnitte bilden die ordnungsmäßigen Texte für die Predigt in 
den Gottesdiensten an den Sonn- und Festtagen. 

2. Es ist jedoch den Geistlichen gestattet, ausnahmsweise 
nach vorgängiger Verkündigung über eine zusammenhängende 
Reihe sonstiger Texte aus der Heiligen Schrift zu predigen. Außer- 
dem können, wenn es in einzelnen Fällen besondere Bedürfnisse 
erfordern, an Stelle des ordnungsmäßigen Schriftabschnitts andere 
Texte aus der Heiligen Schrift gewählt werden. 

3. Auf die für besondere Tage vorgeschriebenen Predigttexte 
(vgl. auch Art. 3) findet der vorstehende Absatz keine Anwendung. 

4. Falls der Predigt ein anderer Text als der ordnungsmä- 
ßige Schriftabschnitt zugrundegelegt wird, hat ihm in der Regel, 
jedenfalls an den Hauptfesten des Kirchenjahrs, im vormittägigen 
Hauptgottesdienst eine Sehriftlesung vorauszugehen. Hierfür ist 
an den Hauptfesten der für den betreffenden Gottesdienst ordnungs- 
mäßig bestimmte Schriftabsehnitt zu wählen; in sonstigen Fällen 
kann auch ein anderer, zum Predigttext stimmender Schriftab- 
schnitt verlesen werden. 


Art. 2. 

Für den zweiten Weihnachts-, Oster- und Pfingsttag sowie 
den Gründonnerstag gelten die Bestimmungen über die Sonn- und 
Festtage. Für die übrigen Feiertage ist die Wahl der Texte aus 
der Heiligen Schrift freigegeben. 


Art. 3. 

1. Ueber die Leidensgeschichte wird alljährlich in der Kar- 
woche, außerdem je im dritten Jahr an den Sonntagen Remini- 
szere, Oculi, Lätare und Judica gepredigt, und zwar im zweiten 
und fünften Jahr des sechsjährigen Turnus. 

2. In denjenigen Jahren, in welchen über die Leidensge- 
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‚schichte nach Abs. 1 nur in der Karwoche zu predigen wäre, 
ist es den Geistlichen gestattet, einzelne Abschnitte des aus den 
vier Evangelien zusammengestellten Textes der Leidensgeschichte 
oder den Text der Leidensgeschichte nach einem der vier Evan- 
gelien zu verlesen und in der Predigt zu behandeln. 

Das Evangelische Konsistorium ist mit Vollziehung dieses 
Gesetzes beauftragt. 

Zu seiner Ausführung ist ergangen folgender 


Konsistorialerlaß, betr. das Perikopengesetz. 
Vom 26. April 1912. 


Zur Ausführung des kirchlichen Gesetzes, betreffend die Pre- 
digttexte (Perikopengesetz), vom 22. April 1912 (Amtsbl. XVI 
S. 136) wird folgendes bestimmt: 

1. Als eine „zusammenhängende Reihe“ von Texten (Art. 1 
Abs. 2) ist neben Schriftabschnitten, die sich im Bibeltext anein- 
ander anschließen, auch eine Folge von Schriftworten zu betrachten, 
die aus Sachlichen Gesichtspunkten zur Behandlung eines be- 
stimmten Gegenstandes zusammengestellt werden. 

Hat ein Geistlicher die Absicht, über eine solche Reihe von 
Texten zu predigen, so ist dies unter Angabe des von ihm ge- 
wählten Schriftteils oder unter allgemeiner Bezeichnung des von 
ihm zu behandelnden Gegenstandes der Gemeinde im Gottesdienst 
vorher anzukündigen. Eine vorherige Ankündigung wird, sofern 
sie erfolgen kann, auch in den Fällen im Interesse der Gemeinde 
gelegen sein, in denen der Prediger von einzelnen Perikopen ab- 
geht, ohne daß die Abhaltung von Predigten über eine zusam- 
menhängende Reihe von Texten beabsichtigt ist. 

2. Ausgenommen von der Wahl freier Texte sind nach Art. 1 
Abs. 3 zurzeit das Geburtsfest Seiner Majestät des Königs, der 
Landesbußtag und die Karwoche sowie die Sonntage Reminiszere, 
Oculi, Lätare und Judica in den Jahren, in denen an diesen Sonn- 
tagen über die Leidensgeschichte zu predigen ist, vgl. übrigens 
auch Art. 3 Abs. 2. | 
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3. Zu den Hauptfesten des Kirchenjahrs im Sinne von Art. 1 
Abs. 4 sind neben dem Karfreitag das Christfest, das Osterfest 
und das Pfingstfest sowie das Adventsfest zu rechnen. Wegen 
der Gestaltung des Gottesdienstes ım Falle einer Schriftlesung 
wird auf die ım Erlaß des Evangelischen Synodus, betreffend 
reichere Ausstattung der Gottesdienste, vom 6. Dezember 1907 
(Amtsbl. XIV S. 452) angeführte reichere Form (B) des Vor- 
mittagsgottesdienstes empfehlend hingewiesen. 

4. Ueber die freien Texte, die für eine Reihe von Gottes- 
diensten oder für einzelne Fälle gewählt werden, ist auf einer 
besonderen Seite des Amtskalenders, in Parochien mit mehreren 
Geistlichen im Kirchenkalender, ein Verzeichnis zu führen, in 
welches die an Stelle der Perikope der Predigt zugrundegelegten 
Texte mit Bezeichnung des betreffenden Sonntags einzutragen sind. 

Die Oberkirchenbehörde vertraut zu den Geistlichen, daß sie 
bei der Entscheidung über die Wahl freier Predigttexte, wie sie 
durch Art. 1 des Gesetzes eingeräumt ist, die Rücksicht auf die 
Gemeinde im Auge behalten werden. Insbesondere soll an Fest- 
tagen, auch wenn ein freier Text gewählt wird, der Festgedanke 
zu seinem Recht kommen. — 

Endlich sind noch von besonderer Bedeutung zwei Synodal- 
erlasse. 

a) Synodalerlaß, betr. die Amtsverpflichtung der Diener der evan- 
gelischen Landeskirche. Vom 22. Juli 1912. 

Mit Genehmigung Seiner Königlichen Majestät von 17. Juli 
1912 wird über die Amtsverpfliehtung der Diener der evangeli- 
schen Landeskirche unter Bezugnahme auf die gutächtliche Aeu- 
ßerung der VII. Landessynode vom 14. März 1912 (Protokoll 
S. 468) nachstehendes bestimmt: 


I. 


1. Die Amtsverpfliehtung der unständigen Geistlichen erfolgt 
auf Anordnung des Konsistoriums nach ihrer Bestellung auf das 
erste unständige Kirchenamt. Sie geht der Ordination voraus 
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(Synodalausschreiben vom 15. November 1854/9. Januar 1855 
Abt. I Nr. 1) und wird von dem durch das Konsistorium damit 
beauftragten Dekan oder dessen gesetzlichen Stellvertreter auch 
dann vorgenommen, wenn die Ordination einem anderen Geistlichen 
übertragen ist. 

2. Vor der Amtsverpflichtung ist dem unständigen Geist- 
lichen der Verpflichtungsvorhalt und die Dienstanweisung zu 
übergeben, mit dem Hinweis, daß die Bekanntschaft mit deren 
Inhalt bei der Verpflichtung vorausgesetzt wird. 

3. Die Verpflichtung wird auf dem Amtszimmer des Dekans 
vorgenommen. Der Dekan richtet dabei an den unständigen 
Geistlichen die Worte: 

„Sie verpflichten sich als Diener der evangelischen Landes- 
kirche, Seiner Majestät dem König treu und gehorsam zu sein, 
alle Obliegenheiten Ihres Amtes und Ihrer Dienststellung getreu 
dem von Ihnen abzulegenden Ordinationsgelübde gewissenhaft zu 
erfüllen, sowie die staatlichen und kirchlichen Gesetze und Ver- 
ordnungen genau zu beobachten. 

Dies geloben Sie in Kenntnis des im Kirchenbuch enthal- 
tenen Ordinationsgelübdes und der Ihnen eingehändigten Dienst- 
anweisung durch Handtreue an Eidesstatt, indem Sie mir die 
rechte Hand reichen und sprechen: Ich gelobe es.“ 

Hierauf reicht der nee dem Dekan die zecnte Hand 
und spricht: „Ich gelobe es.“ 

Die Verpflichtungsurkunde ist von dem Dekan und dem un- 
ständigen Geistlichen zu unterzeichnen und sodann mit dem Be- 
richt über die vollzogene Amtsverpflichtung und Ordination an 
das Konsistorium einzusenden. 


II. 


Die Verpflichtung der ständigen Geistlichen beim Antritt des 
ersten ständigen Amts wird durch den Dekan oder dessen gesetz- 
lichen Stellvertreter vor der Investitur vorgenommen; eine be- 
sondere Anordnung des Konsistoriums hierwegen erfolgte nicht. 
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Die Verpflichtung wird in der Weise vollzogen, daß der Dekan 
den Geistlichen auf die vor der Ordination erfolgte Amtsver- 
pflichtung hinweist und an ibn die Worte richtet: 

„Sie sind entschlossen, Ihr neues Amt und jedes weitere 
Kirchenamt, das Ihnen übertragen wird, getreu der Amtsverpflich- 
tung, auf die Sie hingewiesen sind, zu führen, so reichen Sie mir 
die rechte Hand“, 
worauf der Geistliche dem Dekan die rechte Hand reicht. 


II. 


Ueber die Verpflichtung der unständigen und ständigen Geist- 
lichen wird ein Protokoll aufgenommen, das fortlaufend in ein 
hierzu bestimmtes Heft eingetragen und von dem verpflichteten 
Geistlichen und dem Dekan unterzeichnet wird; das Heft ist in 
der Dekanatsregistratur aufzubewahren. 

Vorstehende Bestimmungen treten an Stelle der Nr. 3, 4 und 
5 des Min.-Erl. vom 27. Juni 1826 und des Kons.-Erl. vom 20. Fe- 
bruar 1827 (Ergänzungsband zum Reg.-Blatt S. 331 und 352), 
sowie des Kons.-Erl. vom 10. April 1888 (Abl. IX S. 3749). 


b) Der Synodalerlaß vom 22. Juli 1912, welcher zum Gegenstande 

hat folgende an die Stelle der bisher gültigen Amtsinstruktion 

tretende Dienstanweisung für die Diener der evangelischen Lan- 
deskirche von 1912. 


81. 

Der Geistliche hat das ihm übertragene Amt in Predigttätig- 
keit, Jugendunterweisung, Seelsorge und bei Vollziehung der kirch- 
lichen Handlungen, ebenso die besonderen Aufgaben im Kirchen- 
gemeinderat, in der Ortsarmenbehörde, im Gemeinderat in Stif- 
tungsangelegenheiten, im ÖOrtsschulrat und in der Studienkom- 
mission gemäß den bestehenden allgemeinen und den beson- 
deren kirchlichen Ordnungen sowie nach den Weisungen der 
Behörde (siehe $ 10) gewissenhaft wahrzunehmen, sich willig in 
den Dienst der ihm anvertrauten Gemeinde zu stellen und bei 
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seinem ganzen Verhalten die Pflicht gegen das Amt im Auge zu 
behalten. 
8 2. 

Quelle und Norm der Verkündigung des Geistlichen in Pre- 
digttätigkeit, Jugendunterweisung und Seelsorge ist die Heilige 
Schrift gemäß dem in der Reformation wieder ans Licht getre- 
tenen und insbesondere in dem Augsburgischen Glaubensbekenntnis 
bezeugten Verständnis des Evangeliums. 

Bei dem Gebrauch des Kirchenbuchs ım Gottesdienst hat der 
Geistliche darauf zu achten, daß der Gottesdienst und die Hand- 
lungen kirchenordnungsmäßig vollzogen werden. 

Die einzelnen Gebete, Ansprachen und Grußformeln des 
Kirchenbuches sind dargeboten als Gemeinbesitz unserer Kirche 
zur seelsorglichen Bedienung der Gemeinde und Gemeindeglieder 
und sind demgemäß zu gebrauchen. Erweisen sich Abweichungen 
ım einzelnen als geboten oder legen sich solche nahe, so hat der 
Geistliche die Verantwortung dafür, daß sie gemäß dem vorbe- 
zeichneten Wesen und Zweck des Kirchenbuchs genügend be- 
gründet sind. 

83. 

Die in der einzelnen Gemeinde bestehende Gottesdienst- und 
Geschäftsordnung ist für den Geistlichen, abgesehen von Not- 
fällen, bindend. Dies gilt auch für den Filialdienst. Erweisen 
sich Aenderungen in der Gottesdienst- und Geschäftsordnung als 
notwendig, so trifft die Oberkirchenbehörde entsprechende Ver- 
fügung, zutreffendenfalls auch bei besetzter Stelle. 

Zur amtsbrüderlichen Aushilfe wie zur Uebernahme etwaiger 
besonderer dienstlicher Funktionen ist im Bedarfsfall jeder Geist- 
liche verpflichtet. 

Während der Erledigung einer Pfarrstelle soll der Verweser 
in Stand der kirchlichen Ordnung in der Gemeinde (Christenlehre, 
Wochenkinderlehre, Feiertagsgottesdienste, Vorbereitungsgottes- 
dienste, Bet- und Bibelstunden, Bußtage, Leichenpredigten usw.) 
keine Aenderung vornehmen oder veranlassen; auch im übrigen 
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wird er die bisher in der Gemeinde vom Geistlichen gepflegten 
Einrichtungen (Diakonie, Vereine, Herausgabe eines Gemeinde- 
blatts usf.) nach Möglichkeit weiterführen, es aber unterlassen, 
derartige Einrichtungen von sich aus ins Leben zu rufen. 


8. 4. 

Die Wortverkündigung in der Predigt und bei Kasualfällen 
steht unter den Aufgaben des Pfarramts obenan; sie erfordert 
deshalb stets sorgfältigste Vorbereitung. 

Die Jugendunterweisung im Religionsunterricht, in Wochen- 
kinderlehre, Konfirmationsunterricht und Christenlehre fordert von 
dem Geistlichen sorgsame Treue. Diese hat sich zu bewähren 
in stetigem Weiterlernen in der Kunst des Erziehens und Unter- 
richtens, in Einhalten der Unterrichtszeit und des vorgeschrie- 
benen Unterrichtgangs, im Achten auf den Zusammenhang der 
verschiedenen Zweige und Stufen des Unterrichts, in Fühlung- 
nahme mit der vorausgehenden oder gleichzeitigen religiösen Unter- 
weisung der Schüler durch den Lehrer. 


85. 

Als Seelsorger hat sich der Geistliche gegenwärtig zu halten, 
daß alle Kreise der Gemeinde gleichmäßig Anspruch an seine 
seelsorgliche Tätigkeit haben. 

In besonderem Maß ist es seine Aufgabe, sich der Jugend — 
auch der ortsfremden —, der Armen, Kranken, Leidtragenden, 
Einsamen, der Auswanderer, der Gefangenen und ihren Ange- 
hörigen, der sonst in innerer oder äußerer Not Befindlichen an- 
zunehmen. ’ 

Auch hat er gewissenhaft zu überlegen, wie weit er sich den 
der religiösen Förderung innerhalb der Gemeinde dienenden Ver- 
anstaltungen, Jünglings- und Jungfrauenvereine, dem freiwilligen 
Jugendgottesdienst, sowie der außergottesdienstlichen Wortver- 
kündigung und der freien Wortverbreitung nach Zeit, Kraft und 
sonstigen Umständen zu widmen vermag. 

Die Bedeutung der auf dem Boden der Landeskirche stehen- 
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den Gemeinschaften für das religiöse Leben der Gemeinde wird 
er sich gegenwärtig halten. 

Mit Sorgfalt wird er darauf sehen, Mitgliedern von Sekten, 
Dissidenten und Andersgläubigen gegenüber das der Sache und 
den geltenden Vorschriften entsprechende Verhalten zu beob- 
achten. 

Die Teilnahme der Gemeindeglieder für allgemeinkirchliche 
Zwecke, Ausbreitung des Evangeliums, Unterstützung der Glau- 
bensgenossen, Werke der Inneren Mission zu wecken und wach 
zu halten, gehört zu der Pflege des kirchlichen Lebens in unseren 
Gemeinden. Ueberhaupt wird der Geistliche sich angelegen sein 
lassen, pietätvolle Liebe zu unserer Kirche und ihren Aufgaben 
bei den Gemeindegliedern zu pflanzen. 

Wie weit sich der einzelne Geistliche an Wohlfahrtsbestre- 
bungen zum Besten der Gemeinde oder einzelner Berufskreise 
beteiligen soll, wird er darnach entscheiden, was zu tun oder zu 
lassen er dem Amt schuldig ist. 


8 6. 


Das Amts- und Beichtgeheimnis ist gewissenhaft zu wahren. 

Demnach hat der Geistliche über die vermöge seines Amtes 
ihm bekannt gewordenen Angelegenheiten, deren Geheimhaltung 
ihrer Natur nach erforderlich oder ihm besonders auferlegt ist, 
Verschwiegenheit zu beobachten, auch wenn er nicht mehr im 
Amte stebt. Dies gilt auch hinsichtlich der Veröffentlichung 
durch den Druck. Geistliche, auch wenn sie nicht mehr im 
Dienste sind, dürfen über Umstände, auf welche sich ihre Pflicht 
zur Amtsverschwiegenheit bezieht, als Zeugen nur mit Genehmi- 
gung ihrer vorgesetzten Dienstbehörde oder der ihnen zuletzt 
vorgesetzt gewesenen Dienstbehörde vernommen werden (vgl. $ 53 
der Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877, Reichsges.-Blatt 
S. 253, und $ 376 der Zivilprozeßordnung vom 20. Mai 1898, 
Reichsges.-Blatt S. 410). 

Von der Pflicht zur Wahrung des Beichtgeheimnisses kann 
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der Seelsorger nur vom Beichtenden selbst entbunden werden 
(Smnodalausschreiben vom 19. Juni 1860, Abl. II, S. 547). Das 
Beichtreheimnis. ist geschützt durch die Bestimmungen in $ 52 
der Strafprozeßordnung und $ 383 der Zivilprozeßordnung: „Zur 
Verweigerung des Zeugnisses sind berechtigt: Geistliche in An- 
sehung desjenigen, was ihnen bei der Ausübung der Seelsorge 
anvertraut ist. “ 


87. 

Das örtliche Herkommen in Hinsicht auf die liturgische Ge- 
staltung der Gottesdienste, die Ausführung der kirchlichen Hand- 
lungen, Ausstattung des Altars, Vortragen des Kreuzes bei Be- 
erdigungen und dergleichen ist sorgsam zu wahren, dies namentlich 
dann, wenn das Herkommen auf besondere reformationsgeschicht- 
liche Ordnungen des Landesteils zurückgeht. 

Der Geistliche, auch der unständige, hat sich nach seinem 
Eintritt mit dem örtlichen Brauch und der Geschichte der Ge- 
meinde zunächst an der Hand der Pfarrbeschreibung bekannt zu 
machen. 

Die Pflege christlicher Sitte in Haus und Gemeinde, Haus- 
andacht, Tischgebet, würdige Sonntagsfeier usw. wird ihm am 
Herzen liegen. 


88. 

Die Leitung des Gottesdienstes kommt dem Geistlichen zu, 
der ihn hält. 

Den Organisten wird er innerhalb der durch den Zweck des 
Gottesdienstes gegebenen Grenzen in der selbständigen Betätigung 
nicht einengen; vor der Erteilung von besonderen Weisungen 
wird er womöglich Gelegenheit zu persönlicher Rücksprache 
nehmen. 


59. 
Bei Leitung der ortskirchlichen Vermögensverwaltung wird 


der Geistliche die Fürsorge für Erhaltung und Mehrung des 
ermögensstandes, die rechtzeitige vorsorgliche Stärkung der be- 
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sonderen Fonds, namentlich des Baufonds, die Instandhaltung der 
kirchlichen Gebäude und Gegenstände angelegen sein lassen. 

Die Kirchenbücher und Register, der Amtskalender, ebenso 
die Protokollbücher sind pünktlich zu führen. 

Die Registratur ist unter sorgfältiger Aufbewahrung und 
Einreichung der Akten in Ordnung, das amtliche Inventar instand 
zu halten. Amtliche Schreibsachen sind unter Beobachtung der 
angeordneten Formen (Kons. - Erl. vom 8. Juli 1902, Abl. XII, 
8.423) pünktlich zu erledigen, die vorgeschriebenen Termine ein- 
zuhalten. 

Die geordnete Amtsführung erfordert Kenntnis der einschlä- 
gigen Gesetze und Vorschriften, um welche Kenntnis sich der 
Geistliche stetig bemühen wird. 


8 10. 

Die kirchliehe Dienstaufsieht über die Geistlichen der Diözese 
führt das Dekanatamt in Unterordnung unter die Oberkirchen- 
behörde, bzw. unter die Generalsuperintendenz. 

In Unterordnung unter das Dekanatamt ist der unmittelbare 
Vorgesetzte für den Stadt- oder Parochialvikar der Erste Geist- 
liche der Kirche, dies auch wenn dem Stadt- oder Parochialvikar 
ein eigener Seelsorgebezirk zugeteilt ist, für den Vikar und Lehr- 
vikar der Geistliche, dem er beigegeben ist. 

Beurlaubte oder zeitweilig unverwendete Predigtamtskandidaten 
unterstehen der Dienstaufsicht des Konsistoriums. Soweit sie sich 
ım Inland aufhalten, wırd von ihnen erwartet, daß sie sich mit 
dem Ersten Geistlichen ihres Heimats- oder Aufenthaltsorts ın 
Fühlung halten. Unverwendeten Kandidaten ist Gelegenheit zu 
geben, an den Pfarrkonferenzen teilzunelımen (Synodalerlaß vom 
17. November 1910, Abl. XVI, S. 24). 


8 1l. 
Der Pfarrverweser versielit das Pfarramt in seinem ganzen 
Umfang, soweit nicht anders bestimmt wird; befindet sich ein 
Stadt- oder Parochialvikar am Ort, so kommt diesem, wenn er 


—— nn —— 


Gebser, Gesetze, Verordnungen, Entscheidungen u. dergl. 467 


der Dienstältere ist, ein Anteil an den Vormittagspredigten zu, 
die der erledigten Stelle zugeteilt sind, wobei mangels Verständi- 
gung das Dekanatamt entscheidet. 

Der Stadt- oder Parochialvikar versieht die ihm geschäfts- 
ordnungsmäßig zukommenden oder im Einzelfall übertragenen 
Aufgaben selbständig; dabei hat er sich an die Weisungen des 
Ersten Geistlichen zu halten und innerhalb der Geschäftsordnung 
auch die Aufträge der übrigen ständigen Geistlichen der Kirche 
zu übernehmen. Der Vikar vertritt den Pfarrer entsprechend der 
ihm soweit möglich in gleichbleibender Weise zuzuweisenden Ge- 
schäftsaufgabe, bei schwerer Erkrankung des Pfarrers so, wie die 
Umstände es erfordern; er hat dabei Auftrag und Vorgang des 
Pfarrers zu beachten und in schwierigen Fällen Rat und Weisung 
des Dekans oder eines Nachbargeistlichen, an den er zu diesem 
Zweck gewiesen wird, einzuholen. 

Hinsichtlich der Vertretung im Gemeindekirchenrat und in 
der Diözesansynode ist $ 2 Abs. 2 der Ministerialverfügung vom 
15. August 1906 (Kons. Abl. XIV, S. 75) und Art.2 Nr. 1 der 
Diözesansynodalordnung von 1901 (Kons. Abl. XII, S. 227) zu 
vergleichen. 

Der Vikar, der seine Wohnung ım Pfarrhaus hat, sei sich 
seiner Pflichten als Hausgenosse gegenüber der Pfarrfamilie 
bewußt. 

Dem Pfarrverweser liegt auch die nächste Aufsicht und Für- 
sorge für das Pfarranwesen ob (Kämmererordnung $ 13, Abl. XII, 
8. 190). 

& 12. 

Bei oder sogleich nach Antritt seiner Stelle hat der unstän- 
dige Geistliche sich bei dem Dekan der Diözese persönlich vorzu- 
stellen, bei seinem Abgang sich womöglich mündlich, andernfalls 
schriftlich von ihm zu verabschieden. 

Die Vorschriften betreffend Uebergabe der Registratur und 
‘des Inventars an den Amtsnachfolger (Kons.-Erl. vom 20. Dezem- 
ber 1906, Abl. XIV, S. 118) gelten auch für Pfarrverweser und 
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sinngemäß für Stadt- und Parochialvikare. Der Pfarrverweser 
hat beim Abgang die für den Pfarrbericht erforderlichen Notizen 
zu hinterlassen (Kons.-Erl. vom 3. Maı 1910 Nr. 3 Abs. 3, Abl. XV, 
S. 379). 


S 13. 

Sind an einer Kirche mehrere Geistliche angestellt, so wird 
der dienstliche Verkehr mit der Behörde in den das Amt und die 
Gemeinde betreffenden Angelegenheiten durch den Ersten Geist- 
lichen als Leiter der Parochie vermittelt; Eingaben in persönlichen 
Angelegenheiten gehen bei ständigen Geistlichen unmittelbar, und 
unständigen durch den zuständigen Vorgesetzten ($ 10) an das 
Dekanatamt. 

Die Leitung der Geschäfte in Gemeinden mit mehreren Paro- 
chien durch den Ersten ÖOrtsgeistlichen unterliegt besonderer 
Ordnung. 

In Gemeinden mit mehreren Parochien und auch schon in 
Gemeinden mit mehreren Geistlichen empfiehlt es sich, über ge- 
meinsame amtliche Angelegenheiten in einem Zusammentritt der 
Geistlichen zu beraten (Pfarrkonvent). 


5 14. 

Hinsichtlich der Urlaubserteilung an Geistliche wird auf die 
Konsistorialerlasse vom 9. Oktober 1909 und 25. Januar 1910 
(Abl. XV, S. 180 und 226) verwiesen. 

Die Rücksicht darauf, daß die seelsorgerliche Bedienung der 
Gemeindeglieder und die Vollziehung der kirchlichen Handlungen 
jederzeit gewährleistet sein muß, und die daraus folgende Pflicht 
der Ortsanwesenheit des Vertreters des Pfarramts fordert auch 
bei kürzerer Abwesenheit entsprechend Verkehr. 

Für nebenamtliche Religionslehrer gibt in dieser Hinsicht 
Nr. II des Erlasses” der Ministerialabteilung für die höheren Schu- 
len vom 15. September 1911 (Abl. XVI, S. 93), für Geistliche als 
Mitvorsitzende oder Mitglieder des Ortsschulrats Nr. 2 des Kons.- 
Erl. vom 18. März 1910 (Abl. XV, S. 375); für nebenamtliche 
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Militärgeistliche gelten die für sie erlassenen besonderen Bestim- 
nungen. 
S 19. 

Ohne vorgängige Genehmigung des Konsistoriums darf kein 
Geistlicher ein Nebenamt oder eine solche Nebenbeschäftigung, 
mit welcher eine fortlaufende Belohnung verbunden ist, über- 
nehmen. Die erteilte Genehmigung ist jederzeit widerruflich. 

Auch sonstige Nebenbeschäftigungen darf ein Geistlicher nur 
dann übernehmen und weiterführen, wenn sie mit den amtlichen 
Pflichten vereinbar sind, und nur ın dem Maße, daß dadurch dem 
amtlichen Beruf, sowie der Verpflichtung zu wissenschaftlicher 
und beruflicher Weiterbildung kein Abbruch geschieht. 

Die Uebernahme einer Vormundschaft, mit welcher eine Ver- 
mögensverwaltung verbunden ist, bedarf der Erlaubnis des Kon- 
sistoriums (vgl. Art. 67 des Ausführungsgesetzes zum BGB. vom 
28. Jnli 1899, Reg.-Blatt S. 423). 

S 16. 

Hinsichtlich der Geschenkannahme wird auf Art. 3 Abs. 2 
des kirchlichen Gesetzes, betreffend die Stolgebühren, vom 21. 
Januar 1901 und Ziff. 1 der Bekanntmachung des Konsistoriums 
vom 2. Juli 1901 (Abl. XII, S. 189 und 269) verwiesen. 

Geschenke an Vorgesetzte dürfen nicht gegeben werden 
(Kons.-Erl. vom 19. Mai 1857, Abl. I, S. 244). 


& 17. 

Von der Absicht ihrer Verheiratung haben die Geistlichen, 
bevor sie das Aufgebot beantragen, durch Vermittlung des Deka- 
natamts dem Konsistorium Anzeige zu erstatten und dessen Ent- 
schließung abzuwarten. Bei der Anzeige ist Name, Wohnort und 
Stand der Braut, unter Anschluß des Taufscheins, sowie Name, 
Wohnort und Stand ihrer Eltern anzugeben und vom Dekanat- 
amt ein pfarramtliches Zeugnis über die Braut beizufügen. 

Bei unständigen Geistlichen wird die Erlaubnis zur Verhei- 
ratung nur gewährt, wenn sie die zweite Dienstprüfung erstan- 
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den haben und ihnen eine entsprechende Stelle zugewiesen ist. 
Die Tatsache der Verheiratung begründet keinen Anspruch auf 
besondere Berücksichtigung bei der ständigen Anstellung; die 
Versetzung des unständigen Geistlichen im Interesse des Dienstes 
bleibt jederzeit vorbehalten. 

$ 18. 

Die Geistlichen haben in ihrem ganzen Auftreten, in der 
Beteiligung an der Geselligkeit und am öffentlichen Leben, in 
ihrer Kleidung und derlei äußeren Dingen sich gegenwärtig zu 
halten, daß ihnen durch ihr Verhalten der Zugang zu den Ge- 
meindegliedern, denen sie als Seelsorger und Verkünder des gütt- 
lichen Wortes zu dienen haben, nicht erschwert werden und der 
Wirkungskraft ihres Anıtes kein Eintrag geschehen darf. 


Das Predigtamt fordert von dem, dem es anvertraut ist, Hin- 
gabe und Einsatz der Persönlichkeit für die innerliehen Aufgaben 
des Amts auf Grund stetig erneuter Vertiefung in Gottes Wort. 

Der Geistliche halte sich die Jüngerpflicht vor, Salz und 
Licht des Kreises zu sein, in dem er steht, er nütze dem Zugang 
zur ganzen Gemeinde, den die kirchliche Ordnung dem Dienst am 
Evangelium gewährt. Er schone der Gewissen, daß nicht aus 
seinem Tun Verwirrung und Aergernis entstehe (Röm. 14). Er 
lehre, wie die große Kirchenordnung sagt, nicht „ Menschentraum“, 
sondern erweise sich in und außer dem Amt als ein Diener Christi 
und Haushalter über Gottes Geheimnisse (1. Kor. 4, 1 und 2). 
Er habe acht auf sich selbst (Apostelgesch. 20, 28) und entziehe 
sich nicht der brüderliehen Mahnung; er wirke in Eintracht mit 
denen zusammen, mit denen ilın sein Amt zu gemeinsamer Arbeit 
verbindet (Eph. 4, 2 und 3). Er fliehe nicht das Kreuz und be- 
währe seinen Glauben in Hoffnung, Geduld und Anhalten am 


Gebet. 
[Fortsetzung folgt.) 
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